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Beginn der Sitzung am 24. September 2015: 10.02 Uhr

Vizepräsident Dombrowski:

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich begrüße Sie herzlich zu unserer heutigen 17. Sitzung des 
Landtages Brandenburg. Es ist mir zuallererst eine Freude, un-
serer Kollegin Barbara Richstein zu ihrem heutigen Geburtstag 
zu gratulieren. Herzlichen Glückwunsch, gute Gesundheit, 
Schaffenskraft und Erfolg bei all Ihren Vorhaben!

(Allgemeiner Beifall - Der Abgeordneten Richstein [CDU] 
werden vom Fraktionsvorsitzenden Senftleben [CDU] 
Blumen überreicht.)

Die Schülergruppe, die zu begrüßen wäre, ist noch nicht da. 
Deshalb warten wir damit noch. 

Ich möchte Sie darüber informieren, dass die Entschließungs-
anträge mit den Drucksachennummern 6/2641, 6/2644 und 
6/2646 von den Antragstellern zurückgezogen wurden. Gibt es 
von Ihrer Seite Bemerkungen zum Entwurf der Tagesord-
nung? - Das ist nicht der Fall. Somit lasse ich über die Tages-
ordnung abstimmen. Wer ihr folgen möchte, den bitte ich um 
sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - 
Das ist nicht der Fall. Damit ist die Tagesordnung beschlossen.

Zu den Abwesenheiten von Mitgliedern der Landesregierung 
und des Parlaments ist anzumerken, dass Ministerpräsident 
Dr. Woidke aus bekannten Gründen ganztägig abwesend sein 
und von Herrn Minister Görke vertreten wird. Von den Abge-
ordneten werden Frau Alter, Herr Folgart, Frau Kaiser, Herr 
Kuhnert, Herr Wiese und Herr van Raemdonck ganztägig, Herr 
Gliese und Herr Kosanke bis 13 Uhr sowie die Abgeordnete 
Richstein ab 16 Uhr abwesend sein. 

Damit bin ich mit den Regularien am Ende und rufe Tagesord-
nungspunkt 1 auf:

	 Aktuelle Stunde

	 Thema:
Brandenburgs Position beim Flüchtlingsgipfel

	 Antrag 
	 der Fraktion der CDU

	 Drucksache 6/2584

Des Weiteren liegen ein Entschließungsantrag der Fraktion der 
CDU in der Drucksache 6/2638 und ein Entschließungsantrag 
der AfD-Fraktion in der Drucksache 6/2658 vor.

Die Debatte wird von der Kollegin Schier, CDU-Fraktion, er-
öffnet. Bitte schön.

Frau Schier (CDU):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Aktuelle 
Stunde der CDU könnte aktueller gar nicht sein. Es gibt jeden 
Tag neue Meldungen, und bevor ich in das Thema einsteige, 
möchte ich meine Freude darüber zum Ausdruck bringen, dass 
die Europäische Union eine Milliarde Euro in Flüchtlingslager 
der syrischen Nachbarländer geben wird. Dies wird dort, vor 

Ort, die Not lindern. Es ist ein kleiner Beitrag und kann uns al-
le nur freuen.

(Allgemeiner Beifall)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, heute beginnt um 
15  Uhr im Bundeskanzleramt ein Treffen der Ministerpräsi-
denten mit der Bundesregierung, an das viele von uns große 
Erwartungen haben. Die Zahl der Flüchtlinge, die in unserem 
Bundesland Zuflucht suchen, erhöht sich ständig. Unser Land, 
unsere Kreise und Kommunen stehen vor großen Aufgaben.

Um den Flüchtlingen helfen zu können, brauchen wir schnelle 
und flexible Lösungen. Gestern noch sprachen wir vom Mut 
von 1990. Diesen Mut und diesen Enthusiasmus brauchen wir 
heute wieder.

(Beifall CDU, B90/GRÜNE und des Abgeordneten Bi-
schoff [SPD])

Wir wollen, dass der Ministerpräsident als Vertreter Branden-
burgs heute Handlungsfähigkeit beweist und bei den Weichen-
stellungen für Deutschland eine aktive Rolle einnimmt. Des-
halb ist es uns wichtig, dass er ein entsprechendes Mandat vom 
Landtag erhält. 

Die CDU-Fraktion hat Ihnen einen Entschließungsantrag vor-
gelegt, über den wir heute diskutieren und abstimmen wollen. 
Neben der Gewährung von Hilfe und Unterstützung ist es auch 
wichtig, keine falschen Anreize zu setzen und keine falschen 
Hoffnungen zu wecken. Ein wichtiger Schritt hierfür ist die 
Einstufung als sicherer Herkunftsstaat. Damit für jene, die aus 
rein wirtschaftlichen Gründen zu uns kommen, von vornherein 
klar ist, dass sie keinen Anspruch auf ein Bleiberecht haben, 
bedarf es dieser Festlegung. Außerdem bewirkt die Einstufung 
als sicherer Herkunftsstaat eine Beschleunigung bei der Bear-
beitung der einzelnen Asylverfahren und schafft Rechtssicher-
heit; die Zahlen sprechen für sich. Es besteht dringender Hand-
lungsbedarf, insbesondere für den Kosovo und Albanien. 

Unter den zehn häufigsten Herkunftsländern von Asylbewer-
bern als Erstantragsteller in Deutschland liegt im August Alba-
nien auf Platz 2, der Kosovo ist auf Platz 8 gerutscht. Aber die 
aktuellen Zahlen des Bundesamtes für Migration und Flücht-
linge sagen: Im August haben 36 422 Personen einen Antrag 
auf Asyl gestellt, davon aus den Westbalkanstaaten 13  903. 
Das sind 38,2 % der Asylanträge, und, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, die überwiegende Masse dieser Antragsteller 
aus den Westbalkanstaaten hat eben kein Anrecht auf unseren 
Schutz durch Asyl.

(Beifall CDU und AfD)

Eine weitere sinnvolle Maßnahme ist, die Aufenthaltsdauer in 
den Erstaufnahmeeinrichtungen von drei auf sechs Monate zu 
verlängern. In diesem Zeitraum sollen die Asylverfahren zu-
künftig abgeschlossen sein, wofür es mehr Personal beim Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge braucht. Im Ergebnis 
dürfen den Kreisen und Kommunen nur solche Asylbewerber 
und Flüchtlinge zugewiesen werden, die mit einem Bleiberecht 
langfristig in ihre Gemeinden, Kindergärten oder Schulen inte-
griert werden und damit eine echte Perspektive haben.

(Beifall CDU und AfD)
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Zudem soll während des Aufenthaltes in den Erstaufnahmeein-
richtungen der Bargeldbedarf so weit wie möglich durch 
gleichwertige Sachleistungen ersetzt werden.

Der nächste Schwerpunkt, der mir besonders am Herzen liegt, 
ist die Gesundheitsversorgung. Vor Ort ist die Sprachbarriere 
ein großes Problem. Das betrifft zum einen die psychosoziale 
Betreuung, aber auch die allgemeinmedizinische und die fach-
ärztliche Versorgung. Deshalb müssen geflüchtete Ärzte schnell 
ihre Berufszulassung bekommen, um an der ärztlichen Versor-
gung mitzuwirken. Ein positiver Nebeneffekt ist, dass sie zu-
gleich Sprachmittler bzw. Übersetzer und - vor dem Hinter-
grund der verschiedenen Kulturen - auch Vertraute sein wer-
den.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die größte und drängendste 
Aufgabe ist es, feste Unterkünfte zur Verfügung zu stellen und 
somit Zeltlösungen im Winter zu verhindern. Es braucht große 
und kleine Lösungen, vor allem braucht es aber Lösungen mit 
Augenmaß. Das Baugesetzbuch muss flexibilisiert werden, da-
mit wir bauplanungsrechtliche Hürden abbauen können.

Nun komme ich zu einem Punkt, bei dem wir uns sicher alle 
einig sind: Das alles kostet Geld, viel Geld. Der Bund muss 
und wird sich stärker an den Kosten der Flüchtlingsversorgung 
beteiligen. Entscheidend ist aber nicht nur, wie viele Mittel zur 
Verfügung gestellt werden, sondern wie schnell diese zu kon-
kreten Ergebnissen vor Ort führen.

(Beifall CDU)

Ich denke, eine Pauschale vom Bund für jeden Flüchtling oder 
Asylbewerber wird eine gewisse Planungssicherheit bringen, 
damit nicht ständig über Anpassungen beraten werden muss. 
Es ist dann aber auch notwendig, dass das Land diese Pauscha-
le 1:1 an die Kommunen weitergibt.

	 (Beifall CDU und B90/GRÜNE)

Einen wichtigen Punkt habe ich mir für den Schluss meiner 
Rede aufgehoben: das große Thema Integration. Sprache ist 
und bleibt das A und O, um bei uns anzukommen, sich einzule-
ben und heimisch zu werden. Dazu gehört, dass das Land 
Sprachkurse fördert und Integrationskurse auch für Geduldete 
und Ausländer mit einem Aufenthaltstitel eröffnet werden, 
denn nur wer miteinander spricht und einander versteht, der 
lebt auch wirklich zusammen. Integration heißt ja nicht nur, 
Kinder zu betreuen und sie in die Schule zu schicken, sondern 
Familien in die Gesellschaft und Gemeinschaft voll einzube-
ziehen. Dazu zählt auch die Integration in den Arbeitsmarkt. 
Das ist der erste Schritt, um wirklich anzukommen, um zum 
eigenen Lebensunterhalt beizutragen und auch etwas wieder-
zugeben. 

Das Modellprojekt „Early Intervention“ muss flächendeckend 
ausgebaut werden. In diesem Programm werden durch Kompe-
tenzfeststellungen und Befragungen Potenziale von Flüchtlin-
gen für den Arbeitsmarkt erkannt, um sie frühzeitig in Maß-
nahmen der Arbeitsmarktintegration einzubeziehen. Ich glau-
be, das ist ein Schritt in die richtige Richtung. 

Ich möchte ausdrücklich all jenen danken, die bisher und in 
Zukunft helfen, seien es die vielen Willkommensinitiativen, 
die Kirchen, pensionierte Lehrer, Übersetzer, Ärzte, Poli-
zisten; man muss aufpassen, dass man niemanden vergisst. Ich 

will sagen: Es gibt viele, Unzählige, die sich noch weiter en-
gagieren.

	 (Beifall des Abgeordneten Bischoff [SPD])

All jenen gilt unser ganz großer Dank.

	 (Beifall CDU, SPD und B90/GRÜNE)

Wir stehen vor großen Herausforderungen, die wir gemeinsam 
meistern werden. Ich freue mich nun auf die Diskussion.

Vielen Dank, dass Sie mir zugehört haben.

	 (Beifall CDU, SPD und B90/GRÜNE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Das Wort erhält nun die SPD-Fraktion, Herr 
Abgeordneter Kurth.

Kurth (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Gäste! In 
einem am Samstag vergangener Woche erschienenen auflagen-
starken politischen Magazin wurde die Kanzlerin der Bundes-
regierung Deutschland wie folgt zitiert:

„Wer in Regierungsverantwortung ist wie wir, der hat ei-
ne andere Rolle. Wir müssen den Leuten Antworten und 
Lösungen bieten.“

Nur Zustände zu beschreiben und Gefühle, das reiche eben 
nicht, soll die Kanzlerin weiter ausgeführt haben. Antworten und 
Lösungen - vielleicht noch nicht alle Antworten und Lösungen 
und vielleicht noch nicht die besten, aber Antworten und Lö-
sungen, damit die Menschen in unserem Land weiterhin das Ge-
fühl haben können, dass der Staat handlungsfähig ist und dem 
„Wir schaffen das“ ein „Wie wir das schaffen“ hinzugefügt wird.

	 (Beifall SPD und DIE LINKE)

Das ist die Erwartungshaltung, die wir alle mit dem sogenann-
ten Asylgipfel verbinden. Übrigens nicht nur wir Deutschen, 
sondern auch die zu uns Geflüchteten wollen wissen, wie es 
mit ihnen, wie es mit uns gemeinsam weitergehen wird.

Auch international werden die Verlautbarungen und die Töne 
zwischen den Zeilen von unseren europäischen Partnern, aber 
auch gerade von den Menschen in den Flüchtlingslagern dieser 
Welt sehr intensiv verfolgt werden. Diese Antworten kann der 
Bund nicht allein geben. Diese Lösungen kann er allein weder 
entwickeln noch umsetzen. Zu Recht sprechen wir von der 
größten nationalen Herausforderung seit der Wiedervereini-
gung, vielleicht von der größten Herausforderung seit dem 
Zweiten Weltkrieg. Deshalb müssen die Bundesländer mitdis-
kutieren, und deshalb ist es auch an uns, die Position des Lan-
des Brandenburg deutlich zu machen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zunächst ist es mir 
wichtig, deutlich zu machen, dass es das von der AfD be-
hauptete Asylchaos nicht gibt. 

(Beifall SPD, DIE LINKE, CDU und B90/GRÜNE - Ge-
lächter bei der AfD - Jung [AfD]: Ich mach‘ mir die Welt, 
wie sie mir gefällt!)
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Wir haben in den vergangenen Wochen eine unglaubliche Dy-
namik im Zustrom nach Europa erlebt. Auch Deutschland, 
auch Brandenburg musste und muss sich täglich, mitunter 
stündlich, auf neue Herausforderungen, auf eine neue Lage 
einstellen.

	 (Zuruf von der AfD: Aber das ist kein Chaos!)

Natürlich läuft da nicht alles rund, natürlich gibt es da auch 
Probleme, etwa wenn unangekündigt ein Bus oder ein Zug mit 
Asylsuchenden eintrifft. Ich schätze ein, dass es dafür noch 
sehr gut läuft und wir gerade in Brandenburg auch und vor 
allem wegen des unermüdlichen Einsatzes von hunderten haupt- 
und ehrenamtlichen Helferinnen und Helfern, gemessen an der 
Größe dieser Herausforderung, sehr gut bestehen.

	 (Beifall SPD sowie vereinzelt B90/GRÜNE)

Wir haben das Asylkabinett, wir haben den Koordinierungs-
stab, wir haben die Koordinierungsstrukturen bei den Land-
kreisen und kreisfreien Städten. Es ist gut, dass der Bund nun 
endlich mit der Aktivierung des gemeinsamen Lagezentrums 
von Bund und Ländern die bundesweite Verteilung der Asylsu-
chenden steuert.

Meine Damen und Herren, unzweifelhaft, wir brauchen eine 
internationale Lösung für die Kriege in Syrien und im Irak.

(Beifall der Abgeordneten Dr. Bernig [DIE LINKE] und 
Bischoff [SPD])

Diese Länder und viele weitere müssen stabilisiert werden, da-
mit dort überhaupt ein menschenwürdiges Leben möglich ist. 
Wir müssen den Schlepperbanden

	 (Beifall SPD sowie vereinzelt DIE LINKE)

das Handwerk legen, auf den Land- und auf den Seewegen. Es 
ist richtig, dass wir dafür das Mandat für die deutsche Marine 
im Mittelmeer verlängern, und ich bin den Besatzungen un-
serer Schiffe sehr dankbar für ihre Rettungseinsätze.

(Beifall SPD, CDU und des Abgeordneten Vogel [B90/
GRÜNE])

Wir müssen die Lage der Flüchtlinge in den Camps der UNH-
CR schnell spürbar verbessern; wir haben gehört, dass ein erster 
Schritt dazu getan ist. Wir müssen den Menschen in diesen 
Camps nicht nur deshalb helfen, damit sie sich nicht auch noch 
auf den Weg zu uns machen - wie Bundesminister Müller kürz-
lich in einem Schreiben formulierte -, sondern wir müssen ih-
nen deshalb helfen, weil die übergroße Menge dieser Menschen 
weder körperlich noch finanziell in der Lage ist, eine weitere 
jahrelange Flucht zu überleben bzw. Schleuser zu bezahlen.

(Beifall SPD und B90/GRÜNE sowie der Abgeordneten 
Schwarzenberg [DIE LINKE])

Wir brauchen eine gemeinsame europäische Flüchtlings- und 
Asylpolitik. Die Einigung zur Verteilung von 120 000 Flücht-
lingen, die übrigens - leider - gegen die Stimmen von vier ost-
europäischen Mitgliedsstaaten getroffen wurde, ist ein erster 
wichtiger Schritt, nicht nur, weil er uns in Deutschland Entlas- 

tung verschafft, vielmehr auch deshalb, weil sich die europä-
ische Idee bewähren muss. Wir haben gestern Abend bei der 
Feierstunde anlässlich „25 Jahre Brandenburg“ eine überzeugte 
junge Europäerin gehört. Wer von Europa überzeugt ist, muss 
den Glauben an Europa verlieren, wenn wir hier keine Eini-
gung im Sinne der Humanität und Menschenwürde erreichen.

(Beifall SPD und B90/GRÜNE - Zuruf von der AfD: Eu-
ropa oder EU?)

Wer bei der Europahymne nicht einmal bereit ist, aufzustehen, 
der soll in dieser Diskussion einfach schweigen.

	 (Beifall SPD, CDU, B90/GRÜNE - Zurufe von der SPD)

Europa ist und bleibt mehr als eine Wirtschaftsunion. Europa 
ist eine Wertegemeinschaft. Deshalb ist es auch richtig, dass 
sich Europa stärker zur Unterstützung der über 2 Millionen sy-
rischen Flüchtlinge in der Türkei bekennt.

	 (Zuruf von der AfD: Das sieht man in Osteuropa!)

Und es ist richtig, dass wir menschenwürdige Aufnahme- und 
Registrierungseinrichtungen in den EU-Mitgliedsstaaten er-
richten, an deren Außengrenze der Flüchtlingsandrang beson-
ders groß ist, und das dann auch gemeinsam bezahlen. Wir 
wollen auch eine EU-weite gemeinsame Bestimmung sicherer 
Herkunftsländer. 

Europa muss seine Regeln wieder einhalten. Deshalb ist die 
Registrierung von Flüchtlingen bei der Einreise in den Schen-
genraum unverzichtbar. Sie gestatten mir, als Innenpolitiker 
auch zu sagen: Solange dies nicht gewährleistet ist, müssen wir 
an unseren Grenzen vorübergehend wieder kontrollieren. Der 
Staat, wir alle, müssen wissen, wer zu uns kommt.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir brauchen die dauerhafte 
finanzielle Unterstützung des Bundes für Länder und Kommu-
nen. Dies fordern nicht nur die Länder selbst, sondern auch der 
Städtetag, der Landkreistag und der Städte- und Gemeinde-
bund. Der Bund muss die Länder deutlich oberhalb der bislang 
diskutierten 4 bis 5 Milliarden Euro unterstützen.

	 (Beifall SPD und B90/GRÜNE)

Dies muss eine dauerhafte, dynamische und strukturelle Unter-
stützung sein, die sich auch an der Zahl der Asylanträge sowie 
der Verfahrensdauern bemisst. Somit und nur so würde sich 
diese Unterstützung auch der Entwicklung der Flüchtlings-
zahlen anpassen. 

Wir brauchen - Kollegin Schier hat darauf zutreffend hinge-
wiesen - auch eine ganz wesentliche Beschleunigung der Asyl-
verfahren. Ich hoffe, dass dies unter dem neuen Präsidenten 
Weise auch gelingt.

(Beifall CDU sowie der Abgeordneten Bischoff [SPD] 
und Vogel [B90/GRÜNE])

Der Bund muss auch bei der Beschaffung von Dokumenten, 
Ersatzpapieren und Pässen aus Herkunftsländern stärker unter-
stützen; denn fehlende Dokumente sind oft ein Hindernis bei 
der Vollziehung der Ausreisepflicht.
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Meine Damen und Herren, Brandenburg hat bereits viel geleis- 
tet. Deshalb gilt unser Dank immer wieder allen beteiligten Be-
hörden und Verwaltungen sowie den Hilfsorganisationen, der 
Bundeswehr und den tausenden Freiwilligen. Auch bei uns wä-
re - das müssen wir eingestehen - der Anstrom in den letzten 
Wochen ohne die geballte Mithilfe der vielen Freiwilligen 
nicht zu bewältigen gewesen. 

Wir werden da, wo wir selbst entscheiden können, noch mehr 
tun. Die Aufstockung der Mittel für den Wohnungsbau ist ge-
nauso angekündigt wie die Finanzierung zusätzlicher Stellen in 
den Bereichen Kita, Schule, Polizei und Justiz. Die Unterstüt-
zungsmittel für die Willkommenskultur werden wir aufsto-
cken.

Gerade weil wir unseren Beitrag weiter und noch mit gestei-
gerten finanziellen Mitteln leisten, dürfen wir auch mit Nach-
druck mit dem Bund verhandeln. 

Was wir bis hierher geleistet haben, kann als erste Hilfe be-
zeichnet werden. Wir haben alle Kräfte zusammengenommen 
und den Menschen, die bei uns Zuflucht gefunden haben, Es-
sen, Kleidung und ein Dach über dem Kopf gegeben. Jetzt wer-
den wir gemeinsam noch viel mehr Kraft aufbringen müssen, 
um die Menschen in unsere Gesellschaft zu integrieren. Dies 
kann und wird eine Erfolgsgeschichte werden, weil wir viele 
Unterstützer und Mitwirkende haben. Aber die Rahmenbedin-
gungen müssen stimmen. Deshalb muss der Bund jetzt als al-
lerwichtigstes auch sehr schnell ein Arbeitsförderprogramm 
auflegen und die allgemeine sowie berufsspezifische Sprach-
ausbildung deutlich verbessern und mit entsprechenden Haus-
haltsansätzen ermöglichen. Auch die europäischen Fördermit-
tel müssen hierfür sehr schnell angepasst werden. 

Wir müssen dauerhaften Wohnraum schaffen neben der Tatsa-
che, dass wir natürlich auch dafür sorgen müssen, dass wir jetzt 
sehr kurzfristig winterfeste Quartiere zur Verfügung stellen, 
und wir müssen uns im Zweifel auch überlegen, ob wir eine 
neue Ansiedlungspolitik in diesem Land wollen. Dies alles 
wird zu diskutieren sein. Daneben werden wir auch die Kapa-
zitäten von Kitas und Schulen bedarfsgerecht anpassen müs-
sen. 

Wir müssen den sozialen Aufstieg der Geflüchteten ermögli-
chen und dabei Nachteile für diejenigen verhindern, die bereits 
heute auf Unterstützung und Hilfe angewiesen sind. Wir wol-
len - so hat es Klaus Ness gestern gesagt -, dass die zu uns Ge-
kommenen gute Bürger unseres Landes werden. Gemeinsam 
können wir das schaffen. 

Wir stehen vor einer Herausforderung, die uns noch Jahre be-
schäftigen wird. Ich nehme deshalb gerne auf, was unser Kolle-
ge Senftleben gestern gesagt hat: Dieses Thema taugt nicht für 
Profilierung. Bei diesem Thema sollen sich die Verantwortlichen 
aller Ebenen gegenseitig unterstützen und nicht behindern.

	 (Beifall SPD, CDU sowie vereinzelt B90/GRÜNE)

Dem stimme ich ausdrücklich zu und hätte mir deshalb ge-
wünscht, dass der nunmehr vorliegende Entschließungsantrag 
zur Aktuellen Stunde vorher mit dem Ziel einer gemeinsamen 
Positionierung fraktionsübergreifend diskutiert und abge-
stimmt worden wäre.

	 (Zurufe von der AfD: Gemeinsam!)

Heute Abend beim Asylgipfel brauchen wir den Kompromiss. 
Es ist aus meiner Sicht nicht hilfreich, wenn wir den Minister-
präsidenten mit dem vorliegenden Entschließungsantrag in-
haltlich sehr eng binden. 

	 (Gelächter bei der AfD)

Wir werden ihn deshalb ablehnen. - Herzlichen Dank.

	 (Beifall SPD, DIE LINKE und B90/GRÜNE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Der Kollege Königer von der AfD-Fraktion hat 
eine Kurzintervention angezeigt. Bitte schön.

(Bretz [CDU]: Bitte nicht schon gleich am frühen Mor-
gen!)

Königer (AfD):

Sehr geehrter Herr Kollege Kurth, wenn Sie mich schon darauf 
ansprechen: Ja, ich bin gestern sitzen geblieben. Wir hatten ges- 
tern „25 Jahre Brandenburg“ zu feiern. Es ist mir nicht bewusst 
gewesen, dass anscheinend das Brandenburg-Lied zu diesem 
Feiertag, der für uns alle ein sehr guter Feiertag war, nicht into-
niert oder gesungen werden sollte. Ich fühlte mich an die DDR 
erinnert, 

	 (Frau Lehmann [SPD]: Sie machen es nur schlimmer!)

deren Hymne man auch nicht mehr singen durfte, weil der Text 
nicht mehr so ganz zeitgemäß war.

	 (Beifall AfD - Frau Lehmann [SPD]: Oh Mann!)

Ich habe deswegen keine europäische Hymne, weil es kein Eu-
ropa gibt. Europa ist kein Land, Europa ist ein Kontinent.

	 (Oh! bei SPD und DIE LINKE)

Wie drücken Sie es gegenüber den Schweizern oder den Nor-
wegern aus, dass Sie so europanationalistisch veranlagt sind, 
dass Sie denen eine Europahymne diktieren?

	 (Beifall AfD - Zurufe von der SPD)

Wir haben keine europäische Hymne, wir haben eine Branden-
burg-Hymne. Und ich hätte mir gestern gewünscht, dass sie 
zum 25. Jubiläum unseres Bundeslandes gesungen worden wäre.

(Beifall AfD - Zurufe von der Fraktion DIE LINKE - 
Frau Mächtig [DIE LINKE]: Das tut nur noch weh!)

Aber dazu sind Sie zu feige.

(Beifall AfD - Zurufe von der Fraktion DIE LINKE und 
der SPD)

Vizepräsident Dombrowski:

Der Kollege Kurth möchte nicht entgegnen. - Ich rufe als  
nächsten Redner den Abgeordneten Gauland auf; er spricht für 
die AfD-Fraktion. Bitte schön.

(Frau Mächtig [DIE LINKE]: Der redet noch schlimmer! 
Mir wird schlecht!)
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Dr. Gauland (AfD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kollegen von der CDU, ich habe den CDU-Antrag aufmerk-
sam gelesen, und ich habe mich an etwas erinnert: Es ist nicht 
lange her, da gab es eine gemeinsame Pressemitteilung von 
Rot-Rot-Grün und Ihrer CDU-Fraktion, Herr Senftleben. Wie 
heißt es da so schön?

„Mit ihren fremdenfeindlichen Aussagen schürt die AfD 
auf dem Rücken notleidender Menschen die Ängste Ein-
zelner und liefert menschenverachtenden Verbrechern ver-
meintliche Rechtfertigungen für ihre abscheulichen Taten.“

	 (Beifall CDU, B90/GRÜNE sowie vereinzelt SPD)

- Klatschen Sie nur, da freue ich mich.

Lassen Sie mich einige unserer sogenannten fremdenfeind-
lichen Aussagen wiederholen: Bereits vor neun Monaten for-
derten wir hier im Landtag eine konsequente Abschiebung ab-
gelehnter Asylbewerber. Wir wollten schnellere Verfahren und 
ein Ende der unsäglichen Duldungspraxis.

	 (Beifall AfD)

Flüchtlinge vom Balkan sollten sofort abgeschoben werden; 
denn es kann nicht sein, dass Menschen aus Ländern zu uns 
kommen, in denen gar kein Krieg herrscht oder die wir angeb-
lich befriedet haben, wie Afghanistan, 

	 (Beifall AfD)

aus Ländern, die sich sogar auf einen EU-Beitritt vorbereiten 
und fast schon in der europäischen Wertegemeinschaft ange-
kommen sind.

	 (Beifall AfD)

Diese Forderung hat nur ein Ziel: Wir wollten Platz schaffen 
für die wirklich schutzbedürftigen Menschen …

	 (Gelächter bei der CDU)

- Da müssen Sie nicht lachen.

	 (Genilke [CDU]: Doch! - Weitere Zurufe von der CDU)

… für Menschen, die aufgrund von Krieg und politischer Ver-
folgung bei uns Zuflucht suchen. Ihre Politik führt dazu, dass 
diese Menschen dann keine Zuflucht mehr finden.

	 (Beifall AfD)

Wir warnten Sie vor einem rasanten Anstieg der Flüchtlings-
zahlen, vor begrenzten Kapazitäten, 

(Wichmann [CDU]: Die sollen doch an der Grenze alle 
abgewiesen werden!)

und wir warnten Sie vor Fremdenfeindlichkeit und Intoleranz 
als Folge des Wegschauens, Durchwinkens und Willkommen-
heißens.

Doch anstatt sich den Realitäten zu stellen, haben sich die al-
lermeisten hier im Hause zu Moralaposteln erhoben.

	 (Domres [DIE LINKE]: Sie sind die Moralapostel!)

Ich erinnere mich noch ganz genau: Wir schüren angeblich die 
übelsten Ressentiments, sind geistige Brandstifter

	 (Domres [DIE LINKE]: Nicht nur angeblich!)

und kochen braune Süppchen.

	 (Ja! bei der SPD sowie Beifall)

Und, meine Damen und Herren, hat es geholfen? Nein, das hat 
es nicht; denn mit erhobenen Zeigefingern lassen sich nun ein-
mal keine Probleme lösen, und deshalb stehen wir heute nach 
Monaten Ihres Moralisierens und gleichzeitigen Wegschauens 
vor einer Situation, die unbeherrschbar geworden ist.

	 (Beifall AfD)

Nun wird es ganz seltsam. Jetzt wollen Sie von der CDU-
Fraktion hier im Plenum über beschleunigte Verfahren, kon-
sequente Abschiebung und Verminderung von Fluchtanreizen 
sprechen.

	 (Heiterkeit bei der AfD)

Nicht nur, dass Sie sich damit auf die Ebene der AfD begeben, 
die von Ihnen eben noch als fremdenfeindlich und rechtspopu-
listisch beschimpft worden ist. Das, was Sie jetzt fordern,

	 (Beifall AfD)

sind unsere Forderungen. Dann sind Sie nach Ihrer eigenen 
Analyse wohl fremdenfeindlich. Da haben Sie etwas mit der 
Bundeskanzlerin gemein. Sie alle haben kein zukunftsfähiges 
Konzept, außer dem, andere Staaten zu verpflichten, Flücht-
linge aufzunehmen. Doch, meine Damen und Herren, die Ost-
europäer werden einen Teufel tun, ihr nationales Selbstbestim-
mungsrecht an der Brüsseler Garderobe abzugeben. Es grenzt 
nun an politische Naivität der CDU und der Landesregierung, 
zu glauben, das bewusste Verdrängen der Realitäten ließe sich 
jetzt ganz einfach durch schnellere Verfahren und Abschie-
bungen ausgleichen. Das wird nicht ausreichen. Sie haben un-
sere Gesellschaft überfordert, und immer mehr Menschen fol-
gen dem Ruf der Bundeskanzlerin. Sie werden die Geister 
nicht mehr los, die Frau Merkel freigesetzt hat, 

(Domres [DIE LINKE]: Was sind Sie für ein Mensch? 
Mann, Mann!) 

und Ihr Antrag, liebe Kollegen von der CDU-Fraktion, hechelt 
den Realitäten hinterher. 

	 (Beifall AfD) 

Unsere Forderung ist deshalb, dass Asylanträge ab sofort nur 
noch vor Ort in den deutschen Botschaften gestellt werden. 

(Domres [DIE LINKE]: Sie sind naiv! - Weitere Zurufe 
von der Fraktion DIE LINKE und der SPD)
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Um deren Überlastung zu vermeiden, fordern wir zugleich den 
zügigen Aufbau von Asylzentren in Nordafrika und im Nahen 
Osten - das hat selbst der Ministerpräsident gefordert.

	 (Zurufe von der SPD und der Fraktion DIE LINKE)

Wer in Deutschland Asyl sucht, darf das in Zukunft nicht erst 
an der deutschen Grenze machen. 

(Domres [DIE LINKE]: Sondern in der deutschen Bot-
schaft!)	

Nur so verschaffen wir uns ein wenig Luft, nur so gewinnen 
wir die entglittene Kontrolle zurück. 

Nun können Sie wieder Ihren moralischen Zeigefinger heben - 
das tun Sie natürlich ununterbrochen - und uns als Rechtspopu-
listen, Brandstifter oder Fremdenfeinde bezeichnen, 

	 (Domres [DIE LINKE]: Das sind Sie!)

aber ich fürchte, die Realität wird Sie in Kürze ein weiteres 
Mal einholen, und dann stehe ich wieder hier und verweise Sie 
auf diese Rede von heute. 

	 (Beifall AfD)

Warum können wir nicht von Anfang an zusammenarbeiten? 
Aber mit Ihnen ist kein Zusammenarbeiten möglich - leider! - 
Danke.

(Beifall AfD - Domres [DIE LINKE]: Mit Ihnen auch 
nicht!)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, begrü-
ße ich Schülerinnen und Schüler der Käthe-Kollwitz-Ober-
schule Potsdam. Herzlich willkommen im Landtag Branden-
burg! 

	 (Allgemeiner Beifall)

Außerdem ist mir als aufmerksamer Sitzungsleiter nicht ent-
gangen, dass oben auf der Pressetribüne so viele Journalisten 
ihrem Kollegen Lassiwe gratuliert haben. Ich habe herausge-
funden, dass er heute Geburtstag hat. Herzlichen Glückwunsch!

	 (Allgemeiner Beifall)

Für die Fraktion DIE LINKE spricht jetzt die Abgeordnete Joh-
lige.

Frau Johlige (DIE LINKE):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nach dem soeben 
Gehörten möchte ich zumindest zum Anfang eines klarstellen: 
In dieser Debatte reden wir über Menschen. Es geht um Men-
schen, die auf der Flucht vor Gewalt, Terror, Krieg und Elend 
zu uns kommen. Dass sie flüchten, hat übrigens sehr viel mit 
uns zu tun, sehr viel mit der europäischen und der deutschen 
Außenpolitik, die zu oft wirtschaftliche und geopolitische Inte-
ressen über das Interesse am Frieden stellt, 

	 (Beifall DIE LINKE)

die überall in der Welt Kriege unterstützt und unter dem Deck-
mantel der Terrorbekämpfung weite Teile dieser Welt destabili-
siert hat. Es hat etwas damit zu tun, dass multinationale Kon-
zerne ganze Gegenden dieser Welt ausbeuten, unser Konsum-
drang wirtschaftliche Kreisläufe in den armen Ländern zerstört 
und Land Grabbing die Nahrungsmittelproduktion zum Erlie-
gen bringt. Das, meine Damen und Herren, sind übrigens die 
Gründe, deretwegen Menschen fliehen müssen, die haben wir 
selbst mit verursacht. 

	 (Beifall DIE LINKE und AfD)

Es ist an der Zeit, dass wir mit dieser Logik brechen. Lassen 
Sie uns endlich beginnen, Fluchtursachen zu bekämpfen, las-
sen Sie uns Waffenexporte verbieten, lassen Sie uns ernsthaft 
daran arbeiten, den fürchterlichen Bürgerkrieg in Syrien zu be-
enden, lassen Sie uns aus der Kriegslogik ausbrechen 

	 (Beifall DIE LINKE, AfD und B90/GRÜNE)

und die Ausbeutung weiter Teile der Welt unterbinden. Lassen 
Sie uns in eine Entwicklungshilfe einsteigen, die darauf ausge-
richtet ist, vor Ort nachhaltige, lebensfähige Strukturen aufzu-
bauen. 

	 (Beifall DIE LINKE, AfD und SPD)

Das ist die einzige Chance, mittel- und langfristig die Zahl der 
weltweit auf der Flucht befindlichen Menschen zu reduzieren 
und ihnen dort eine Chance zu geben, wo sie am liebsten leben 
möchten: bei sich zu Hause. 

Egal wie hoch man die Grenzen oder Zäune bauen will, egal 
wie viele Länder wir einfach für „sicher“ erklären, die Men-
schen werden zu uns kommen, weil sie nicht wegen ein paar 
Euro Taschengeld flüchten, sondern weil sie in bitterster Not 
sind. 

	 (Beifall DIE LINKE und B90/GRÜNE)

Die jüngsten Zahlen der ersten Septemberhälfte zeigen: Fast 
drei Viertel aller Flüchtlinge kommen aus Krisen- und Kriegs-
gebieten. Die weit überwiegende Zahl der zu uns geflüchteten 
Menschen wird deshalb dauerhaft bei uns bleiben. Die aktuelle 
Herausforderung ist schon deshalb nicht Abschreckung und 
Abschottung, sondern schneller Schutz, gute Unterbringung, 
Betreuung und Integration. Wie eine Gesellschaft mit den 
Schwächsten umgeht, sagt viel darüber aus, wohin sie sich ent-
wickelt. Humanität, Gerechtigkeit, Freiheit und Solidarität - 
das sind Werte, um die es sich zu kämpfen lohnt.

	 (Beifall DIE LINKE)

Meine Damen und Herren! In einer Situation, in der die Frage, 
ob die Menschen zu uns kommen, bereits beantwortet ist, kann 
es nur noch darum gehen, darüber zu reden, wie man mit ihnen 
umgeht und wie sie zu integrieren sind. Doch wenn man sich 
die Vorschläge des Bundes für den heute Abend stattfindenden 
Flüchtlingsgipfel ansieht, stellt man fest, dass diese in eine an-
dere Richtung gehen. Eigentlich ist es in der aktuellen Debatte 
wie immer: Es kommen mehr Flüchtlinge, also versuchen 
Konservative die Bedingungen so zu verschlechtern, dass we-
niger kommen, und denen, die dennoch gekommen sind, das 
Leben schwer zu machen. Das war Anfang der 90er-Jahre beim 
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sogenannten Asylkompromiss so, und das wird nun wieder 
versucht. 

Ein gutes Beispiel dafür ist die Ausweisung von sogenannten 
sicheren Herkunftsstaaten. Es ist bekannt, Frau Schier, dass 
dieses Konzept nicht zu einer Verkürzung der Verfahrenslauf-
zeit führt. 

	 (Beifall der Abgeordneten Nonnemacher [B90/GRÜNE])

Es dient einzig und allein der Einteilung in „erwünschte“ und 
„nicht erwünschte“ Flüchtlinge, um letztere so schnell wie 
möglich wieder loszuwerden, und da ist dann auch jedes Mittel 
recht: Ausweitung des Sachleistungsprinzips, längere Aufent-
haltsdauer in der Erstaufnahme, schnellere Abschiebung, Ver-
schlechterung des Zugangs zur Härtefallkommission, Resi-
denzpflicht usw. Das suggeriert vielleicht, die Regierung wür-
de etwas dafür tun, dass die Flüchtlingszahlen sinken, es löst 
aber kein einziges Problem. Sie wissen genauso gut wie ich, 
dass Abschreckung und Abschottung nicht die Lösung sind; 
einzig und allein Integration bringt uns in der aktuellen Situati-
on nach vorn. 

Die gelingt nicht per Beschluss, sondern sie muss gelebt wer-
den, sie muss gewollt sein und von unten wachsen. Überall in 
unserem Land findet sie aktuell statt, vor Ort in den Kommu-
nen, in den Vereinen, in den Kitas und Schulen und überall 
dort, wo Menschen sind. Wir alle müssen verstehen, dass sich 
unsere Gesellschaft verändern wird und wir nicht so weiterma-
chen können wie bisher. Wir alle sind Lernende und sollten 
diese Situation als Chance dafür ansehen, die Probleme, die 
wir in den Bereichen Bildung, Mobilität, Wohnen usw. sowieso 
haben, jetzt vorrangig zu bearbeiten. Lassen Sie uns die Le-
bensbedingungen für alle Brandenburgerinnen und Branden-
burger verbessern, für die, die schon da sind, und für die, die zu 
uns kommen. 

	 (Beifall DIE LINKE, SPD und B90/GRÜNE)

Beim Flüchtlingsgipfel heute Abend besteht die Chance, die 
Rahmenbedingungen für Integration zu verbessern. Dazu ge-
hören ein Anspruch auf Teilnahme an den Integrationskursen 
des Bundes für Asylsuchende und Geduldete, ein besserer Ar-
beitsmarktzugang, eine gezielte Berufsförderung, eine bessere 
Berufsanerkennung und ein sicheres Bleiberecht für Jugendli-
che in Ausbildung und danach. Dazu gehört die Schaffung von 
Wohnraum, und wir müssen weg von der starren Verteilung hin 
zur Möglichkeit kommen, dass Menschen bei Verwandten oder 
Freunden unterkommen können, die sich bereits in Deutsch-
land befinden. Dazu gehört die Verbesserung der gesundheit-
lichen Versorgung, die Integration der Geflüchteten in die Re-
gelsysteme und die Abschaffung des diskriminierenden Asyl-
bewerberleistungsgesetzes. 

	 (Beifall DIE LINKE und B90/GRÜNE)

Und ja, wir müssen die Asylverfahren beschleunigen, schon 
um die kaum erträgliche Situation der Unsicherheit für die 
Flüchtlinge zu verkürzen, die teils mehrere Jahre auf eine Ent-
scheidung warten müssen. Das vom Bund vorgelegte Gesetz 
trägt zwar den Namen „Asylverfahrensbeschleunigungsge-
setz“, nur drin ist keine Verfahrensbeschleunigung, sondern 
Asylrechtsverschärfung und Leistungseinschränkung. 

Dabei gibt es sehr wohl Vorschläge, die praktikabel wären: Die 
Abschaffung der automatischen Widerrufsverfahren, die Aus-
setzung der Dublin-Prüfung und die Aufstockung des Perso-
nals beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und auch 
die dringend notwendige Verbesserung der technischen Aus-
stattung wären wichtige Maßnahmen. Aktuell arbeiten Polizei 
und Bundesamt mit unterschiedlichen Softwaresystemen, so-
dass ein Datenaustausch nur per Mail bzw. händisch möglich 
ist. Man muss sich einmal vorstellen - im 21. Jahrhundert -, 
was das auch an Zeit kostet. 

Einer der wichtigsten Punkte heute Abend sind jedoch die Fi-
nanzen. 

	 (Frau Schier [CDU]: Heute Abend?)

Seit Monaten beobachten wir, dass der Bund nach wie vor zu 
wenig tut, wenn es darum geht, die Herausforderungen der 
Flüchtlingssituation finanziell zu meistern. Die Länder und 
Kommunen tragen 95 % der Kosten, und es läuft auch dieses 
Mal wieder nach dem gleichen Muster: Wenn der politische 
Druck zu hoch wird, sagt der Bund eine finanzielle Entlastung 
zu und erkauft sich damit die Zustimmung zu Asylrechtsver-
schärfungen. Der Bund allein hat übrigens im 1. Halbjahr 2015 
einen Überschuss von 10,5 Milliarden Euro erzielt. Damit es 
das letzte Mal ist, dass wir ein solch unsägliches Geschacher 
nach dem Motto „Geld gegen Grundrechte“ erleben müssen, 
sollte heute Abend vordringliches Ziel sein, dass der Bund sich 
nicht nur einmalig beteiligt, sondern er endlich strukturell be-
rechenbar und dauerhaft in die Finanzierung der Unterbrin-
gung und Versorgung der Geflüchteten einsteigt. 

	 (Beifall DIE LINKE, SPD und B90/GRÜNE)

Wenn der Bund hier endlich seiner Verantwortung gerecht 
wird - ja, meine Damen und Herren, dann können wir es schaf-
fen. - Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

	 (Beifall DIE LINKE, SPD und B90/GRÜNE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Das Wort erhält jetzt die Abgeordnete Nonne-
macher für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Frau Nonnemacher (B90/GRÜNE):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Verehrte  
Gäste! Es ist die größte Flüchtlingsbewegung seit dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs. Der brutale Bürgerkrieg in Syrien ist 
eine der Hauptursachen. Aber auch Menschenrechtsverletzun- 
gen in Eritrea, islamistischer Terror durch den IS und Boko  
Haram oder einfach Elend und Perspektivlosigkeit lassen  
Menschen ihre Heimat verlassen. In Syrien ist ein Drittel der 
Bevölkerung heimatlos im eigenen Land. Ein weiteres Drittel, 
rund 4 Millionen Menschen, sind in die Nachbarstaaten ge-
flüchtet. Es sitzen allein 2 Millionen Menschen in der Türkei, 
1,2 Millionen Menschen im Libanon, 850 000 Menschen in 
Jordanien und 250 000 Menschen im Irak in riesigen trostlosen 
Zeltstädten fest. 

	 (Königer [AfD]: Die können wir ja alle aufnehmen!)
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Die Versorgung der seit Jahren Ausharrenden durch die inter-
nationale Staatengemeinschaft wird immer prekärer. Dem UN-
Flüchtlingshilfswerk gehen die Gelder aus. Ernährung, medizi-
nische Versorgung, Schulunterricht können kaum noch oder 
gar nicht gewährleistet werden. Besonders empörend ist der 
Totalausfall der reichen Golfstaaten, die Milliarden in unsin-
nige Sportgroßereignisse investieren, aber keine Kriegsflücht-
linge aufgenommen haben. 

	 (Beifall B90/GRÜNE, SPD, DIE LINKE, CDU und AfD)

Auch die innenpolitischen Spannungen in der Türkei sind ein 
Grund, warum sich aus Syrien und den syrischen Nachbar-
staaten immer mehr Flüchtlinge auf den schwierigen und ge-
fahrvollen Weg nach Europa machen. Auch wenn niemand die 
augenblicklichen Flüchtlingszahlen prognostizieren konnte, 
unerwartet kommt die massive Zunahme nicht. Viel zu lange 
hat sich die Europäische Gemeinschaft in Abschottung und 
Entsolidarisierung geübt: Milliarden für Frontex und Grenz-
zäune und die Bankrotterklärung des Dublin-Verfahrens, die 
dem überschuldeten Griechenland und Italien die Hauptlast der 
Flüchtlingsaufnahme aufbürdet und andere Länder von der 
Gnade ihrer geografischen Lage hat profitieren lassen. 

Dass Deutschland in Anbetracht der humanitären Katastrophe 
der in Ungarn festsitzenden Flüchtlinge am 05.09.2015 in Ab-
sprache mit Österreich seine Grenzen geöffnet und für syrische 
Flüchtlinge die Dublin-Regelung außer Kraft gesetzt hat, war 
eine mutige und richtige Entscheidung. Die Bundeskanzlerin 
hat den schon jetzt historischen Satz geäußert:

„Ich muss ganz ehrlich sagen, wenn wir jetzt anfangen, 
uns noch entschuldigen zu müssen, dass wir in einer Not-
situation ein freundliches Gesicht zeigen, dann ist das 
nicht mein Land.“

	 (Beifall B90/GRÜNE, SPD, DIE LINKE und CDU)

Sie hat nicht gezaudert, sie hat Verantwortung übernommen 
und damit die nicht funktionierende Wertegemeinschaft der EU 
mehr unter Zugzwang gesetzt, als es die Androhung wirtschaft-
licher Sanktionen je könnte. Und sie hat mit dem knappen Wort 
„Wir schaffen das“ an die Tatkraft, die Verantwortung und die 
Hilfsbereitschaft der Mehrheit der Deutschen appelliert. Die 
tausendfach praktizierte Hilfe und Unterstützung der Flücht-
linge in unserem Land ist wirklich beeindruckend und großar-
tig. 

	 (Beifall B90/GRÜNE, SPD, DIE LINKE und CDU)

Die problematische Einführung von Grenzkontrollen eine Wo-
che später hat aber das Signal gesetzt, dass Deutschland nicht 
allein für die nach Europa drängenden Flüchtlinge zuständig 
sein kann. Wir brauchen einen Ersatz des Dublin-Systems 
durch ein gerechtes System der Solidarität und die gemeinsame 
Verantwortung durch die EU. Die neuesten Beschlüsse der EU-
Innenminister, 120 000 weitere Flüchtlinge zu verteilen, sind 
ein richtiges Signal, wenn auch noch keine Quote, und die Mil-
liardenhilfen, die für die Syrien-Anrainerstaaten in Aussicht 
gestellt werden, sind auch ein richtiger Schritt im Hinblick auf 
eine gemeinsame EU-Flüchtlingspolitik. 

Wir brauchen zügig eine Vielzahl von schnellen und möglichst 
unbürokratischen Regelungen, um die Asylverfahren zu be-

schleunigen und die Versorgung und Integration der Bleibebe-
rechtigten zu verbessern. Und wir müssen uns darum küm-
mern, dass diejenigen, die kaum Aussicht auf Anerkennung 
ihres Antrages haben, darüber frühzeitig informiert und auch 
zur Rückkehr in ihre Heimatländer bewegt werden. 

Auf dem heutigen Treffen der Ministerpräsidenten mit der 
Kanzlerin liegt dazu ein umfangreiches Artikelgesetz vor, das 
sinnvolle Maßnahmen, aber auch hochtoxische Elemente bein-
haltet, die den Geist der Einschränkung des Grundrechts auf 
Asyl von 1993 atmen. Für uns Grüne ist die Ausweisung si-
cherer Herkunftsländer keine Lösung. Die vorgesehenen Auf-
enthaltsbeschränkungen verletzen Menschenrechte; die Lei-
stungskürzungen erachten wir als verfassungswidrig. 

	 (Beifall B90/GRÜNE sowie vereinzelt DIE LINKE)

Wir Grüne sind in einer historischen Flüchtlingskrise ge-
sprächsbereit, aber die vorliegenden Vorschläge entsprechen 
zum großen Teil nicht unserer Politik. Wir sind bereit, uns zu 
bewegen, aber auch die Bundesregierung muss das tun. Wir 
kämpfen für Verbesserungen der Bedingungen für Flüchtlinge 
und Kommunen; reine Symbolpolitik lehnen wir ab. - Vielen 
Dank.

(Beifall B90/GRÜNE, DIE LINKE sowie vereinzelt SPD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Landesregierung spricht Minister 
Schröter.

Minister des Innern und für Kommunales Schröter:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren Ab-
geordnete! Als wir am Ende des Jahres 2013 ca. 3 300 Asylsu-
chende und Flüchtlinge im Land Brandenburg aufgenommen 
hatten, erklärten uns Städte, Gemeinden und Landkreise, dass 
ihre Kapazitäten an Gemeinschaftsunterkünften und geeig-
neten Wohnungen ausgeschöpft seien. Als am Ende des ver-
gangenen Jahres 6 300 Asylsuchende und Flüchtlinge unterge-
bracht waren, stellten wir gemeinsam fest: Es wurden in kür-
zester Zeit schnell aktivierbare neue Unterkünfte geschaffen. 
Wir konnten im vergangenen Jahr ohne Zelte oder Belegung 
von Turnhallen all jenen eine Unterkunft geben, die uns er-
reichten. Nun sehen die Dinge anders aus.

Seit Jahresbeginn haben uns mehr als 15  000 Asylsuchende 
und Flüchtlinge erreicht. Ich erinnere: Die Prognose, die wir 
auch im Haushalt abgebildet haben, lautete: 12 000. Wenn wir 
in den Monaten Juli und August dieses Jahres mit 2 069 bzw. 
2 265 Antragstellungen ein Plateau erreicht zu haben glaubten, 
so müssen wir jetzt feststellen, dass der September alles bis-
lang Dagewesene in den Schatten stellt: Bisher erreichten uns 
im September 4 909 Menschen. Heute werden vermutlich 200 
weitere dazukommen. Wir gehen davon aus, dass wir im Sep-
tember so viele Menschen aufnehmen werden wie im ganzen 
Jahr 2014.

Meine Damen und Herren, dass dies gelingen konnte - natür-
lich nicht mit Luxuslösungen -, ist ein Wahnsinnsverdienst all 
jener, die sich haupt- und nebenamtlich darum bemüht haben. 
Ich will an dieser Stelle nicht versäumen, meinen Dank auszu-
sprechen: allen Verantwortlichen in Städten und Kommunen, 
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aber auch im Land; allen Engagierten in Hilfsorganisationen 
wie THW, DRK, Samariter, Johanniter usw. 

(Beifall SPD, CDU, DIE LINKE, B90/GRÜNE sowie 
vereinzelt AfD)

Vor allen Dingen danke ich denjenigen, die freiwillig und unei-
gennützig Hilfe gewährt haben. Nur durch diesen gemein-
samen Kraftakt ist es gelungen, das zu leisten, was geleistet 
wurde, sind uns Bilder erspart geblieben, die wir aus Griechen-
land, den Balkanländern oder auch aus Ungarn gesehen haben.

Meine Damen und Herren, gegenwärtig sind rund 4 000 Flücht-
linge in der Erstaufnahme und ihren Außenstellen des Landes. 
Wir haben eine Kapazität von 5 000 Plätzen, mehr als die Hälf-
te davon allerdings in nicht winterfesten Zelten. Wir arbeiten 
mit Hochdruck daran; am 1. Oktober werden die ersten winter-
festen Zelte aufgestellt werden. Nicht winterfeste Unterkünfte 
in winterfeste zu verändern - das ist eine wichtige Aufgabe, der 
sich die Landesregierung gegenwärtig stellt. 

Die derzeitige Situation in den Städten und Gemeinden ist 
ebenso gekennzeichnet von Notmaßnahmen, Improvisation, 
natürlich auch von Provisorien. Dies ist nicht nur in Branden-
burg so, es ist in allen Bundesländern der Bundesrepublik 
Deutschland zu verzeichnen. Unser gemeinsames Ziel muss es 
sein, schnellstmöglich wieder zu geordneten Verfahren zu 
kommen, um der aktuellen Lage standhalten zu können. Ich re-
de heute nicht mehr davon, sozusagen vor die Lage zu kom-
men. Deshalb sind die Erwartungen der Länder an den heu-
tigen Flüchtlingsgipfel hoch. Allerdings lassen erste Signale im 
Vorfeld Befürchtungen aufkommen, dass diese Erwartungen 
enttäuscht werden könnten.

Was soll erreicht werden? Erstens muss die Bundesregierung 
massiv auf eine europäische Lösung der Flüchtlingsprobleme 
drängen. In der heutigen Regierungserklärung der Kanzlerin 
hörte ich, dass wohl gestern Abend die Regierungschefs der 
europäischen Mitgliedsstaaten näher zueinander gefunden ha-
ben. Aber ich traue diesen Worten erst, wenn ihnen Taten ge-
folgt sind - zu häufig hat uns Europa nicht unterstützt, sind wir 
mit unserer Flüchtlingspolitik allein gelassen worden.

Meine Damen und Herren, was die Innenminister vorgestern 
geschafft haben, ist ein kleinster Schritt in die richtige Rich-
tung. Dass er nicht einmal einvernehmlich erfolgt ist, zeigt, 
dass Europa als Wertegemeinschaft zur Stunde versagt. Das 
muss man leider Gottes konstatieren.

(Beifall CDU, AfD, B90/GRÜNE sowie der Abgeordne-
ten Mächtig [DIE LINKE] sowie vereinzelt SPD)

Der Bund - das ist eine unserer Forderungen heute Abend - 
muss sich stärker als bisher an den Kosten für Unterbringung 
und Versorgung von Flüchtlingen beteiligen. Bislang ist es 
stets und ständig - in der Regel vom Bundesinnenminister - zu 
Ankündigungen gekommen, denen nichts folgte. Was kam, 
war stets zu wenig und immer viel zu spät.

(Beifall AfD sowie der Abgeordneten Kurth [SPD] und 
Domres [DIE LINKE])

In der Asylpolitik sitzen Bund, Länder und Gemeinden in 
einem Boot. Aber mich beschleicht das Gefühl, dass ein großer 

Teil der Bundesregierung, die Kanzlerin inbegriffen, auf dem 
Sonnendeck logiert, während ihr Innenminister, Länder und 
Kommunen im Maschinenraum schwitzen; das muss sich än-
dern.

(Beifall AfD - Zuruf von der CDU: Das ist Polemik!)

Wenn die Kanzlerin sagt „Wir schaffen es!“, dann klingt dies in 
meinen Ohren wie: Ihr, Länder und Kommunen, schafft das 
schon.

	 (Beifall AfD sowie vereinzelt SPD)

Bislang ist der Bund ein Zuschauer gewesen, der sich auf der 
Zuschauertribüne sehr wohl gefühlt hat.

Vizepräsident Dombrowski:

Herr Minister, es gibt den Wunsch, zwei Zwischenfragen zu 
stellen. Möchten Sie sie beantworten?

Minister Schröter:

Sehr gerne; das geht ja nicht von meiner Redezeit ab.

Vizepräsident Dombrowski:

Zunächst der Kollege Bretz; bitte schön.

Bretz (CDU):

Sehr geehrter Herr Innenminister, würden Sie mir zustimmen, 
dass angesichts der Herausforderungen, vor denen wir stehen, 
gegenseitige Schuldzuweisungen, wer wann was nicht oder 
falsch gemacht hat, wenig hilfreich sind? Sollten wir diesen 
Zustand nicht bereits überwunden haben? Wäre es nicht besser, 
wenn Sie Ihre Arbeit so machen, dass Sie einen Beitrag zur Lö-
sung der Probleme leisten? 

(Unruhe im Saal - Zuruf von der CDU: Wer ist im Üb-
rigen noch in der Bundesregierung?)

Minister Schröter:

Verehrter Herr Bretz, ich bin jemand, der sehr wohl wahr-
nimmt, an welcher Stelle wie viel geleistet wird, um ein ge-
meinsames Problem vernünftig zu schultern. Es gibt den Satz: 
Die starken Schultern müssen etwas mehr tragen als die schwa-
chen. - Gegenwärtig nehme ich wahr, dass die schwachen 
Schultern - die Städte, Gemeinden und Landkreise - die Haupt-
last zu tragen haben und am meisten von der Bundesregierung 
alleine gelassen werden, die sich bisher wieder und wieder auf 
Ankündigungen beschränkt hat.

	 (Starker Widerspruch von der CDU)

Das muss endlich anders werden.

(Beifall SPD, DIE LINKE und AfD - Wichmann [CDU]: 
Das ist armselige Polemik, jetzt wird es billig!)

- Herr Wichmann, Sie können mir sehr gern eine Zwischenfra-
ge stellen, wenn Sie sich ans Mikrofon begeben.
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Vizepräsident Dombrowski:

Ich bitte um Ruhe und Aufmerksamkeit. Als Nächster ist der 
Kollege Dr. Redmann mit seiner Frage an der Reihe. - Nein, 
Herr Schulze, er hat sich vor Ihnen gemeldet.

Dr. Redmann (CDU): *

Herr Minister, wir waren uns eigentlich fraktionsübergreifend 
einig, dass die Herausforderung, vor der das Land steht, ernst 
und sachlich zu diskutieren ist und Profilierung und Polemik 
möglichst außen vor bleiben sollen.

	 (Beifall CDU)

Herr Minister, halten Sie vor diesem Hintergrund die Wortwahl 
„Sonnendeck“ für geeignet, Polemik aus der Debatte herauszu-
halten? Denken Sie bitte darüber nach!

(Beifall CDU - Jung [AfD]: Er spricht die Wahrheit! - Dr. 
Gauland [AfD]: Wenn wir so empfindlich wären wie 
Sie!)

Minister Schröter:

Ich konnte keine Frage heraushören, deswegen kann ich Ihnen 
auch keine Antwort geben.

Vizepräsident Dombrowski:

Herr Minister, es gibt eine dritte Frage. - Kollege Schulze, bitte 
schön.

Schulze (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe): *

Herr Minister, glauben Sie im Ernst, dass die Regierungserklä-
rung und die Erklärung der Bundeskanzlerin nicht mit dem 
SPD-Vorsitzenden und Vizekanzler abgestimmt sind? Wie wird 
das in unserer Landesregierung auf Koalitionsebene bei Regie-
rungserklärungen gehandhabt? 

	 (Beifall CDU)

Minister Schröter:

Herr Schulze, da ich noch nicht Mitglied der Bundesregierung 
war, kann ich auf Ihre Frage leider keine ordentliche Antwort 
geben.

	 (Beifall SPD und AfD - Gelächter von der CDU)

Darf ich fortfahren oder gibt es weitere Fragen? 

Vizepräsident Dombrowski:

Ich würde es Ihnen mitteilen, wenn es weitere Zwischenfragen 
gäbe.

Minister Schröter:

Vielen Dank, Herr Präsident. 

Meine Damen und Herren, ich setze fort. Forderungen der Län-
der sind gebetsmühlenartig wiederholt worden, ohne dass der 

Bund darauf eingegangen wäre. Wir, die Länder, fordern seit 
Langem eine dauerhafte, strukturelle und dynamische Beteili-
gung des Bundes an den Kosten der Unterbringung und Versor-
gung. Wir wollen keine Almosen mehr, die der Finanzminister 
nach Kassenlage verteilt. Das haben Länder und Kommunen 
nicht verdient.

	 (Beifall SPD, DIE LINKE und AfD)

Ich hoffe, dass sich der Bund heute zu seiner Mitverantwortung 
bekennen wird, denn es ist jetzt nicht mehr fünf vor zwölf, son-
dern es hat zwölf geschlagen. Wir brauchen das gemeinsame 
Signal: Ja, jetzt gehen wir wirklich auf allen Ebenen an das 
Problem heran, um die Dinge zu normalisieren.

Meine Damen und Herren, was gilt es weiterhin auf Bundesebe-
ne zu verbessern? Natürlich muss die Verfahrensdauer verkürzt 
werden. Wenn wir davon reden, in drei Monaten einen Asylan-
trag bis zur Entscheidung bringen zu wollen, so wissen wir: Es 
dauert schon heute mehr als zwei Monate, überhaupt einen An-
trag stellen zu können. Mit anderen Worten: Wir sind seit mehr 
als einem Jahr meilenweit von der Lebenswirklichkeit entfernt. 
Auch das ist ein Punkt, über den schon unendlich lange geredet 
wurde, ohne dass sich wirklich etwas verändert hat. 

Der Bund muss den Worten und Ankündigungen nun endlich 
Taten folgen lassen. Ansonsten wird es weiter dazu kommen 
müssen, dass Asylsuchende und Flüchtlinge aus der Erstauf-
nahmeeinrichtung auf Städte und Gemeinden umverteilt wer-
den - nicht nur ohne dass ihr Antrag entschieden wurde, son-
dern sogar ohne, dass er vom BAMF in die Bearbeitung ge-
nommen wurde. Das verlängert die Verfahren nochmals in un-
erträglicher Weise und trägt dazu bei, dass in den Städten und 
Gemeinden viele zusätzliche Unterkünfte geschaffen werden 
müssen, weil es in den Gemeinschaftsunterkünften und Woh-
nungen ein ständiges Kommen und Gehen gibt. 

Meine Damen und Herren, wir müssen aber auch ehrlich be-
kennen, dass es eine Reihe von Menschen gibt, deren Asylver-
fahren abgeschlossen sind, die sich aber noch immer in un-
serem Land aufhalten. Es muss auch zu schnelleren Verfahren 
der Rückführung kommen. Es wäre erstrebenswert, dass dieje-
nigen, die keine Bleibevoraussetzungen mitbringen, von der 
Erstaufnahme gleich in ihre Heimatländer gebracht werden.

	 (Beifall AfD sowie des Abgeordneten Bischoff [SPD])

Das würde Kapazitäten für jene Menschen freimachen, die un-
seren Schutz und unsere Unterstützung benötigen.

	 (Wichmann [CDU]: Tosende Begeisterung bei der AfD!)

Meine Damen und Herren! Selbstverständlich gilt es die 
Fluchtgründe abzustellen und dort, wo Menschen in der Nähe 
ihrer Heimat in großen und bei weitem nicht so gut ausge-
bauten Flüchtlingscamps leben, zu Verbesserungen zu kom-
men. Diesbezüglich sind gestern die richtigen Festsetzungen 
getroffen worden, hier wird europäisches Geld unterstützen. 
Aber das allein reicht nicht. Die Völkergemeinschaft muss 
endlich begreifen, dass den Mordbrennern des IS und anderen 
Terrororganisationen nur dann schnell und endgültig das Hand-
werk gelegt werden kann, wenn sie zusammenarbeitet. 

	 (Beifall AfD) 
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Das heißt, wir dürfen nicht länger gegen Russland, sondern 
müssen mit Russland agieren. 

(Beifall AfD sowie der Abgeordneten Frau Mächtig [DIE 
LINKE] und Vida [BVB/FREIE WÄHLER Gruppe)

Es gilt nicht gegen, sondern um Russland zu kämpfen. Ich 
hoffe, das begreift man in Brüssel und Washington sehr schnell. 

	 (Beifall AfD sowie vereinzelt B90/GRÜNE)

Solange werden wir in Brandenburg - das Land, die Land-
kreise, die Städte und Gemeinden, aber auch die Hilfsorganisa-
tionen und die vielen Freiwilligen - bemüht sein, unseren Teil 
zur Linderung der Probleme von Flüchtlingen zu schultern. - 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall SPD, AfD sowie vereinzelt DIE LINKE und der 
Abgeordneten Frau Heinrich [CDU]) 

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Das Wort erhält die Abgeordnete Lehmann; sie 
spricht für die SPD-Fraktion. Bitte schön.

Frau Lehmann (SPD):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr verehr-
te Damen und Herren! Die Diskussion hat soeben gezeigt, dass 
es sehr schwierig ist und wir uns in keiner einfachen Situation 
befinden. Der Innenminister hat mit seinem Statement deutlich 
gemacht - das ist völlig in Ordnung -, dass dabei jeder seine 
Verantwortung trägt. Aus Landessicht schauen wir selbstver-
ständlich auch zum Bund. Ich denke, liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der CDU, das ist gestattet. Wir sitzen ja selbst 
mit im Boot und haben uns somit auch selbst angesprochen. 

	 (Beifall CDU sowie vereinzelt DIE LINKE) 

Ich denke, nach dieser hitzigen Debatte macht es Sinn, auf die 
Hauptsäule unseres Gemeinwesens zu schauen, nämlich auf 
unsere Zivilgesellschaft. Ich weiß nicht, wie es Ihnen ging, 
aber an dem Wochenende, als die Kanzlerin angesichts der 
20 000 an der ungarischen Grenze wartenden Flüchtlinge ge-
sagt hat, da müsse man eine humanitäre Lösung finden, war 
mir, als habe in Bayern der Löwe gerade gebrüllt, während sich 
Münchnerinnen und Münchner längst auf den Weg gemacht 
und Flüchtlinge auf dem Münchener Bahnhof mit Herzenswär-
me empfangen haben. 

	 (Beifall SPD und DIE LINKE)

Zum ersten Mal habe ich bewusst eine positive Diskrepanz 
zwischen politischer Aussage und zivilgesellschaftlichem En-
gagement wahrgenommen. Ein zweites Mal ist es mir bewusst 
geworden, als das Berliner Landessozialamt aufgrund der An-
zahl der Flüchtlinge und aufgrund der Geschwindigkeit, mit 
der die Flüchtlinge ins Land kamen, gar nicht in der Lage war, 
so schnell zu reagieren und zu agieren, und völlig unaufgefor-
dert, ohne jegliche Ansage, war die Zivilgesellschaft zur Stelle 
und hat mitgeholfen. Ich finde, das ist bei allen Schwierig-
keiten, vor denen wir stehen, ein Pfund, das die Politik hat. 

(Beifall SPD sowie des Abgeordneten Domres [DIE LIN-
KE])

Diese scheinbar grenzenlose Solidarität landauf, landab, die 
Hilfsangebote vieler Bürgerinnen und Bürger, die Anteilnahme 
am Schicksal der Zufluchtsuchenden hat eine, wie ich finde, 
neue Zivilgesellschaft aktiviert. Das Gesicht Deutschlands sind 
nicht die paar Verwirrten mit ihren Parolen, Knüppeln und 
Brandsätzen. Das Gesicht Deutschlands sind die vielen ehren-
amtlichen Helferinnen und Helfer. 

	 (Beifall SPD und B90/GRÜNE)

Darauf, Herr Gauland, vertrauen wir, und deswegen sind wir 
fest davon überzeugt, dass Ihre Drohgebärden nicht real wer-
den. 

	 (Beifall SPD - Widerspruch bei der AfD)

Viele von uns haben die Erfahrung gemacht, dass es viele Hel-
ferinnen und Helfer gibt, die nur ein Ziel haben: Helfen - jetzt 
und sofort! Wir erleben vor Ort, dass das natürlich nicht ohne 
Konflikte geht, denn die Hilfe läuft nicht immer synchron mit 
dem Handeln von Verwaltungen und Behörden. Ja, so ist das. 
Aber bei gegenseitiger Rücksichtnahme und Verständnis fürei-
nander wird dieses Problem vor Ort gut zu lösen sein; davon 
sind wir überzeugt. 

Meine Erfahrung ist, dass diese Initiativen hohe Erwartungen 
an die Politik haben. Sie möchten, dass ihr ehrenamtliches En-
gagement Erfolg zeigt. Deswegen sind wir verpflichtet und 
muss es unser Ziel sein, dass eine Integration im Sinne 
Deutschlands und Brandenburgs gelingt. - Ich bedanke mich.

	 (Beifall SPD, DIE LINKE und B90/GRÜNE)

Vizepräsident Dombrowski:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bevor wir die Debatte fort-
setzen, möchte ich drei Besuchergruppen begrüßen: Schüle-
rinnen und Schüler der Evangelischen Schule Neuruppin, die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landesumweltamtes 
Potsdam und Teilnehmer der Tagung des Deutschen Bundes 
der verbandlichen Wasserwirtschaft. Seien Sie herzlich will-
kommen im Landtag Brandenburg. 

	 (Allgemeiner Beifall)

Wir führen gerade eine Debatte über die brandenburgische Po-
sition beim Flüchtlingsgipfel. 

Für die Fraktion DIE LINKE hätte die Abgeordnete Johlige 
noch eine Redezeit von - freundlich gerundet - einer Minute. - 
Sie verzichtet. Dann bitte ich für die Landesregierung Frau Mi-
nisterin Golze an das Rednerpult.

Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie Golze: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Werte Gäste! Der Beauftragte des Landes Branden-
burg für Menschen mit Behinderung und deren Belange ist im 
Publikum. Auch Ihnen ein herzliches Willkommen. 

	 (Allgemeiner Beifall)

Meine Damen und Herren! Es ist schon ausgeführt worden: 
Die letzten Tage und Wochen waren gekennzeichnet von den 
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Bildern der ankommenden Flüchtlinge. Auch meine Kinder 
fragen mich abends, wenn wir ausnahmsweise einmal Gele-
genheit haben, gemeinsam Nachrichten zu schauen, warum je-
den Abend wieder die Bilder von Flüchtlingen im Fernsehen zu 
sehen sind und ob jetzt nicht endlich alles wieder gut sein kön-
ne. Wir haben Bilder gesehen von Menschen, die tage- und 
nächtelang engagiert dabei sind, Lebensmittel auszugeben, 
Spenden zu sammeln, Kleidung zu sortieren und für Men-
schen, die an Bahnhöfen und in Unterkünften ankommen, ein 
Willkommen zu organisieren. Sie empfangen Menschen, die 
nach einer strapaziösen, lebensgefährlichen Flucht, einer Flucht 
über das Mittelmeer und einem langen Landweg bei uns an-
kommen, zum Glück mit mehr als nur einer wärmenden Jacke 
und einem Essen, nämlich mit menschlicher Wärme. Deshalb 
möchte auch ich mich in die Reihe derer stellen, die diesen vie-
len haupt- und ehrenamtlichen Helfern heute ihren Dank aus-
gesprochen haben. 

	 (Beifall SPD, DIE LINKE und B90/GRÜNE)

Die Herausforderung besteht darin, dass wir die Arbeit dieser 
Menschen weiterhin unterstützen und wir gleichwohl in der 
Arbeit für Flüchtlinge unterstützt werden und diese Arbeit am 
Laufen halten können. Denn es wird nicht heute oder morgen 
alles wieder gut werden. Ich bedanke mich bei allen, die selbst-
organisierte Sprachkurse auf den Weg gebracht haben, die 
Flüchtlinge zu Ärzten und Ämtern begleitet haben, die Unter-
stützung im Alltag leisten. Dies ist so unglaublich wichtig. Ich 
bedanke mich auch für die enormen Anstrengungen in den 
Landkreisen, Städten und Gemeinden. Auch diese gehören zur 
Kultur des Ankommens. Diese Hilfe ist oft leise, in den meis- 
ten Fällen leiser als Nachrichten von brennenden Unterkünften 
und Demonstrationen gegen Flüchtlingseinrichtungen und da-
mit auch gegen die Menschen, die bei uns Zuflucht suchen. 
Dass sie eben nicht die Mehrheit in Deutschland und Branden-
burg widerspiegeln, zeigen die Bilder der Solidarität ein-
drucksvoll. Mein Dank geht auch an alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Krankenhauses in Eisenhüttenstadt, die die  
Erstuntersuchung der Flüchtlinge vornehmen und dies trotz des 
Anstiegs der Flüchtlingszahlen souverän meistern.

	 (Beifall SPD, DIE LINKE und B90/GRÜNE)

Auch das Ernst-von-Bergmann-Klinikum in Potsdam hat ge-
zeigt, dass diese Erstversorgung unter erschwerten Bedin-
gungen und in der Kürze der Zeit möglich ist. Auch dafür mei-
nen Dank.

	 (Beifall SPD, DIE LINKE und B90/GRÜNE)

In unseren politischen Entscheidungen sollten wir diesen Pro-
zessen Rechnung tragen. Es geht nicht nur um Unterbringung, 
um das Dach über dem Kopf, sondern auch um Integration. 
Darum bin ich sehr froh, dass von der Bundesebene Signale 
kommen, die ein stärkeres Engagement in Sachen Flüchtlings-
versorgung und Integration anzeigen. Dazu gehören die ange-
kündigte Neuordnung der berufsbezogenen Sprachförderung, 
der Zugang zu Integrationskursen auch für Asylsuchende und 
Geduldete, der Zugang zu Arbeitseingliederungshilfen für Asyl-
suchende von Beginn an, die Krankenkassenabrechnung und 
die elektronische Gesundheitskarte für Leistungsberechtigte 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz sowie die Verbesse-
rung der psychotherapeutischen und psychiatrischen Gesund-
heitsversorgung für traumatisierte Flüchtlinge. 

In all diesen Bereichen haben die Länder schon seit längerem 
ein stärkeres Engagement des Bundes gefordert. Auch Bran-
denburg ist bei diesen Punkten unter enormen Anstrengungen 
bereits in Vorleistung gegangen. Den Investitionen des Landes, 
der Landkreise und Kommunen sowie der Arbeit der vielen 
Haupt- und Ehrenamtlichen muss eine Antwort der Politik 
auch seitens des Bundes folgen, die den Aufgaben, die hier 
übernommen wurden, weil sie hier anfallen, Rechnung trägt. 
Wir brauchen heute klare und verlässliche Aussagen zur finan-
ziellen Beteiligung des Bundes. 

	 (Beifall SPD, DIE LINKE und B90/GRÜNE)

Der Ministerpräsident ist in den vergangenen Monaten mit deut-
lichen Worten für eine Flüchtlingspolitik eingetreten, die Aus-
druck einer Kultur des Willkommens und des Ankommens wa-
ren. Meine Hoffnung an das Treffen der Ministerpräsidentinnen 
und Ministerpräsenten ist, dass sich diese Kultur auch in den 
Vereinbarungen mit dem Bund niederschlägt. - Vielen Dank.

	 (Beifall SPD, DIE LINKE und B90/GRÜNE)

Vizepräsident Dombrowski:

Mit der Bemerkung an alle Fraktionen, dass die Landesregie-
rung 3,13 Minuten mehr Zeit in Anspruch genommen hat, er-
hält die Kollegin Schier für die CDU-Fraktion das Wort.

Frau Schier (CDU):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich stelle 
fest: Die Koalition weiß überhaupt nicht, was sie will. 

	 (Frau Lehmann [SPD]: Da haben Sie nicht zugehört!)

Die Koalition ist völlig zerstritten.

(Beifall CDU und AfD - Domres [DIE LINKE]: Wie 
kommen Sie darauf, Frau Schier?)

Herr Kurth macht die Zustimmung zum Entschließungsantrag 
von einer gemeinsamen Antragstellung abhängig. Frau Johlige 
macht einen Rundumschlag. Ich weiß gar nicht, wie der Minis- 
terpräsident heute nach Berlin fahren soll. Mit einem leeren 
Aktenkoffer? 

(Zuruf von der SPD: Mit dem Auto! - Vogel [B90/GRÜ-
NE]: Mit der S-Bahn! - Zuruf von der Regierungsbank: 
Er weiß, was er tut!)

Ich hätte mir gewünscht, dass wir ihm ein Werkzeug mit auf 
den Weg gegeben hätten, mit dem er heute nicht der Hemm-
schuh, sondern ein Wegweiser ist. 

	 (Beifall CDU - Frau Lieske [SPD]: Hat er dabei!)

Die Redebeiträge der Koalition haben gezeigt, dass Sie in voll-
kommen gegensätzliche Richtungen gehen. Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Wir verpassen hier und heute als 
Parlament die Chance, dem Ministerpräsidenten ein Verhand-
lungsinstrument in die Hand zu geben. Das finde ich sehr scha-
de. Ich bitte Sie, lesen Sie unseren Antrag noch einmal und 
stimmen Sie ihm zu! - Vielen Dank. 

	 (Beifall CDU)



1476� Landtag Brandenburg - 6. Wahlperiode - Plenarprotokoll 6/17 - 24./25. September 2015

Vizepräsident Dombrowski: 

Da mir von keiner Seite die Inanspruchnahme weiterer Rede-
zeit signalisiert wurde, schließe ich die Aussprache und komme 
zu den Abstimmungen. Wir stimmen zunächst über den Ent-
schließungsantrag der CDU-Fraktion in der Drucksache 6/2638 
ab. Wer dem Entschließungsantrag zustimmen möchte, den bit-
te ich um das Handzeichen. - Die Gegenstimmen, bitte! - Gibt 
es Enthaltungen? - Das ist nicht der Fall. Damit ist dieser Ent-
schließungsantrag abgelehnt. 

Ich rufe den Entschließungsantrag der AfD-Fraktion „Errich-
tung von Asylzentren in Nordafrika und im Nahen Osten“ zur 
Abstimmung auf. Wer möchte dem Entschließungsantrag zu-
stimmen? - Die Gegenstimmen, bitte! - Gibt es Enthaltungen? -  
Eine Enthaltung. Damit ist dieser Entschließungsantrag abge-
lehnt.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 1 und rufe Tagesordnungs-
punkt 2 auf:

	 Betreuungsgeld für Kita-Qualität nutzen!

	 Antrag
	 der Fraktion der SPD
	 der Fraktion DIE LINKE

	 Drucksache 6/2507

Die Aussprache wird von der Fraktion DIE LINKE eröffnet. 
Frau Große, bitte schön.

Frau Große (DIE LINKE):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordnete! Die 
Fraktion DIE LINKE hat mit großer Erleichterung wahrge-
nommen, dass das Bundesverfassungsgericht am 21.07.2015 
das Urteil gefällt hat, dass das Betreuungsgeldgesetz als nich-
tig zu betrachten ist. 

	 (Beifall DIE LINKE)

Linke, SPD und Grüne - selbst Teile der CDU - haben das oft 
als „Herdprämie“ bezeichnete Projekt immer abgelehnt, und 
zwar abgelehnt als einen Fehlgriff, als ein Gesetz, welches 
falsche Anreize setzt. 

Wir sind insofern sehr froh darüber, dass das Bundesverfas-
sungsgericht so geurteilt hat. Das hat es vor allem deshalb ge-
tan, weil eine fehlende Gesetzgebungskompetenz die Ursache 
war. Es hat zudem klargestellt, dass dieses Betreuungsgeld 
eben nicht als Ersatzleistung für nicht vorhandene Plätze aus-
gestellt worden ist. So war es niemals gedacht. Es hat auch 
festgestellt, dass dieses Bundesbetreuungsgeld nicht zum Her-
stellen der Wahlfreiheit geeignet ist. Es hat ebenfalls festge-
stellt, dass es schon aufgrund der Summe - Elterngeld in Höhe 
von 67 % des letzten Einkommens - gar keine Gleichstellung 
mit dem Elterngeld geben kann. Es hat auch festgestellt, dass 
es kein gleichwertiges Förderniveau innerhalb der Bundeslän-
der herstellen kann, weil Bundesländer unterschiedliche Wege 
im Bereich der Kindertagesbetreuung und im Bereich der För-
derung junger Familien gegangen sind.

Es ist ein Fehlanreiz gewesen, unter anderem auch deshalb - das 

hat mit dem Thema, das wir vorhin diskutiert haben, zu tun -, 
weil nichtdeutsche Eltern mit Kindern in besonderem, über-
durchschnittlichem Maße Empfänger dieser 150 Euro gewesen 
sind. Das ist natürlich ein Anreiz, den wir überhaupt nicht ge-
brauchen können, weil gerade Kinder mit Migrationshinter-
grund die Gemeinschaft von deutschsprachigen Kindern brau-
chen und sie dort sehr viel schneller und besser Deutsch lernen 
können.

	 (Beifall DIE LINKE)

Ich komme zu Brandenburg; da sind die Befunde genau an- 
zusehen: Im I. Quartal 2015 gab es im Land Brandenburg 
2 500 Anträge auf Elterngeld. Im II. Quartal waren es 3 050. Es 
ist also schon verstärkt in Anspruch genommen worden. Über 
die Gründe müssen wir noch einmal nachdenken. Es kann mit 
zunehmenden Geburtenzahlen zu tun haben. Es kann auch mit 
der Erreichbarkeit von Krippenplätzen zu tun haben.

Wir sind im Ranking der Bundesländer in der glücklichen Situ-
ation, für 74 % der einjährigen Kinder einen Krippenplatz zur 
Verfügung zu stellen. 74  %! Wir kommen heute Nachmittag 
noch einmal darauf zu sprechen, Frau Schülzke. Der Bundes-
durchschnitt liegt bei 32 %. Wir haben noch einen Bedarf von 
ca. 5 % mehr Plätzen. Insofern ist sehr genau anzusehen, was 
die Gründe dafür waren, dass die Eltern dieses Elterngeld in 
Anspruch genommen haben. 

Auch wir in Brandenburg können diese Fehlsteuerung bestäti-
gen. Es waren - bei einem niedrigen Migrantenanteil im Land 
Brandenburg - über 10 % nichtdeutsche Eltern, die dieses Geld 
in Anspruch genommen haben. Meine Damen und Herren - vor 
allem meine sehr verehrten männlichen Kollegen -, zu 94 % 
waren es die Mütter, die diese Leistung für sich in Anspruch 
nehmen wollten, insbesondere alleinerziehende Mütter, die mit 
150 Euro ihr Familienbudget auch nicht wirklich aufbessern 
konnten.

Ich komme zu dem häufig von der CDU genutzten Argument 
der Wahlfreiheit. Eltern haben in diesem Land natürlich die 
Freiheit zu wählen, ob sie eine Kindertagesstätte für ihr Kind 
als geeignete Form der Betreuung sehen oder nicht. 150 Euro 
sind ein ungeeignetes Mittel, hier in irgendeiner Form Wahl-
freiheit zu erleichtern. 

Für uns ist das Urteil Anlass, die Landesregierung aufzufor-
dern, sich dafür einzusetzen, dass das nicht mehr als Betreu-
ungsgeld benötigte Geld nicht in den unendlichen Tiefen des 
Bundeshaushaltes verschwindet, sondern nach dem Königstei-
ner Schlüssel auf die Bundesländer verteilt wird und für Ver-
besserungen im Kita-Bereich genutzt werden muss.

	 (Beifall des Abgeordneten Domres [DIE LINKE])

Welche Verbesserungen das sein werden, darüber werden wir 
noch trefflich streiten und auch abzuwägen haben. Das hängt in 
erster Linie von der Summe ab. Wir gehen derzeit von 6 Milli-
onen Euro aus, die als Betreuungsgeld an die Eltern ausgezahlt 
werden. Das läuft für diejenigen weiter, die es in Anspruch 
nehmen. Das Elterngeld läuft angesichts der Nichtigkeit des 
Gesetzes langsam aus.

Natürlich wollen wir dieses Geld in erster Linie für die Erhö-
hung der Qualität in Kindertagesstätten einsetzen. Wir sehen 
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hier die Option, dass die Leitungsfreistellung wirklich verbes-
sert werden muss, weil gerade in der aktuellen Situation, in der 
wir möchten, dass Kinder von Geflüchteten in den Kinderta-
gesstätten sind, auf Kita-Leitungen größere Herausforderungen 
zukommen.

Ja, wir können uns vorstellen, hiermit auch etwas für die Ent- 
lastung von Eltern mit mittleren Einkommen zu tun. Aus Sicht 
der Linken wäre das insbesondere eine Option, weil diese  
Eltern in besonderem Maße mit Beiträgen belastet werden. Von 
den wenig Verdienenden - den schwachen Schultern - erheben 
wir keine oder geringe Beiträge. Wir können uns vorstellen, in 
dem Segment der mittleren Einkommen eine Entlastung durch 
ein wie auch immer geartetes beitragsfreies Jahr oder Beitrags-
freiheit für das zweite Kind herbeizuführen.

Wir wollen darüber mit Ihnen allen zusammen nachdenken. 
Grundsätzlich sind wir der Auffassung, dass wir diese Mittel in 
unserem Bundesland sehr wohl einsetzen können. Herr Schäuble 
hat schon signalisiert, er will das nicht. Er will dieses Geld für 
das Elterngeld einsetzen, welches erfreulicherweise stärker in 
Anspruch genommen wird und für das demzufolge höhere Mit-
tel vom Bund beigesteuert werden müssen. Frau Schwesig hat 
sich entschieden, das Geld für die Kitas zu erkämpfen. Wir 
wünschen ihr dabei ein glückliches Händchen.

	 (Beifall DIE LINKE und SPD)

Ich wünschte mir, dass sie das Geld, welches uns zur Verfü-
gung gestellt werden könnte, nicht so sehr konditioniert, son-
dern es den Bundesländern überlässt, wofür sie dieses Geld 
einsetzen. Wir alle wissen, dass mit der Föderalismusreform II 
die Möglichkeiten, etwas zu konditionieren, relativ einge-
schränkt sind. Das haben wir immer kritisiert. Ich halte es nach 
wie vor für problematisch. Vor allem meine ich, dass der Bund 
sich in dieser Situation erheblich stärker für die Finanzierung 
von Kindertagesstätten einzusetzen hat. - Insofern werbe ich 
um Zustimmung zu unserem Antrag und freue mich auf die 
Debatte.

	 (Beifall DIE LINKE, SPD und B90/GRÜNE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Das Wort erhält jetzt die CDU-Fraktion. Bitte, 
Herr Abgeordneter Hoffmann.

Hoffmann (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die Sommerpause war diesmal für Fußballfans schwer 
zu ertragen: keine Weltmeisterschaft, keine Europameister-
schaft. Das Sommerloch hat zugeschlagen. DIE LINKE hat 
aber versucht, dieses Sommerloch mit einem eigenen „Som-
mermärchen“ zu füllen, das Sie hier inszenieren wollten, näm-
lich mit dem Märchen von der beitragsfreien Kita.

Der Finanzminister hat es den Brandenburgern unter die Nase 
gerieben und gesagt: Erst hole ich die Betreuungsgeld-Millio-
nen nach Potsdam und dann bezahle ich damit das beitragsfreie 
letzte Kitajahr. - Nun muss man klar sagen: In diesem Märchen 
hat sich nicht jeder wiedergefunden. Frau Große, Sie haben es 
angesprochen. Sie wissen, dass ich kein Verfechter des Betreu-
ungsgeldes war und bin. Trotzdem gab es in Brandenburg - Sie 

haben es gesagt - eine Menge Eltern, die davon profitiert ha-
ben, die dieses Geld gern weiterhin bekommen hätten, die ihre 
Erziehungsleistung dadurch gewürdigt sahen. Alle diese Eltern 
kamen in Görkes Märchenwelt nicht vor. Vielleicht täusche ich 
mich, aber ich glaube, auch der eine oder andere Fachpolitiker 
oder Kollege hier im Saal hat sich verwundert die Augen gerie-
ben. 

Ich für meinen Teil kann sagen: Ich habe sehr verständnisvoll 
die Meinungen der verschiedenen Elterninitiativen angehört, 
die mir vorgerechnet haben, dass man in manchen Gemeinden 
in unserem Land bei einem durchschnittlichen Jahreseinkom-
men teilweise mehr als 400 Euro pro Monat für einen Kitaplatz 
ausgeben muss. Da kann ich schon verstehen, dass sich die ei-
ne oder andere Familie überlegt, ob sie sich das leisten kann 
oder leisten möchte. 

Ich habe den Elternvertretern erklärt, dass ich ihre Forderung 
nach einer beitragsfreien Kita nicht nur verständlich, sondern 
auch berechtigt finde. Aber wir haben auch ein Stück weit Ver-
antwortung wahrzunehmen. Dazu gehört es zu sagen, dass es 
noch andere berechtigte Anliegen gibt, die wir hier vertreten 
müssen. Dazu gehört auch, dass das Geld leider nicht für alle 
berechtigten Anliegen gleichzeitig reicht. 

Da schalte ich den Fernseher ein und höre, dass das Geld, das 
Sie offenbar gar nicht haben, sondern das Geld aus Berlin of-
fenbar doch für alle möglichen Sachen reicht. Und da, wo es 
nicht reicht, bezahlt dann eben jemand anders die Rechnung 
für das, was Görke bestellt hat. Wenn jemand Geld ausgeben 
will, bevor es auf seinem Konto ist, das also nicht ihm gehört, 
dann kann das eigentlich nur ein linker Finanzminister sein.

	 (Zuruf von der CDU: Juhu! sowie Beifall)

Jetzt lese ich den Antrag, den Sie hier vorgelegt haben, und 
stelle mit einer gewissen Genugtuung fest, dass Sie Ihren Aus-
flug in den Märchenwald beendet haben und wieder zurück in 
der Brandenburger Realität sind. Aber diese Brandenburger 
Realität ist, wenn man es genau nimmt, reichlich peinlich für 
die Koalition. Peinlich ist zum Beispiel, dass ein Finanzminis- 
ter, der noch dazu Parteivorsitzender ist, einfach so umfällt. 
Man könnte normalerweise glauben: Profi wie er ist, geht er 
nicht einfach so ins Fernsehen, erzählt nicht irgendetwas, son-
dern er hat sich vorher abgestimmt, da gibt es ein Konzept, er 
kommt nachher heraus, und man könnte glauben, das Wort des 
Finanzministers - des obersten Kassenwarts im Land - hat eine 
gewisse Autorität.

	 (Lachen des Abgeordneten Prof. Dr. Schierack [CDU])

Ja, Fehlanzeige! Absolute Fehlanzeige! Diese Farce zeigt vor 
allen Dingen eines: Der Koalition fehlt an der Stelle nicht nur 
das Geld. Ihnen fehlt auch das Konzept. Ihr kleinster gemein-
samer Nenner ist, dass Sie Geld ausgeben wollen, das Ihnen 
gar nicht gehört. Sie wollen Geld vom Bund fordern - Frau 
Große hat es gesagt -, am besten ohne Zweckbindung. Das wä-
re super. Wir machen am besten eine Direktverbindung per 
Schiene, damit die Waggons die Kohle herfahren können, und 
Sie geben es aus. Das würde Ihnen sicherlich gefallen. Da ma-
chen wir aber nicht mit. 

Übrigens glaube ich, dass es sehr viel zielführender gewesen 
wäre, wenn Sie in Ihrem Antrag konkret geworden wären und 
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konkret gesagt hätten, was Sie in den Kitas verbessern wollen. 
Das können Sie nachholen. Wir haben den Punkt nachher noch 
auf der Tagesordnung. 

Was in Ihrem Antrag steht, ist nichts weiter als eine Auflistung 
von Floskeln. Sie wollen „Verbesserungen im Bereich Kita“. 
Das klingt gefährlich unbestimmt. 

	 (Beifall CDU)

Jetzt nehmen wir einmal an, Finanzminister Görke würde das 
Armdrücken mit der Bundesregierung gewinnen. Dann würde 
es Ihnen leichter fallen, Qualitätsverbesserungen zu finanzie-
ren, die Sie ohnehin versprochen haben, für die Sie bis jetzt 
noch nicht die Finanzen haben. Was darüber hinausgeht, wäre 
völlig unklar. Stattdessen werden Sie es so halten wie mit den 
Betriebskostenzuschüssen des Bundes. Die werden Sie in die 
eigene Tasche stecken und - wenn die Forderung nach Ver-
besserungen kommt - sagen: Da haben wir schon genug ge-
macht. 

	 (Zuruf des Abgeordneten Domres [DIE LINKE])

Meine Damen und Herren, verstehen Sie mich und verstehen 
Sie uns nicht falsch. Wir sind sehr für die Verbesserung von 
Qualität in der Kita, aber bitte mit konkreten Aussagen und ei-
ner seriösen Finanzierung, und zwar am besten aus Landesmit-
teln. Denn man kann schon berechtigte Zweifel haben, ob Gör-
ke tatsächlich die Statur hat, das Armdrücken mit dem Bund zu 
gewinnen. Aller Wahrscheinlichkeit nach wird das Geld auf 
Bundesebene gerade vor dem Hintergrund aktueller Herausfor-
derungen für andere Aufgaben gebraucht. 

Was folgt daraus? Daraus folgt, dass bei der Kitaqualität nichts 
mehr in diesem Land passiert. Das darf nicht passieren. Ob es 
Ihnen mit der Kitaqualität tatsächlich ernst ist, werden wir 
nachher sehen, wenn ein konkreter Antrag vorliegt. Ihr Antrag 
ist so windelweich, den können wir beruhigt ablehnen, weil das 
alles andere als seriös ist. - Vielen Dank.

(Beifall CDU, BVB/FREIE WÄHLER Gruppe und der 
Abgeordneten Bessin [AfD])

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die SPD-Fraktion spricht jetzt die Abgeord-
nete Koß. Bitte schön.

Frau Koß (SPD):

Sehr geehrter Herr Vizepräsident! Werte Kolleginnen und Kol-
legen! Liebe Gäste! Am 21. Juli 2015 hat das Bundesverfas-
sungsgericht das von CDU und FDP eingeführte Betreuungs-
geld gekippt. Grund hierfür war allein die fehlende Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes, nicht aber der Umstand, dass 
dieses Geld in die Kinderbetreuung fließen sollte.

Im Ergebnis stehen nunmehr freiwerdende Mittel in Höhe von 
900 Millionen Euro allein für das Jahr 2015 zur Disposition. 
Würde man die Mittel zur freien Verfügung der Länder auftei-
len, so könnte Brandenburg nach dem Königsteiner Schlüssel 
mit rund 28 Millionen Euro rechnen, die wir in die Verbesse-
rung der Kitabetreuung investieren könnten.

Leider beabsichtigt der Bundesfinanzminister, dieses Geld zur 
Deckung sich auftuender Haushaltslöcher zweckzuentfremden. 

	 (Lachen bei der CDU)

Dem muss Einhalt geboten werden. Die Fraktionen der SPD 
und der Linken sagen Nein zu diesem Unterfangen und fordern 
mit dem Ihnen vorliegenden Antrag die Landesregierung auf, 
sich für eine entsprechende Verteilung auf Bundesebene stark- 
zumachen.

	 (Beifall SPD und DIE LINKE)

Wir unterstützen ausdrücklich die Forderungen der Bundes- 
familienministerin Manuela Schwesig. 

In den letzten Wochen, meine Damen und Herren, haben die 
SPD-Abgeordneten Kitaeinrichtungen im ganzen Land be-
sucht. Auf der Veranstaltung in der vergangenen Woche, zu der 
ca. 200 Kitaerzieherinnen und -erzieher und Kitaleiterinnen 
und -leiter kamen, wurde uns in allen Gesprächen bestätigt: Ja, 
wir sind auf dem richtigen Weg. Ja, die Senkung des Betreu-
ungsschlüssels, die Einstellung von Erzieherinnen und Erzie-
hern zeigt den Eltern und den Kitaleiterinnen und -leitern: Da 
passiert etwas, da wird an der Verbesserung der Betreuung für 
unsere Kleinsten intensiv gearbeitet. 

Uns wurden natürlich auch Dinge aufgezeigt, die wir dringend 
anpacken müssen: die Kind-Erzieher-Relation und die Freistel-
lung für Leiterinnen und Leiter. Alle haben verstanden, dass so 
etwas nur schrittweise funktioniert. 

Gern würden wir alle in unserer Macht stehenden qualitativen 
Verbesserungen sofort vornehmen. Dies ist finanziell jedoch 
nicht machbar. Aus diesem Grund sollten die durch das gekipp-
te Betreuungsgeld freiwerdenden Finanzmittel dort Verwen-
dung finden, wo sie notwendig sind, also in den Ländern im 
Bereich Kita, zur Verbesserung der Qualität der Kitas. 

	 (Beifall SPD sowie vereinzelt DIE LINKE)

Nun werden wir wahrscheinlich erleben, dass der Bundesfi-
nanzminister unter Verweis auf die Kosten der Flüchtlingsun-
terbringung dieses Geld hier einsetzen möchte. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, lassen Sie sich durch diese Argumentati-
on nicht verwirren. Natürlich stehen wir hier vor einer großen 
Aufgabe, und natürlich kosten Unterbringung und ein effizi-
entes Asylverfahren Geld. Aber wenn das Ziel für diese Men-
schen Integration heißt - und etwas anderes kann es da meines 
Erachtens nicht geben -, so fängt diese auch und gerade bei den 
Kindern an. Und wo sollte das für die Kleinsten besser reali-
siert werden als spielerisch in unseren Kitas? 

Gute Kitas sind nicht zum Nulltarif zu haben, gute Kitas kosten 
Geld. Unterstützen Sie uns, damit diese freien Bundesmittel 
dort ankommen, wo wir sie jetzt dringender denn je brauchen, 
und stimmen Sie unserem Antrag zu. 

	 (Beifall SPD sowie vereinzelt DIE LINKE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Das Wort erhält jetzt die Abgeordnete Bessin 
für die AfD-Fraktion. Bitte schön.
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Frau Bessin (AfD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Liebe Gäste! Liebe Frau Koß, erst einmal kurz zu Ihnen: Es 
freut mich, dass Sie von der SPD unterwegs waren und Kitas 
besucht haben, und dass man Sie aufgemuntert und Ihnen ge-
sagt hat, dass Sie auf dem richtigen Weg seien. Wenn ich in den 
Kitas unterwegs bin und frage, wie man zur Veränderung des 
Kitabetreuungsschlüssels steht, heißt es eigentlich eher: Naja, 
man versucht‘s eben, aber es ist leider nur ein Tropfen auf den 
heißen Stein.

	 (Unruhe bei der CDU)

Vizepräsident Dombrowski:

Kollege Wichmann, bitte ein bisschen ruhig da vorne. - Ent-
schuldigung, Frau Bessin.

Frau Bessin (AfD):

Danke. - So unterschiedlich sieht es anscheinend im Land 
Brandenburg aus. 

Nun komme ich zurück zu dem Antrag der Regierungsfrakti-
onen: In dem Antrag von SPD und DIE LINKE wird gefordert, 
dass bislang eingeplante finanzielle Mittel nicht dem allgemei-
nen Bundeshaushalt zugeführt, sondern für Verbesserungen im 
Bereich Kita eingesetzt werden. Ich habe gestern bei der Re-
gierungserklärung ganz genau zugehört, was Herr Woidke ge-
sagt hat. Er sagte: Ein sehr gutes Kitanetz aus der DDR konnte 
übernommen werden.

Meine Damen und Herren, ich glaube, die SPD war während 
der letzten 25 Jahre an der Regierung. Was haben Sie in den 
letzten 25 Jahren gemacht, dass man die Kitaqualität heute ver-
bessern muss?

	 (Minister Baaske: Na, hallo!)

- Diese Kritik wird doch erlaubt sein, oder?

	 (Zurufe von der Fraktion DIE LINKE)

Ohne Zweifel muss die Qualität in den Kitas verbessert wer-
den: Erzieher müssen besser bezahlt werden, wir brauchen 
schnell einen besseren Betreuungsschlüssel. Und zudem ist zu-
sätzliches Geld für die Qualitätsverbesserung zur Verfügung zu 
stellen - aber nicht das Geld, von dem wir hier sprechen - die-
sem Antrag können wir nicht zustimmen. Stattdessen sollte 
man das Geld besser in ein Landesbetreuungsgeld umwandeln. 

In Brandenburg gibt es zurzeit etwa 3 000 Eltern, die Betreu-
ungsgeld erhalten, und diese Millionen möchte Rot-Rot jetzt 
großzügig von diesen Eltern auf die staatliche Kinderbetreuung 
umverteilen. 

(Frau Mächtig [DIE LINKE]: Das stimmt nicht, Frau 
Bessin! Lesen Sie mal nach!)

Und wofür? Für Ausgaben im Zusammenhang mit fragwür-
digen Großprojekten wie Inklusion

(Frau Mächtig [DIE LINKE]: Das ist falsch, was Sie sa-
gen!)

oder zur Deckung der steigenden Kosten, die aufgrund der ge-
rade stattfindenden Völkerwanderungen auf uns warten. 

	 (Beifall AfD)

Kein Wunder also, dass dieser Antrag von Rot-Rot kommt. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung im 
Juli dieses Jahres ausdrücklich nicht befunden, dass das Be-
treuungsgeld nicht verfassungskonform ist, sondern dass die 
Zuständigkeit nicht in der Bundesgesetzgebung, sondern in der 
Landesgesetzgebung liegt - und das begrüßen wir ausdrück-
lich. Das Bundesverfassungsgericht hat damit der permanenten 
Aushöhlung des Föderalismus zumindest in diesem Punkt Ein-
halt geboten. 

Insbesondere in der Kinderbetreuung unterscheiden sich die 
einzelnen Bundesländer deutlich im tatsächlichen Bedarf. Be-
dauerlich ist jedoch, dass es den Klägern vordergründig nicht 
um die Stärkung des Grundgesetzes ging, sondern ein weiteres 
Mal der ideologische Kampf gegen die klassische Familie ge-
führt wurde. Es verwundert daher nicht, dass die Kläger heute 
im SPD-geführten Bundesfamilienministerium sitzen. 

	 (Zurufe von SPD und DIE LINKE)

Mit der Aufhebung der Betreuungsregelung trifft es wieder 
einmal besonders die Familien, die sich bewusst für die Fami-
lie entschieden haben. Ein Modell, das über Generationen er-
folgreich funktioniert hat, wird aus ideologischen Gründen 
mehr und mehr ins Abseits gestellt. 

	 (Beifall AfD - Oh! bei SPD und DIE LINKE)

Die AfD steht der Idee des Betreuungsgeldes weiterhin sehr 
positiv gegenüber. Die Stärkung und Unterstützung der Fami-
lien ist eines der politischen Hauptanliegen seit unserer Grün-
dung. 

	 (Frau Mächtig [DIE LINKE]: Aua!)

Es zeigt sich aber wieder einmal, dass durch ideologische Gra-
benkämpfe der etablierten Parteien und handwerkliche Fehler 
der Regierung familienfreundliche Politik zur reinen Symbolik 
verkommen ist. 

	 (Beifall AfD - Zurufe von der SPD)

Daher fordern wir eine grundsätzliche Überarbeitung der Fa-
milienpolitik, kein Klein-Klein mehr. Das Land braucht ein fa-
milienpolitisches Konzept aus einem Guss; es muss ein Leit-
bild einer kinder- und familienfreundlichen Gesellschaft als 
Grundlage haben, das sich an den tatsächlichen finanziellen, 
regionalen und individuellen Bedürfnissen der Familien orien-
tiert. 

	 (Beifall AfD)

Daher fordert die AfD die Regierung auf, eine entsprechende 
Gesetzgebung vorzunehmen, um eine weitere Auszahlung des 
Betreuungsgeldes zu ermöglichen. Wir brauchen eine grundle-
gende Reform der Steuer- und Sozialabgaben zugunsten der 
Familien mit Kindern. Diese Reform muss am Ende dazu füh-
ren, dass die Entscheidung für Kinder nicht als finanzielles Ri-
siko, sondern als Bereicherung des eigenen Lebens und der 
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Gesellschaft angesehen wird. Die richtige Form der Kinderbe-
treuung darf nicht länger als Kulturkampf von politischen Par-
teien auf dem Rücken der Eltern ausgetragen werden. 

	 (Beifall AfD)

Jede Art der Betreuung muss gleichwertig behandelt werden, 
und den Eltern muss die Wahlfreiheit bleiben. 

Wir fordern weiterhin die für die Eltern kostenfreien Kitas. 
Aber die individuelle Betreuung muss gleichgestellt und der 
Aufwand auch finanziell belohnt werden. Die klassische Fami-
lie soll weiterhin als Normalfall und nicht als rückständiges 
Lebensmodell bewertet werden. 

(Beifall AfD - Zurufe von der SPD und der Fraktion DIE 
LINKE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
spricht jetzt die Abgeordnete von Halem. Bitte schön.

Frau von Halem (B90/GRÜNE):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Die Front der Ablehnung des Betreuungsgeldes war schon 
bei der Einführung vor zwei Jahren riesig: Unternehmerver-
bände, Gewerkschaften bis hin zum Deutschen Kinderschutz-
bund und sogar zum Sozialdienst Katholischer Frauen - alle 
waren sie dagegen, wir waren auch dabei. 

(Frau Lieske [SPD]: Wir auch!)

Nur die Bayerische Staatsregierung bestand und besteht auf 
dem sozial- und bildungspolitischen „Schadstoffprogramm“. 
Warum das so ist, hat meine Kollegin Gerrit Große wunderbar 
ausgeführt. 

(Kalbitz [AfD]: Deshalb sind die Bayern so erfolglos!)

Wenngleich wir es etwas billig finden, an dieser Stelle nur nach 
dem Bund zu rufen, unterstützen wir natürlich diesen Antrag. 

Über dieses Thema wird heute auch im Bundestag beraten, mit 
Anträgen von den Grünen und den Linken. Klar sind wir auch 
hier im Landtag der Meinung, dass das frei werdende Geld in 
die Verbesserung von Kitaqualität gesteckt werden muss, in 
Brandenburg gibt es da genügend Baustellen: Ich nenne nur 
den Stufenplan für den besseren Betreuungsschlüssel, die Ver-
besserung der Leitungsfreistellung, die Einführung einer drit-
ten Betreuungsdauerstufe oder die Einführung eines Qualitäts-
monitorings. Die in Aussicht gestellten Millionen lassen sich 
hier gut verteilen. 

Wenn hier in der Debatte angebracht wird, in dem Antrag sei 
nicht ausreichend aufgeführt, für welche Maßnahmen das Geld 
verwendet werden sollte, dann muss ich sagen: Wir haben da-
rüber in vielen Diskussionen beraten. Ich denke, das ist völlig 
klar, und wenn es in dem Antrag nicht steht, dann liegt das nur 
daran, dass ihn aus Versehen offensichtlich ein Justiziar und 
kein Bildungsreferent verfasst hat. 

(Heiterkeit bei B90/GRÜNE und der Fraktion DIE LINKE)

Eine Absage, die wir erteilen - deshalb möchte ich das Thema 
beitragsfreies Kitajahr noch einmal aufrufen: Ich finde es 
wichtig, immer wieder zu sagen, dass es absurd ist, dass wir in 
diesem Land die Bildung von der Schule bis hin zur Promotion 
beitragsfrei anbieten, während wir zwar wissen, dass die ersten 
Jahre so wichtig sind, dafür aber Geld verlangen. 

(Beifall B90/GRÜNE, BVB/FREIE WÄHLER Gruppe 
sowie vereinzelt DIE LINKE und AfD)

Ich finde es absurd, und es ist völlig unlogisch. 

Es gibt dafür auch nur eine historische und keine logische Be-
gründung. Ich finde es ganz wichtig, das immer wieder deut-
lich zu sagen. Gleichzeitig wissen wir, dass ein Schritt zur Bei-
tragsfreiheit in diesen ersten Jahren, selbst ein kleiner Schritt 
so wahnsinnig teuer wäre, dass uns qualitative Verbesserung, 
die wir aus Gründen der sozialer Gerechtigkeit - um diejenigen 
besser zu fördern, die es nötig haben - unbedingt brauchen, ent-
sprechend schwerer fiele. Wie das passieren kann, sehen wir 
gerade in Berlin. 

Dies war mein Exkurs zur Sommerlochdebatte, der aber nicht 
bedeuten soll, dass wir das Ziel der Beitragsfreiheit nicht 
grundsätzlich für richtig halten, und ich finde, wir sollten es 
auch nicht aus den Augen verlieren. 

(Beifall B90/GRÜNE sowie vereinzelt DIE LINKE)

Aber wie wir diese Gelder verwenden können, die wir viel-
leicht durch das Abstufen des Betreuungsgeldes bekommen 
können - ich denke, darüber werden wir uns sehr schnell einig. 

(Beifall B90/GRÜNE sowie vereinzelt SPD und DIE 
LINKE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Landesregierung spricht jetzt Minister 
Baaske. 

Minister für Bildung, Jugend und Sport Baaske:

Herr Vizepräsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Schönen guten Morgen - 
darf man auch noch sagen. 

(Zuruf: Guten Morgen! - Heiterkeit bei der SPD)

Lieber Kollege Hoffmann, im Gegensatz zu Ihnen haben die 
Kolleginnen Gerrit Große, Simona Koß und Frau von Halem 
zum Thema gesprochen und sich dafür ausgesprochen, dass 
wir diesen Antrag hier heute beschließen, weil er wichtig ist 
und wir auch die Unterstützung am Freitag im Bundesrat brau-
chen. 

Was den Finanzminister angeht: Ich habe das Sommerinter-
view mit ihm gesehen, und ich finde, er hat sich da sehr korrekt 
ausgedrückt: Er hat gesagt, er könne sich dafür öffnen, dass 
man darüber diskutiert. - Genau das tun wir ja, das tun wir per-
manent. Frau von Halem hat als Oppositionspolitikerin gerade 
unterstrichen, dass es wichtig ist, darüber zu reden. Ich bin ihr 
für diese Rede sehr dankbar, weil ich glaube: Das teilen wir al-
le. Natürlich wäre es fair und richtig, wenn wir auch die Kita 
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beitragsfrei gestalten könnten, aber momentan sind wir noch 
nicht so weit, weil wir andere Prioritäten setzen. 

	 (Zuruf von der SPD: Genau!)

Gerade das, was wir mit den Kitaleiterinnen und -leitern disku-
tiert haben, hat deutlich gemacht, dass die Entwicklung richtig 
ist und wir es momentan darauf begrenzen müssen, die Quali-
tät in der Kita zu verbessern. Im Übrigen diskutieren wir hier 
in der Tat über das Fell des Bären, der noch nicht erlegt ist. Ich 
finde, da sollten wir uns alle erst einmal zur Jagd sammeln, die 
Kräfte konzentrieren, damit wir den Bären erlegen, das Geld 
haben, und dann überlegen wir, was wir damit machen können. 

	 (Beifall SPD sowie vereinzelt DIE LINKE)

Genau an der Stelle wäre es auch wichtig, Kollege Hoffmann, 
dass wir die Unterstützung der CDU kriegen. Denn in der Tat 
liegt der Antrag am Freitag im Bundesrat. Dort sind es sechs 
Punkte, nicht nur zwei, wie wir es hier haben. Mir geht das - 
das muss ich ehrlich gestehen - runter wie Öl, denn ich habe 
schon im Sommer 2012 sowohl bei der Jugend- und Familien-
ministerkonferenz als auch bei der Gleichstellungsminister-
konferenz dafür geworben, das eingestellte Betreuungsgeld 
den Ländern zur Verfügung zu stellen und die darüber urteilen 
zu lassen, was sie mit dem Geld machen wollen. 

Wir hätten mit Sicherheit nicht das Betreuungsgeld eingeführt, 
viele andere Länder auch nicht; es gab damals keinen Konsens. 
Im Übrigen ist das Thema auch bei den Koalitionsverhand-
lungen zur letzten Regierungsbildung in Berlin in der Arbeits-
gruppe diskutiert worden. Auch dort kam der Vorschlag von 
Manuela Schwesig - das Geld den Ländern zur Verfügung zu 
stellen - als Brandenburger Lösung in die Arbeitsgruppe. Heute 
sind wir so weit, dass es einen großen Konsens gibt. 

Damals hieß es immer, aus verfassungsrechtlichen und politi-
schen Gründen könne man das nicht machen. Heute ist die 
Brandenburger Lösung in aller Munde. Ich bin mir auch ziem-
lich sicher, dass wir im Bundesrat am Freitag eine große Mehr-
heit bekommen würden. Aber es wäre an dieser Stelle schon 
wichtig, auch die Unterstützung aus der CDU zu haben. Denn 
im Moment stellt sich Herr Schäuble hin und sagt: „Na, was 
für Geld denn eigentlich?“ Insofern brauchen wir schon ein 
breites Bündnis, um diesen Bären am Freitag erlegen zu kön-
nen.

	 (Beifall SPD und DIE LINKE)

Der Antrag, der am Freitag vorliegt, wird im Übrigen von den 
Ländern Brandenburg, Bayern, Schleswig-Holstein und Nie-
dersachsen gestellt. Ich möchte es hier noch einmal sagen: Ba-
yern ist mit dabei. Die Kröte, die wir schlucken mussten, ist, 
dass es im Punkt 6 heißt, dass mit diesem Geld auch Betreu-
ungsgeld gezahlt werden kann. Wenn diese Öffnung in dem 
Antrag enthalten ist, bekommen wir zumindest die Unterstüt-
zung Bayerns im Bundesrat, was natürlich auch bundespoli-
tisch wichtig ist. Darum schlucken wir jetzt auch diese Kröte, 
und wir nehmen sogar hin, damit rechnen zu müssen, dass die 
AfD nachher hier im Landtag die entsprechenden Anträge stel-
len wird, das Geld für diese Betreuung zu verwenden. Das hal-
ten wir aus, diese Anträge werden wir dann ablehnen, weil klar 
ist, dass wir andere Prioritäten setzen. 

Zunächst einmal danke ich der Koalition ganz herzlich für den 
Antrag. Ich danke auch den Grünen für die Unterstützung und 
hoffe, dass wir am Freitag auch im Bundesrat Erfolg haben und 
eine breite Mehrheit bekommen werden. - Danke schön.

	 (Beifall SPD, DIE LINKE sowie B90/GRÜNE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Fraktion DIE LINKE spricht noch ein-
mal die Kollegin Große. Bitte schön.

Frau Große (DIE LINKE):

Was den Vorwurf der Kollegin Bessin, die nicht mehr anwe-
send ist, und in geringerem Maße auch von Gordon Hoffmann, 
wir würden den Eltern jetzt etwas wegnehmen, betrifft, möchte 
ich noch einmal ganz deutlich klarstellen: Bitte keine Ängste 
schüren! Wir nehmen nichts weg! 

	 (Kalbitz [AfD]: Das stimmt doch nicht!)

Die Eltern, die das Betreuungsgeld bekommen, erhalten es 
auch weiter bis zum 36. Monat.

	 (Beifall DIE LINKE und SPD)

Wir sprechen hier über das Geld, das vonseiten der Bundesre-
gierung für die kommenden Jahre geplant war. 

Noch einmal in Richtung CDU, in Richtung Gordon Hoff-
mann: Es gibt einen Koalitionsvertrag, in dem ganz klar steht, 
wozu wir uns verpflichtet haben, und das ist auch finanziert. 
Den Vorwurf, der hier erhoben wird, wir würden uns von wo-
anders Geld holen, um das, was wir uns als Land vorgenom-
men haben, nämlich die Verbesserung des Betreuungsschlüs-
sels, zu finanzieren, weise ich hiermit zurück. Dieser Koaliti-
onsvertrag ist durchgerechnet.

	 (Beifall DIE LINKE und SPD)

Noch einmal zum Sommermärchen: Ich möchte eigentlich 
nicht so scharf argumentieren, lieber Gordon Hoffmann, denn 
ich will ja, dass ihr dem Antrag zustimmt. Wir möchten, dass 
ihr als CDU dem auch am Freitag zustimmt, so wie es die 
CDU-geführten Länder machen. 

Aber was heißt hier Sommermärchen? 14 000 Unterschriften 
stehen inzwischen unter der Petition. Henryk Wichmann hat 
sich vor die Eltern gestellt, die die Petition eingereicht haben, 
und gesagt: Ja, auch wir sind für eine elternbeitragsfreie Kita. -  
Jetzt müsst ihr euch schon einmal überlegen, wo ihr seid. Wenn 
wir aufnehmen, was Eltern sich in diesem Land wünschen, 
was, auch vom Recht des Kindes auf Bildung ausgehend, eine 
richtige Entscheidung wäre, dann kann man unserem linken Fi-
nanzminister doch unmöglich vorwerfen, dass er hier ein Som-
mermärchen erzählt. 

	 (Beifall DIE LINKE)

Er hat aufgenommen, was unter anderem auch ein Bedürfnis 
ist, das ihr in irgendwelchen Reden auch gegenüber der Eltern-
initiative immer verkündet. Insofern willkommen im Klub! 
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Lassen Sie uns genau das nicht aus den Augen verlieren, trotz-
dem in Kitaqualität investieren und erst einmal um das Geld 
kämpfen. Versammeln Sie sich mit zum Jagen ums Geld, lieber 
Gordon Hoffmann! 

	 (Beifall DIE LINKE, SPD sowie B90/GRÜNE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Die Debatte ist damit beendet. Wir kommen zur 
Abstimmung.

Ich rufe zur Abstimmung den Antrag in Drucksache 6/2507 
auf, Fraktionen SPD und DIE LINKE, Betreuungsgeld für Ki-
ta-Qualität nutzen! Wer möchte diesem Antrag zustimmen? - 
Gibt es Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Der Antrag ist 
damit angenommen.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 2 und rufe Tagesordnungs-
punkt 3 auf:

Weitere Verwirklichung der in der UN-Behinderten-
rechtskonvention verankerten Rechte von Menschen 
mit Behinderungen in Brandenburg

	 Antrag
	 der Fraktion der SPD
	 der Fraktion DIE LINKE

	 Drucksache 6/2508

Die Aussprache wird von der SPD-Fraktion eröffnet. Frau Ab-
geordnete Lehmann, bitte.

Frau Lehmann (SPD):

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Die UN-Konvention über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen ist seit 2009 auch für 
Deutschland verbindlich. Sie bedeutet für die Behindertenpoli-
tik einen Paradigmenwechsel. Unter der großen Überschrift 
„Es ist normal, verschieden zu sein“ sollen in allen Bereichen 
des gesellschaftlichen Lebens solche Rahmenbedingungen ge-
schaffen werden, dass die Behinderungen de facto gar keine 
Behinderungen darstellen - eine große Aufgabe, die als Prozess 
zu verstehen ist und über Jahre dauern wird.

Auch in Brandenburg ist die Diskussion um die Inklusion in 
vollem Gange. In Brandenburg leben rund 480 000 Menschen 
mit Behinderungen. Davon sind rund 325  000 Menschen 
schwerbehindert. Die wenigsten Behinderungen sind angebo-
ren, etwa 4  %. Bei etwa 85  % der schwerbehinderten Men-
schen ist die Behinderung durch eine Krankheit verursacht. Je-
der Mensch kann also von einer Behinderung betroffen wer-
den. Wir sind insofern gut beraten, die Umsetzung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention ernsthaft und konsequent weiterzu-
führen. 

Einen guten Weg sind wir bereits gegangen. Ich erinnere an die 
Neufassung des Behindertengleichstellungsgesetzes im Jahre 
2013 mit den Zielen und Grundsätzen der UN-Behinderten-
rechtskonvention. Zentrale Anliegen dieses Gesetzes waren 
und sind die Bewusstseinsbildung, die Verbesserung der Durch-
setzung des Diskriminierungsverbots und des Gleichstellungs-

gebots sowie die Stärkung des Landesbehindertenbeauftragten 
und des Landesbehindertenbeirats.

Die Rechte von Menschen mit Behinderungen wurden damit 
weiter gestärkt, nicht zuletzt auch deshalb, weil sie als Exper-
ten in eigener Sache ihre Erfahrungen und Anregungen in die-
ses Gesetzgebungsverfahren einbringen konnten. Wir waren 
damit eines der ersten Bundesländer, welche die Intention der 
UN-Behindertenrechtskonvention in Landesrecht gefasst ha-
ben. 

Als beispielgebend und mit Vorbildwirkung ist das Behin- 
dertenpolitische Maßnahmenpaket der Landesregierung aus 
dem Jahr 2011 zu sehen. Beispielgebend war auch die Bearbei-
tung dieses Pakets. Fünf Regionalkonferenzen mit mehr als 
1 000 Teilnehmenden garantierten eine umfangreiche Beteili-
gungsphase. In einem zweitägigen Expertenworkshop wurden 
die Ergebnisse der Regionalkonferenzen zu einem Forderungs-
katalog verdichtet. Er war Ausgangspunkt für die Erarbeitung 
des Maßnahmenpaketentwurfs. Zu diesem Entwurf der Lan-
desregierung wurden nochmals Stellungnahmen der Verbände 
und des Landesbehindertenbeirats eingeholt und wichtige Hin-
weise eingearbeitet. Erst danach erfolgte der Kabinettsbe-
schluss. Eine regelmäßige Beteiligung der Interessenvertre-
tungen der Menschen mit Behinderungen war somit gegeben. 
Das Behindertenpolitische Maßnahmenpaket erstreckt sich auf 
acht Handlungsfelder und umfasst somit die Zuständigkeit al-
ler Ministerien. Mit 136 Maßnahmen und 81 Untermaßnahmen 
ist es in der Tat sehr umfangreich.

Brandenburg war neben Rheinland-Pfalz das zweite Bundes-
land mit solch einem Aktionsplan bzw. Maßnahmenpaket. Völ-
lig berechtigt ist das Sozialministerium des Landes Branden-
burg in Anerkennung und Würdigung des Engagements für 
diesen Maßnahmenplan zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention Anfang dieses Jahres von der Bundesregie-
rung ausgezeichnet worden. Unser Dank geht an das Sozialmi-
nisterium und hier insbesondere an den damaligen Sozialmi- 
nister Günter Baaske.

Aber wir sind auch sehr froh, dass Ministerin Diana Golze den 
begonnenen Weg in der Behindertenpolitik selbstverständlich 
fortsetzen wird. Unser Antrag soll das unterstützen. Uns ist 
schon sehr wichtig, dass das Behindertenpolitische Maßnah-
menpaket aus der vorhergehenden Wahlperiode fortgeschrie-
ben und weiterentwickelt wird. Schließlich sind wir längst 
noch nicht am Ende des Weges, und die UN-Behinderten-
rechtskonvention kennt keine Wahlperioden.

Die unabhängige Monitoringstelle zur Umsetzung der UN-
Konvention beim Deutschen Institut für Menschenrechte hat 
im Auftrag des Sozialministeriums das Maßnahmenpaket be-
wertet. Der Bericht liegt vor. Darin heißt es unter anderem:

„Das Behindertenpolitische Maßnahmenpaket für das 
Land Brandenburg (…) setzt einen wichtigen Impuls 
(…), um die UN-Behindertenrechtskonvention (…) als 
Umsetzungsauftrag in Politik, Verwaltung und Zivilge-
sellschaft zu verankern. Auf seiner Grundlage sind wert-
volle Entwicklungen angestoßen worden, die Branden-
burg - auch im Bundesvergleich - auf dem Weg zur Um-
setzung der Konvention spürbar vorangebracht haben. 
Gleichwohl sind kurz-, mittel- und langfristig weiterhin 
große Anstrengungen erforderlich, um die Rechte von 
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Menschen mit Behinderungen (…) voll zu verwirkli-
chen.“

Hier setzt unser Antrag an, und auf Grundlage dieser Bewer-
tung soll das Maßnahmenpaket weiterentwickelt werden. Ganz 
ausdrücklich sei an dieser Stelle erwähnt: Dieser Antrag richtet 
sich an die gesamte Landesregierung. In den vergangenen vier 
Jahren hat sich deutlich gezeigt, dass nur durch ein gemein-
sames Agieren aller Ressorts der Landesregierung und in enger 
Abstimmung mit den Interessenvertretungen der Menschen mit 
Behinderungen solch ein Maßnahmenpaket erarbeitet und um-
gesetzt werden kann. Es wäre wichtig, an diese guten Erfah-
rungen anzuknüpfen. 

Der Termin bis Ende 2016 ist bewusst so langfristig gewählt. 
Wir möchten, dass auch die Fortschreibung und die Weiterent-
wicklung des Behindertenpolitischen Maßnahmenpakets in 
einem breiten Beteiligungsprozess aller Akteure geschehen. 
Dafür braucht es Zeit.

	 (Beifall SPD)

Wir bitten um Bestätigung dieses Antrags und Beschlussfas-
sung. - Herzlichen Dank.

	 (Beifall SPD und DIE LINKE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die CDU-Fraktion spricht jetzt die Abge-
ordnete Augustin. Bitte schön.

Frau Augustin (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Liebe Gäste! Lieber Herr Dusel! Wir haben mit diesem Tages-
ordnungspunkt ein sehr wichtiges Thema aufgegriffen. Meine 
Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen von den Koaliti-
onsfraktionen, Sie haben diesen Antrag auch mit Priorität be-
setzt. Umso mehr bin ich enttäuscht, dass es ein Schaufens-
terantrag ist.

	 (Beifall CDU)

Es versteht sich von selbst, dass die in der UN-Behinderten-
rechtskonvention verankerten Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen umzusetzen sind. Dies ist auch im Landesbehin-
dertengesetz festgeschrieben - lassen Sie mich zitieren:

„Ziel dieses Gesetzes ist es, in Umsetzung des Überein-
kommens der Vereinten Nationen vom 13. Dezember 
2006 über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
(…) Diskriminierungen von Menschen mit Behinde-
rungen im Land Brandenburg zu verhindern und zu be-
seitigen (…).“

Auch die Fortschreibung des Behindertenpolitischen Maßnah-
menpakets, das sich natürlich an der UN-Behindertenrechts-
konvention ausrichten muss, ist eine Selbstverständlichkeit. 
Ebenso selbstverständlich ist es, gute Ansätze aufzugreifen und 
neue Konzepte zu erproben. 

Dass in die Fortschreibung des Maßnahmenpakets die Interes-
senvertreter der Menschen mit Behinderungen einbezogen 

werden, versteht sich doch von selbst. Bereits jetzt soll die 
Landesregierung vor dem Einbringen von Gesetzentwürfen 
und dem Erlass von Rechtsverordnungen diese dem Landesbe-
hindertenbeirat vorlegen, damit die Belange von Menschen mit 
Behinderungen berücksichtigt werden. Das regelt das 2013 no-
vellierte Behindertengleichstellungsgesetz übrigens auch in 
§ 15.

Was gibt uns denn nun der vorliegende Antrag? Ich hebe ein-
mal das Positive hervor. Er gibt uns die Möglichkeit, über ein 
sehr, sehr wichtiges Thema zu sprechen, und zwar über Men-
schen mit Behinderungen und ihre gleichberechtigte Teilhabe 
in der Gesellschaft.

	 (Beifall CDU)

Was ist nun wirklich neu an Ihrem Antrag? Die Aufforderung, 
bis Ende 2016 das fortgeschriebene Behindertenpolitische 
Maßnahmenpaket vorzulegen? Gut, die Botschaft hatten wir 
auch schon vernommen. Wenn wir aber schon über Menschen 
mit Behinderungen sprechen, hätte ich mir heute doch mehr 
Akzente gewünscht. Welche neuen, innovativen Konzepte wol-
len Sie denn erproben, liebe Frau Lehmann?

	 (Beifall CDU)

Wir hätten darüber sprechen können, wie die Integration von 
Menschen mit Behinderungen in den Arbeitsmarkt besser ge-
lingen kann oder wie wir mehr Menschen ermuntern können, 
das Persönliche Budget zu nutzen. Wir hätten auch die Diskus-
sion über die Unterbringung und strukturierte Tagesgestaltung 
für diejenigen führen können, die aus Altersgründen den ge-
schützten Bereich der Werkstätten verlassen.

	 (Beifall CDU)

Was ist mit der verstärkten Umsetzung der Barrierefreiheit, 
zum Beispiel bei Arztbesuchen? Wie steht es denn mit der In-
klusion an den Schulen? All dies wäre wichtig gewesen für die 
Menschen mit Behinderungen. Darüber müssen und sollen wir 
noch sprechen.

	 (Beifall CDU)

Sehr geehrte Damen und Herren von den Koalitionsfraktionen! 
Wenn wir als CDU einen ähnlichen Antrag wie Sie heute hier 
vorgelegt hätten, der nur mit Feststellungen gespickt und ohne 
neue Vorschläge ist, hätten Sie diesen Antrag mit der Ihnen so 
eigenen Häme völlig abgetan. Ich hoffe, ich habe mich mit 
meiner schroffen Art, wie Herr Minister Görke sagte, heute zu-
rückgehalten. Man kann noch nicht einmal gegen diese inhalts-
leeren Selbstverständlichkeiten sein.

	 (Frau Lehmann [SPD]: Genau deswegen!)

Für die Zukunft wäre mir aber wichtig, dass wir nicht nur 
wohlklingende Überschriften erfinden, sondern auch unsere 
Anträge - vielleicht sogar gemeinsam - mit Ideen und Konzep-
ten bestücken. Wir werden dem Antrag natürlich zustimmen, 
wohl wissend, dass dieser nichts bewirkt, außer dass der Auf-
trag erteilt wird, das Behindertenpolitische Maßnahmenpaket 
fortzuschreiben. - Ich danke für die Aufmerksamkeit.

	 (Beifall CDU)
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Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank - Für die Fraktion DIE LINKE spricht jetzt die 
Abgeordnete Bader. Bitte schön.

Frau Bader (DIE LINKE):

Sehr geehrter Herr Vizepräsident! Werte Kolleginnen und Kol-
legen! Liebe Gäste! „Unser Weg in eine inklusive Gesell-
schaft“, denn: „Das Leben ist weder Zweck noch Mittel, das 
Leben ist ein Recht“, so Heinrich Heine. Wer würde dem nicht 
zustimmen? Alle Menschen haben das Recht, selbstbestimmt 
und frei von Diskriminierungen an unserer Gesellschaft teilzu-
haben, egal ob mit oder ohne Handicap.

Aber der gesetzliche Anspruch auf umfassende Teilhabe ist oft 
noch nicht reell. Gehen Sie doch einmal mit einer jungen Mut-
ter, die fast blind ist, und ihrem kleinen Baby durch Berlin oder 
Potsdam: Sie erleben S-Bahnen, in denen die Ansage der Hal-
testellen kaum zu hören ist. Sie kommen an Haltestellen, an 
denen man weder einen Fahrstuhl noch eine Rolltreppe findet 
und die Fahrpläne oft schlecht beleuchtet oder kaum lesbar 
sind. Ich staune oft, wie es möglich ist, mit Handicap mobil zu 
sein, sich so gut auszukennen und dabei manchmal sogar noch 
anderen Fahrgästen den richtigen Weg zu weisen.

Also: Was oder wer ist normal und was oder wer ist nicht nor-
mal? Alle Menschen sind gleich, und die Barrieren in den Köp-
fen sollten endlich verschwinden

	 (Vereinzelt Beifall DIE LINKE und SPD)

und der Akzeptanz weichen, dass es normal ist, verschieden zu 
sein.

Was ist die UN-Behindertenrechtskonvention und was ist ihr 
Anliegen? Sie ist das erste Menschenrechtsdokument, das gel-
tende Menschenrechte für eine Personengruppe konkretisiert. 
Ihr Ziel ist es, dass diese Gruppe ganz normal anders inmitten 
der Gesellschaft barrierefrei und inklusiv leben kann.

Am 29. November 2011 wurde der Kabinettsbeschluss, das 
Behindertenpolitische Maßnahmenpaket, verabschiedet. Damit 
hat Brandenburg einen konkreten Fahrplan mit über 200 Pro-
jekten und Vorhaben zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention aufgestellt. Die Bundesregierung hat Bran-
denburg für sein Engagement und seinen Aktionsplan zur Um-
setzung der UN-Behindertenrechtskonvention ausgezeichnet. 
Brandenburg war nach Rheinland-Pfalz das zweite Bundes-
land  - Frau Lehmann erwähnte es bereits -, das ein Maßnah-
menpaket zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonventi-
on, die seit 2009 in Deutschland verbindlich gilt, beschlossen 
hat.

Menschen mit Behinderungen haben die gleichen Erwartungen 
und Wünsche für ihr Leben wie Menschen ohne Behinde-
rungen. Es ist ihr gutes Recht, dass betreffende Regeln und 
Normen wirksam realisiert werden, denn wir wollen eine Ge-
sellschaft, in der es selbstverständlich ist, dass alle Menschen - 
ob mit oder ohne Behinderungen - miteinander leben können.

Die UN-Konvention ist zwar kein Wunder- oder Heilmittel, 
aber sie ist ein Maßstab, an dem wir unser Handeln ausrichten. 
Ein barrierefreies Leben in den Kitas, in Schulen, Geschäften, 
Bahnhöfen, Kultureinrichtungen usw. sollten wir niemals aus 

den Augen verlieren. Das gilt auch für den weiterführenden 
Ausbau der Vernetzung und eine strategische Bündelung mit 
den anderen Landesprogrammen, Konzepten und Aktionsplä-
nen.

Ja, die weitere Umsetzung der UN-Konventionen braucht ei-
nen langen Atem und Geduld, aber auch Nachdruck und Enga-
gement, und das Schritt für Schritt. Denn die tatsächliche 
Gleichstellung ist ein Kraftakt, an dem sich alle beteiligen 
müssen, um Diskriminierung zu beseitigen und Vorurteile aus 
dem Weg zu räumen. Wir sind auf dem Weg in die richtige 
Richtung. Dieser Weg ist weiterhin konsequent zu beschreiten, 
denn Menschen mit Behinderungen gehören in die Mitte un-
serer Gesellschaft. Dafür benötigen wir barrierefreie Arztpra-
xen und Apotheken, die Berücksichtigung von Menschen mit 
Behinderungen in Krankenhäusern, die Stärkung von inklusi-
ven Arbeits- und Beschäftigungsmöglichkeiten sowie die Er-
leichterung des Übergangs aus Werkstätten für Menschen mit 
Behinderungen in den allgemeinen Arbeitsmarkt. Es gibt na-
türlich noch viel mehr Beispiele.

Auch dafür bedarf es der Fortschreibung des Behindertenpoli-
tischen Maßnahmenpaketes für das Land Brandenburg. Für die 
Fortschreibung ist auf die schon vorhandenen guten Ansätze 
aufzubauen, und neue, innovative Konzepte sind zu erproben. 
Wir gehen davon aus, dass dabei natürlich die Empfehlungen 
des wissenschaftlichen Beirates „Inklusive Bildung“ für die 
Entwicklung der Inklusion im Land bis 2020 einbezogen wer-
den. Denn auch künftig ist eine auf breiter Basis erarbeitete ko-
ordinierte Umsetzungsstrategie mit einem konkreten Aktions-
plan erforderlich, um eine gleichberechtigte und selbstbe-
stimmte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in diesem 
Land zu ermöglichen.

Dr. Wilhelm Pfeffer sagte einmal:

„Nicht behindert zu sein ist wahrlich kein Verdienst, son-
dern ein Geschenk, das jedem von uns jederzeit genom-
men werden kann.“

In diesem Sinne vielen Dank.

	 (Beifall DIE LINKE sowie vereinzelt SPD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die AfD-Fraktion spricht jetzt der Abgeord-
nete Königer.

Königer (AfD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abge-
ordnete! Liebe Besucher! Ich möchte vor meiner Rede eine per-
sönliche Bemerkung machen: Ein Grund unter vielen für die 
Politikverdrossenheit in Deutschland ist es, dass die normalen 
Bürger dieses Landes die Politik einfach nicht mehr verstehen. 
Das meine ich im wörtlichen Sinne. Dieser Antrag, den Sie uns 
hier aufgetischt haben, ist das beste Beispiel dafür. Wer, Kolle-
gen von Rot-Rot, soll dieses unverständliche Geschreibe außer-
halb von Fachgremien, die wir in unserem Hause haben, denn 
verstehen? Das ist keine Sprache für das Volk, sondern überbie-
tet jedes Verwaltungs-Kauderwelsch um Längen.

(Frau Mächtig [DIE LINKE]: Was verstehen Sie denn 
nicht? Werden Sie einmal konkret!)
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Dass mehr und mehr Menschen Ihre Politik inhaltlich nicht 
nachvollziehen können, ist das eine. Versuchen Sie aber we- 
nigstens, sich in Ihren Anträgen verständlich auszudrücken!

Jetzt zu meiner Rede: Die Landesregierung hat vor gut vier 
Jahren ein Behindertenpolitisches Maßnahmenpaket auf den 
Weg gebracht. Mittlerweile ist dieses abgeschlossen, und der 
Bericht der Monitoringstelle zur UN-Behindertenrechtskon-
vention liegt vor. In diesem Bericht finden sich durchaus inte-
ressante Empfehlungen zum weiteren Vorgehen in der Behin-
dertenpolitik. Einige davon sind durchaus wünschenswert, bei 
anderen habe ich so meine Bedenken.

	 (Frau Lehmann [SPD]: Ja, Sie!)

Wenn ich zum Beispiel in dem Bericht lese, dass eine „syste-
matische Prüfung aller Normen des brandenburgischen Lan-
desrechts“ stattfinden solle, ahne ich bereits, was uns erwartet. 
Überhaupt wird empfohlen, alle Bereiche der Gesellschaft zu 
durchdringen.

Ja, es ist wünschenswert, dass behinderte Menschen, wenn sie 
schon körperliche Nachteile haben, wenigstens keine gesell-
schaftlichen Nachteile erfahren sollen. Dies ist ein Ziel, für das 
auch meine Fraktion steht. Problematisch wird es aber, wenn 
sich Wunsch und Wirklichkeit nicht vereinbaren lassen. Ob 
bauliche Gegebenheiten, geistige Barrieren oder zu hohe Kos- 
ten - es gibt eine Vielzahl von speziellen Gründen, die ein wün-
schenswertes Ergebnis verhindern.

Die Befürworter der allumfassenden Inklusion - das ist es ja, 
worüber wir hier reden - vertreten dagegen die Auffassung, 
dass man diese Gründe per Erlass verschwinden lassen kann.

	 (Frau Mächtig [DIE LINKE]: Nein!)

Gerade weil wir der bedingungslosen Inklusion kritisch gegen-
überstehen, das Ziel einer möglichst barrierefreien Welt aber 
teilen, beantragen wir die Ausschussüberweisung. Denn mein 
Hauptkritikpunkt an diesem Antrag ist die fehlende Beteili-
gung des Parlaments an der Vorbereitung des geforderten zwei-
ten Maßnahmenpaketes.

	 (Zuruf der Abgeordneten Lehmann [SPD])

Es ist doch sinnvoller, vorher der Landesregierung mitzugeben, 
was die Politik mit diesem Paket konkret und in welchem Zeit-
raum erreichen will, welche Prioritäten gesetzt werden sollen 
oder was man für falsch hält. Politik soll gestalten - das ist je-
denfalls unser Anspruch.

(Frau Mächtig [DIE LINKE]: Davon hat man bei Ihnen 
bisher aber noch nichts gemerkt!)

Die Regierungsfraktionen beantragen jedoch, der Landesregie-
rung weitestgehend freie Hand zu lassen. Erst am Ende der 
Fortschreibung, also wenn eigentlich alles bereits feststeht, soll 
die Politik wieder aktiv werden.

Meine Damen und Herren, bitte stimmen Sie der Ausschuss- 
überweisung zu. Das ist der demokratischere Weg und auch der 
bessere für unsere Bürger. - Vielen Dank.

	 (Beifall AfD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Das Wort erhält jetzt die Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN. Frau Nonnemacher, bitte.

Frau Nonnemacher (B90/GRÜNE):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Verehrte Gä-
ste! Insbesondere begrüße ich auch Herrn Dusel.

Vor einer Woche führte Julia Probst, eine bekannte Aktivistin 
für eine inklusive Gesellschaft und selbst gehörlos, ein Inter-
view mit der „Rheinischen Post“. Sie ging dabei auch auf die 
Frage ein, warum sie ihre Gehörlosigkeit nicht durch das Tra-
gen eines Cochlea-Implantats kompensiert. Ihre Antwort ist ei-
ne Aufforderung dazu, sich mit unseren Vorstellungen von In-
klusion immer wieder kritisch auseinanderzusetzen:

	 „Ich vermisse es ganz und gar nicht. (…)“ 

- das Hören. 

„Natürlich ist Vogelgesang auch schön. Aber andere Din-
ge sind wichtiger, als hören zu können. Für mich ist das 
die barrierefreie Teilhabe an der Gesellschaft. Ein Coch-
lea-Implantat kann im besten Fall immer nur einer einzel-
nen Person helfen. Eine barrierefreie Umwelt und Gesell-
schaft dagegen hilft allen. Das ist wie mit den Rampen 
für Rollstuhlfahrer: Die können von Eltern mit Kinder-
wagen, Fahrradfahrern und Gehbehinderten genutzt wer-
den. Und auch Untertitel helfen nicht nur Gehörlosen und 
Schwerhörigen, sondern auch Menschen mit Migrations-
hintergrund, die eine Fremdsprache lernen möchten.“

So weit Frau Probst. Sie hat Recht: Inklusion bedeutet vor 
allem eine Kultur des Hinschauens und Sich-Hineinversetzens 
durch uns alle. Inklusion braucht unsere Aufmerksamkeit, un-
seren Respekt und unsere Rücksichtnahme. Es ist eben nicht 
alles mit technischen Hilfsmitteln oder finanziellen Ausglei-
chen an Betriebe getan, die Menschen mit Behinderungen be-
schäftigen, oder mit den vollkommen aufgesplitterten Teilha-
beangeboten der verschiedenen Leistungsträger. Echte Inklusi-
on bedeutet vollständige Verwirklichung der Menschenrechte.

	 (Beifall B90/GRÜNE)

Das Land Brandenburg hat mit dem Behindertenpolitischen 
Maßnahmenpaket begonnen, eine Kultur der Aufmerksamkeit 
und des Respekts zu fördern. Es ist erfreulich, dass auch die 
Monitoringstelle zur UN-Behindertenrechtskonvention dem 
Land wertvolle Entwicklungen und einen spürbaren Fortschritt 
attestiert.

Mit Blick auf die Probleme, denen Menschen mit Behinde-
rungen in ihrem Alltag begegnen, wird aber klar, dass wir hier 
noch lange nicht am Ziel sind. Deswegen hat die Monitoring-
stelle dem Land den Hinweis gegeben, das Behindertenpoli-
tische Maßnahmenpaket fortzuschreiben - gut, dass die Koali-
tionsfraktionen das so zeitnah aufgegriffen haben und diesen 
Antrag stellen. Bei der Fortschreibung soll auf die schon vor-
handenen guten Ansätze aufgebaut werden.

Das klingt vernünftig, jedoch sind nicht alle Handlungsfelder 
so konzipiert, dass ihr Erfolg messbar ist. Auch wurde oft ver-
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gessen, Meilensteine oder Zwischenschritte zu definieren. Das 
kritisiert auch die Monitoringstelle in ihrem Bericht. Nach wel-
chen Kriterien sollen denn die guten von den weniger erfolg-
versprechenden Ansätzen unterschieden werden? Oder, wenn 
ich auf den Gedanken von Frau Probst zurückkomme: Nach 
wessen Kriterien sollen die guten Ansätze von den weniger gu-
ten unterschieden werden? Die Grundforderung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention „Nicht ohne uns über uns!“ drängt 
sich hier unweigerlich auf.

Wie wird der Landesbehindertenbeirat bei der Bewertung der 
Handlungsfelder einbezogen? Das Bekenntnis zur Partizipati-
on könnte im vorliegenden Antrag noch viel eindeutiger for-
muliert werden. Dort steht, dass der Landesbehindertenbeirat 
bei der Fortschreibung zu beteiligen sei. Warum steht dort 
nicht, dass er gehört werden muss?

Die Landesregierung nimmt insgesamt 100 000 Euro im Jahr 
für die Fortschreibung des Maßnahmenpakets und für neue, in-
novative Konzepte in die Hand. Das sind keine Wahnsinns-
summen. Wir wünschen uns, dass die Landesregierung mit die-
sen knappen Mitteln die bisherigen Maßnahmen ordentlich 
evaluiert, die geplanten innovativen Konzepte nachhaltig und 
vor allen Dingen partizipativ ausgestaltet und eine Priorisie-
rung der Maßnahmen vornimmt. Es geht darum, dass zukünftig 
alle Brandenburgerinnen und Brandenburger mit der gleichen 
Selbstverständlichkeit entscheiden können: Wie will ich leben, 
wie will ich wohnen, wo zur Schule gehen und wo arbeiten?

Für diese Ziele bringt sich unsere Fraktion gern mit eigenen 
Ideen ein. Wir halten die weitere Fortschreibung des Maßnah-
menpakets für ausgesprochen wünschenswert und stimmen 
diesem Antrag gern zu. Eine Schaufensterpolitik kann ich hier 
wirklich nicht erkennen, wenn man einen guten Weg weiter 
konsequent verfolgt. - Vielen Dank.

	 (Beifall B90/GRÜNE sowie vereinzelt DIE LINKE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Das Wort erhält jetzt die Landesregierung. Frau 
Ministerin Golze, bitte schön.

Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie Golze:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Werte Gäste! In der Behindertenpolitik des Landes 
Brandenburg wird seit vielen Jahren das Ziel verfolgt, in allen 
Lebensbereichen gleichberechtigte Teilhabechancen für die 
Bürgerinnen und Bürger mit Behinderungen zu fördern. Von 
der Kinderbetreuung und -erziehung über Bildung, Arbeit, 
Wohnen und Mobilität bis hin zu Freizeit, Tourismus, Kultur 
und Sport sind Selbstbestimmung und Partizipation wesent-
liche Grundprinzipien. 

Das Behindertenpolitische Maßnahmenpaket der Landesregie-
rung wurde in der 5. Legislaturperiode sozusagen als systema-
tischer Strategie- und Handlungsrahmen entwickelt - natürlich 
auch zur Umsetzung der 2009 ratifizierten UN-Behinderten-
rechtskonvention. Im November 2011 ist es beschlossen wor-
den und seitdem wurden in der dreijährigen Umsetzungszeit 
rund 140 Maßnahmen abgearbeitet. Viele gute Ideen, Projekte 
und Förderprogramme konnten verwirklicht werden - wie die 

„Initiative Inklusion“ im Bereich Arbeit oder „Eine Universität 
für alle - Studium mit gesundheitlicher Beeinträchtigung“ an 
der Uni Potsdam. Auch neue Handlungsansätze wie die Pilot-
schulen „Eine Schule für alle“ wurden erprobt. Einige Vorha-
ben sind langfristig angelegt - wie Förderrichtlinien oder -pro-
gramme für barrierefreien Wohnraum - und müssen natürlich 
mit Kontinuität weiterverfolgt werden. 

Besonders froh sind wir beispielsweise über die Absicherung 
der Hortbetreuung von Kindern mit körperlicher oder geistiger 
Behinderung, ohne dass Eltern Vermögen oder Einkommen 
einsetzen müssen - darum beneiden uns andere Bundesländer -, 
oder auch über das Förderprogramm „Inklusive Ausbildung 
und Arbeit“. 

Der Evaluationsbericht des Deutschen Instituts für Menschen-
rechte, den das MASGF in Auftrag gegeben hatte, wurde schon 
angesprochen. Wir haben ihn im April dieses Jahres gemein-
sam mit dem Abschlussbericht der Landesregierung und auch 
den sehr kritischen Bewertungen des Landesbehindertenbei-
rates veröffentlicht. Das war ein gutes Signal, dass wir uns 
nicht davor scheuen, unsere Arbeit kritisch bewerten zu lassen 
und die Kritik auch zu veröffentlichen.

Das Institut hat die Wirkung des Maßnahmenpakets insgesamt 
positiv bewertet. Gleichwohl wird festgestellt, dass kontinuier-
liche Anstrengungen erforderlich sind, um dem Anspruch der 
UN-Behindertenrechtskonvention gerecht zu werden. Eine 
Fortschreibung wird ausdrücklich angeregt, sie ist keinesfalls 
selbstverständlich. Die Verbesserung etwa der Systematik des 
Maßnahmenpakets sowie eine Normprüfung von Landesgeset-
zen und -verordnungen im Hinblick auf die Einhaltung der UN-
Konvention werden empfohlen. Letzteres ist eine Anregung, die 
auch den Beauftragten der Landesregierung für die Belange der 
Menschen mit Behinderungen, Herrn Dusel - er sitzt auf der 
Tribüne -, umtreibt, denn er ist nach § 14 Abs. 2 des Behinder-
tengleichstellungsgesetzes frühzeitig zu beteiligen.

Daher begrüße ich den Antrag von SPD und DIE LINKE sehr. 
Er erklärt die Einhaltung und Umsetzung der UN-Konvention 
einmal mehr zur politischen Priorität in Brandenburg. Die Ent-
wicklung eines inklusiven Brandenburgs ist in der Tat eine 
Herkulesaufgabe, aber, Frau Bessin - sie hat leider keine Zeit 
mehr für uns -, kein fragwürdiges Großprojekt, wie Sie es im 
vorigen Tagesordnungspunkt bezeichnet haben.

Diese Herkulesaufgabe kann nur durch kontinuierliche und 
ressortübergreifende Anstrengungen auf allen Ebenen bewäl-
tigt werden. Der Landtag kann nun ein starkes Signal dafür set-
zen. Und seien Sie versichert, dass ich in der Vorbereitung der 
Weiterentwicklung, aber auch im Verfahren und in der Umset-
zung großen Wert auf die Partizipation von Menschen mit Be-
hinderungen und ihrer Interessenvertretungen wie dem Lan-
desbehindertenbeirat Wert legen werde. 

Für das Gelingen des gemeinsamen Anliegens ist es zwingend 
notwendig, dass wir mit der Zivilgesellschaft und den Interes-
senvertretungen der Menschen mit Behinderungen einen ernst-
haften Dialog führen. Ja, dieser Dialog ist energiegeladen und 
zeitaufwendig, aber auch essenziell und unerlässlich. Insofern, 
liebe Frau Lehmann, ist die zeitliche Vorgabe, ein neues Maß-
nahmenpaket bis Ende 2016 vorzulegen, na ja, 

	 (Frau Lehmann [SPD]: Eine schöne Herausforderung!)
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nicht wirklich langfristig angelegt. Beim ersten Maßnahmen-
paket hat man sich mehr als zwei Jahre Zeit genommen; ich 
soll das jetzt in 14 Monaten schaffen. Aber ich nehme die He-
rausforderung an.

	 (Beifall DIE LINKE)

Es ist eine Herausforderung für alle Beteiligten, auch für die 
Interessenvertretungen der Menschen mit Behinderungen. Wir 
werden zeitnah mit dem Landesbehindertenbeirat darüber dis-
kutieren, wie der Partizipationsprozess ausgestaltet werden 
kann und die landesregierungsinterne Weiterentwicklung ge-
managt werden kann.

Liebe Frau Augustin, der Weg ist das Ziel. Warum sollte in 
dem heutigen Antrag schon eine Auflistung konkreter Maßnah-
men stehen, wenn wir sie doch erst gemeinsam mit den Betrof-
fenen entwickeln wollen? 

	 (Vereinzelt Beifall DIE LINKE und SPD)

Bitte beteiligen Sie sich an diesem Prozess, ich lade Sie sehr 
herzlich ein.

Ich freue mich auf die Zusammenarbeit mit meinen Ressort-
kolleginnen und -kollegen, freue mich auf viele spannende 
und neue Ideen und denke, wir werden ein gutes Maßnahmen-
paket auf den Weg bringen. - Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

	 (Beifall DIE LINKE, SPD und B90/GRÜNE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Das Wort erhält noch einmal die Abgeordnete 
Lehmann. - Sie verzichtet. Danke schön.

Damit beende ich die Aussprache. Wir kommen zur Abstim-
mung:

Die AfD-Fraktion beantragt die Überweisung des Antrages in 
Drucksache 6/2508, „Weitere Verwirklichung der in der UN-
Behindertenrechtskonvention verankerten Rechte von Men-
schen mit Behinderungen in Brandenburg“ an den Ausschuss 
für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie. Wer 
möchte diesem Überweisungsantrag zustimmen? - 

	 (Leichte Unruhe im Saal)

Die Gegenstimmen bitte! - Damit ist dieser Antrag überwiesen.

	 (Gelächter und Beifall bei der AfD)

Ich schließe Tagesordnungspunkt 3

	 (Frau Lehmann [SPD]: Nein!)

und unterbreche die Sitzung.

(Unruhe im Saal - Der Abgeordnete Bischoff [SPD] mel-
det sich.)

- Bitte schön!

Bischoff (SPD):

Sehr geehrter Herr Vizepräsident! Aus den benachbarten Bän-
ken wurde mir gerade zugetragen, dass akustisch sehr schwer 
zu verstehen war, was eben zur Abstimmung stand.

	 (Widerspruch und Lachen bei der AfD)

Ich bitte Sie hiermit im Namen der SPD-Fraktion und auch der 
Fraktion DIE LINKE, die Abstimmung zu wiederholen. Es war 
eindeutig große Unruhe im Saal; das wird man, glaube ich, 
auch im Protokoll nachverfolgen können. Ich bitte die Abstim-
mung zu wiederholen. 

	 (Bommert [CDU]: Vielleicht besser aufpassen!)

Vizepräsident Dombrowski:

Herr Abgeordneter, ich habe mich bei meinen beiden Beisitzern 
vergewissert. Hier haben alle alles richtig gehört und verstanden. 

(Zuruf von der Fraktion DIE LINKE: Nein! - Hier war es 
nicht zu verstehen!)

Ich habe die Sitzung im Übrigen schon unterbrochen. Von da-
her bin ich im Grunde genommen nicht bereit, die Abstimmung 
jetzt zu wiederholen, die völlig eindeutig war und im Übrigen 
auch kein Problem darstellt, wie ich meine. Ich glaube, was 
nicht geht, ist, dass - je nachdem, wie es dann ausgeht, wenn es 
deutlich ausgeht - gesagt wird: Jetzt wiederholen wir das mal!

(Vereinzelt Beifall bei der CDU - Widerspruch bei SPD 
und der Fraktion DIE LINKE)

Bischoff (SPD):

Herr Präsident, ich bitte jetzt noch einmal um eine sachliche 
Bewertung. Die SPD-Fraktion und die Fraktion DIE LINKE 
haben diesen Antrag gestellt. Sie haben keinen Überweisungs-
antrag gestellt. Das deutet ganz eindeutig darauf hin, dass wir 
den Antrag nicht überweisen wollten, sondern aufgrund der 
schlechten Akustik im Saal im Moment der Abstimmung 

	 (Unruhe bei der CDU - Gelächter bei der AfD)

dies nicht nachvollziehen konnten und davon ausgingen, dass 
es um die Zustimmung zum Antrag ging.

	 (Zwischenrufe bei CDU und AfD)

Vizepräsident Dombrowski:

Herr Abgeordneter, ich darf hier auf die Geschäftsordnung und 
die Vorbereitung der Verwaltung verweisen. Es ist völlig klar - 
von daher sind die Blätter auch so ausgefüllt: Jede Fraktion 
kann einen Antrag stellen, darüber kann abgestimmt werden - 
aber eine andere Fraktion beantragt Überweisung. Da heißt es 
hier ganz konkret: Nur für den Fall der Ablehnung des Über-
weisungsantrages wird der Antrag zur Abstimmung aufgeru-
fen. - So ist die Geschäftsordnung, ich kann es nicht ändern. 
Da das Abstimmungsergebnis völlig eindeutig war, 

(Widerspruch bei der SPD und der Fraktion DIE LINKE)
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fehlen mir jedenfalls die Instrumente, zu sagen: Ich eröffne 
jetzt - vorzeitig - die Sitzung wieder. 

	 (Petke [CDU]: Einfach nicht schlafen!)

Bischoff (SPD):

Entschuldigung, es war keine Überweisung beantragt. Darum 
geht es mir. Es gibt laut Tagesordnung keinen Überweisungs-
antrag. Insofern hätten Sie diese Abstimmung gar nicht vollzie-
hen dürfen.

	 (Frau Lehmann [SPD]: Richtig! Das ist so!)

Vizepräsident Dombrowski:

Es liegt hier schriftlich bei der Verwaltung vor; ich habe es 
auch vorgetragen. Das hat die AfD-Fraktion im Redebeitrag im 
Übrigen auch ausdrücklich ausgeführt. Das ist ja ein übliches 
Verfahren. Ich habe es in meinen Unterlagen, dass ein Über-
weisungsantrag gestellt wurde. 

Ich würde Ihnen ansonsten anbieten - ich habe die Sitzung 
schon unterbrochen -, dass wir das gerne nach Wiedereröff-
nung der Sitzung fortführen können. 

Ansonsten: Das Verfahren - die Verwaltung hat dies bestätigt - 
ist völlig korrekt, was die Sitzungsleitung betrifft. Schieben Sie 
mir also jetzt nicht eine Verantwortung für Abstimmungen in 
den Fraktionen zu, die Sie vielleicht anders erwartet haben.

(Beifall CDU und AfD - Widerspruch bei SPD und der 
Fraktion DIE LINKE)

Ich unterbreche die Sitzung bis 13 Uhr. Danke schön.

	 (Unterbrechung der Sitzung: 12.25 Uhr)

(Bischoff [SPD]: Herr Präsident! Nach § 64 ist die Ab-
stimmung nicht korrekt zustande gekommen, und ich bit-
te darum, die Abstimmung zu wiederholen und jetzt die 
PGFs zusammenzuholen und mit ihnen zu sprechen. Es 
gab keinen Überweisungsantrag. - Das hier ist die Tages-
ordnung. Da steht kein Antrag auf Überweisung drin! - 
Schulze [BVB/FREIE WÄHLER Gruppe]: Die Sitzung 
ist unterbrochen! - Die Abgeordneten Bischoff [SPD] und 
Domres [DIE LINKE] begeben sich zum Vizepräsi-
denten.)

	 (Fortsetzung der Sitzung: 13.03 Uhr)

Präsidentin Stark:

Meine Damen und Herren! Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 
auf:

Die föderale Bundesrepublik muss auch in Krisen-
zeiten solidarisch bleiben!

	 Antrag
	 der Fraktion der AfD

	 Drucksache 6/2446

Wir beginnen die Aussprache mit dem Beitrag des Abgeordne-
ten Königer.

(Da sich nur sehr wenige Abgeordnete im Saal befinden, 
betätigt die Präsidentin den Hausgong.)

Königer (AfD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine fast vollzählig anwesen- 
den Kolleginnen und Kollegen Abgeordneten! Liebe nicht vor-
handene Gäste! Liebe Brandenburgerinnen und Brandenburger 
an den Fernsehbildschirmen!

(Schulze [BVB/FREIE WÄHLER Gruppe]: Sind wir be-
schlussfähig? Ich glaube nicht!)

Baden-Württembergs Ministerpräsident Winfried Kretschmann, 
ein Grüner,

	 (Vogel [B90/GRÜNE]: Echt?)

wollte doch tatsächlich die bisherige Verteilung von Flüchtlin-
gen vor allem in den deutschen Osten verlagern. So etwas hatte 
ich nicht erwartet, nicht von einem Grünen.

Präsidentin Stark:

Entschuldigung, Herr Kollege, ich muss Sie unterbrechen. Es 
gibt einen Antrag zur Geschäftsordnung.

(Schulze [BVB/FREIE WÄHLER Gruppe]: Ich möchte 
nur fragen, ob wir beschlussfähig sind oder ob das egal 
ist!)

Unsere Geschäftsordnung regelt - das müssten Sie aus alten 
Zeiten noch wissen -, dass die Beschlussfähigkeit nur unmittel-
bar nach der Aussprache, vor der Abstimmung festgestellt wer-
den kann, und Sie haben ja gehört und gesehen, dass ich den 
Hausgong benutzt habe in der Hoffnung, dass die Kolleginnen 
und Kollegen gleich da sein werden. Wir erörtern die Frage al-
so dann, wenn sie nach Geschäftsordnung angemessen ist.

(Schulze [BVB/FREIE WÄHLER Gruppe]: Dann halten 
wir das im Protokoll fest!)

Nun haben Sie weiter die Gelegenheit zu sprechen.

Königer (AfD):

Ich bedanke mich bei Herrn Kollegen Schulze, denn ich emp-
finde das, was sich hier abspielt, als Missachtung des Parla-
ments und als ziemlich undemokratisches Verhalten. Aber ma-
chen Sie ruhig weiter so,

	 (Beifall AfD)

dann werden wir in vier Jahren sehen, wem das Volk mehr ver-
traut.

	 (Vogel [B90/GRÜNE]: Richtig!)

Der Versuch, das politische Großthema Asyl und Flüchtlinge 
vor den anstehenden Wahlen in Baden-Württemberg in den Os-
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ten abzuschieben und sich freizukaufen, ist ein großer Unfug 
und geht gar nicht. Er zerstört das solidarisch-föderale Gefüge 
der Bundesrepublik. Was mich aber insgesamt an dieser Debat-
te stört: Sie wird einfach nicht ehrlich geführt.

Natürlich ist es gut, dass wegen politischer Verfolgung oder 
aus Kriegsgebieten zu uns kommende Menschen bei uns will-
kommen geheißen und aufgenommen werden, gar keine Frage. 
Was aber nicht in Ordnung ist: Mit der Rhetorik der Willkom-
menskultur ebnen Sie alle gesetzlich geregelten Unterschiede, 
die es im Aufenthaltsrecht nun einmal gibt, ein und entziehen 
das Ganze somit der Politik und heben es auf die moralische 
Ebene - nach dem Motto: „Kein Mensch ist illegal“. Das war 
nicht nur scheinheilig, sondern es ist auch Heuchelei, denn Sie 
wissen ganz genau: Es gibt durchaus Unterschiede beim Bleibe-
recht, und es gilt: Nicht jeder Mensch ist legal in Deutschland 
eingereist.

Die ganz große Koalition aus CDU, SPD, Linken und Grünen 
hat mit ihrer staatlich und medial verordneten Willkommens- 
euphorie erst viele Tausende in Marsch gesetzt, die sie jetzt 
nicht mehr aufnehmen will. Man hätte vorher wissen müssen, 
dass das nicht gutgehen kann. Ministerpräsident Kretschmann 
weiß offensichtlich sehr wohl, dass es mit seiner Wiederwahl 
im März Essig ist, wenn es so weitergeht, und hat sich ausge-
dacht, wie er das Thema wegbekommen könnte.

Die verheerende Wahlaussicht könnte er drehen, wenn er sich 
und seine Landsleute auf Kosten der anderen Bundesländer 
elegant aus der Affäre zieht. „Ab in den Osten!“, das hat er zu-
mindest mal als Versuchsballon gestartet, um zu sehen, wie es 
ankommt. Nun - offensichtlich nicht gut. Beim Merkel-Asyl-
gipfel in der letzten Woche ist dann ja auch Gott sei Dank be-
schlossen worden, am Königsteiner Schlüssel festzuhalten.

Damit ist unser Antrag allerdings nicht vom Tisch. Wir betrei-
ben im Landtag Politik, und es ist eine politische Frage, wie 
wir mit Themen umgehen. Die AfD möchte uns allen - uns, den 
Volksvertretern der Brandenburger - die Chance geben, poli-
tisch zu erklären: Nein, wir machen da nicht mit. Allein das 
Ansinnen, das Flüchtlingsproblem auf diese Weise nur lokal zu 
verschieben oder wegzuverkaufen, ohne es an der Substanz zu 
behandeln, ist falsch und eine politische Bankrotterklärung.

Die Realität hat bereits gezeigt: Das war falsch. Alexander 
Gauland hat es schon mehrfach angesprochen. Weil wir als 
AfD-Fraktion auf die Folgen der Asyldebatte hingewiesen ha-
ben, wie sie in diesem Lande an den Menschen vorbei geführt 
wird, hat zuerst in Bayern die CDU begriffen, reagiert und die 
Notbremse gezogen.

	 (Beifall AfD - Bretz [CDU]: In Bayern die CDU?)

- Ja, Ihre Schwesterpartei im Bund, Herr Bretz. Zwar auch zu 
spät, aber immerhin ist Ihr Ministerpräsident von der CSU 
noch wachgeworden und

	 (Zurufe von der CDU: Aha!)

hat mal gehandelt, was man von Ihrer Bundeskanzlerin nicht 
gerade sagen kann. Grenzen zu, Grenzen auf - das ist nicht 
stringent.

	 (Beifall AfD)

Diese Kraft hat die brandenburgische CDU aber auch nicht, 
Herr Bretz.

(Beifall AfD - Bretz [CDU]: Sie sind ein politisches Flie-
gengewicht! - Allgemeine Heiterkeit - Beifall CDU)

Sie, meine Damen und Herren von der CDU, sind nicht initia-
tiv geworden. - Wir können uns gern darüber unterhalten, wenn 
wir in vier Jahren mit unserer Partei an Ihrer Partei vorbeizie-
hen.

	 (Heiterkeit bei der CDU)

Wie programmatisch ausgehöhlt Sie sich in diesem Landesver-
band präsentieren, ist unfassbar. Ihr politischer Kompass ist so 
im Eimer, dass es erstaunlich ist, dass Sie die Tiefgarage fin-
den.

	 (Allgemeine Heiterkeit und Beifall AfD)

Sie, meine Damen und Herren von der CDU, sind nicht initia-
tiv geworden und wollten sich nicht für eine Politik des politi-
schen Realismus, wie wir sie hier durchfechten, prügeln und 
diffamieren lassen, sondern Sie machen bei diesen Spielchen 
sogar noch mit. Sie haben das fein uns überlassen, aber wir ertra-
gen das. Meine Schultern sind - entgegen Ihrer Behauptung -  
breit. Aber der Wähler wird es sich merken, Herr Bretz, in Ba-
den-Württemberg und in Brandenburg. - Vielen Dank.

(Beifall AfD - Bretz [CDU]: Die breiten Schultern sind 
kein Maßstab, Herr Kollege!)

Präsidentin Stark:

Zu uns spricht nun der Abgeordnete Vogel für die Fraktionen 
SPD, CDU, DIE LINKE und B90/GRÜNE.

(Beifall SPD, CDU, DIE LINKE und B90/GRÜNE)

Vogel (B90/GRÜNE):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die AfD-
Fraktion präsentiert uns hier einen Antrag, der bereits bei An-
tragstellung Schnee von gestern war.

(Beifall des Abgeordneten Domres [DIE LINKE])

Um Ihnen und uns Reden ähnlichen Inhalts zu ersparen, haben 
sich die anderen Fraktionen darauf verständigt, dass ich stell-
vertretend für alle spreche, und ich hoffe,

(Beifall B90/GRÜNE, SPD, CDU und DIE LINKE - La-
chen bei der AfD)

dies kann ich zur allgemeinen Zufriedenheit tun.

Herr Königer, Solidarität zwischen den Bundesländern, das ist 
gelebte Realität. Diese drückt sich beispielhaft nicht nur im 
Länderfinanzausgleich aus, sondern die institutionalisierte So-
lidarität der Länder findet ihren konkreten Niederschlag zum 
Beispiel auch im Königsteiner Schlüssel, den Sie angespro-
chen hatten, einem Verteilungsmechanismus, der in einer Viel-
zahl von Fällen zur Anwendung kommt. Ursprünglich war er 
nur für Finanzverteilungen gedacht, also für gemeinsame Fi-
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nanzierungen. Inzwischen wurde er grundlegend ausgeweitet, 
und nach § 45 Asylverfahrensgesetz wird er auch für die Ver-
teilung von Kontingentflüchtlingen und Asylbewerbern ange-
wandt; das wissen Sie.

Der Königsteiner Schlüssel wird jährlich neu berechnet und 
richtet sich zu zwei Dritteln nach der Steuerkraft und zu einem 
Drittel nach der Bevölkerungszahl. Das heißt, wenn beispiels-
weise die Steuereinnahmen in Brandenburg relativ zu den an-
deren Bundesländern steigen, dann müssen wir auch mehr Ver-
antwortung übernehmen - und umgekehrt. Am Königsteiner 
Schlüssel, das hatten Sie ebenfalls gesagt, wird von keiner Sei-
te gerüttelt, aber unabhängig davon: Eine gesetzliche Grundla-
ge für die Unterbringung der Asylsuchenden außerhalb der je-
weiligen Landesgrenze der zur Aufnahme verpflichteten Län-
der existiert nicht, auch wenn entsprechende Überlegungen 
und Wünsche in den letzten zwölf Monaten aus Berlin oder 
Baden-Württemberg geäußert wurden. Im Fall von Berlin war 
dies auch Gegenstand von Konsultationen beider Landesregie-
rungen.

Angesichts der sich in den letzten zwei Monaten überschla-
genden Ereignisse, insbesondere nachdem die Bundesregie-
rung am 5. September - was wir, mit Ausnahme einer Fraktion, 
alle begrüßen -

	 (Frau Bessin [AfD]: Danke!)

die Grenzen für die Flüchtlinge, die in Ungarn festsaßen, ge-
öffnet hat, hat sich gezeigt, dass alle Bundesländer gemeinsam 
auf diese große Herausforderung reagieren.

	 (Beifall B90/GRÜNE und DIE LINKE)

Sie kennen die Bilder aus München. Sie wissen, dass die ein-
treffenden Flüchtlinge zügig in andere Bundesländer verteilt 
werden, und zwar in alle, egal, ob sie schwarz, rot, grün oder in 
Kombination dieser drei Farben regiert werden. Dabei stoßen 
alle Bundesländer, egal, ob Ost, West, Süd oder Nord, aktuell 
an Kapazitätsgrenzen und versuchen schnell, zusätzliche Un-
terbringungsmöglichkeiten zu erschließen. Allerorten werden 
inzwischen Turnhallen in Beschlag genommen und Container 
oder gar Zelte für die Erstaufnahme aufgestellt; das ist nicht 
nur in Brandenburg so. Aber angesichts dieser angespannten 
Situation haben sich auch alle Diskussionen erledigt, dass bei 
einer Erstaufnahme durch die Länder auch nur zeitweilig vom 
Königsteiner Schlüssel abgewichen werden könnte.

Die Landesregierung hat übrigens auf die derzeitige hohe Be-
anspruchung unter anderem damit reagiert, dass sie das Stadt-
umbauprogramm Ost flexibilisieren will, um eigentlich für den 
Abriss vorgesehene Wohnblöcke zu Unterkünften für Flücht-
linge ertüchtigen zu können, und die Brandenburger Kommu-
nen ziehen dabei auch mit. Wir wissen aber alle: Wirkliche 
Entlastungen für die Länder - dies war Gegenstand der Aktu-
ellen Stunde - und vor allem die Kommunen kann nur der 
Bund leisten, indem er sich an der Schaffung von Plätzen für 
die Erstaufnahme beteiligt. Die jetzt in Rede stehenden 
40  000  Plätze, die der Bund bereitstellen will, sind dazu ein 
wichtiger und dringend notwendiger Beitrag.

Lassen Sie mich daher feststellen: Solidarität darf in der föde-
ralen Bundesrepublik nicht nur in Schönwetterphasen gelten, 
sondern die Länder und der Bund müssen auch dann zueinan-

der stehen, wenn größere Herausforderungen zu bewältigen 
sind. Genau diese gemeinsame Solidarität aller staatlichen 
Ebenen zeigt sich derzeit in der Bundesrepublik. Sie wird sich 
hoffentlich auch bald auf der europäischen Ebene durchsetzen, 
und dies hoffentlich bald nicht mehr durch Mehrheitsbeschlüs-
se, sondern durch die Besinnung auf gemeinsame europäische 
Werte und aufgrund innerer Überzeugung der handelnden Poli-
tikerinnen und Politiker - trotz und gegen die AfD und ihre 
rechten Freunde in Europa. Wir plädieren daher für die Ableh-
nung dieses Antrags. - Recht herzlichen Dank.

	 (Beifall B90/GRÜNE, SPD, CDU und DIE LINKE)

Präsidentin Stark:

Wir danken Ihnen. - Die Landesregierung hat Redeverzicht si-
gnalisiert. Ich frage Sie, Herr Abgeordneter Königer: Möchten 
Sie Ihre noch verbliebene Redezeit nutzen?

Königer (AfD):

	 (Der Abgeordnete Königer klatscht Beifall.)

Ich muss Ihnen wirklich gratulieren, meine Damen und Herren.

	 (Oh! bei SPD und DIE LINKE)

Sie haben mir jetzt dermaßen bewiesen, dass Sie unfähig sind, 
dieses Land zu führen und dieses Problem mit uns gemeinsam 
zu lösen. Sie haben sich unwillig gezeigt. 

	 (Frau Lieske [SPD]: Das steht Ihnen nicht zu!)

Damit kommen Sie in meiner Argumentation gar nicht mehr 
vor, und ich richte mich lieber an die Brandenburger.

In Baden-Württemberg wird am 13. März 2016 ein neuer Mi- 
nisterpräsident gewählt. Gegenwärtig regiert dort Winfried 
Kretschmann, einziger grüner Ministerpräsident in Deutsch-
land. Kretschmann kam 2011 auch deshalb ins Amt, weil die 
Katastrophe im Kernkraftwerk in Fukushima den Grünen ein 
Superresultat bei den Landtagswahlen bescherte.

(Vogel [B90/GRÜNE]: Auch in Brandenburg! - Beifall 
AfD)

Bei NTV ist über ihn zu lesen, er sei „ein gefühlter CDU-Mi- 
nisterpräsident, katholisch, heimatverbunden, wertkonservativ, 
Schützenvereinsmitglied“. Und genau das ist sein Problem. 
Die Willkommensjubelei seiner Parteifreunde und auch der 
Bundes-CDU drückt die Umfragewerte der Grünen. Kretsch-
mann möchte wiedergewählt werden. Was denn sonst!

(Senftleben [CDU]: Alle wollen wiedergewählt werden!)

Er hat erkannt, dass es wieder eine Katastrophe ist, die die 
nächste Landtagswahl entscheidet: die Asylkatastrophe.

(Gliese [CDU]: Wir sind in Brandenburg!)

Trotz aller „Wir schaffen das!“-Durchhalteparolen ist unbe-
grenzter Zuzug nach Deutschland und damit eben auch nach 
Baden-Württemberg nicht möglich. Sicher, man kann und 
muss darüber streiten, welche Ressourcen Deutschland für die 
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Asylkatastrophe bereitstellen soll. Aber wenn sich Ihr Wasser-
hahn zu Hause, liebe Brandenburger, nicht schließen lässt, ver-
suchen Sie dann, dem vollen Waschbecken zu erklären, dass es 
noch mehr Wasser aufnehmen muss?

(Zurufe von der Fraktion DIE LINKE und der SPD)

Appellieren Sie dann an die Solidarität den Wassertröpfchen 
gegenüber? Sollten Sie das tun, wird das blöde Waschbecken 
Ihnen eine nasse Enttäuschung bereiten.

(Senftleben [CDU]: Die Rede hat wirklich Stil!)

Physik kennt keine Ethik. Und weil Sie das wissen, rufen Sie 
den Klempner. 

Kretschmann ist - um im Bild zu bleiben - ein Klempner mit 
einem Dilemma. Einerseits waren die Überlastungen bei Per-
sonal, Finanzen und Unterbringungsmöglichkeiten absehbar, 
andererseits waren da seine Partei und sein Koalitionspartner 
SPD, die sich weiterhin an ihre „Ihr Kinderlein kommet, oh 
kommet doch all“-Linie in der Asylpolitik halten. Der Ausweg, 
den Kretschmann gefunden hat, war so geschickt wie hinter-
hältig. Er schlug vor, Asylbewerber dorthin zu schicken, wo 
genug Wohnraum entstanden ist: in den Osten. Der Klempner 
schließt also nicht den Hahn, sondern legt einen Schlauch in 
die Badewanne. Einerseits kann er das seiner grünen Klientel 
als eine Art „Aufbau Ost“ verkaufen. Der „Tagesspiegel“ vom 
17. Juli hat das so formuliert:

„Im Osten gibt es gemessen an der Bevölkerung noch 
immer zu wenig Menschen, die sichtbar Minderheiten 
angehören, die zum Beispiel schwarz sind. Und es gibt 
einen Strukturwandel, ganze Gegenden entvölkern sich. 
Wenn ich mir etwas wünschen dürfte, würde ich sagen: 
Es ist Zeit für die zweite Wende und einen neuen Auf-
bau Ost (…).“

Andererseits präsentiert er sich für die konservativen Wähler 
als anpackender Landesvater, der Probleme pragmatisch angeht.

(Zuruf des Abgeordneten Bretz [CDU])

Was er dabei außer Acht gelassen hat: In den entvölkerten Ge-
meinden leben auch Menschen, die ganz gerne mal gefragt 
werden wollen, ehe man ihre Orte mit Asylsuchenden und 
Flüchtlingen vollstopft.

(Zurufe von der Fraktion DIE LINKE und der SPD)

Wir Ostdeutschen im Allgemeinen und wir Brandenburger im 
Besonderen sind eher misstrauischer Natur.

(Zurufe von der Fraktion DIE LINKE und der SPD)

- Sie hätten vorhin die Chance gehabt, jetzt haben Sie sich ge-
fälligst ruhig zu verhalten!

(Gelächter und Zurufe bei SPD und DIE LINKE - Beifall 
AfD)

Wir wundern uns, dass das mit Industrien gesegnete Baden-
Württemberg …

	 (Zurufe)

Sie hätten doch die Chance gehabt, hier zu reden, warum haben 
Sie es nicht getan?

Präsidentin Stark:

Herr Abgeordneter Königer, die Sitzungsleitung überlassen Sie 
bitte mir!

(Beifall SPD, B90/GRÜNE sowie vereinzelt DIE LIN-
KE)

Entweder setzen Sie Ihren Redebeitrag fort, oder ich muss Ih-
nen einen Ordnungsruf erteilen.

Königer (AfD):

Frau Präsidentin, ich verstehe Ihre Handlungsweise nicht. Wa-
rum rufen Sie nicht den Abgeordneten Domres zur Ordnung? 
Er kann sich doch zu Wort melden, er kann eine Zwischenfrage 
stellen ...

Präsidentin Stark:

Weil Zwischenrufe zur parlamentarischen Demokratie gehö-
ren, wenn sie ein gewisses Niveau nicht unterschreiten.

(Beifall SPD - Dr. Gauland [AfD]: Nun reicht es aber, 
Frau Präsidentin!)

Königer (AfD):

Soll ich dann lieber einen Dackeltanz vorführen, Frau Stark? 
Das wäre vielleicht einmal eine ganz angenehme Abwechslung 
in diesem Parlament.

Wir Ostdeutsche im Allgemeinen und wir Brandenburger im 
Besonderen sind eher misstrauischer Natur.

(Nein! bei der SPD)

Wir wundern uns, dass das mit Industrien gesegnete Baden-
Württemberg die angeblich so dringend benötigten Fachkräfte in 
den Osten schicken will. Wir fragen uns, wie die Integration so 
vieler Menschen aus anderen Kulturkreisen funktionieren soll.

(Bischoff [SPD]: Oh Mann!)

Wir Älteren wissen immerhin, wovon wir sprechen. Wer in der 
DDR aufgewachsen ist, musste sich 1989 in kürzester Zeit in 
eine völlig andere Gesellschaft und neue Kultur integrieren. 

(Zurufe von SPD und DIE LINKE)

So widersprechen selbst SPD-Oberbürgermeister wie Lutz 
Trümper aus Magdeburg Kretschmanns Idee. 

Aber das ist Ihnen auch egal, liebe Brandenburger, Kretsch-
mann will Asylsuchenden ein bisschen Zeit ...

Präsidentin Stark:

Kollege Königer, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

(Präsidentin Stark stellt das Mikrofon aus.)
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Königer (AfD):

Das ist ja toll, das ist eine nette Methode, um mir das Wort ab-
zuschneiden. Sie könnten zumindest erst einmal den Hinweis 
erteilen, dass meine Redezeit abgelaufen ist.

Präsidentin Stark:

Ihre Redezeit ist einfach zu Ende, Herr Kollege.

(Beifall SPD)

Königer (AfD):

- Dann bedanke ich mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD - Dr. Gauland [AfD]: Da sind Sie wohl 
dankbar, Frau Präsidentin!)

Präsidentin Stark:

Wir kommen damit zur Abstimmung über den Antrag der AfD-
Fraktion in Drucksache 6/2446. Wer dem Antrag der AfD-
Fraktion seine Zustimmung gibt, den bitte ich um sein Hand-
zeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Damit ist der An-
trag abgelehnt worden.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 4 und eröffne Tagesord-
nungspunkt 5:

Außerschulische Lernorte erhalten!

	 Antrag 
	 der Fraktion der CDU
	 der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

	 Drucksache 6/2578
	 (Neudruck)

Wir beginnen die Aussprache mit dem Beitrag der Abgeordne-
ten Frau von Halem. Sie spricht für die Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN.

Frau von Halem (B90/GRÜNE):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Liebe Gäste! Ich würde Sie gerne einmal fragen: Wer von 
Ihnen ist eigentlich in diesem Jahr verreist, woandershin ge-
fahren?

	 (Zurufe: Was heißt woanders?)

Wer ist verreist, hat sein Zuhause verlassen, sich etwas anderes 
angeschaut?

	 (Zurufe)

- Alle? Sehr viele wahrscheinlich. Man könnte dem entgegnen: 
Warum müssen wir eigentlich noch verreisen? Man kann sich 
doch heutzutage eigentlich alles im Internet ansehen. Warum 
verreisen wir? Manche von Ihnen gehen vielleicht auch hin 
und wieder in ein Museum oder in ein Theater und schauen 
sich etwas an, was man auch im Internet sehen kann. Aber wir 
wissen alle: Es macht einen Unterschied, ob wir irgendwo vor 

Ort sind, ob wir etwas sehen, riechen, fühlen und ausprobieren 
können, oder ob wir es uns einfach durch Bücher oder zu Hau-
se aneignen.

Wir können auch fragen: Wen nehmen wir uns eigentlich als 
Reiseführer mit? Nehmen wir uns etwas von zu Hause mit, ein 
Buch, Menschen, oder genießen wir es, wenn wir an anderen 
Orten Leuten begegnen, die Dinge aus anderen Perspektiven 
darstellen, die Erfahrungen mit anderen Orten haben? Unser 
aller Erfahrungen und unser Erleben sagt uns: Ja, das ist sehr 
viel mehr wert, wenn wir so nah an Dinge herankommen kön-
nen.

Sie werden sich an die Diskussion vom Sommer erinnern, als 
die abgeordneten Lehrkräfte von den Gedenkstätten abgezogen 
werden sollten. Diese Lehrkräfte verknüpfen pädagogische 
Sachkenntnis, das Wissen um Schule und Schülerinnen und 
Schüler, mit einem speziellen Interesse an dem Ort ihrer Ent-
sendung. Das sind in Brandenburg außer den Gedenkstätten 
auch Umwelteinrichtungen, Kunstschulen, Planetarien, Zoos, 
Waldschulen und verschiedene Museen. 

Zum neuen Schuljahr sind einige dieser abgeordneten Lehr-
kräfte wieder vollständig zurück an ihre Schulen berufen wor-
den, um - wie Minister Baaske diesen Schritt begründete - Un-
terrichtsausfall zu vermeiden. Aber diese Unterrichtsstunden, 
die von begeisterten Lehrkräften an diesen sogenannten schu-
lischen Lernorten gehalten werden, haben in der Regel einen 
viel höheren pädagogischen Wert. Sie sind eine sehr wertvolle 
Bereicherung des Lehrangebots, sie sind eben etwas ganz an-
deres als Unterricht in der Schule, sodass wir es für unverant-
wortlich halten, diese Angebote zu streichen, bloß weil es die 
Landesregierung über Jahre versäumt hat, ausreichend neue 
Lehrkräfte einzustellen.

	 (Beifall B90/GRÜNE)

Da haben wir eine Situation, wo die Vielfalt und die Qualität 
des Unterrichts für die Versäumnisse der Landesregierung bü-
ßen sollen. 

Bei dem Antrag, den wir stellen, geht es nicht um einen kom-
plexen Sachverhalt, und es geht auch nicht um sehr viel Geld. 
Wie kleinteilig dieser Antrag ist, konnte ich leider erst gestern 
erfahren. Bislang waren uns diverse Einzelfälle zugetragen 
worden, in denen abgeordnete Lehrkräfte zurückgezogen wur-
den. Aber es war noch nicht möglich, sich ein Bild darüber zu 
machen, wie das eigentlich auf Landesebene aussieht, wie 
viele Abordnungen zurückgezogen worden waren. Das hat das 
Ministerium erst gestern verraten. Tatsächlich sind es nur ein-
zelne wenige VZE. 

Sie können mir jetzt vorwerfen, einen schlecht vorbereiteten 
Antrag eingebracht zu haben. Ja, ich hätte das auch gern von 
vornherein anders gemacht. Aber das Problem ist: Es muss 
schnell gehen. Das habe ich immer gewusst. Auch wenn ich die 
Zahlen nicht gekannt habe, habe ich aber gewusst: Es muss 
schnell gehen, weil diese Lehrkräfte an den außerschulischen 
Lernorten sich Unterrichtsmaterialien, ein Umfeld aufgebaut 
haben, in dem sie die Klassen empfangen und in dem sie die 
Schüler Dinge ausprobieren lassen, was sie jetzt abbauen. Viele 
von diesen Lehrkräften, die abgezogen worden sind, haben 
schon zum neuen Schuljahr den Unterricht an ihren Schulen 
begonnen, und sie haben das Angebot an den außerschulischen 
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Lernorten, in dem Zoo, in dem Museum angefangen abzubau-
en, einzupacken, tatsächlich im Wortsinn. Das heißt, selbst 
wenn es nur einige wenige Fälle sind, um die es hier geht, 
wenn wir sie wiederbeleben wollen - sie sind wertvoll, es sind 
zwar nur wenige Unterrichtseinheiten, aber es sind über das 
Land gesehen Tausende von Schülern, die über einen längeren 
Zeitraum daran teilhaben können -, dann müssen wir uns beei-
len, um zu verhindern, dass diese Angebote, die über Jahre auf-
gebaut worden sind, tatsächlich in die Kisten gepackt oder 
vielleicht sogar verbrannt werden. Deswegen lege ich diesen 
Antrag heute vor.

Ich habe im Vorfeld in den letzten Tagen Zustimmungssignale 
dazu bekommen, diesen Antrag zu überweisen, und ich freue 
mich darüber sehr. Ich diskutiere gerne im Bildungsausschuss 
noch einmal über die Frage, ob wir qualitative Maßstäbe bzw. 
welche qualitativen Maßstäbe wir an diese Abordnungen anle-
gen müssen, bin aber gleichzeitig der Meinung, dass wir durch-
aus überlegen müssen, inwieweit dieses strukturelle Angebot 
an manchen Orten auch ausgeweitet werden kann und sollte. 

Ich fasse mich angesichts des übersichtlichen Sachverhalts und 
des wenigen Geldes, um das es hier eigentlich geht, kurz, freue 
mich auf die Debatte und bedanke mich schon an dieser Stelle 
für die Zustimmung.

	 (Beifall B90/GRÜNE)

Präsidentin Stark:

Wir danken Ihnen. - Zu uns spricht nun die Abgeordnete Koß 
für die SPD-Fraktion.

Frau Koß (SPD):

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Werte Kolleginnen und 
Kollegen! Liebe Gäste! Außerschulische Lernorte sind eine 
wertvolle Ergänzung des Unterrichts. Das wissen wir schon 
seit geraumer Zeit, das haben wir eben noch einmal vorgetra-
gen bekommen, und bei der Umsetzung der neuen Rahmen-
lehrpläne spielen sie eine besonders wichtige Rolle. Diese au-
ßerschulischen Lernorte gibt es zahlreiche in unserem Land. 
Sie eröffnen den Kindern und Pädagogen neue Perspektiven 
und Sichtweisen; das steht außer Frage. 

Der Antrag zu den Gedenkstättenpädagogen trägt dem auch be-
reits Rechnung. Wir haben das im Ausschuss diskutiert und da-
für eine Lösung gefunden.

Dennoch, meine Damen und Herren, bewegt mich eine Frage: 
Müssen es immer abgeordnete Lehrkräfte sein, die an solchen 
Orten tätig sind? Es gibt noch viel mehr außerschulische Lern-
orte, die nicht mit Lehrerstunden versehen sind. Hier sind es 
insbesondere die Fachleute aus dem entsprechenden Bereich, 
die mit den Schülerinnen und Schülern diese wertvolle Arbeit 
leisten. Kollegen berichten mir, dass sie auch sehr froh sind, 
dass das einmal andere Menschen tun als die Lehrer, die dann 
dort zum Tragen kommen. Auch das bereichert diese Dinge 
häufig.

Ich denke, wir müssen uns das genauer anschauen. Frau von 
Halem hat schon darauf hingewiesen. Das heißt, wir brauchen 
eine Evaluation, deren Ergebnisse in einer entsprechenden Dis-
kussion im Fachgremium bewertet werden. Diese Idee wird 

meines Wissens vom Ministerium auch schon verfolgt. Dabei 
müssen wir uns ganz genau ansehen, wohin die Stunden gehen, 
wie die Stellen qualitativ genutzt werden und ob es zum Bei-
spiel auch eine Möglichkeit der anderen Besetzung gibt. Es 
sollte da aus meiner Sicht kein Tabuthema geben.

Aus den genannten Gründen beantragen wir eine Überweisung 
an den Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport. Ich freue 
mich auf eine angeregte Diskussion dort. - Herzlichen Dank.

	 (Beifall SPD sowie vereinzelt DIE LINKE)

Präsidentin Stark:

Wir danken Ihnen. - Zu uns spricht nun für die Fraktion der 
CDU der Abgeordnete Hoffmann.

Hoffmann (CDU): *

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Das erlebt man nicht so häufig hier, dass einem 
Antrag der Opposition immerhin die Gnade einer Überweisung 
zuteilwird.

(Oh! bei SPD und DIE LINKE - Domres [DIE LINKE]: 
Schaut mal zehn Jahre zurück!)

Kollege Domres, beruhigen Sie sich mal wieder. Darüber ha-
ben wir schon oft genug gesprochen. Das mag alles sein. Ich 
schildere das nur aus meinem eigenen Erleben. Das haben wir 
hier noch nicht oft erlebt. Seien Sie doch froh, wenn ich Sie 
einmal lobe, dass Sie den Antrag überweisen wollen.

	 (Beifall CDU - Zurufe)

Ich fürchte nämlich, dass das nicht allzu oft in dieser Wahlpe- 
riode zu erleben sein wird. 

	 (Bischoff [SPD]: Stimmt doch gar nicht!)

Aber auch etwas anderes wird wahrscheinlich nicht so oft zu 
erleben sein, nämlich dass ich mich bei den Linken bedanke. 
Das möchte ich an dieser Stelle aber ausdrücklich tun, weil ich 
glaube, dass es tatsächlich auch Ihrem Druck auf den Koaliti-
onspartner SPD geschuldet ist, dass wir diesem Antrag, diesem 
Anliegen im Ausschuss eine zweite Runde gönnen. 

(Beifall CDU - Domres [DIE LINKE]: Einvernehmen er-
zielen!)

Wir müssen allerdings noch abwarten, ob es uns im Ausschuss 
gemeinsam gelingt, den Minister zur Einsicht zu bringen, denn 
bislang ist die traurige Wahrheit, dass der Minister offensicht-
lich an der Qualität von Bildung nicht sonderlich interessiert 
ist. 

	 (Vereinzelt Beifall CDU - Oh! bei der SPD)

Wir hatten im Juni bereits eine Ausschusssitzung zu diesem 
Thema, und wir hatten damals Vertreter verschiedener Gedenk-
stätten dazu eingeladen, die sehr eindrucksvoll dargelegt ha-
ben, welch tolle und wichtige Arbeit von den Lehrkräften dort 
geleistet wird. Dabei geht es eben nicht nur darum, dass die 
Schüler einmal ein Lernerlebnis haben, das es im regulären 
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Unterricht nicht geben würde, sondern es wurde vielmehr deut-
lich, dass Gedenkstätten oft eben auch als Orte der Schulbil-
dung nur dank der eigens abgeordneten Lehrer funktionieren, 
und das gilt gleichermaßen für Planetarien, das Lernen in der 
Wildparkschule in Frankfurt wie an den Gedenkstätten. Genau 
dieser Einsicht schien sich Minister Baaske noch Ende August 
zu verweigern, als er bei seiner Pressekonferenz erklärte: 

„Was ich nicht einsehe, ist, dass ein Lehrer neben einem 
Kollegen steht und ihm sein Fach erklärt. Das kann der 
selbst.“

Herr Minister, das kann er eben nicht selbst. Genau das ist ja 
das Besondere und Wichtige an diesen außerschulischen Bil-
dungsorten. Dort gibt es nämlich Lehrer, die an diesen Orten 
über jahrelange spezielle Erfahrungen verfügen. Sie selbst wa-
ren bekanntlich einmal Physiklehrer, und von einem Physik-
lehrer kann man sicherlich verlangen, dass er das folgende Bei-
spiel versteht. Natürlich kann man von einem Physiklehrer 
verlangen, dass er die Keplerschen Gesetze anhand von Plane-
tenbewegungen erklären kann, aber man kann deshalb von ihm 
noch lange nicht verlangen, dass er alle Sternbilder parat hat 
und diese auf die Decke eines Planetariums projizieren kann, 
wie das zum Beispiel in Herzberg geschieht. 

	 (Beifall CDU)

- Genau, die Kollegen aus meiner Fraktion waren da.

Selbst Rainer Genilke, der wirklich technischen Sachverstand 
mitbringt, war total beeindruckt, wie das dort funktioniert. 
Man braucht dafür also wirklich Lehrkräfte mit Ortskenntnis, 
mit Erfahrung. 

Ihre Aussagen vom August legen einfach nahe, dass für Sie Ef-
fizienz an der Stelle mehr zählt als Qualität. Herr Minister, 
dann sage ich Ihnen: Lassen Sie sich doch von uns überzeugen. 
Lassen Sie sich auch von uns als Opposition davor bewahren, 
hier eine ineffiziente Maßnahme zu ergreifen. Sie würden näm-
lich einen sehr hohen Preis für ein sehr mageres Ergebnis zah-
len. Marie-Luise von Halem hat einige Projekte aufgezählt, die 
von diesen Kürzungen und Streichungen betroffen wären - von 
Gedenkstättenlehrern bis hin zu Planetarien. Es handelt sich 
dabei wirklich um eine überschaubare Zahl von Projekten, bei 
der man sich eigentlich Gedanken machen müsste, ob sie über-
haupt ausreichend ist - da kann man nicht von Wucher spre-
chen -, für die oftmals nicht einmal eine Lehrerstelle eingesetzt 
wird. Das heißt, das Einsparpotenzial ist so gering, dass die 
Versuche des Ministers, anhand dieser geringen Stellenanteile 
das Problem des Unterrichtsausfalls zu lösen, einen Akt der 
Verzweiflung darstellen. Dieses Sparen am falschen Ende legt 
im Prinzip auch indirekt die Milchmädchenrechnung bloß, die 
uns das MBJS immer wieder aufzutischen versucht, nämlich 
dass es in Brandenburg mehr Lehrer gäbe als in der Vergangen-
heit. Wenn es tatsächlich 145 Lehrerstellen mehr gäbe, warum 
müssten wir dann ein paar mickrige Lehrerstunden in Herzberg 
streichen? 

	 (Beifall CDU, B90/GRÜNE sowie vereinzelt AfD)

Die Antwort ist einfach, dass die Koalition an anderer Stelle 
eingespart hat. Ich finde, Sie sollten ehrlich sagen, dass die 
Ausstattung an den Schulen nicht besser, sondern schlechter 
geworden ist. 

Liebe Kollegen von Rot-Rot, Sie haben heute eine erste vor-
sichtige Einsicht gezeigt. Ich hoffe, im Bildungsausschuss wer-
den wir dafür sorgen, dass auch der Bildungsminister zur Ver-
nunft kommt, dass er einsieht, dass er an der falschen Stelle 
spart und es am Ende keinen Sinn macht, wenn man versucht, 
ein leckgeschlagenes Schiff mit dem Anbringen von Pflastern 
zu reparieren. In diesem Sinne herzlichen Dank für die Über-
weisung.

	 (Beifall CDU und B90/GRÜNE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Wir kommen zum nächsten Redner. Für die 
Fraktion DIE LINKE spricht die Abgeordnete Dannenberg.

Frau Dannenberg (DIE LINKE):

Sehr verehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sehr geehrte Gäste! Wir haben gehört, dass Schule mittlerweile 
eben kein abgeschlossener Raum mehr ist, sondern ein offenes 
Haus, ein Ort der Kommunikation, der Begegnung mit vielen 
Kooperationspartnern, die den Schulalltag bereichern. Kinder 
und Jugendliche müssen raus aus den vier Wänden hinein in 
die Praxis, in die Natur, in die Museen, zu den Akteuren vor 
Ort. Sie sollen mit allen Sinnen Informationen aufnehmen, ih-
ren Horizont jenseits des Klassenzimmers erweitern. Einmal 
auf den Punkt gebracht - Schüler würden sagen -: Mann, das 
macht einfach mehr Spaß! - Wir wissen alle: Was Spaß macht, 
bleibt länger im Köpfchen. 

Die Debatte zum neuen Rahmenlehrplan haben wir erst ge-
führt. Hier sind fächerübergreifender Unterricht, vernetztes Wis-
sen nahe am Schülerinteresse und Praxisbezogenheit Grundlage 
der Planung von Unterricht. Genau das bieten außerschulische 
Lernorte. Erfreulicherweise gibt es in Brandenburg mit über 
200 eine große Anzahl von außerschulischen Lernorten. In 
Potsdam sind es zum Beispiel 27, in anderen Landkreisen et-
was weniger. In meinem Landkreis zum Beispiel gibt es in 
Lübbenau den Erlebnis- und Forscherkahn NAUTILUST oder 
in Raddusch die Slawenburg, wo hervorragende Projekte mit 
Kindern und Jugendlichen durchgeführt werden. 

Seit vielen Jahren werden in Brandenburg für einige außer-
schulische Lernorte, die nicht so gute Strukturen haben wie in 
Potsdam, Lehrkräfte abgeordnet, und diese Kollegen sind et-
was ganz Besonderes in ihrer Funktion, denn einmal erhalten 
sie den außerschulischen Lernort, und sie sind der Draht von 
diesem Lernort zur Schule, sie kennen die Bedürfnisse der 
Kinder und der Kollegen, sie wissen, wie Schule tickt, und sie 
können flexibel und sehr engagiert darauf reagieren. 

Ein Beispiel ist die Wildparkschule in Frankfurt (Oder), seit 
2000 ein gewachsenes Projekt, wo Schülern durch unmittel-
bare Naturerfahrung Werte sowie Verantwortungsbewusstsein 
gegenüber der Natur und der Umwelt vermittelt werden. Hinzu 
kommt, dass das auch noch eine Begegnungsstätte von Heran-
wachsenden mit und ohne Handicap ist, hier also noch ein Bei-
trag zur Inklusion geleistet wird. Angebote werden von der 
dort tätigen Lehrkraft ständig weiterentwickelt, methodisch 
und inhaltlich angepasst. Mittlerweile umfasst die Nutzerliste 
28 Einrichtungen, also von der Kita bis hoch zum Oberstufen-
zentrum ist alles dabei. Darüber hinaus gibt es noch Fortbil-
dungsangebote für die Kolleginnen und Kollegen. Der Lehrer 



Landtag Brandenburg - 6. Wahlperiode - Plenarprotokoll 6/17 - 24./25. September 2015� 1495

ist an zwei Tagen in der Woche für insgesamt 15 Stunden in der 
Wildparkschule; an den anderen drei Tagen der Schulwoche ist 
er an der Stammschule. 15 Stunden sind nichts im Verhältnis 
zu dem, was er dort leistet. Er hat ein vernetztes Bildungsange-
bot geschaffen, an dem Lehrer und Schüler partizipieren, und 
es war schlichtweg ein Fehler, diese Stunden zu streichen. 

	 (Beifall B90/GRÜNE)

Das hat auch etwas mit Motivation und Wertschätzung der Ar-
beit von Kollegen zu tun. 

Der Haushaltsplan enthält über 1 700 ausfinanzierte Stellen für 
sogenannte Abminderungstatbestände, zum Beispiel für Schul-
visitationen, FLEX, Ganztag, Schulleitungsaufgaben usw. Von 
diesen Stellen sind ganze 2 % für die Abminderung zur Unter-
stützung bildungspolitischer Projekte wie Umweltpädagogik, 
Gedenkstättenpädagogik, aber auch für die RAA und das Netz-
werk SCHULEWIRTSCHAFT vorgesehen. 

Bei allem Respekt und Verständnis für die derzeitige perso-
nelle und haushalterische Situation sollten wir Folgendes be-
denken: Diese Abordnungen von Lehrern sind so gering - ge-
messen an dem, was dort geleistet wird und welche Synergieef-
fekte die Arbeit der Kolleginnen und Kollegen hat. 

	 (Beifall DIE LINKE und B90/GRÜNE)

Uns war es auch ein dringendes Bedürfnis, die geplante Rück-
nahme der Abordnung für die Gedenkstättenlehrer im Bil-
dungsausschuss zu diskutieren und eine Möglichkeit zu finden, 
im nächsten Doppelhaushalt 2017/18 Vorsorge zu treffen. Der 
Antrag der Grünen trifft genau unsere Intention als Fraktion 
DIE LINKE zu diesem Thema. Wir beantragen die Überwei-
sung und möchten, dass über diese Abordnung schnellstmög-
lich diskutiert wird, dass man die Entscheidung noch einmal 
auf den Prüfstand stellt, die Qualität ins Visier nimmt - mit der 
Zuarbeit des Ministers - und über eine Ausweitung nachdenkt. 
All das bitte möglichst schnell, denn die Projekte sind im Mo-
ment auf Eis gelegt, und sie sollen nicht sterben. 

Ich bin mir sicher, dass der Minister diese außerschulischen 
Lernorte unterstützen wird, denn schließlich ist er Schirmherr 
des 2. Kongresses „Außerschulisches Lernen - Vielfalt (er)le-
ben“ am 21. November 2015 in der Biosphäre in Potsdam. Ich 
freue mich, viele Kollegen dort begrüßen zu können. - Vielen 
Dank.

	 (Beifall DIE LINKE und B90/GRÜNE)

Präsidentin Stark:

Wir danken Ihnen. - Zu uns spricht nun die Abgeordnete Bes-
sin für die AfD-Fraktion.

Frau Bessin (AfD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Liebe Gäste! Thema des Antrages der Grünen sind die 
außerschulischen Lernorte, wie wir jetzt schon mehrfach ge-
hört haben. Es geht also um Lehrer, die nicht an den Schulen 
unterrichten, sondern an anderen Einrichtungen tätig sind. Die-
se Lehrer sind zum Beispiel in Gedenkstätten, der Umweltbil-
dung, der Gesundheitsförderung und der Jugendhilfe tätig, und 
es ist gut, sogar sehr gut, dass Lehrer solche Aufgaben über-

nehmen. Denn Lehrer wissen sehr gut, wie sie Schülern solche 
wichtigen Themen nahebringen - schließlich sind sie vom 
Fach. Ich muss Frau Dannenberg zustimmen: Praktisches Ler-
nen macht Spaß. Das wird jeder von Ihnen bestätigen können. 
Die Kinder können sich hineinversetzen und behalten das Ge-
lernte sehr viel besser. 

Wenn diese Lehrer jetzt von den außerschulischen Lernorten 
abgezogen werden, stehen sie für Projekte nicht mehr zur Ver-
fügung. Wenn sie an außerschulischen Lernorten aktiv sind, 
fehlen sie an den regulären Schulen, weil sie dort keinen Un-
terricht geben. Wir haben es also mit einem zweischneidigen 
Schwert zu tun, vor allem deshalb, weil die Personaldecke der 
Schulen sehr dünn ist - das allerdings nicht erst seit gestern. 
Die Landesregierung hat in dem so wichtigen Bereich der Bil-
dung in den letzten Jahren einfach viel zu wenige Lehrer einge-
stellt und das Thema anscheinend einfach nach hinten gestellt. 
Herr Baaske, Sie müssen nun leider den Scherbenhaufen, den 
Frau Münch hinterlassen hat, zusammenkitten, aber so wird 
das leider nichts. 

	 (Frau Große [DIE LINKE]: Das stimmt überhaupt nicht!)

Denken wir bloß einmal an die Zwischenzeugnisse diesen 
Winter, da haben bei einigen Schülern die Noten gefehlt - lei-
der nicht zum ersten Mal -, da in einigen Fächern kein Unter-
richt stattgefunden hat. Letztendlich ist egal, ob der Lehrer 
krank oder die Stelle nicht besetzt war, Fakt ist einfach, dass 
nicht genügend Unterricht stattgefunden hat, damit Noten ge-
geben werden konnten. Dieses Versagen ist der Landesregie-
rung zuzuschreiben. 

Seit Jahren befinden sich die Schulen im Notbetrieb, darunter 
leiden nicht nur die Schüler, sondern auch die Lehrer. Nicht 
umsonst haben wir unter den Lehrern viele kranke, wie sich zu 
Beginn des Schuljahres wieder gezeigt hat. Lehrer werden al-
leingelassen, unter anderem mit einem konzeptlosen Inklusi-
onsversuch. 

Die Landesregierung kratzt jetzt anscheinend die letzten Reser-
ven zusammen. Zum Beispiel wurden Lehrer aus dem Herzber-
ger Planetarium oder von der Wildparkschule in Frankfurt ab-
gezogen. Eine gute und anschauliche Einbindung von Astrono-
mie und Natur in den Unterricht wird somit deutlich erschwert. 
Ich habe hier von den letzten Reserven gesprochen. 

Wir haben es soeben schon gehört: Es ist nur ein geringer An-
teil der Lehrer, die in den außerschulischen Projekten tätig 
sind. In ganz Brandenburg gab es beispielsweise im Schuljahr 
2013/14 16 514 Lehrer, und von diesen waren umgerechnet 
ganze 36 für die Unterstützung der außerschulischen Projekte 
eingestellt. Das ist im Verhältnis sehr gering. Die Landesregie-
rung will nun versuchen, mit diesen Lehrern die verfehlte Poli-
tik auszubügeln. Doch lassen Sie mich Ihnen sagen: Eine ver-
besserte Situation direkt an den Schulen wird so nicht geschaf-
fen, denn es müssen sinnvolle Bildungsprojekte direkt einge-
stellt werden. Die wenigen Lehrer, die Sie aus den außerschu-
lischen Lernorten abziehen, lösen weder das Problem des ge-
nerellen Lehrermangels noch die Probleme bei der Inklusion, 
und auch die Integration von Flüchtlingskindern kann damit 
nicht erreicht werden. Deswegen halten wir es für wichtig, die-
se Sache noch einmal ausführlich zu diskutieren, und stimmen 
der Überweisung zu. 

(Beifall AfD)
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Präsidentin Stark:

Danke schön. - Zu uns spricht nun Minister Baaske für die 
Landesregierung. Sie haben das Wort.

Minister für Bildung, Jugend und Sport Baaske:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Lieber Herr Hoffmann, ich kann Sie beruhigen: Die Ausstat-
tung mit Lehrkräften an Brandenburger Schulen ist in den letz-
ten Jahren immer besser geworden. Die Antworten auf Ihre 
Kleinen Anfragen bzw. die Ihrer Kollegen weisen darauf hin. 
Wir haben nachgewiesen, dass es so ist, und es wird auch so 
bleiben. Die Koalition steht dazu, dass wir in dieser Legislatur-
periode 4 300 Kollegen einstellen werden. Es werden also in 
diesem, im nächsten, im darauf folgenden und im wiederum 
darauf folgenden Jahr jeweils 145 Kollegen mehr sein, als zum 
Beispiel die Schülermodellrechnung und die Schüler-Lehrer-
Relation bisher ausgemacht haben. 

Ich darf im Übrigen diejenigen, die daran zweifeln, darauf hin-
weisen: Es gibt eine Kleine Anfrage von Frau von Halem vom 
August des vergangenen Jahres, die Brandenburg in der Schü-
ler-Lehrer-Relation mit anderen Bundesländern vergleicht. 
Brandenburg schneidet mit am besten ab. Das kann man sich 
ruhig anschauen, wenn man noch Zweifel hat.

Nein, ich will außerschulische Lernorte nicht infrage stellen. 
Das habe ich auch nie getan. Ich weiß um ihre Bedeutung. Ich 
habe als Physiklehrer selbst davon profitiert, dass in Niemegk 
neben meiner Schule ein Observatorium war, in das ich mit den 
Jungs und Mädels gehen konnte. Den Physikunterricht hat das 
ungemein bereichert. Dort wurden und werden Magnetfelder 
gemessen. Ich habe mich mit dem Leiter der Einrichtung abge-
stimmt, der sie mir gezeigt hat. Ich bin dann selbst hingegan-
gen und habe den Schülern die Messgeräte erläutert, ihnen ge-
zeigt, was und wie gemessen wird. Ab und zu haben wir einen 
Kollegen gesprochen, der uns sein Messgerät bildhaft vorge-
führt hat. Ich war auch in einem Elektrobetrieb und konnte dort 
mit den Schülerinnen und Schülern löten lernen. Wir haben uns 
Schaltungen angeschaut und gesehen, wie ein Fernsehapparat 
funktioniert - all dies waren Dinge, die man außerschulisch 
besser als im Unterricht in der Schule darstellen konnte. Ich 
weiß also sehr wohl um die Bedeutung außerschulischer Lern-
orte.

Natürlich wird es auch weiterhin Observatorien und andere 
Einrichtungen geben, von denen man profitieren kann, wenn 
sie vor Ort sind. Nur: Wir haben in Brandenburg ungefähr 
400 Museen. Einige davon sind außerschulischer Lernort mit 
abgeordneten Lehrkräften. Wir haben in Brandenburg ungefähr 
30 Tierparks, Zoos, Tiergehege. Wenn ich es richtig weiß, sind 
zwei oder drei davon Lernorte mit Lehrkräften. Wir haben in 
Brandenburg außer dem in Herzberg noch andere Planetarien, 
wo keine abgeordneten Lehrkräfte tätig sind. Trotzdem, lieber 
Herr Hoffmann, gehen Physiklehrer hin und können das Him-
melszelt dort so hinzaubern, dass die Jungs und Mädels die 
einzelnen Objekte erkennen können. Meistens sind es Physik-
lehrer. Ich weiß nicht, ob Astronomielehrer ausgebildet wur-
den. Früher haben das immer Physiklehrer gemacht. Ich glaube 
schon, dass sie das können; so kompliziert ist es nicht. 

Wir haben Forschungseinrichtungen ohne Zahl in diesem 
Land, die auch außerschulische Lerneinrichtungen sind. Kolle-

gen gehen hin und machen Unterricht - in der Regel Physik-, 
Chemie- und Biologielehrer. Einige unterrichten selbst, andere 
aber sitzen hinten, während vorne der abgeordnete Lehrer Un-
terricht gibt - und das genau will ich nicht. Das finde ich nicht 
in Ordnung. Das kann im Einzelfall, so wie ich es mir von 
Frankfurt habe schildern lassen, in Ordnung sein, weil es ein 
anderer Unterricht als der ist, den man als Fachlehrer machen 
würde; das kann durchaus einen Grund haben. 

Der Regelfall sollte aber sein, dass der abgeordnete Kollege 
den Unterricht vor- und vielleicht auch nachbereitet, Materi-
alien bereitstellt und für die Schülerinnen und Schüler Fra-
gebögen oder eine kleine Leistungskontrolle vorbereitet. Kol-
legen, die regulär unterrichten, werden auf diese Weise vorbe-
reitet, haben vielleicht schon eine Führung durch die Einrich-
tung erlebt und wissen, wie man das gestalten kann. Weil das 
aber in jeder Einrichtung unterschiedlich ist und wir, ohne die 
Betriebe mit hereinzunehmen, viele hundert außerschulische 
Lernorte haben, die tagtäglich genutzt werden, finde ich es 
richtig, dass wir uns im Ausschuss darüber austauschen, was 
man machen und welche Lösung man im Einzelfall finden 
kann. 

Ich glaube, wir sind gut beraten, uns vor Ort Einrichtungen an-
zuschauen. Auch ich werde mich auf den Weg machen und mir 
noch manches anschauen. Ich glaube, dann werden wir zu 
einem Weg finden, der vernünftig ist und die von Frau von 
Halem und den nachfolgenden Rednerinnen und Rednern ge-
äußerten Befürchtungen nicht eintreten lässt. Es wird nach wie 
vor guten Unterricht an möglichst vielen außerschulischen 
Lernorten geben, ohne dass sich Einzelne benachteiligt fühlen 
müssten, weil sie zum Beispiel keine Abordnung haben. - 
Schönen Dank.

(Beifall SPD sowie der Abgeordneten Domres [DIE LIN-
KE] und Frau Nonnemacher [B90/GRÜNE])

Präsidentin Stark:

Wir danken Ihnen. - Das Wort erhält für die einbringende Frak-
tion nochmals Frau von Halem.

Frau von Halem (B90/GRÜNE):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber 
Herr Minister! Drei Punkte möchte ich aufführen. Erstens: 
Danke an die Linke - ich auch. Zweitens frage ich: Müssen es 
abgeordnete Lehrkräfte sein, die fest an Einrichtungen sind, 
oder können das die Lehrkräfte, die die Klasse begleiten, selbst 
machen? Ich war in der Wildparkschule in Frankfurt und habe 
gesehen, was dort aufgebaut und den Kindern angeboten wur-
de. Ich konnte gut nachvollziehen, dass mir der dorthin abge-
ordnete Lehrer sagte: Wenn Lehrer mit Schulklassen hierher 
kommen, sagen sie mir hinterher, dass es auch für sie eine 
Fortbildung war; das hätten sie so nicht unterrichten können. - 
Das liegt daran, dass dort ein Lehrer Materialien zu einem The-
ma aufbereitet, das er spannend findet, für das er brennt, mit 
dem er sich seit Jahren beschäftigt, und deswegen ein Angebot 
aufrechterhält, das die begleitenden Lehrkräfte nicht so gut be-
herrschen.

Herr Baaske, Sie haben das Niemegker Beispiel erwähnt. Es 
macht sicher einen Unterschied, ob Sie als Physiklehrer eine 
solche Einrichtung gleich nebenan haben oder, weil es inhalt-
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lich passt, mit Ihrer Schulklasse eine weitere Strecke irgendwo 
anders hinfahren - vielleicht zu einer Einrichtung, die pädago-
gisch sinnvoll sein kann, in der Sie aber selbst noch nicht wa-
ren. Da ist es für Sie ungleich mehr Aufwand als für einen ab-
geordneten Lehrer, alles vorzubereiten.

Der dritte Punkt: Ich werde immer hellhörig, wenn die SPD ei-
ne Evaluation will, weil ich dann das Gefühl habe: Hier wird 
etwas auf den Sankt-Nimmerleins-Tag verschoben. Vielleicht 
müssen wir in diesem Fall einmal abschichten und überlegen, 
wo die Angebote sind, die gerade verloren gehen, weil sie in 
Kartons eingepackt und verteilt oder verschenkt werden - all 
das ist passiert, weil manche Lehrkräfte nicht wussten, wie es 
um die Zukunft ihrer Einrichtung steht, und damit rechnen 
mussten, dass sie ihr Angebot nicht aufrechterhalten können. 
Im konkreten Fall von Frankfurt (Oder) weiß ich, dass es so ist. 
Wenn man das Angebot aufrechterhalten will, muss man 
schnell und ohne langwierige Evaluation die Möglichkeit er-
öffnen, das zurückzubauen. 

	 (Beifall des Abgeordneten Wilke [DIE LINKE])

Diese Unterscheidung müssen wir machen: Wo müssen wir 
schnell ein Signal geben und wo können wir längerfristig eva-
luieren? In diesem Sinne freue ich mich auf die Diskussion im 
Ausschuss und wünsche mir, dass Sie, Herr Baaske, wenn Sie 
am 21. November die Schirmherrschaft übernehmen, es auf 
dem Kongress begrüßen können, dass es die als leuchtend dar-
gestellten Beispiele wieder gibt.

(Beifall B90/GRÜNE, vereinzelt DIE LINKE sowie der 
Abgeordneten Fischer [SPD])

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Wir sind am Ende der Rednerliste und kommen 
zur Abstimmung. Die Fraktionen von SPD, DIE LINKE und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragen die Überweisung des 
Antrages in der Drucksache 6/2578 - ein Antrag der CDU-
Fraktion und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - an 
den Bildungsausschuss. Wer dem Antrag folgen möchte, den bit-
te ich um das Handzeichen. - Die Gegenstimmen, bitte! - Enthal-
tungen? - Damit ist dem Antrag einstimmig gefolgt worden. 

Ich schließe Tagesordnungspunkt 5 und rufe Tagesordnungs-
punkt 6 auf:

Zweites Gesetz zur Änderung des Landespflegegeld-
gesetzes

	 Gesetzentwurf
	 der Landesregierung 

	 Drucksache 6/2482

1. Lesung

Die Aussprache wird durch Ministerin Golze eröffnet; sie 
spricht für die Landesregierung.

Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie Golze:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Gleichberechtigte Teilhabechancen in allen Le-

bensbereichen zu befördern - mit der Perspektive, ein selbstbe-
stimmtes und weitgehend unabhängiges Leben zu führen - ist 
eines unserer zentralen behindertenpolitischen Ziele. Ich habe 
bereits im Rahmen der Erörterung des Landtagsbeschlusses zur 
Weiterentwicklung des Behindertenpolitischen Maßnahmenpa-
ketes dargestellt, welchen Stellenwert dieses Ziel für uns hat 
und welche Anstrengungen wir noch zu unternehmen haben, 
um es zu erreichen.

Ein wichtiger Baustein für Teilhabechancen sind neben guten 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen in der Infrastruktur in-
dividuelle behinderungsbedingte Ausgleichszahlungen. Dazu 
gehört das Landespflegegeld, mit dem Blinde, Gehörlose oder 
mehrfach behinderte Menschen ihre behinderungsbedingten 
Mehraufwendungen zumindest abmildern können. In allen 
Bundesländern erhalten blinde und teilweise auch schwerbe-
hinderte und gehörlose Menschen Leistungen auf Grundlage 
der jeweiligen Landesblinden- bzw. Landespflegegeldgesetze. 
Die Bundesländer sind nicht verpflichtet, diesen Personen-
gruppen aufgrund landesrechtlicher Vorschriften Leistungen zu 
gewähren. 

Mit den Leistungen des Landespflegegeldgesetzes sollen ins-
besondere Personen unterstützt werden, deren Einkommen nur 
knapp über den maßgeblichen Einkommens- und Vermögens-
grenzen liegen, die für die Eingliederungshilfe für behinderte 
Menschen und die Blindenhilfe im SGB XII gelten. Es sollen 
aber auch Personen angesprochen werden, die vor einem als 
aufwendig empfundenen Antragsverfahren für Leistungen nach  
dem SGB XII zurückschrecken.

Von den Leistungen des Brandenburgischen Landespflegegeld-
gesetzes profitieren überwiegend Blinde und diesen gleichge-
stellte Menschen, aber auch - im Unterschied zu anderen Bun-
desländern - Gehörlose und andere Schwerbehinderte. Wir-
kungsvoll ist das Landespflegegeld deshalb auch für eine grö-
ßere Gruppe, da es den Anspruchsberechtigten im Gegensatz 
zu Leistungen der Sozialhilfe unabhängig von Einkommen und 
Vermögen gewährt wird. 

Wir dürfen dabei aber nicht außer Acht lassen, dass das Land 
Brandenburg bei der Höhe der Leistungen für blinde Menschen 
im Bundesvergleich derzeit auf dem letzten Platz rangiert. 
Auch die Leistungshöhe für gehörlose und schwerbehinderte 
Menschen liegt im Vergleich noch immer im unteren Bereich. 
Die Leistungen nach dem Landespflegegeldgesetz wurden seit 
zwanzig Jahren nicht nur nicht erhöht, sondern aufgrund der 
Haushaltssituation im Land sogar zweimal gesenkt. Das be-
deutet auch, dass die aktuellen Leistungsbeträge keinen adä-
quaten Ausgleich behinderungsbedingter Mehraufwendungen 
bilden. Sie reichen nicht aus, um dem Ziel des Landespflege-
geldgesetzes zu genügen, Menschen mit Behinderungen in 
ausreichender Weise bei einem selbstständigen, selbstbestimm-
ten Leben zu unterstützen und ihnen die Teilhabe am Leben in 
der Gesellschaft zu erleichtern.

Sehr geehrte Abgeordnete, mit dem vorgelegten Gesetzentwurf 
kommt die Landesregierung Ihrer Aufforderung aus dem Be-
schluss vom 18. März 2015 nach, das Landespflegegeld zu er-
höhen. Wir werden trotz angespannter Haushaltslage unserer 
sozialen Verantwortung gerecht, blinde, gehörlose und schwer-
behinderte Bürgerinnen und Bürger aufgrund ihrer besonderen 
behinderungsbedingten Bedarfe zu unterstützen

	 (Beifall DIE LINKE)
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und mit den Leistungen des Landespflegegeldgesetzes behin-
derungsbedingte Mehraufwendungen abzumildern. Für die Er-
höhung des Landespflegegeldes um insgesamt 30  % rechnet 
das Land Brandenburg für den Personenkreis der blinden und 
gehörlosen Menschen mit Mehrausgaben in Höhe von je etwa 
1,3 Millionen Euro in den Jahren 2016 und 2017 und ca. 
1,9 Millionen Euro jährlichen Mehrausgaben ab 2018.

Meine Damen und Herren, das Landespflegegeld ist nur ein 
kleiner Baustein im Gesamtgefüge unserer Aktivitäten für In-
klusion in Brandenburg. Wir haben bereits einiges erreicht: ein 
größeres Bewusstsein für den Wert einer inklusiven Gesell-
schaft, Förderprogramme für mehr Barrierefreiheit, die Erpro-
bung von inklusiven Bildungsmöglichkeiten, die Einrichtung 
entsprechender Arbeitsmöglichkeiten, eine Stärkung der Parti-
zipation und vieles mehr. Doch ich weiß auch: Es gibt noch 
viel zu tun; lassen Sie uns deswegen heute einen weiteren 
Schritt machen. - Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE sowie der Abgeordneten Frau Augu-
stin [CDU] und Frau Nonnemacher [B90/GRÜNE])

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Zu uns spricht nun die Abgeordnete Lehmann 
für die SPD-Fraktion.

Frau Lehmann (SPD):

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Sehr verehrte Damen und Herren! Mit dem vorliegenden Ge-
setzentwurf zur Änderung des Landespflegegeldgesetzes soll 
das Landespflegegeld für schwerbehinderte, blinde und gehör-
lose Menschen um 30 % erhöht werden. Dies soll in zwei Stu-
fen geschehen, zum 1. Januar 2016 um 20 % und zum 1. Januar 
2018 um weitere 10 %, also insgesamt um 30 % im Vergleich 
zu den Beträgen im Jahr 2015. Das Landespflegegeld dient 
zum Ausgleich behinderungsbedingter Mehrbelastungen. Es ist 
eine Geldleistung, die einkommens- und vermögensunabhän-
gig an Menschen mit Behinderungen gezahlt wird. Das Lan-
despflegegeld gilt nicht für Menschen, die in Anstalten, Hei-
men und gleichartigen Einrichtungen wohnen. 

Mit der Erhöhung des Landespflegegeldes lösen wir ein wei-
teres Versprechen unseres Koalitionsvertrages ein. Die Erhö-
hung des Landespflegegeldes ist dringend notwendig, die Leis-
tungen wurden seit 1995 nicht erhöht. Das Land Brandenburg 
rangiert im Bundesvergleich bezüglich der Leistungen an blin-
de Menschen auf dem letzten Platz. Das Landespflegegeld für 
gehörlose und schwerbehinderte Menschen ist im Bundesver-
gleich ebenfalls im unteren Bereich zu finden. 

Mit der Erhöhung des Landespflegegeldes möchten wir Men-
schen mit Behinderungen ein wichtiges Signal senden: Wir 
sprechen nicht nur über Teilhabe, sondern setzen sie durch 
konkrete Maßnahmen, wenn auch in kleinen Schritten, um. 
Der vorliegende Gesetzentwurf soll an den zuständigen Fach-
ausschuss weitergeleitet werden. Dort werden wir uns weiter 
verständigen und vor allem auch die Frage erörtern: Wie gehen 
wir perspektivisch mit dem Gesetz und den Beträgen um? Ich 
denke, wir sollten einen Blick auf den Kostenausgleich für die 
Landkreise werfen; es ist schon angesprochen worden. Der Ge-
setzentwurf macht deutlich, dass wir keine Probleme haben 

dürften. Die zusätzlichen Aufwendungen werden durch Redu-
zierung der Blindenhilfe nach dem SGB II kompensiert. Wir 
sollten den Kostenausgleich thematisieren, um der kommu-
nalen Ebene ein Zeichen zu geben. Ich freue mich auf die Dis-
kussion im Fachausschuss. Wenn wir sie durchlaufen haben, 
werden wir uns im Hohen Hause erneut zu diesem Thema ver-
ständigen. Wir tun es heute bereits zum zweiten Mal. - Danke 
schön. 

	 (Beifall SPD, DIE LINKE und B90/GRÜNE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Wir setzen die Aussprache mit dem Beitrag der 
CDU-Fraktion fort. Zu uns spricht die Abgeordnete Augustin.

Frau Augustin (CDU):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Sie kennen sicherlich die Momente, die man als Déjà-
vu bezeichnet. Ich muss sagen, ich durchlebe gerade einen sol-
chen Moment. Mit der Debatte zum Gesetzentwurf in 1. Le-
sung behandeln wir, meine Damen und Herren Kollegen von 
den Koalitionsfraktionen, ein Thema, für das Sie sich schon 
einmal haben feiern lassen. Das tun Sie heute erneut. Es ist ein 
gutes Thema, Frau Lehmann, das habe ich Ihnen schon im 
März gesagt. Ich möchte meine damalige Rede nicht wiederho-
len. Sie weisen in der Problembeschreibung des Gesetzent-
wurfes selbst darauf hin, dass wir den Antrag, mit dem die Lan-
desregierung gebeten wird, das Landespflegegeld zu erhöhen, 
im März bereits verabschiedet haben. Schon im März war ich 
verwundert, warum Ihnen dazu keine Pressemitteilung ausrei-
chte. Nein, es musste ein Antrag sein. Vor dem Hintergrund des 
Sprichwortes „Tue Gutes und sprich darüber“ kann ich es so-
gar nachvollziehen. Wir sind uns in der Sache ja absolut einig.

	 (Frau Tack [DIE LINKE]: Dann ist doch alles gut!)

Allerdings möchte ich - Frau Lehmann hat es schon angespro-
chen - ein bisschen Wasser in den Wein gießen. Im Juni haben 
meine Fraktionskollegin Anja Heinrich und ich eine Anfrage 
zu den Leistungskürzungen für Bezieher von Landespflege-
geld, die zeitweise oder dauerhaft in vollstationären Einrich-
tungen untergebracht sind, gestellt. Darauf wurden wir bei un-
seren Besuchen im Wahlkreis angesprochen. In der Antwort 
führt die Landesregierung aus, dass lediglich die Gesetze von 
Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt vergleichbare Rege-
lungen wie das Brandenburger Gesetz enthalten. Allerdings 
ruht der Anspruch auf Blindengeld in Rheinland-Pfalz, wenn 
und solange blinde Menschen sich in Anstalten, Heimen oder 
gleichartigen Einrichtungen aufhalten, erst, sofern der Aufent-
halt länger als vier Wochen andauert. Eine vergleichbare Lei-
stung für Gehörlose ist in Rheinland-Pfalz nicht vorgesehen. In 
Sachsen-Anhalt wiederum wird kein Blindengeld gezahlt, so-
lange der oder die Blinde sich in einem Heim oder einer gleich-
artigen Einrichtung aufhält, es sei denn, dass die Kosten dieses 
Aufenthalts überwiegend von der oder dem Blinden oder einer 
bzw. einem nach bürgerlichem Recht unterhaltspflichtigen 
Dritten getragen werden. Eine vergleichbare einschränkende 
Regelung gibt es dort allerdings nicht für das Landesgehörlo-
sengeld. Erwähnen sollte man auch, dass es Bundesländer gibt, 
die gar keine Kürzung vornehmen oder die wie Sachsen um 
50 % kürzen. 
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Die Landesregierung begründet die Streichung des Anspruchs 
auf das Landespflegegeld in der Antwort auf unsere Kleine An-
frage damit, dass der Leistungsanspruch auch auf Gehörlose 
übertragen wurde. Darüber hinaus wird auf die angespannte 
Lage des öffentlichen Haushaltes verwiesen. Sachsen zahlt 
aber auch das Gehörlosengeld, und die Haushaltslage anderer 
Bundesländer ist ebenfalls angespannt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Vor diesem Hintergrund 
sollten wir - dies ist die Auffassung der CDU-Fraktion - die 
Gesetzesänderung dazu nutzen, die komplette Streichung des 
Landespflegegeldes für Menschen, die zeitweise oder dauer-
haft in vollstationären Einrichtungen untergebracht sind, zu 
überdenken. 

	 (Beifall CDU)

Da wir im zuständigen Fachausschuss eine Anhörung mit den 
betroffenen Verbänden beantragen werden, wird es die Gele-
genheit geben, über diese Regelung zu diskutieren. Ich würde 
mich darüber sehr freuen. Der Überweisung des Antrags in den 
zuständigen Ausschuss stimmen wir natürlich zu. - Danke. 

(Beifall CDU und der Abgeordneten Nonnemacher [B90/
GRÜNE])

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Zu uns spricht nun die Abgeordnete Bader für 
die Fraktion DIE LINKE. 

Frau Bader (DIE LINKE):

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Werte Kolleginnen und 
Kollegen! Liebe Gäste! Wir haben im März dieses Jahres die 
Erhöhung des Landespflegegeldes für schwerstbehinderte, 
blinde und gehörlose Menschen beschlossen, was sehr erfreu-
lich war. Noch erfreulicher ist die zügige Umsetzung. Uns liegt 
heute der Gesetzentwurf zur Änderung des Landespflegegeldes 
vor. Konkret geht es um die Erhöhung des Landespflegegeldes 
um 30 % in zwei Schritten, so, wie es SPD und DIE LINKE im 
Koalitionsvertrag vereinbart hatten. Der erste Schritt erfolgt 
zum 1. Januar 2016 mit einer Erhöhung um 20 % und der zwei-
te Schritt soll zum 1. Januar 2018 mit einer weiteren Erhöhung 
um 10 % vollzogen werden. Das ist nicht genug, das ist mir 
klar, aber es ist ein Anfang. Denn Menschen mit Behinde-
rungen haben behinderungsbedingte Mehrbelastungen, und 
diese sollten unbedingt ausgeglichen werden. 

Hier hatte das Land Brandenburg Nachholbedarf. Seit 20 Jah-
ren ist das Landespflegegeld nicht erhöht, sondern sogar zwei-
mal abgesenkt worden. Grund dafür war die angespannte 
Haushaltssituation im Land. Aber die Teilhabe am Leben in der 
Gemeinschaft ist ein Menschenrecht. Menschen mit Behinde-
rungen haben ein Recht auf ein selbstständiges und selbstbe-
stimmtes Leben, unabhängig von der Kassenlage. Die Ge-
setzesänderung zum Landespflegegeld soll die Grundlage für 
die Gewährung von einkommens- und vermögensunabhän-
gigen Leistungen an Menschen mit Behinderung sein. Denn 
alle Menschen haben ein Recht darauf, so zu leben, wie sie es 
möchten. 

(Beifall der Abgeordneten Frau Mächtig und Dr. Bernig 
[DIE LINKE])

Sie möchten mobil sein und ihren Alltag ohne fremde Hilfe 
meistern. Die Erhöhung ist notwendig und soll alle anspruchs-
berechtigten Personen darin unterstützen, ein selbstständiges 
und selbstbestimmtes Leben zu führen sowie am Leben in der 
Gesellschaft teilzuhaben. Für die Verbesserung einer eigenver-
antwortlichen Lebensführung ist die Erhöhung des Landespfle-
gegeldes notwendig. 

Gestatten Sie noch einen Blick nach Berlin. Nach wie vor ist 
unklar, wann das Bundesteilhabegesetz zugunsten behinderter 
Menschen kommt und was mit dem versprochenen Teilhabe-
geld wird. Wir brauchen ein Bundesteilhabegesetz im Sinne 
der UN-Behindertenrechtskonvention,

	 (Beifall DIE LINKE)

denn der Erfolg der Reform der Eingliederungshilfe steht und 
fällt mit der Reform der Einkommens- und Vermögensanrech-
nung. Es ist ungerecht, wenn schwerstbehinderte Menschen 
arbeiten gehen und über Eingliederungshilfe wieder arm ge-
macht werden. 

	 (Beifall des Abgeordneten Dr. Bernig [DIE LINKE]) 

Sie müssen ihr Einkommen auch nutzen können. Das erfordert 
zwingend die Anhebung der Grenzen. Hier wurden von der 
Bundesregierung große Erwartungen geweckt, die sich nun 
auch erfüllen müssen. Mit dem heute vorgelegten Gesetzent-
wurf zur Erhöhung des Landespflegegeldes lösen wir ein 
Wahlversprechen. Ich freue mich auf eine spannende Diskussi-
on im Ausschuss. - Vielen Dank. 

	 (Bretz [CDU]: Lösen Sie es ein, oder lösen Sie es auf?) 

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Wir setzen die Debatte mit dem Beitrag des Ab-
geordneten Königer fort. Er spricht für die AfD-Fraktion.

Königer (AfD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lie-
be Gäste! Vielleicht hätten Sie sagen sollen, Frau Bader, ob Sie 
das Versprechen einlösen oder auflösen wollen. 

Der uns vorliegende Gesetzentwurf sieht eine Erhöhung des 
Landespflegegeldes vor. Endlich, könnte man meinen. Ein an 
sich richtiger Schritt, dem wir zustimmen werden, aber - das 
betone ich ausdrücklich - es ist ein Tippelschritt. Betroffene 
Personen in Brandenburg bekommen verglichen mit Men-
schen in anderen Bundesländern leider seit Jahrzehnten die 
geringste finanzielle Unterstützung. Im Gegenteil, die Blin-
dengeldleistungen wurden in den 90er-Jahren immer mehr 
gekürzt 

(Frau Mächtig [DIE LINKE]: Genau das hat die Ministe-
rin gesagt!) 

und seit 2003 unverändert niedrig gehalten. Laut Bundessozi-
alhilfegesetz ist aktuell ein Betrag von 654 Euro als Unterstüt-
zung für blinde und sehbehinderte Menschen nötig. Jetzt wol-
len wir beschließen, dass das Blindengeld für die Brandenbur-
ger auf 345 Euro steigt - etwa 300 Euro weniger, als das Bun-
dessozialhilfegesetz empfiehlt. Warum eigentlich? Damit kann 
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unter Berücksichtigung des Mindestlohns nicht einmal eine 
Stunde einer Hilfskraft täglich finanziert werden. 

Die Präsidentin des Deutschen Blinden- und Sehbehinderten-
verbandes Reymann kommentierte die Ankündigung mit den 
Worten: Es ändert nichts am Problem, wenn Brandenburg nun 
die rote Laterne bei den Blindengeldleistungen an Thüringen 
abgeben wird. - Ich kann ihr nur Recht geben. 

Meine Damen und Herren! Wir reden über 3 400 Brandenbur-
ger, denen seit Jahrzehnten ein angemessener Nachteilsaus-
gleich verwehrt wird. Der Landesbehindertenbeauftragte Bran-
denburgs Dusel beschreibt es mit den treffenden Worten: Lei-
der werden Menschen mit Behinderungen im Alltag noch viel 
zu oft eher als Bittsteller denn als gleichberechtigte Bürger 
wahrgenommen. - Das muss uns allen zu denken geben. 

In diesem Haus wird gern über Inklusion diskutiert. Wir reden 
darüber, wie wichtig es ist, Menschen mit Behinderung mehr 
in das gesellschaftliche Leben zu integrieren. Dieser Ansatz ist 
für mich und meine Fraktion richtig und wichtig. Leider wird 
wie immer bei diesem Thema mit planwirtschaftlichem Eifer 
vorgegangen und alles über einen Kamm geschoren. Es wird 
nicht hinterfragt, in welchem Umfang es Bedarf gibt. Die indi-
viduellen Notwendigkeiten für die Betroffenen werden nicht 
beachtet, sondern es wird alles gleichgeschaltet - oft zum Nach-
teil dieser Menschen. Ein Landespflegegeld in ausreichender 
Höhe würde Schwerbehinderten, Blinden und Gehörlosen die 
Möglichkeit der Hilfe zur Selbsthilfe geben und sie in dieser 
Welt unabhängiger werden lassen.

Die Landesregierung gibt seit Jahrzehnten Unsummen für teils 
fragwürdige Projekte aus, nicht um auf den BER zu sprechen 
zu kommen, nein, es gab ja auch den Cargolifter und gewisse 
Minister, die pleitegegangenen Unternehmen Millionenbeträge 
hinterherwarfen. Warum ist dieses Haus dann nicht in der La-
ge, den betroffenen Menschen angemessen zu helfen?

- Da müssen Sie lächeln, Herr Christoffers, ja, ja. 

Ich schlage daher vor, das Landespflegegeld dem tatsächlichen 
Bedarf anzupassen, also mindestens eine sofortige Verdopp-
lung der bisherigen Summe. Damit wäre Brandenburg aus-
nahmsweise mal nicht am Ende der Tabelle, sondern fast ganz 
vorne. Helfen wir unseren Mitbürgern nicht mit Parolen, son-
dern mit realer Unterstützung, die ihnen ein selbstbestimmtes 
Leben ermöglicht. - Vielen Dank.

(Beifall AfD - Frau Lehmann [SPD]: Sie müssen von Pa-
rolen reden!)

Präsidentin Stark:

Wir kommen zur nächsten Rednerin. Frau Abgeordnete Non-
nemacher spricht für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN.

Frau Nonnemacher (B90/GRÜNE):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Verehrte 
Gäste! Vieles ist in der Debatte schon gesagt worden. Die Er-
höhung des Landespflegegeldes ist längt überfällig. Unsere 
Fraktion hat dem diesbezüglichen Antrag der Koalitionsfrakti-
onen vom März dieses Jahres zugestimmt. Damals haben wir 

moniert, dass die von den Landesregierungen als Nachteilsaus-
gleiche gewährten Leistungen sowieso sehr große Unter-
schiede und einige Merkwürdigkeiten aufweisen. Die Landes-
regierung ist erfreulich selbstkritisch, wenn sie in der Problem-
beschreibung des Gesetzentwurfes darauf hinweist, dass Bran-
denburg bei der Höhe der Leistungen bundesweit auf dem 
letzten Platz rangiert. Gerade der Unterschied zu Berlin, wo 
das Blindengeld nach dem Landespflegegesetz bei 512,41 Eu-
ro liegt, wohingegen in Brandenburg nur 266 Euro gezahlt 
werden, ist in unserer gemeinsamen Wirtschaftsregion ausge-
sprochen schwer vermittelbar. 

Daran, dass sich durch Leistungen aus dem Landespflegege-
setz der durch die UN-Behindertenrechtskonvention veran-
lasste Paradigmenwechsel von der Fürsorge hin zur Teilhabe 
immer einlösen lässt, erweckt nicht nur der Name des Gesetzes 
Zweifel. Grüne Politik will, dass jede und jeder die Hilfe, die 
sie oder er benötigt, erhält. Unsere vorrangigen Bemühungen 
müssen deshalb der Förderung der inklusiven Gesellschaft auf 
allen Ebenen dienen. Darüber haben wir glücklicherweise in 
der Debatte zur weiteren Verwirklichung der UN-Behinderten-
rechtskonvention heute Morgen schon miteinander gespro-
chen. Neben der Beseitigung von Barrieren und Diskriminie-
rung im Alltag ist der Ausgleich von Nachteilen Grundvoraus-
setzung für eine selbstbestimmte Teilhabe. Zweifellos ist es 
jetzt angezeigt, die in Brandenburg äußerst niedrigen Sätze an-
zupassen. Unsere Unterstützung haben Sie. - Danke schön. 

	 (Beifall B90/GRÜNE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Wir sind am Ende der Aussprache und können 
zur Abstimmung schreiten. 

Das Präsidium empfiehlt Ihnen die Überweisung des Gesetz-
entwurfs der Landesregierung, Drucksache 6/2482, an den 
Ausschuss für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Fami-
lie. Wer diesem Überweisungsantrag folgen möchte, den bitte 
ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? 
Damit ist dem einstimmig gefolgt worden.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 6 und rufe Tagesordnungs-
punkt 7 auf:

Viertes Gesetz zur Änderung des Brandenburgischen 
Straßengesetzes

	 Gesetzentwurf
	 der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  

	 Drucksache 6/2535

1. Lesung

Wir beginnen die Aussprache mit dem Beitrag der Abgeordne-
ten Nonnemacher. Sie haben das Wort.

Frau Nonnemacher (B90/GRÜNE):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Verehrte 
Gäste! Meine Fraktion hat sich stets für eine Stärkung der di-
rekten Demokratie eingesetzt. Schon 2011 haben wir einen Ge-
setzentwurf zur Änderung des Volksabstimmungsgesetzes ein-
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gebracht, um die Mitwirkungsrechte der Bürgerinnen und Bür-
ger bei direktdemokratischen Verfahren zu erleichtern. Leider 
konnten wir nur einen kleinen Teilerfolg erzielen, indem die 
Möglichkeit der Briefeintragung für Volksbegehren eingeführt 
wurde. 

Im März dieses Jahres haben wir uns erneut für eine bessere 
Beteiligung starkgemacht und einen Gesetzentwurf zur Einfüh-
rung der freien Unterschriftensammlung beim Volksbegehren 
eingebracht. Leider stieß auch dieser Vorstoß bei den Koaliti-
onsfraktionen auf taube Ohren. Ich hoffe ja immer noch, dass 
wir im Laufe der Legislaturperiode noch mehr ins Gespräch 
kommen werden.

Die Amtseintragung beim Volksbegehren ist aber nicht die ein-
zige Hürde, mit der engagierte Bürgerinnen und Bürger aktuell 
zu kämpfen haben. Damit ein Volksbegehren in Brandenburg 
zustande kommt, müssen ihm mindestens 80 000 Stimmberech-
tigte zustimmen. Von zehn Volksinitiativen, für die in Branden-
burg ein Volksbegehren beantragt wurde, erreichten sieben die-
ses Quorum nicht. 

Die Initiatorinnen und Initiatoren von Volksbegehren sind da-
her essenziell darauf angewiesen, für ihr Anliegen in der Öf-
fentlichkeit zu werben. Hier hat sich zuletzt im Zusammenhang 
mit dem gerade laufenden Volksbegehren gegen Massentier-
haltung gezeigt, dass Kommunalverwaltungen teilweise sehr 
restriktiv mit Anträgen auf Plakatwerbung umgehen. Während 
Wahlwerbung von den Kommunen problemlos zwei Monate 
vor dem Wahltag genehmigt wird, werden an die Plakatwer-
bung für Volksbegehren teilweise absurd hohe Anforderungen 
gestellt. 

So teilte beispielsweise eine Brandenburger Stadtverwaltung 
einem Antragsteller mit, dass die Plakatierung für das Volksbe-
gehren gegen Massentierhaltung, das bereits seit dem 15. Juli 
2015 läuft, erst ab dem 12. Oktober erlaubt sei, dass sich au-
ßerdem die Anzahl der Plakate auf 30 Stück beschränke, dass 
der Plakatierungszeitraum 111 Tage betrage und - jetzt kommt 
es - Kosten in Höhe von 1 665 Euro erhoben würden. Die an-
schließende Frage der Stadtverwaltung, ob unter diesen Um-
ständen noch am Antrag festgehalten werde, macht deutlich, 
dass die derzeitige Praxis in einzelnen Kommunen faktisch 
einem Verbot von Plakatwerbung gleichkommt.

(Beifall B90/GRÜNE und der Abgeordneten Jung [AfD] 
und Schulze [BVB/FREIE WÄHLER Gruppe])

Wir müssen uns zusätzlich klarmachen, dass diese Initiativen 
in der Regel über ein ausgesprochen geringes Budget verfügen 
und deshalb diese Kosten absolut inakzeptabel sind.

(Jung [AfD]: So ist es!)

Diese Praxis verstößt gegen das Grundgesetz und gegen die 
Landesverfassung. In Artikel 20 Abs. 2 Grundgesetz heißt es, 
dass die Staatsgewalt vom Volke in Wahlen und Abstimmungen 
wahrgenommen wird. Dieser demokratische Grundsatz gilt ge-
mäß dem Homogenitätsgebot in Artikel 28 Abs. 1 Grundgesetz 
für die Länder gleichermaßen. Plakatwerbung für Wahlen und 
Volksbegehren sollte daher zumindest gleichbehandelt werden.

Hinzu kommt, dass Bürgerinnen und Bürger, die auf der Straße 
mit Plakaten für ihr Anliegen werben, von ihrem Grundrecht 
auf freie Meinungsäußerung Gebrauch machen. Sie haben an-

ders als Parteien einen beschränkten Zugang zu den Massen-
medien. Auch ist die Beeinträchtigung des Straßenbildes durch 
Werbung für Volksbegehren und Bürgerbegehren nicht zu ver-
gleichen mit Plakatwerbung in Wahlkampfzeiten, wenn viele 
Parteien gleichzeitig werben. 

Unsere Forderung geht daher weiter. Wir möchten die Plakat-
werbung für Volksbegehren und Bürgerbegehren für die ge-
samte Dauer der Eintragungsfrist ermöglichen. Das Land Ber-
lin hat diese Regelung bereits in sein Straßengesetz aufgenom-
men. Nur eine solche vergleichbare Regelung für Brandenburg 
wird der Bedeutung des Volksbegehrens und des Bürgerbegeh-
rens, die gemäß Artikel 22 Landesverfassung einen hohen Stel-
lenwert in der Verfassung genießen, sowie der Meinungsfrei-
heit des Einzelnen gerecht.

(Beifall B90/GRÜNE sowie des Abgeordneten Jung 
[AfD])

Die gesetzlichen Änderungen, die wir vorschlagen, sind drin-
gend nötig. Bisher ist die Plakatwerbung bloß für Wahlen, 
Volksentscheide und Bürgerentscheide in einer Allgemeinver-
fügung von 1999 geregelt. Eine klare gesetzliche Vorschrift 
auch für Volksbegehren und Bürgerbegehren fehlt völlig.

Die Landesregierung scheint ähnlicher Auffassung zu sein und 
das Erfordernis einer Neuregelung ebenfalls erkannt zu haben. 
In der Antwort auf unsere Kleine Anfrage führt sie aus, dass 
ein restriktiver Umgang mit Anträgen auf Plakatierung im Zu-
sammenhang mit Volksbegehren dem Instrument der direkten 
Demokratie zuwiderlaufe. Sie ist der Auffassung, dass die 
Kommunen wie bei Wahlen auch bei Volksbegehren angemes-
sene Plakatwerbemöglichkeiten eröffnen müssen. Auch schätzt 
sie die Beeinträchtigung des Straßenbildes, wie ich das ausge-
führt habe, in der Regel geringer ein als bei Wahlplakatie-
rungen. Dass Plakatwerbung aus Anlass von Volksbegehren 
häufiger als Wahlplakatwerbung stattfinden kann, sei im Lichte 
der Demokratie hinzunehmen. Ob die aktuelle Rechtslage die-
sen Maßstäben entspreche, müsse überprüft werden. 

Dieser Ankündigung möchten wir vorgreifen und legen heute 
einen Gesetzentwurf zur Änderung des Brandenburgischen 
Straßengesetzes vor. In diesem Gesetzentwurf wird klar gere-
gelt, was bei Werbung für Wahlen, Volks- und Bürgerbegehren 
sowie bei Volks- als auch bei Bürgerentscheiden gilt. Die Ertei-
lung der Erlaubnis für Plakatwerbung soll nicht mehr im bloßen 
Ermessen der Behörde liegen, sondern hat für die Dauer der 
Eintragungsfrist - also sechs Monate bei Volksbegehren und 
acht Wochen bei kassierenden Bürgerbegehren - zu erfolgen. 

Hiermit schließen wir eine aktuell bestehende Gesetzeslücke 
und sorgen für Klarheit und Rechtssicherheit in den Kommu-
nen sowie für die engagierten Bürgerinnen und Bürger. Ange-
sichts der klaren Ansage vonseiten der Landesregierung sehe 
ich keinen Grund, warum unserer Gesetzentwurf nicht ange-
nommen werden sollte, und bitte daher um Zustimmung zum 
Überweisungsantrag. - Vielen Dank.

(Beifall B90/GRÜNE und der Abgeordneten Jung [AfD] 
und Schulze [BVB/FREIE WÄHLER Gruppe])

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Bevor ich die nächste Rednerin ans Pult bitte, 
möchte ich sehr herzlich Besucher bei uns im Plenarsaal begrü-
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ßen, und zwar die zahlreichen Mitglieder des Kleingartenver-
bandes Senftenberg. Herzlich willkommen hier bei uns.

(Allgemeiner Beifall)

Nun spricht zu uns die Abgeordnete Kircheis für die SPD-
Fraktion.

Frau Kircheis (SPD):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Gäste! Ja, es ist richtig: Plakatwerbung für Volksbegeh-
ren in Brandenburg bedarf einer Sondernutzungserlaubnis nach 
§ 18 Brandenburgisches Straßengesetz. Das Erteilen einer Son-
dernutzungserlaubnis ist eine Ermessensentscheidung, ob die 
Plakatwerbung möglicherweise der Wahlwerbung entgegen-
steht, ob es Belange gibt, wie zum Beispiel den Schutz des 
Straßenbildes vor Verschandelung, was in aller Regel nicht an-
zunehmen ist.

Ich frage mich aber ernsthaft, welche Berichte engagierter Bür-
gerinnen und Bürger zu teilweisen Behinderungen von Plaka-
tierungen bei Volksbegehren Sie in Ihrer Kleinen Anfrage zum 
selben Thema meinen. Bisher sind meines Wissens weder beim 
Ministerium des Innern und für Kommunales noch beim Lan-
deswahlleiter Beschwerden über Beschränkungen im Zusam-
menhang mit Volksbegehren vorgetragen worden. So steht es 
sogar in der Antwort auf Ihre eingangs erwähnte Kleine Anfra-
ge.

Das bringt mich gleich zu der von Ihnen und in Ihrem Gesetz-
entwurf genannten Rechtsunsicherheit für Bürgerinnen und 
Bürger, die eine gesetzliche Regelung erforderlich machen 
solle. Rechtsunsicherheit? Wovon sprechen wir hier eigent-
lich? 

Es gibt eine Allgemeinverfügung der Landesregierung vom 
21. Mai 1999 auf der Grundlage des Brandenburgischen Stra-
ßengesetzes. Sie formuliert klar, vorhersehbar und verlässlich, 
wie mit Plakatwerbung umzugehen ist. Klarheit, Vorhersehbar-
keit und Verlässlichkeit beschreiben jedoch einen Zustand der 
Rechtssicherheit und nicht der Rechtsunsicherheit.

(Schulze [BVB/FREIE WÄHLER Gruppe]: Geschwätz!)

- Nichts mit Geschwätz! 

(Schulze [BVB/FREIE WÄHLER Gruppe]: Nur Ge-
schwätz!)

Die Allgemeinverfügung zur Zulässigkeit von Plakatierungen 
auf der Grundlage des Brandenburgischen Straßengesetzes 
geht sogar noch ein Stück weiter als die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichtes zu Plakatierungen in Wahlkampf-
zeiten. Das Bundesverfassungsgericht geht nämlich von ledig-
lich sechs Wochen vor dem jeweiligen Wahltermin aus. Unsere 
Allgemeinverfügung in Brandenburg bestimmt jedoch acht 
Wochen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, abgesehen davon ist 
es gar nicht unsere Aufgabe, detailliert und punktgenau gesetz-
lich zu regeln, in welcher Kurve, an welchem Lichtmast oder 
an welchem Straßenbaum Plakate hängen dürfen oder nicht - 
ob nun Wahlkampfplakate oder solche zu Volksbegehren. 

Wir als Legislative geben mit dem Brandenburgischen Stra-
ßengesetz den gesetzlichen Rahmen vor. Alles andere wie die 
Ausgestaltung dieses gesetzlichen Rahmens ist als typische 
Regierungshandlung Aufgabe der Exekutive, ergo der Landes-
regierung. Die Landesregierung gestaltet den von ihr vorgege-
benen gesetzlichen Rahmen, denn sie hat in ihrer Antwort auf 
die bereits erwähnte Kleine Anfrage von Ihnen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen der Grünen, davon gesprochen, dass sie 
davon ausgeht, dass für Volksbegehren ähnliche Maßstäbe gel-
ten sollten wie für die Parteienwerbung zu Wahlzeiten.

Die Landesregierung gibt in ihrer Antwort damit klar zu erken-
nen, dass sie handeln will und prüfen wird, ob die vorhandene 
Allgemeinverfügung für Volksbegehren hinreichend deutlich 
wird. Was also noch? Vor allem: Wozu gleich ein neues Gesetz, 
wenn doch die bisherige Allgemeinverfügung lediglich umge-
staltet oder erweitert werden kann? Ich meine, das Gesetz ist 
zunächst schlicht nicht erforderlich, denn es gibt die bereits er-
wähnte Allgemeinverfügung der Landesregierung vom Mai 
1999.

Wir von der SPD-Fraktion sehen ebenso wie die Landesregie-
rung einen Bedarf, diese Allgemeinverfügung, die sich für Pla-
katwerbung bei Wahlen durchaus bewährt hat, inhaltlich zu 
überprüfen und zu evaluieren, ob sie sich auch sinnvoll für das 
Plakatieren von Volksbegehren und Bürgerbegehren anwenden 
lässt bzw. ob wir sie tatsächlich erweitern müssen. Das kann - 
so meine ich - durchaus und zuerst in den inhaltlich beteiligten 
Ausschüssen hinreichend beraten werden. Bis dahin sehen wir 
zunächst keinen Bedarf für ein Verfahren zur Gesetzesände-
rung.

(Beifall SPD und des Abgeordneten Domres [DIE LIN-
KE])

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Zu uns spricht nun für die CDU-Fraktion die 
Abgeordnete Richstein.

Frau Richstein (CDU): *

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Volksbegehren und Bürgerbegehren sind neben Wahlen wich-
tige Bestandteile unserer Demokratie, die dem Bürgerwillen 
und der Meinungsfreiheit Ausdruck verleihen.

Die repräsentative Demokratie durch Wahlen bildet ohne Zwei-
fel den Grundpfeiler unserer demokratischen Gesellschaft. 
Doch die direktdemokratischen Elemente nehmen - wir erfah-
ren es immer wieder - an Bedeutung zu. Deshalb ist es sinn-
voll, auch bei Volksbegehren und Bürgerbegehren das Werben 
mit Plakaten generell zu ermöglichen und nicht von Behörden-
entscheidungen vor Ort abhängig zu machen. Die Menschen 
sollen darüber informiert werden, dass sie durch die Abgabe 
ihrer Unterschrift vor Ort etwas verändern können. Deshalb 
steht die CDU-Fraktion dem Gesetzentwurf der Grünen positiv 
gegenüber.

Meine Damen und Herren, das Aufhängen von Plakatwerbung 
für ein Volksbegehren und ein Bürgerbegehren von einer Son-
dernutzungserlaubnis abhängig zu machen ist heute definitiv 
nicht mehr zeitgemäß. Wenn die Sondernutzungserlaubnis ver-
weigert wird, bleibt den Initiatoren nichts anderes übrig, als 
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kostenpflichtige Werbestandorte im öffentlichen Raum anzu-
mieten oder sich vor dem Verwaltungsgericht eine einstweilige 
Anordnung zu erstreiten.

Dies ist den Bürgerinitiativen nicht zuzumuten und auch der 
Attraktivitätssteigerung direkter Demokratie nicht sehr förder-
lich. Wenn darüber hinaus Genehmigungen für Sondernut-
zungen unterschiedlich erteilt werden, kann dies dem Gleich-
heitsgrundsatz widersprechen. Die Möglichkeit willkürlichen 
Verhaltens ist auf jeden Fall gegeben. Deshalb sollten wir eine 
klare Regelung treffen, die das Auf- und Abhängen von Plakat-
werbungen für diese Fälle regelt. 

In Berlin - darauf hat die Abgeordnete Nonnemacher hingewie-
sen - hat sich der Senat bereits im Jahr 2008 dafür entschieden, 
dass die Initiatoren von Volks- und Bürgerbegehren künftig be-
fristet mit Plakaten für ihre Unterschriftensammlungen werben 
dürfen. Eine entsprechende Änderung des Straßengesetzes hat 
das Berliner Abgeordnetenhaus beschlossen. Natürlich - und 
das ist nicht anders als bei Plakatierungen bei Wahlen - muss 
immer die Sicherheit des Verkehrs gewahrt bleiben, aber es ist 
nicht ersichtlich, warum das bei Volks- und Bürgerbegehren 
nicht der Fall sein soll, während es bei Wahlen doch regelmä-
ßig reibungslos klappt. Und wenn ich mir das eine oder andere 
Wahlplakat anschaue: Da kann man durchaus von Verschande-
lung des Straßenbildes reden - auch ohne Plakate für Volks- 
oder Bürgerbegehren. 

Ich kann die Einwände der Abgeordneten Kircheis nicht nach-
vollziehen. Sie haben gesagt: Es wird derzeit geprüft, ob es Re-
gelungsbedarf gibt. Ich denke, das kann man abkürzen, denn 
ich sehe die Unterschiede zwischen Wahlen und Bürgerent-
scheiden, Volks- und Bürgerbegehren nicht. Und wenn sich die 
Ausschüsse damit befassen sollen, dann wäre es doch nur rich-
tig, in einem ersten Schritt diesen Gesetzentwurf in die Aus-
schüsse zu überweisen. - Vielen Dank. 

(Beifall CDU, B90/GRÜNE und BVB/FREIE WÄHLER 
Gruppe)

Präsidentin Stark:

Zu uns spricht nun der Abgeordnete Dr. Scharfenberg für die 
Fraktion DIE LINKE.

Dr. Scharfenberg (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sie haben grund-
sätzlich Recht, Frau Nonnemacher. Die Grünen machen mit 
ihrem Gesetzentwurf auf eine Regelungslücke aufmerksam, 
die zügig geschlossen werden sollte. Ich denke, wir sind uns 
alle einig, dass Bürger- und Volksbegehren unter Rahmenbe-
dingungen stattfinden sollten, die die öffentliche Diskussion 
befördern. Wenn wir es mit der direkten Demokratie ernst mei-
nen, dann müssen wir die schaffen. 

Dazu gehört nun einmal die Möglichkeit, im öffentlichen 
Raum zu plakatieren. Wir meinen aber auch, dass dafür keine 
gesonderte Regelung in das Straßengesetz eingefügt werden 
muss. Das, worauf wir gegenwärtig zurückgreifen können, ist 
die allgemeine Verfügung des Ministeriums. Aus unserer Sicht 
spricht überhaupt nichts dagegen, die allgemeine Verfügung in 
diesem Sinne zu ergänzen und klar zu formulieren, damit das 
Anliegen, das Sie mit einer Änderung des Straßengesetzes 

grundsätzlich verbinden, auf diese Art und Weise zum Aus-
druck gebracht wird. Ich erwarte, dass es dazu klare Aussagen 
vom Ministerium gibt. 

Wir müssen nicht den doch ziemlich komplizierten Weg eines 
Gesetzgebungsverfahrens gehen, um eine klare und eindeutige 
Regelung zu schaffen. Das geht auf anderem Wege, und dafür 
plädieren wir. Ich denke, damit können Sie auch einverstanden 
sein. 

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Wir setzen die Debatte mit dem Beitrag des Ab-
geordneten Kalbitz fort. Er spricht für die AfD-Fraktion.

Kalbitz (AfD):

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe  
Gäste! Ich hoffe, ich bereite der Kollegin Nonnemacher keine 
schlaflosen Nächte, wenn ich ihr uneingeschränkt zustimme. 

(Frau Nonnemacher [B90/GRÜNE]: Ich schlafe sehr gut, 
kein Problem!)

- Das freut mich. - Jeder, der schon einmal Unterschriften ge-
sammelt hat, weiß, wie schwierig das ist. In Anbetracht des 
einhelligen Tenors, den wir hier haben, kann ich es relativ kurz 
machen: Ich denke, wir sollten alles, was direkte Demokratie, 
was Bürgerbeteiligung stärkt, fördern - so auch in diesem Fal-
le, weil das eine Sache ist, die uns über Volksbegehren und 
Bürgerinitiativen hinaus beschäftigt. Wenn wir uns einmal die 
Wahlbeteiligung bei den letzten Wahlen ansehen, dann sehen 
wir: Das ist nicht zufriedenstellend. Ich denke, das wird partei-
übergreifend so gesehen. 

Wir müssen also Bürgerbeteiligung stärken, wo es möglich ist. 
Das fängt ganz praktisch an. Deshalb ist dieser Änderungsan-
trag nötig und sinnvoll. Es geht auch darum, dass man sieht: 
Wie sind Kosten reduzierbar? Kollegin Nonnemacher ist da-
rauf eingegangen. Wir wissen, dass solche Initiativen ehren-
amtlich erfolgen - das Drucken der Materialien, die Verteilung, 
alles erfolgt ehrenamtlich - und die Geldmittel für großflä-
chiges Wirken schwer aufzutreiben sind, weil die Menschen 
das selber finanzieren. 

Deshalb finde ich, wir sollten es landesseitig so leicht wie 
möglich machen, dass Menschen für ihre Anliegen werben 
können - welche Zustimmung oder Ablehnung erfolgt, hat je-
der selbst in der Hand. Ich denke aber, das ist ein gutes Mittel, 
um Bürgerbeteiligung zu stärken. Die Alternative für Deutsch-
land hat sich immer für eine Stärkung des Subsidiaritätsprin-
zips eingesetzt. Ich habe den guten Eindruck, wir ziehen hier 
an einem Strang, das freut mich sehr. Deshalb werden wir einer 
Überweisung sicherlich zustimmen, und ich freue mich auf die 
Diskussion im Ausschuss. - Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Präsidentin Stark:

Danke. - Zu uns spricht nun der Abgeordnete Vida für die 
Gruppe BVB/FREIE WÄHLER.
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Vida (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete! Sehr 
geehrte Frau Nonnemacher, die einzige Kritik, die ich an Ihrem 
Gesetzesvorschlag zu üben habe, ist, dass es überhaupt nötig 
ist, diesen Antrag zu stellen. Denn es ist im demokratischen 
Wettstreit erforderlich, dass möglichst unreguliert bei den Bür-
gern um Beteiligung geworben werden kann. Der politische 
Diskurs, das Vorstellen, das Präsentieren von Ideen, von Ge-
sichtern, von Schlagworten oder - wie hier - von thematischen 
Forderungen - all das darf nicht mit Argumenten beschränkt 
werden wie: Das ist zu viel, was da plakatiert wird, es ist zu 
bunt, es ist zu unübersichtlich. 

Demokratie, Pluralismus und Meinungsvielfalt müssen aushal-
ten, dass über eine bestimmte Zeit ein paar Laternen mehr be-
hängt werden. Es ist immer gefährlich, wenn mit nachrangigen 
Erwägungen der politische Meinungsbildungsprozess be-
schränkt werden soll. Nur zwingende Gründe dürfen hierfür 
ins Feld geführt werden: Verkehrssicherheit, baulicher Schutz 
oder Baumschutz. Andere Erwägungen mögen dem einen oder 
anderen Bürgermeister gefallen, aber sie haben in einer Demo-
kratie nichts zu suchen. Denn die Werbung für politische Mei-
nungen und die darauf fußende Meinungsbildung bei Bürgern 
darf nicht mit bürokratischen Argumenten behindert werden. 

Insbesondere ist einer Volksinitiative nicht zuzumuten, sich mit 
den von Ort zu Ort variierenden Interpretationen der Plakatie-
rungsmöglichkeiten auseinanderzusetzen. Die einzelnen Teile 
des Regelungsflickenteppichs mögen isoliert betrachtet in dem 
jeweiligen Ort eine klare Regelung darstellen, in Summe stel-
len sie aber gerade für Volksinitiativen, die nicht auf einen Par-
teiapparat zurückgreifen können, eine Behinderung, wenn 
nicht gar eine Verhinderung dar. 

Besonders neunmalklug sind die Kommentare - das hören wir 
manchmal landauf, landab -: Wir lassen einfach gar keine Pla-
katierung zu, dann sind ja alle gleichberechtigt. - Das ist vorde-
mokratisches Denken. Wenn ich nicht für eine Veränderung 
werben kann, dann bedeutet dies die Unterstützung des beste-
henden Zustands und somit die Unterstützung einer bestimm-
ten Auffassung. 

Deswegen habe ich auch kein Verständnis dafür, wenn man-
cherorts - das hat es im Wahljahr 2014 gegeben, Frau Kircheis -  
zu den Wahlen folgende Regelungen aufgestellt wurden - das 
ist kein Witz, sondern das wurde uns so entgegengehalten: 

(Schulze [BVB/FREIE WÄHLER Gruppe]: Das haben 
wir schriftlich!)

Die Regierungsparteien dürfen 50 Plakate in unserem Ort auf-
hängen, Sie, Herr Vida, von BVB/FREIE WÄHLER dürfen 20 
aufhängen. - Das wurde abgestufte Chancengleichheit genannt, 
und man bezog sich ernsthaft auf das Äquivalent beim RBB: 
Dort durften ja die Landtagsparteien vier Spots senden, wir 
zwei. Daran wurde die geringere Plakatierung festgemacht. 

Insofern habe ich kein Verständnis dafür, wenn es heißt: Es 
gibt keine Probleme, lasst doch einmal die Landesregierung 
die Allgemeinverfügung überarbeiten. - Doch, die Probleme 
gibt es, die sind doch eindeutig geschildert worden. Die Plaka-
tierung soll jetzt - zu den laufenden Volksbegehren und Volks- 
initiativen - erfolgen. Genau jetzt gibt es die Probleme, also 
braucht man auch jetzt eine Veränderung der Regelung. 

Oder der Fall - auch 2014 -, dass man eine Erlaubnis braucht, 
um Wahlkampf machen zu können. Bezahlen für Infostände: 
Wir haben Gebührenbescheide für Infostände bekommen, die 
wir anlässlich der Landtagswahl aufstellen wollten. Oder Ge-
bührenbescheide für das Plakatieren anlässlich der Landtags-
wahl - als würde man, wenn man für die Landtagswahl plaka-
tiert, einen verkaufsoffenen Sonntag mit Costa-Cordalis-Dou-
ble und Erdbeerkuchen ankündigen. 

Meine Damen und Herren, wir brauchen hier schnell eine Li-
beralisierung und Flexibilisierung, insbesondere bei Volksiniti-
ativen. Denn die werben für ein Thema, welches schon dem 
Begriff nach durch die Bevölkerung erörtert und entschieden 
werden soll, wobei es sich ja meist um landespolitische The-
men handelt. Da kann es nicht dem Gutdünken einzelner Bür-
germeister anheimgestellt werden, eigene Regeln zu setzen 
und dadurch nach eigenem Gusto Volksinitiativen zu behin-
dern. 

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe, B90/GRÜNE 
und AfD)

Wir brauchen hier schnell eine moderne und zeitgemäße Rege-
lung. Der freie Diskurs um Meinungen ist ein Wert an sich - ein 
hoher demokratischer Wert. Dieser Wert ist höher einzuschät-
zen, als nur zu sagen: Lasst doch mal den Innenminister lang-
sam irgendeine Allgemeinverfügung überarbeiten. 

Meine Damen und Herren, summa summarum glaube ich, dass 
das Blinzeln der Sonne in der Maserung der neuen Laternen - die 
immer wieder geschützt werden - deutlich geringer zu bewerten 
ist als das proaktive Werben für ein Bürgeranliegen. Deswegen 
muss man diesem Antrag zustimmen. - Vielen Dank.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe, B90/GRÜNE 
und AfD)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Zu uns spricht nun Ministerin Schneider für die 
Landesregierung.

Ministerin für Infrastruktur und Landesplanung Schneider:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Liebe Frau Nonnemacher, um es gleich vorwegzu-
sagen: Wir sind der Meinung, dass es einer Änderung des 
Brandenburgischen Straßengesetzes nicht bedarf. 

Wir sind in der Sache nicht auseinander: Es gibt Klarstellungs-
bedarf bei der Frage, ob das Thema Plakatwerbung für Volks-
begehren klar geregelt ist. Volks- und Bürgerbegehren sind bis-
her nicht ausdrücklich in der Allgemeinverfügung geregelt. 
Man kann sie in die Ziffer 7 hineininterpretieren, aber wie das 
bei Interpretationen so ist, gibt es dort immer mal Klarstel-
lungsbedarf. Das haben wir uns angesehen, seit wir Ihre Anfra-
ge bekommen haben. In der Antwort haben wir schon ausge-
drückt, dass wir in der Sache gar nicht auseinander sind, dass 
das nach gleichen Regeln laufen muss. Insofern sagen wir: Wir 
können das untergesetzlich machen - mit einer Anpassung und 
einer Klarstellung. 

Präsidentin Stark:

Frau Ministerin, lassen Sie eine Zwischenfrage zu? 
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Ministerin Schneider:

Ich bin gleich fertig. - Im Übrigen bleibt es in der Allgemein-
verfügung dabei, dass die Gebührenregelungen Sache der 
kommunalen Selbstverwaltung sind. 

Schulze (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe):

Frau Ministerin, vielen Dank für Ihre Ausführungen. Ich möch-
te fragen: Bis wann, denken Sie, wird Ihr Haus die Überarbei-
tung der Allgemeinverfügung ins Werk gesetzt haben? 

Ministerin Schneider: 

Es ist eine Sache, die wir mit dem Innenminister zusammen zu 
besprechen haben. Es wird nicht sehr lange dauern, eine solche 
Allgemeinverfügung zu ändern - wobei ich Ihnen jetzt nicht sa-
gen kann, ob es vier oder acht Wochen werden. 

(Schulze [BVB/FREIE WÄHLER Gruppe]: Vielen Dank!) 

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Frau Nonnemacher hat die Gelegenheit, ihre 
verbleibende Redezeit zu nutzen. Sie haben noch einmal das 
Wort.

Frau Nonnemacher (B90/GRÜNE):

Danke schön, Frau Präsidentin, die Gelegenheit, noch einmal 
das Wort zu ergreifen, nehme ich gerne wahr. 

Ich bedanke mich für die große Zustimmung, die ich im Raum 
vernommen habe, bis hin zur Ankündigung der Ministerin, et-
was zu ändern. 

Ich möchte auf Frau Kircheis bzw. die SPD-Fraktion eingehen -  
da gilt es doch einiges klarzustellen. Sie sagen, es seien noch 
keine Beschwerden beim Landeswahlleiter eingegangen. Dazu 
muss man ganz klar sagen: Wir hatten in letzter Zeit einige 
Volksbegehren,  zum Beispiel das für ein Nachtflugverbot, im 
Moment läuft das Volksbegehren gegen die dritte Startbahn. 
Das sind Volksbegehren, die sich um Flughafenthemen drehen. 
Da erleben wir, dass die Flughafenanrainergemeinden unglaub-
lich kooperativ sind, was Öffnungszeiten oder sonstige Geneh-
migungsverfahren betrifft, weil sie mit diesen Volksbegehren 
sehr einverstanden sind. Das Volksbegehren gegen Massentier-
haltung, das im Moment läuft, ist das erste, das sich an alle 
Bürgerinnen und Bürger in Brandenburg gleichermaßen wen-
det und bei dem es keine solche lokale Betroffenheit gibt. Ich 
kann Ihnen von zahlreichen Initiatorinnen und Initiatoren be-
richten, dass solch absurde Beispiele, wie ich sie für die Stadt 
Premnitz im Havelland genannt habe, durchaus vorkommen 
und es Änderungsbedarf gibt. 

Die Allgemeinverfügung regelt eben nicht - das hat Frau Minis- 
terin Schneider eben noch einmal bestätigt - Volks- und Bür-
gerbegehren. Da gibt es eine Regelungslücke. Ehrlich gesagt, 
ich bin immer ein bisschen unruhig, wenn wir als Gesetzgeber, 
Frau Kircheis, sagen: Ach, um da Rechtssicherheit zu schaffen, 
müssen wir gar nicht tätig werden, das kann ja mal die Exeku-
tive irgendwie anpassen. - Hier hätte es schon einer gesetz-
lichen Regelung bedurft. Das wäre ein überschaubarer Gesetz-

gebungsakt, der weiß Gott keine stark verzögernde Wirkung 
hätte haben müssen. 

Wir müssen uns aber darauf verlassen können, dass die Bedin-
gungen für die direktdemokratischen Verfahren in diesem Land 
Brandenburg einheitlich sind und nicht von irgendwelchen 
Entscheidungen kommunaler Körperschaften gänzlich verzerrt 
werden können. 

Daher freue ich mich, dass Besserung absehbar ist. Ich hätte 
mir eine gesetzliche Regelung gewünscht. 

Herrn Vida danke ich noch einmal ausdrücklich für seine Noti-
zen aus der Provinz. Das hat meinen Horizont wiederum er-
weitert. Ich hätte nicht gedacht, dass solche Dinge in Branden-
burg im Jahr 2015 noch möglich sind. - Herzlichen Dank.

(Beifall B90/GRÜNE und BVB/FREIE WÄHLER Grup-
pe)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Damit sind wir am Ende der Aussprache ange-
kommen. Wir kommen zur Abstimmung.

Wir stimmen zunächst über den Antrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN ab, den Gesetzentwurf der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der Drucksache 6/2535 an 
den Ausschuss für Infrastruktur und Landesplanung - federfüh-
rend - und den Ausschuss für Inneres und Kommunales zu 
überweisen. Wer diesem Überweisungsantrag seine Zustim-
mung gibt, den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Stimmenthaltungen? - Damit ist diesem Überweisungs-
antrag mehrheitlich nicht gefolgt worden. 

Wir kommen zur direkten Abstimmung über den Gesetzent-
wurf in der Drucksache 6/2535, eingebracht von der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer diesem Gesetzentwurf sei-
ne Zustimmung gibt, den bitte ich um sein Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit ist auch dieser 
Gesetzentwurf abgelehnt worden.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 7 und rufe Tagesordnungs-
punkt 8 auf:

Erstes Gesetz zur Änderung des Brandenburgischen 
Musik- und Kunstschulgesetzes

	 Gesetzentwurf
der Landesregierung 

Drucksache 6/2551

1. Lesung

Es ist vereinbart worden, dazu keine Debatte zu führen. Des-
halb kommen wir gleich zur Abstimmung. Das Präsidium emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs in der Drucksa-
che 6/2551, eingebracht von der Landesregierung, an den Aus-
schuss für Wissenschaft, Forschung und Kultur. Wer diesem 
Überweisungsantrag folgen möchte, den bitte ich um sein 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit 
ist dem Überweisungsantrag einstimmig gefolgt worden. 
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Ich schließe Tagesordnungspunkt 8 und rufe Tagesordnungs-
punkt 9 auf:

Gesetz zum Siebzehnten Staatsvertrag zur Änderung 
rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Siebzehnter Rund-
funkänderungsstaatsvertrag)

Gesetzentwurf
der Landesregierung 

Drucksache 6/2556

1. Lesung

Auch zu diesem Tagesordnungspunkt ist vereinbart worden, 
keine Debatte zu führen. Deshalb kommen wir gleich zur Ab-
stimmung. Das Präsidium empfiehlt die Überweisung des Ge-
setzentwurfs in der Drucksache 6/2556, eingebracht von der 
Landesregierung, an den Hauptausschuss. Wer diesem Über-
weisungsantrag folgen möchte, den bitte ich um sein Handzei-
chen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen?   Auch diesem 
Überweisungsantrag ist einstimmig gefolgt worden. 

Ich schließe Tagesordnungspunkt 9 und rufe Tagesordnungs-
punkt 10 auf:

Organstreitverfahren der AfD-Fraktion - VfGBbg 57/15

Beschlussempfehlung und Bericht
des Hauptausschusses

 
	 Drucksache 6/2592

Hierzu ist von den Fraktionen SPD, CDU und DIE LINKE Re-
deverzicht angezeigt worden. Wir kommen zum ersten Debat-
tenredner. Es spricht für die AfD-Fraktion der Abgeordnete 
Jung.

Jung (AfD): *

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Sehr geehrte Gäste! Auch wenn es ungewöhnlich ist, hält 
die AfD-Fraktion eine solche Debatte in diesem Fall für not-
wendig. Gerade weil wir Respekt vor dem Verfassungsgericht 
unseres Landes haben, bleibt es bei dieser Auseinandersetzung -  
nicht vor Gericht; diese wollen wir nicht. 

Umso wichtiger ist es, dass wir hier vor der Öffentlichkeit zu 
dieser Situation Stellung nehmen. Wenn es um die Besetzung 
parlamentarischer Gremien geht, kann es nicht sein, dass die 
verehrten politischen Gegner die Personalauswahl der politi-
schen Konkurrenz durch ihre eigene Personalauswahl ersetzen. 
Deswegen steht in Artikel 70 der Verfassung unseres Landes ja 
auch nicht: Jede Fraktion hat das Recht, die politische Mehr-
heit zu fragen, wen sie gerne in einem entsprechenden Parla-
mentsgremium hätte, sondern: „Jede Fraktion hat das Recht, 
(...) in jedem Ausschuss vertreten zu sein.“ Unsere Verfassung 
kennt dort eben keine politische Vormundschaft.

Auch in der Beratungsvorlage der Altparteien kommt ein ge-
wisser Angriff auf die demokratische Integrität und Loyalität 
des Kollegen Andreas Galau zum Ausdruck.

	 (Unruhe bei der Fraktion DIE LINKE)

Dieser ist falsch und entspricht nicht der demokratischen An-
ständigkeit. 

Wichtig ist: Der von der AfD-Fraktion vorgeschlagene Kollege 
Andreas Galau war bereits als Beamtenanwärter des Landes 
Berlin von 1987 bis 1990 Mitglied der von einem CSU-Bun-
destagsabgeordneten gegründeten Partei „Die Republikaner.“ 
Richtig ist: Der von der AfD-Fraktion vorgeschlagene Kollege 
Andreas Galau war von 1992 bis 2013 Mitglied der FDP. 
Ebenso richtig ist, dass der Berliner Landesbeamte Andreas 
Galau zu keinem Zeitpunkt der Partei „Die Republikaner“ an-
gehörte, als diese Gegenstand der Beobachtung durch die Ver-
fassungsschutzbehörden war. Ebenso richtig ist, dass der Kol-
lege Galau durch seine beamtenrechtliche Eidesleistung stärker 
und verbindlicher auf die Werteordnung des Grundgesetzes 
verpflichtet ist als alle Mitglieder dieses Landtags,

	 (Widerspruch bei der SPD)

die niemals einen Eid auf das Grundgesetz abgelegt haben. 

Präsidentin Stark:

Herr Abgeordneter, kommen Sie bitte zum Schluss; die rote 
Lampe leuchtet. Sie müssten bitte einen geeigneten Schluss-
satz finden.

Jung (AfD):*

Wir als AfD-Fraktion wollen diesem Antrag nicht zustimmen. 
Wir halten dieses Verfahren, wie mit Herrn Kollegen Galau 
umgegangen wird, für nicht demokratisch. - Danke.

	 (Beifall AfD)

Präsidentin Stark:

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die Landesre-
gierung haben Redeverzicht signalisiert. Somit kommen wir 
zur Abstimmung. 

Wir stimmen über die Beschlussempfehlung und den Bericht 
des Hauptausschusses zum Organstreitverfahren der AfD-
Fraktion, Drucksache 6/2592, ab. Wer der Beschlussempfeh-
lung und dem Bericht folgen möchte, den bitte ich um sein 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit 
ist der Beschlussempfehlung und dem Bericht mehrheitlich ge-
folgt worden.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 10 und rufe Tagesordnungs-
punkt 11 auf:

Frühkindliche Bildung - faire Bedingungen für die 
Kinder in den Kitas

Antrag
der BVB/FREIE WÄHLER Gruppe

	 Drucksache 6/2506

Dazu liegt ein Änderungsantrag der CDU-Fraktion und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der Drucksa-
che 6/2637 - Neudruck - vor. 
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Wir beginnen die Aussprache mit dem Beitrag der Abgeordne-
ten Schülzke. Sie spricht für die BVB/FREIE WÄHLER Grup-
pe.

Frau Schülzke (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Liebe Gäste! Frühkindliche Betreuung in Kitas, das 
bedeutet Bildung, Erziehung, Mutterersatz oder Ersatz der El-
tern in der wichtigen Zeit zwischen dem ersten und dem sechs-
ten Lebensjahr. 

Vieles ist getan worden: Gebäude wurden baulich hergerichtet 
und räumliche Voraussetzungen geschaffen. Jedoch gibt es 
beim Betreuungsschlüssel und den Leitungsstunden nach wie 
vor Mängel. Wiederum wurde vor einigen Wochen von der 
Bertelsmann Stiftung der ungenügende Schlüssel für das Per-
sonal in Brandenburg bemängelt. 

Jeder weiß, dass es ums Geld geht. Jedoch geht in der Praxis 
schon der in der entsprechenden Verordnung für das Personal 
vorgegebene Erzieherschlüssel an der Realität vorbei. Ursache 
ist die Betrachtung auf der Grundlage von sechs Betreuungs-
stunden. Diese Zeit ist in der Realität eigentlich länger. Sicher-
lich gab es einen kleinen Schritt zur Verbesserung des Betreu-
ungsschlüssels; doch die letzte Novelle reicht bei Weitem nicht 
aus. Denn Eltern werden mehr gefordert, weil Arbeitskräfte 
benötigt werden. Sie brauchen also eine verlässliche Betreuung 
für ihre Kinder. 

Auch hat die Gewerkschaft schon wieder zum Streik der Erzie-
herinnen und Erzieher in den Kitas aufgerufen. Hier ist ein An-
griff nach vorn notwendig. Der Personalschlüssel ist dringend 
zu verbessern und muss auf der Grundlage der Berechnung der 
realen Betreuungszeit festgelegt werden. Auch müssen drin-
gend die Leiterstunden anerkannt werden. 

Große neue Herausforderungen stehen vor der Tür. Flücht-
lingskinder, das sind Kinder aus anderen Kulturkreisen, die ei-
ne kultursensible Betreuung brauchen. Diese Kinder kommen 
im Alltag am Morgen oft später oder kommen nur manchmal. 
Sie brauchen einfach ausreichende Aufmerksamkeit; diese 
müssen sie bekommen. Das geht mit dem bisherigen Personal-
schlüssel nicht. Hier muss kurzfristig mehr Personal zur Verfü-
gung stehen. 

In unserem Antrag haben wir auf Erziehungshelfer verwiesen. 
Oft wurde das in den Gemeinden schon diskutiert. Kinder an-
kleiden, Essen vorbereiten, Windeln wechseln oder die Schlaf-
wache übernehmen, das können Erziehungshelfer ohne Pro-
bleme leisten. 

Lassen Sie die Erzieher und die Eltern nicht allein! Die Eltern 
beteiligen sich aktiv an den Steuerflüssen in die staatlichen 
Kassen. Lassen Sie es nicht zum Crash kommen, wenn der 
nächste Streik vor der Tür steht, und unterstützen Sie unseren 
Antrag! - Danke schön.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe und B90/GRÜ-
NE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Zu uns spricht nun die Abgeordnete Koß für die 
SPD-Fraktion.

Frau Koß (SPD):

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Werte Kolleginnen und 
Kollegen! Liebe Gäste! Obwohl ich schon in meinen Ausfüh-
rungen zu unserem Antrag „Betreuungsgeld für Kita-Qualität 
nutzen!“ deutlich gemacht habe, dass es uns ohne zusätzliches 
Geld im Moment finanziell nicht möglich ist, eine weitere Ver-
besserung des Betreuungsschlüssels umzusetzen, möchte ich 
auf den Antrag der BVB/FREIE WÄHLER Gruppe etwas ge-
nauer eingehen. 

Sie fordern eine echte Anpassung des Erzieherschlüssels ent-
sprechend der tatsächlichen Betreuungszeit. Wo stehen wir 
denn eigentlich? Im Jahr 2010 haben wir bereits einmal den 
Personalschlüssel für die Mindestausstattung der Kitas mit 
qualifizierten Erzieherinnen und Erziehern verbessert. Seitdem 
ist der Personalschlüssel 6:1 statt 7:1. Für das Jahr 2016 wollen 
wir eine Senkung auf 5:1 erreichen. 

Für die Betreuung der Drei- bis Sechsjährigen ist der Personal-
schlüssel von vormals 13:1 auf 12:1 gesenkt worden. Allein 
dafür wurden 1 000 Erzieherinnen und Erzieher zusätzlich ein-
gestellt. Im Jahr 2017 wollen wir diesen Personalschlüssel auf 
11:1 senken. 

Brandenburg hat eines der dichtesten Kita- und Hortnetze in 
Deutschland und mit 58,2 % die bundesweit höchste Betreu-
ungsquote im U3-Bereich.

	 (Beifall SPD und DIE LINKE)

Mit 4,6 Prozentpunkten konnte Brandenburg 2014 zusätzlich 
noch den höchsten Anstieg der Betreuungsquote gegenüber 
dem Vorjahr verzeichnen. Damit liegt Brandenburg deutlich 
über dem bundesdurchschnittlichen Anstieg, der 3,0 Prozent-
punkte beträgt. In Sachsen ist die Betreuungsquote nur um 
2,6 Prozentpunkte, in Thüringen um 1,0 Prozentpunkte und in 
Sachsen-Anhalt sogar nur um 0,3 Prozentpunkte gestiegen. 

Ihrer Forderung nach einem Entwicklungsplan für den Erzie-
herschlüssel kommen wir als Regierungsfraktion mit dem ver-
einbarten Vierstufenplan nach. Dieser sieht vor, mit weiteren 
500 Stellen in den Jahren 2017 und 2018 den Personalschlüssel 
bei den Drei- bis Sechsjährigen zu verbessern.

Sie fordern in Punkt 3 einen Bericht über die aufzuwendenden 
finanziellen Mittel. Nun, meine Damen und Herren, das gehört 
wohl in die Haushaltsdiskussion. Natürlich kann man sich im-
mer mehr wünschen, aber die Mittel stiegen von 137 Millionen 
Euro im Jahr 2008 auf 330 Millionen Euro am Ende dieser Le-
gislaturperiode. Das ist schon eine Menge, die wir unter den 
gegebenen Umständen wuppen müssen.

	 (Vereinzelt Beifall SPD)

In Punkt 4 Ihres Antrags gehen Sie auf die Betriebskosten ein. 
Wir denken - da sind wir mit der LIGA der Freien Wohlfahrts-
verbände auf einer Linie -, dass die Erarbeitung einer Muster-
satzung auch in diesem Zusammenhang für die Zukunft sehr 
hilfreich sein kann.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie uns ge-
meinsam die von den Regierungsfraktionen auf den Weg ge-
brachten Verbesserungen finanziell weiterhin untersetzen und 
umsetzen. Alle anderen Forderungen sind aus unserer Sicht 
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zurzeit nicht umsetzbar. Wir lehnen daher die vorliegenden An-
träge ab.

	 (Beifall SPD)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Bevor der Abgeordnete Hoffmann für die Frak-
tion der CDU zu uns spricht, möchte ich herzlich Besucher in 
unserem Plenarsaal begrüßen: Gäste aus dem Barnim, außer-
dem Seniorinnen und Senioren aus Lindenau und Schwarz-
heide. Schön, dass Sie da sind!

	 (Allgemeiner Beifall)

Hoffmann (CDU): *

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Werte Gäste! Heute Morgen haben wir schon ein-
mal über Qualität in der Kita, über Qualität von frühkindlicher 
Betreuung und Bildung diskutiert. Wir durften uns dabei die 
Lippenbekenntnisse der Koalition zu diesem Thema anhören. 
Jetzt gilt es, den Worten Taten folgen zu lassen.

Lassen Sie mich dazu vorab eine kurze Bestandsaufnahme ma-
chen: Richtig ist - wie eben angesprochen wurde -, dass wir ei-
nen kleinen, aber wichtigen Schritt in die richtige Richtung 
bereits im Juli beschlossen haben. Seit etwa sechs Wochen gibt 
es in Brandenburger Kindergärten 400 Erzieherinnen und Er-
zieher mehr; im nächsten August werden weitere 500 dazu-
kommen. Zur weiteren Bestandsaufnahme gehört aber eben 
auch, dass Brandenburg mit diesen vielen neuen Erzieherinnen 
und Erziehern immer noch unter dem bundesweiten Durch-
schnitt bleibt. Dazu muss man nicht einmal die Expertenemp-
fehlungen oder die Idealvorstellungen bemühen, wie es etwa 
Frau Schülzke in ihrem Antrag tut, sondern da reicht bereits 
der Blick auf die empirisch belegbare Fachkraft-Kind-Rela- 
tion, wie sie die Bertelsmann Stiftung auch für andere deutsche 
Bundesländer ermittelt hat.

Man kann es ganz anschaulich sagen: Für eine Brandenburger 
Stadt mittlerer Größe - beispielsweise meine Heimatstadt Wit-
tenberge - bedeutet der neue Personalschlüssel oftmals nur ei-
nige wenige zusätzliche Erzieherstellen. Wie man es dreht und 
wendet: Wir können an dieser Stelle einfach noch nicht mit der 
Situation im Land zufrieden sein; ich glaube, das sind wir auch 
allesamt noch nicht.

Meine Damen und Herren, ich weiß natürlich auch, dass dieser 
kleine Schritt für die Situation in den Kitas ein großer Schritt 
für den Haushalt war. Deshalb sagt unser Änderungsantrag 
auch gerade nicht, dass wir sofort unbedingt noch mehr wollen. 
Er sagt, dass wir uns auf dem Erreichten nicht ausruhen dürfen, 
sondern wir uns perspektivisch überlegen sollten, wie wir über 
die bereits geplanten Verbesserungen hinaus weitere Schritte 
gehen und diese am besten finanzieren können.

Meine Damen und Herren von der Koalition, ich finde, wenn 
Sie einem solch vorsichtig formulierten Antrag nicht zustim-
men können, sollten Sie sich doch besser gleich auch solche 
Schaufensteranträge wie den von heute Vormittag sparen.

(Beifall CDU, B90/GRÜNE sowie BVB/FREIE WÄH-
LER Gruppe)

Der Antrag der Freien Wähler legt den Finger in die Wunde. 
Der Personalschlüssel berücksichtigt oftmals nämlich nicht die 
langen Öffnungszeiten. Auch darum ist die Qualität vor Ort 
eben nicht so, wie wir alle uns das wünschen. Verstehen Sie 
mich nicht falsch: Lange Öffnungszeiten müssen mitunter sein, 
weil sie einfach der Arbeitssituation vieler Eltern in diesem 
Land Rechnung tragen. Oftmals ist es leider so, dass sich die 
Eltern nicht den Kitas anpassen können, sondern sich die Kitas 
den Arbeitszeiten der Eltern anpassen müssen. Deshalb fordern 
wir, diese ohnehin existierenden längeren Öffnungszeiten auch 
entsprechend mit Personal und finanzieller Unterstützung aus-
zustatten. Wir wissen bei dieser Forderung im Übrigen auch 
die Wohlfahrtsverbände an unserer Seite.

(Frau Lieske [SPD]: Warum berücksichtigen Sie nicht 
den von heute Vormittag?)

Liebe Frau Schülzke, jetzt will ich noch einmal kurz zu Ihnen 
kommen: Ihr Antrag will das Richtige: mehr Qualität in der Ki-
ta. Das Problem ist, dass Sie das in dem Antrag nicht immer in 
der richtigen Art und Weise dargestellt haben; so glauben wir 
zumindest. Denn der rechnerische Personalschlüssel und die 
faktische Fachkraft-Kind-Relation gehen in Brandenburg weit 
auseinander. Das kritisieren Sie zu Recht, aber man darf des-
halb auch nicht gleich die gewisse Eigenlogik von Verwaltung 
komplett ignorieren, denn die Fachkraft-Kind-Relation wird 
natürlich immer mit den örtlichen Gegebenheiten schwanken. 
Wenn eine Verwaltung einigermaßen funktionieren soll, braucht 
sie daneben aber auch eine theoretische Rechengröße, die dann 
jedoch nur selten mit der tatsächlichen Fachkraft-Kind-Relati-
on vor Ort identisch ist.

Daneben bin ich insbesondere mit Ihrer Forderung nach Hilfs-
personal für die Kitas, um den Engpass zu überbrücken, nicht 
einverstanden.

(Vereinzelt Beifall CDU und B90/GRÜNE sowie der Ab-
geordneten Große [DIE LINKE])

Worunter wir in Brandenburg leiden, ist doch nicht ein Perso-
nalengpass. Der Engpass, unter dem wir leiden, ist der finanzi-
elle Engpass. Die Kita-Personalverordnung erlaubt ja bereits 
jetzt eine gewisse Flexibilität bei den Fachkräften. Ich finde, 
das ist auch ausreichend, denn umgekehrt würde sich im Prin-
zip jede Diskussion über Kitaqualität erübrigen, wenn wir am 
Ende dem Argument Tür und Tor öffneten: Jeder kann qualita-
tiv hochwertige Bildung und Erziehung in der Kita leisten. 
Nein, ich glaube, wir brauchen qualifiziertes Personal. Das wä-
re auch vorhanden, wenn wir es denn bezahlen könnten. Da 
liegt das Problem!

	 (Vereinzelt Beifall CDU und B90/GRÜNE)

Deshalb nehme ich Ihnen, Frau Schülzke, die guten Absichten 
ab; aber wer etwas Gutes im Landtag bewirken will, muss das 
auch handwerklich sauber gestalten. An unserem Änderungs-
antrag erkennen Sie, dass wir Ihr Anliegen grundsätzlich unter-
stützen und dem sehr wohl zustimmen können. Ihrem Antrag 
in der vorliegenden Form können wir jedoch nicht zustimmen. 
Deshalb haben wir das gemeinsam mit den Grünen noch ein-
mal vernünftig zusammengefasst und dargestellt, was Sie ja im 
Grunde auch wollen.

(Zuruf des Abgeordneten Vida [BVB/FREIE WÄHLER 
Gruppe])
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Deshalb bitten wir Sie, diesem Änderungsantrag zuzustim-
men. - Vielen Dank.

	 (Beifall CDU sowie B90/GRÜNE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Wir kommen zur nächsten Rednerin. Zu uns 
spricht die Abgeordnete Große für die Fraktion DIE LINKE.

Frau Große (DIE LINKE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren Abgeordnete! 
„Frühkindliche Bildung - faire Bedingungen für die Kinder in 
den Kitas“, so heißt der Antrag. Der erste Satz, der dann for-
muliert wird, lautet:

„Die Auswertung der aktuellen Lage in Brandenburg 
zeigt ein trauriges Bild und erfordert dringende Hand-
lungsbedarfe.“

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der Fraktion, die 
heute noch fordern wird, dass Minister Baaske sich entschuldi-
gt: Entschuldigen Sie sich auch einmal bei den Erzieherinnen 
und Erziehern und den Trägern von Kindertagesstätten für eine 
solche pauschale Geschichte von der angeblich traurigen Lage 
im Land Brandenburg.

(Beifall DIE LINKE und SPD - Vida [BVB/FREIE 
WÄHLER Gruppe]: Und Sie, Frau Große, heucheln he-
rum!)

In meiner Kindergartenzeit - die war in den 1950er-Jahren - 
gab es am Montag immer ein Gericht, das sich „zusammenge-
fegte Küche“ nannte. Nichts anderes ist Ihr Antrag hier.

(Stellenweise Heiterkeit bei der Fraktion DIE LINKE - 
Lachen bei der Fraktion B90/GRÜNE)

So ähnlich hat er sich angefühlt - wie „zusammengefegte Kü-
che“. Damals hat es geschmeckt; das waren die Reste vom Wo-
chenende. Hier sind die Restbestände ebenfalls zusammenge-
fegt worden, noch dazu übersalzen und mit einigen Giftpilzen 
vermischt. Meine Güte, auf welchem Niveau bewegen wir uns 
hier heute!

Ich habe die dringende Bitte: Lesen Sie diesen 400-Seiten-Be-
richt von Bertelsmann einmal von Anfang bis Ende, auch die 
ersten 40 Seiten, die das Länder-Ranking noch einmal deutlich 
machen. Man darf ja als Opposition durchaus so filtern, dass 
man all das, was negativ ist, herausholt, aber das provoziert na-
türlich, dass wir in der Regierungskoalition eine solch undiffe-
renzierte Herangehensweise abstrafen, indem wir genau auf 
das andere aufmerksam machen.

Das möchte ich jetzt tun, meine Damen und Herren: Wir sind 
das einzige Land, das Kinder mit Behinderungen zu 100 % in 
den Kindertagesstätten integriert.

(Vereinzelt Beifall DIE LINKE und SPD - Vida [BVB/
FREIE WÄHLER Gruppe]: Das einzige?)

Der Bundesdurchschnitt liegt bei 46 %. Wir sind mit einer 
Versorgungsquote von 74 % im Krippenbereich - das habe ich 

heute Morgen schon gesagt - das zweitbeste Land. In Nord- 
rhein-Westfalen sind es lediglich 20  %, auch in Rheinland-
Pfalz nur 20 %. Bei den unter Dreijährigen ist nur Thüringen 
noch besser als das Land Brandenburg. Wir sind das Land, das 
mit 4 070 Euro Grundmittel pro Kind eine der höchsten Aus-
gaben pro Kind im Kindergarten hat. Wir sind das Land, in 
dem Erzieherinnen grundsätzlich die wenigsten befristeten 
Verträge haben. Wir sind das Land mit den meisten höchstqua-
lifizierten Erzieherinnen. Ich könnte diese Reihe sogar noch 
fortsetzen. Das traurige Bild, das Sie hier zeichnen, ist einfach 
falsch!

	 (Vereinzelt Beifall DIE LINKE und SPD)

Nun zu Ihrem Beschlusstext: Ja, der sechsstündige Rechtsan-
spruch folgt dem der Arbeitswelt nicht mehr. Ich erwarte natür-
lich, dass sich die Arbeitswelt irgendwie an die Lebenswirk-
lichkeit von Kindern anpasst. Auch das würde ich gern einmal 
aus diesen Reihen hören. Nein zu dem Plan, den Sie hier aufge-
legt haben wollen. Nein, wir brauchen keinen Bericht der Lan-
desregierung, wie teuer es wäre, wenn wir den Betreuungs-
schlüssel verbessern würden. Das wissen wir doch!

	 (Frau Lieske [SPD]: Wissen wir sogar längst!)

Für ein Kind weniger in der Gruppe geben wir 40 Millionen 
Euro aus. Dazu brauchen wir keinen Bericht von der Landesre-
gierung.

(Zuruf der Abgeordneten Schülzke [BVB/FREIE WÄH-
LER Gruppe])

Das haben wir gerne getan und tun es auch weiterhin - siehe 
Koalitionsvertrag. Frau Schülzke: Nein, nein, nein, keine un-
terqualifizierten Fachkräfte für das Wickeln, das Tischdecken, 
die Toilettengänge usw.! Das sind pädagogische Tätigkeiten in 
einer Kindertagesstätte; darunter machen wir es nicht.

	 (Vereinzelt Beifall DIE LINKE und SPD)

Jetzt bräuchte ich eigentlich noch einmal fünf Minuten, um 
mich mit dem Antrag der Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und CDU auseinanderzusetzen. Das ist ja nicht 
wirklich ein Änderungsantrag. Zum Glück haben Sie einen 
neuen Antrag geschrieben, der nicht nur ein richtiges Anliegen 
hat, Gordon Hoffmann, sondern es ist ein neuer Antrag, der 
hier gestellt wird - ein Antrag, den wir in ähnlicher Form hier 
auch schon vorliegen hatten.

Ich sage noch einmal: Ja, diese Problematik mit den sechs 
Stunden müssen wir uns ansehen. Aber bitte, liebe CDU, erin-
nert euch: Den konditionierten Rechtsanspruch mit den sechs 
Stunden hat es gegeben, weil die CDU damals in dieser ge-
meinsamen Landesregierung Kita und Krippe ganz anders ha-
ben wollte.

	 (Minister Baaske: Das war 1999!)

Er ist auf eine CDU-mitregierte Landesregierung zurückzufüh-
ren, und zwar vor allem auf den Anteil der CDU. Ja, wir müs-
sen das korrigieren, und das möchte ich auch gern. Wir brau-
chen die zweite Stufe mit acht Stunden. Leider ist es so, dass 
viele Kinder inzwischen weit länger als acht Stunden betreut 
werden.
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Die zweite Problematik ist von Ihnen zu Recht angesprochen 
worden. Ich sage es noch einmal: Wir haben einen Koalitions-
vertrag. Warum müssen Sie uns immer wieder ins Stammbuch 
schreiben, dass wir das auch tun müssen? Wir halten uns an 
diesen Koalitionsvertrag; da können Sie sicher sein. Insofern 
müssen wir Ihren Antrag, obwohl er etwas differenzierter und 
präziser formuliert ist, leider auch ablehnen.

(Beifall DIE LINKE sowie vereinzelt SPD - Oh! bei B90/
GRÜNE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Zu uns spricht jetzt die Abgeordnete Bessin für 
die AfD-Fraktion.

Frau Bessin (AfD):

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete! Liebe Gäste! Wie 
Sie schon mitbekommen haben, geht es um den Betreuungs-
schlüssel in den Kitas. Der Antrag wurde von den Freien Wäh-
lern in der Hoffnung gestellt, dass wir den Erzieherschlüssel in 
den Kindertagesstätten verändern. Denn der Erzieherschlüssel 
legt fest, wie viele Kinder rechnerisch „auf einen Erzieher 
kommen“. Ein Erzieher hat in der Regel sechs Kinder zu be-
treuen.

Ich finde es, ehrlich gesagt, gut, dass wir heute an dieser Stelle 
wieder einmal darüber sprechen, denn es ist ein wichtiges Pro-
blem. Der Erzieherschlüssel soll den tatsächlichen Betreuungs-
zeiten angepasst werden und nicht weiter auf dem rein theore-
tischen beruhen. Das ist keine schlechte Idee, denn die Erzie-
her verbringen sehr viel Zeit mit Fortbildung, Elterngesprä-
chen, jeder Menge Bürokratie und haben auch Urlaub. Das al-
les wird bislang nicht eingerechnet. Die Erzieher arbeiten teil-
weise länger und schreiben ihre Berichte in der Freizeit, zu 
Hause. All diese Dinge müssen sich zum Wohle der Erzieher 
ändern.

	 (Zuruf der Abgeordneten Große [DIE LINKE])

Frau Große, Sie haben gesagt, wir seien die Besten bei der In-
tegration - das mag vielleicht sein. Wir haben super ausgebil-
dete Erzieher; da gebe ich Ihnen vollkommen Recht, aber auch 
unsere super ausgebildeten Erzieher sind teilweise überfordert. 
Deswegen muss sich einiges ändern.

Die Zeit, die die Erzieher für Bürokratie aufwenden, fehlt 
nachher bei der tatsächlichen Betreuung der Kinder. Deswegen 
muss sie einfach mit eingerechnet werden, denn nur das ist 
sinnvoll.

(Frau Große [DIE LINKE]: Aber das steht nicht in dem 
Antrag!)

Außerdem soll der Erzieherschlüssel an den Bundesdurch-
schnitt angepasst werden. Im Bundesdurchschnitt beschäftigt 
sich ein Erzieher mit vier Kindern. Das ist eine gute Situation, 
und genau darauf müssen wir hinsteuern. In Brandenburg be-
schäftigt sich ein Erzieher mit mindestens sechs Kindern. Es ist 
doch traurig, dass sich ein Erzieher mit so viel mehr Kindern 
beschäftigen muss. Das ist traurig für den Erzieher, aber auch 
für die Kinder. Deswegen ist eine Anpassung einfach sinnvoll.

Nun denken wir einmal darüber nach, was eine Kita heutzutage 
alles leisten muss: Psychische Störungen bei den Kindern ha-
ben zugenommen. Das betrifft ADHS, und es gibt leider auch 
Kinder, die schwer erziehbar sind. Kitas sollen zusätzlich bei 
der Inklusion mitwirken und behinderte Kinder integrieren. Es 
ist total wichtig, dass man dafür Zeit aufbringt.

Jetzt kommt für viele auch eine neue Situation dazu: Flücht-
lingskinder kommen in die Kindergärten und müssen ebenfalls 
integriert werden. Ihnen muss irgendjemand Deutsch beibrin-
gen. Diese Kinder sind außerdem traumatisiert; sie brauchen 
Geborgenheit und Schutz. Das ist auch eine Aufgabe, die von 
den Kitas übernommen werden muss.

Sie sehen also: Wenn man das alles zusammenzählt, stellt man 
fest, dass es einen großen Unterschied macht, ob ich mich vor 
30 Jahren in der Kita um Kinder gekümmert habe oder das 
heute tue, und ob ich vier oder sechs Kinder zu betreuen habe. 

Zustimmen muss ich meinen Vorrednern bezüglich der Hilfs-
kräfte. Von dieser Idee bin auch ich nicht überzeugt. Denn 
Hilfskräfte in den Kitas einzustellen wird nicht zu einer Quali-
tätserhöhung führen. Es hört sich zwar erst einmal gut an, die 
Frage ist allerdings: Was meinen Sie mit Hilfskräften? Welche 
Qualifikation brauchen diese Hilfskräfte und welche Eignung 
muss nachgewiesen werden?

Es gab in Berlin schon ein Projekt, bei dem Hilfskräfte in Kitas 
eingestellt wurden. Dieses Projekt war allerdings zum Schei-
tern verurteilt und wurde schnell eingestellt. 

Ein weiterer Punkt, der unbedingt debattiert werden müsste, 
ist: Welche Qualifikation benötigen die Kitaerzieher? Ist es 
sinnvoll, dass man nur mit Abitur Kitaerzieher werden kann? 

Es gibt eine Menge Probleme, für die der Antrag keine Lö-
sungen aufzeigt, sodass man mit diesem Antrag nicht einfach 
alle Probleme aus der Welt schaffen kann. 

Das größte Problem - darüber haben wir noch gar nicht gespro-
chen - ist: Wie gewährleiste ich eine gute Betreuung, ohne die 
Beiträge der Eltern zu erhöhen? Der Brandenburger hat bei 
Vollzeitbeschäftigung ein durchschnittliches Monatseinkom-
men von 2 200 Euro brutto. Wer nicht vollzeitbeschäftigt ist, 
verdient weniger. Schickt eine Familie ihre zwei Kinder in die 
Kita, kostet sie das im Durchschnitt 130 bis 140 Euro im Mo-
nat pro Kind. Es gibt auch Gegenden in Brandenburg, wo es 
wesentlich teurer ist: Da kann man im Monat bis zu 400 Euro 
für den Besuch der Kita bezahlen - das sind keine Peanuts. Das 
kann man nicht von heute auf morgen und mit so einem unvoll-
ständigen Antrag klären.

Ich fasse zusammen: Wir brauchen mehr Geld für die Kinder-
erziehung bzw. mehr Erzieher für die tatsächliche Betreuung. 
Wir brauchen außerdem das von Frau Schülzke angesprochene 
Clearing der Betreuungszeiten, das ist ganz wichtig. 

Die Probleme werden wir in der heutigen Debatte leider nicht 
lösen können, da es größeren Diskussionsbedarf dazu gibt. - 
Jetzt ist meine Redezeit vorbei, richtig? - Deswegen können 
wir dem Antrag leider nicht zustimmen.

	 (Beifall AfD - Lachen bei B90/GRÜNE)
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Präsidentin Stark:

Danke, dass Sie das beachtet haben. - Wir kommen zur nächs- 
ten Rednerin. Frau von Halem spricht für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN.

Frau von Halem (B90/GRÜNE):

Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sehr geehrte Gäste! Ganz besonders willkommen, liebe Vertre-
terinnen und Vertreter - große und kleine - des Eltern-Kind-
Zentrums aus Eberswalde! 

	 (Allgemeiner Beifall)

Liebe Abgeordnete der Gruppe BVB/FREIE WÄHLER, herz-
lichen Dank für diesen Antrag. Er macht deutlich, mit welch 
breiter Front Verbesserungen bei der frühkindlichen Bildung in 
diesem Land gewünscht werden. Wir haben das schon mehr-
fach beantragt, mit diesem Thema rennen Sie bei uns offene 
Türen ein. 

Dass wir uns Ihrem Antrag trotzdem nicht anschließen wollen, 
hat mehrere, eher technische Gründe und einen gewichtigen in-
haltlichen Grund; sie sind hier schon alle aufgetaucht.

Erstens: Dass der Personalschlüssel als Rechengröße nicht der 
tatsächlichen Fachkraft-Kind-Relation entspricht, ist allseits 
bekannt und auch nicht gesetzwidrig. Es ist auch nicht denk- 
und umsetzbar, das eine dem anderen anzugleichen, denn all 
die unvorhersehbaren Umstände, die dazu führen, dass eine Er-
zieherin einmal nicht in der Gruppe ist, können wir nicht in ei-
nen Gesetzestext gießen. Das angleichen zu wollen ist absurd.

Zweiter, auch eher technischer Grund: Sie verlangen von der 
Landesregierung eine Sicherstellung der Betriebskosten der 
Kindertagesstätten. Das ist Sache der Träger und kann auch gut 
dort bleiben.

	 (Beifall der Abgeordneten Große [DIE LINKE])

Der gewichtige inhaltliche Grund dafür, dass wir Ihrem Antrag 
nicht zustimmen werden, ist, dass Sie Hilfspersonal einstellen 
wollen. Abgesehen davon, dass es den Erzieherinnenengpass, 
von dem Sie reden, gar nicht gibt: Das geht gar nicht! Glauben 
Sie wirklich, dass Schlafwachen, wie Sie es nennen, An- und 
Ausziehen sowie die Essensvorbereitung keine Tätigkeiten mit 
pädagogischem Anspruch seien, bei denen es sehr wohl darauf 
ankommt, wie man mit dem Kind umgeht? 

(Zuruf des Abgeordneten Vida [BVB/FREIE WÄHLER 
Gruppe])

Nein, dafür finden Sie bei uns kein gutes Wort. Wir wollen 
mehr hochqualifiziertes Personal und auf keinen Fall Hilfskräf-
te. 

(Beifall B90/GRÜNE, SPD sowie vereinzelt DIE LINKE)

Ihr guter und richtiger Punkt Nummer 2, der Stufenplan, ent-
spricht unserer langjährigen Forderung. Da, liebe Gerrit, ist es 
auch nicht richtig, zu sagen, das stehe schon im Koalitionsver-
trag. Denn darin steht der Stufenplan nicht. Das ist eine Forde-
rung, die wir sechsmal in der letzten Legislaturperiode und 

schon zwei- oder dreimal in dieser Legislaturperiode gestellt 
haben und immer wieder stellen werden. 

	 (Zuruf des Abgeordneten Loehr [DIE LINKE])

Wir finden es wichtig, zu überlegen, in welchen Schritten der 
Brandenburger Betreuungsschlüssel an den Bundesdurchschnitt 
angeglichen werden kann. Auch das ist richtig von Ihnen, ich 
danke Ihnen für die Initiative.

Darüber hinaus gibt es aber noch eine Menge anderer Schritte, 
die auch immer wieder erwähnt worden sind: Leitungsfreistel-
lung und die Einführung der dritten Betreuungsdauerstufe. Ja, 
bei Letzterem ist uns noch nicht so lange klar, wie nötig das ist. 
Deshalb ist es egal, weshalb die bisherigen Betreuungsdauer-
stufen so sind, wie sie sind - wir haben jetzt gemerkt, dass sie 
nicht reichen und wir eine dritte für die Kinder brauchen, die 
länger als acht Stunden betreut werden. Außerdem brauchen 
wir ein landesweites Qualitätsmonitoring.

Der Stufenplan heißt in Ihrem Antrag Entwicklungsplan - Stu-
fen sind ja auch Entwicklung -, das ändert nichts an unserer 
grundsätzlichen Zustimmung zu dieser Forderung. Einen Be-
richt dazu brauchen wir nicht, auch das finden wir überflüssig, 
da wir genau wissen, was das kostet.

Im Großen und Ganzen ist die Stoßrichtung Ihres Antrags rich-
tig: bessere Bedingungen in den Kindertagesstätten, kleinere 
Gruppen - d’accord! Was die Fehlgriffe angeht, können wir Ih-
nen zugutehalten, dass Sie nicht im Bildungsausschuss sind und 
wahrscheinlich auch nicht so viele fähige Fachreferenten haben 
wie andere. Sonst wäre Ihnen das wahrscheinlich nicht passiert. 
Aber unsere Zustimmung haben Sie damit leider verspielt.

Auch wenn wir uns dem Änderungsantrag der CDU mittler-
weile angeschlossen haben und er auch unser Änderungsantrag 
ist: Noch einmal herzlichen Dank für die inhaltlichen Auf-
räumarbeiten, die Sie damit geleistet haben! - Danke.

(Beifall B90/GRÜNE, CDU und BVB/FREIE WÄHLER 
Gruppe)

Präsidentin Stark:

Wir danken Ihnen. - Zu uns spricht nun Minister Baaske für die 
Landesregierung.

Minister für Bildung, Jugend und Sport Baaske:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, ich bin 
auch über dieses traurige Bild gestolpert. Gerrit Große hat auch 
viele andere Sachen zitiert, die in der Bertelsmann-Studie vor-
kommen; das kann ich mir jetzt sparen. 

Dieser Antrag reiht sich in die anderen Anträge ein, die wir 
schon hatten zu Betreuungszeiten, Leitungsfreistellungsver-
besserung usw. Dazu kann man jetzt das Gleiche sagen wie 
beim letzten Mal; ich werde es auch tun. Ich werde nämlich 
wieder darauf hinweisen, meine Damen und Herren, dass 
Brandenburg das Bundesland ist, dass am zweitmeisten in die-
ser Bundesrepublik aus seinem Haushalt für die frühkindliche 
Bildung ausgibt. Brandenburg muss sich da nicht verstecken. 

	 (Frau Große [DIE LINKE]: Genau!)



1512� Landtag Brandenburg - 6. Wahlperiode - Plenarprotokoll 6/17 - 24./25. September 2015

Wenn wir uns die Ausgaben für die frühkindliche Bildung pro 
Kind in Brandenburg anschauen, stellen wir fest, dass wir das 
Bundesland sind, das hinter Sachsen und Hamburg am dritt-
meisten Geld dafür ausgibt. Wir müssen uns da verdammt noch 
mal nicht verstecken!

	 (Beifall SPD und DIE LINKE)

Wir sind gut, was die frühkindliche Bildung angeht, und das 
leisten tagtäglich auch unsere Erzieherinnen und Erzieher. Ich 
finde es ehrlich gesagt beschämend, wenn auch der Anteil der 
Ganztagsbetreuung als trauriges Bild dargestellt wird. Das er-
zählen Sie bitte einmal den Eltern in Bayern, Baden-Württem-
berg oder Hessen, die sich freuen würden, wenn sie die Mög-
lichkeit hätten, ihr Kind länger als sechs oder acht Stunden in 
einer Kita unterzubringen. Da reicht die Kita-Öffnungszeit in 
der Regel von morgens bis mittags, aber dann ist auch Schluss.

(Frau Schülzke [BVB/FREIE WÄHLER Gruppe]: Das 
stimmt nicht, Herr Baaske!)

- Aber oft genug schon. Es kommt oft genug vor, dass Kitas 
nur bis zum Mittag geöffnet haben und ihre Öffnungszeiten 
nicht weiter ausgedehnt werden. Bei uns ist es eine Selbstver-
ständlichkeit, dass eine Kita mindestens acht Stunden geöffnet 
hat, meist sogar zehn Stunden - wobei ich auch sagen muss: 
Zehn Stunden Betreuungszeit für ein einzelnes Kind - nicht 
Öffnungszeit - mögen arbeitsmarktfreundlich sein, aber sie 
sind nicht familien- und schon gar nicht kinderfreundlich.

(Beifall der Abgeordneten Schülzke [BVB/FREIE WÄH-
LER Gruppe])

Auch darauf möchte ich an der Stelle hinweisen, ohne das im 
Einzelnen bekritteln zu wollen. Ich weiß um die Sorgen und 
Nöte einzelner Mütter und Väter, wenn sie nach Berlin zur Ar-
beit fahren und eine Stunde Arbeitsweg haben. Das ist mir alles 
klar. Aber Kita muss nicht allen Quatsch mitmachen, den die 
Wirtschaft erwartet bzw. verlangt, sondern da muss man auch 
mal sagen: Familienpolitisch ist so etwas mitunter unerträg-
lich. 

Wenn ich heute höre, es sei nichts passiert, will ich nur sagen: 
Vor zehn Jahren waren in Brandenburg 8 700 Erzieherinnen 
und einige Erzieher beschäftigt. Inzwischen sind es über 
18 000 Erzieherinnen und Erzieher, die wir in diesem Land be-
schäftigen. Mehr als doppelt so viele Menschen arbeiten heute 
also im System Kita, obwohl wir noch lange nicht doppelt so 
viele Kinder im System haben, sondern da ist eben auch viel in 
der Qualität passiert. Oft haben wir diese Schritte als Land 
ganz allein finanziert, weil wir der Konnexität verpflichtet wa-
ren und die Kommunen gesagt haben: Macht ihr das mal, aber 
dann bezahlt das eben auch! Regelt das im Gesetz und finan-
ziert das entsprechend durch! - Das haben wir getan, und da-
rum ist es eben auch allein für das Land relativ teuer. 

Ich habe an sechs Regionalkonferenzen teilgenommen, und ich 
will nur sagen: In diesen sechs Regionalkonferenzen kamen 
drei Themen immer wieder hoch, die wir auch hier immer wie-
der finden: Das ist zum einen der Personal-/Betreuungsschlüs-
sel. Gordon Hoffmann und die anderen Vorredner haben da 
Recht - außer Frau Bessin. Frau Schülzke, das haben Sie ein 
bisschen verwechselt. Es ist ja richtig: Wir bezahlen einen Per-
sonalschlüssel. Der Personalschlüssel ist aber nicht dasselbe 

wie der Betreuungsschlüssel, denn Personal ist auch einmal 
krank, hat Urlaub, befindet sich bei der Weiterbildung usw. usf. 
Darum ist ein Personalschlüssel etwas anderes als ein Betreu-
ungsschlüssel. Aber darum kann ein Personalschlüssel nicht 
per se ungesetzlich sein, sondern das ist eine Vorgabe von uns. 
Wir schreiben nicht „Betreuungsschlüssel“ ins Gesetz, sondern 
haben „Personalschlüssel“ hineingeschrieben.

Der andere Punkt, der immer wieder auftaucht, ist die Lei-
tungsfreistellung. Okay, darüber kann man auch ernsthaft re-
den. Ich sehe ein, dass gerade auch in kleinen Kitas dann ein 
bestimmter Anteil an Freistellung sein sollte, da auch die Kol-
legen Organisationsaufwand haben. 

Der dritte Punkt sind die Betreuungszeiten. Aber was diese Re-
gionalkonferenzen auch gezeigt haben, ist eindeutig: dass es 
am Ende egal ist, an welcher Schraube ich drehe. Ob ich die 
Betreuungszeiten, den Personalschlüssel ändere oder die Lei-
tungsfreistellung verändere - all das wird dazu führen, dass die 
Qualität steigt, und zwar pro Kind und Erzieher hat man dann 
mehr Kräfte da. Denn wenn die Betreuungszeiten niedrig sind, 
dann ist die Leitungsfreistellung groß, sodass eine verantwor-
tungsvolle Leiterin immer in die Gruppe gehen wird, wenn ei-
ne Erzieherin beispielsweise krank ist. Das heißt, sie wird das 
dann zu anderen Zeiten nacharbeiten. Insofern ist es ziemlich 
wurscht - haben die Erzieherinnen und die Leiterinnen gesagt -, 
an welcher Schraube wir drehen. Wichtig ist, dass wir mehr 
machen, und da sind wir uns einig. Wir sollten und wollen auch 
mehr machen, aber die Linien sind für diese Koalition im Koa-
litionsvertrag festgeschrieben. Ich sehe momentan auch keine 
weiteren Spielräume, die wir hätten, weil wir derzeit auch an-
dere Ausgabengruppen haben - jenseits des Flughafens, Herr 
Schulze, den Sie gleich wieder wie eine Monstranz vor sich 
hertragen werden.

(Gelächter des Abgeordneten Schulze [BVB/FREIE 
WÄHLER Gruppe])

Aber ich habe Ihnen beim letzten Mal schon gesagt: Wenn wir 
all das, was wir an Wunschvorstellungen haben - Bundesschlüs-
sel, hohe Betreuungsquote, Leitungsfreistellung und Elternfrei-
stellung von den Kosten -, umsetzten, dann wären wir bei einer 
Milliarde, und da müssen Sie zugeben: Da haben wir bereits in 
drei oder vier Jahren ausgegeben, was der Flughafen jemals  
kosten könnte. Darüber wollen wir uns also nicht streiten. Die-
ses Geld muss, wie gesagt, wohl abgewogen werden. 

Lieber Gordon Hoffmann, wir haben heute Morgen eben kei-
nen Schaufensterantrag gehabt, sondern haben gesagt: Wir 
wollen am Freitag im Bundesrat dafür kämpfen, dass wir vom 
Bund Geld anstatt des Betreuungsgeldes bekommen, um damit 
wenigstens eine oder zwei der von mir gerade vorgetragenen 
Positionen zu verbessern. Darum soll es am Ende gehen, aber 
nicht um diese Schaufensteranträge. Und Ihre Anträge - liebe 
Frau von Halem, lieber Gordon Hoffmann - sind am Ende ge-
nauso teuer wie der andere, der hier auf dem Tisch liegt, kam 
nur etwas später. - Danke schön.

(Beifall SPD und DIE LINKE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Jetzt erhält die Gruppe BVB/FREIE WÄHLER 
noch einmal das Wort. Herr Schulze, bitte.
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Schulze (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe): *

Frau Präsidentin! Liebe Kollegen! Lieber Günter Baaske, das 
Bessere ist des Guten Feind. Das war schon immer so, und das 
wird auch so bleiben. Wir haben nicht gesagt, dass wir keine 
guten Verhältnisse haben. Wir haben aber leider auch an be-
stimmten Stellen Veränderungsbedarf, und wir haben an be-
stimmten Stellen auch schwierige, kritikwürdige Situationen, 
und das können Sie nicht bestreiten. 

Herr Baaske, Sie sagen, es sei beschämend, wenn behauptet 
wird, die Ganztagsbetreuung sei nicht gut und wir müssten uns 
mal mit Bayern vergleichen. Ich frage mich immer nur, warum 
wir uns gerade in dem Fall mit Bayern vergleichen sollen, Ba-
yern aber sonst nie einen Vergleich wert ist - nur, wenn er Ih-
nen gerade passt.

Meine Damen und Herren, wir leben in Brandenburg und ma-
chen hier unsere Politik, jedenfalls so, wie die Mehrheit es 
möchte. 

Uns im Übrigen hier die Rabulistik um Personal- und Betreu-
ungsschlüssel um die Ohren zu hauen - wissen Sie: Das Ent-
scheidende, was zählt, ist die Realität draußen. Die Realität ist, 
dass es vorn und hinten nicht reicht, womit auch immer Sie das 
begründen wollen. 

Meine Damen und Herren, der Antrag beschreibt im Grunde 
genommen die Realität. Mag sein, dass er holprig ist. Mag 
sein, dass er verbesserungsbedürftig ist, mag sein, dass er nicht 
bis zu Ende durchrecherchiert ist, aber Frau von Halem hat es 
ja schon selbst angesprochen, und ich breche mir keinen Za-
cken aus der Krone: Was ist denn die Wirklichkeit in diesem 
Haus? Wir haben als Gruppe einen Mitarbeiter. Wir haben kei-
nen Zugang zum Wissenschaftlichen Dienst. Wir sind sozusa-
gen davon ausgeschlossen, weitere Referenten einzustellen, 
weil uns dies finanziell versagt wird. Und da beschweren Sie 
sich darüber, dass unsere Anträge hier und da einmal holprig 
sind - aber getragen von unserer Lebenserfahrung, von den 
Dingen, die wir vor Ort empfinden und die an uns herangetra-
gen werden?

Das finde ich dann schon etwas schäbig. Sie sollten daran ar-
beiten und sagen: Wir verbessern die Arbeitsbedingungen für 
die Gruppe, dann werden die Anträge besser und noch besser, 
und dann sind sie vielleicht auch zustimmungsfähig, wenn sie 
Ihnen denn überhaupt in den Kram passen. 

	 (Oh! bei der Fraktion DIE LINKE)

Zweitens. Frau Große, Sie sagten, im Koalitionsvertrag wäre 
das alles niedergeschrieben. Da frage ich: Wann, Frau Große 
machen Sie das? Wir möchten Nägel mit Köpfen. Ich werde 
Ihnen gleich noch ein kleines Lied von Heinrich Heine singen, 
und dann werden wir sehen, wie Sie darauf antworten. Und, 
Frau Große, wenn es einen Beweis für Handlungsbedarf gibt, 
dann ist es Ihr Antrag, der heute als Tagesordnungspunkt 2 be-
handelt wurde, die Kita-Qualität zu verbessern und dafür die 
bisher für das Bundeselterngeld verwendeten Mittel zu nutzen. 
Das heißt, Sie haben letztendlich schon im Tagesordnungs-
punkt 2 den Beweis erbracht, dass dringend etwas passieren 
muss. Wir brauchen diese 28 Millionen Euro, um sie dort hi-
neinstecken zu können.

Ich gebe Herrn Baaske Recht: Wenn man alles will, muss man 
auch alles bezahlen, und das können wir uns möglicherweise 
nicht leisten; gar keine Frage. Das steht aber überhaupt nicht 
im Antrag. Es ist wieder eine Unterstellung nach dem Motto, 
wir würden unbezahlbare Dinge fordern. Das ist nicht wahr. 
Wir haben lediglich gesagt, was geändert werden muss.

Im Übrigen: Frau Koß, Sie sagten, es sei finanziell nicht mög-
lich. Ja, Herr Baaske, ich komme jetzt wieder mit „meinem“ 
BER und damit, dass wir in dieser Wahlperiode schon einmal 
über 800 Millionen Euro für den BER beschlossen haben; und 
das ist Geld, das im Bildungsbereich fehlt. Ja, Frau Koß, Sie 
wussten es, die Bürgerinnen und Bürger wissen es auch, und 
wenn Sie mit den Menschen darüber sprechen, was BER be-
deutet, dann wird Ihnen gesagt, es bedeute, dass es ihnen ans 
Leder geht, weil das Geld überall fehlt.

	 (Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe und AfD)

Wissen Sie, wie lange wir für die Mittelbereitstellung für den 
BER gebraucht haben? Keine vier Wochen! Keine vier Wo-
chen brauchte man, um hier 800 Millionen Euro zu beschlie-
ßen! 800 Millionen Euro für den BER, nur, um die Katastrophe 
irgendwie zu vertuschen, zu verhindern oder hinauszuschie-
ben! Aber für das Notwendige, das hier gemacht werden 
müsste, ist nichts da. Überall wird es herausgespart, und letzt-
endlich wird alles ausgelaugt.

Meine Damen und Herren, es geht nicht darum, irgendwann in 
der Zukunft etwas zu tun. Es geht um praktische Politik. Es 
geht darum, dass wir jetzt, heute und hier etwas machen, denn 
die Eltern, die Kinder von drei, vier oder fünf Jahren in der 
Kita haben, werden sie in zwei oder drei Jahren nicht mehr dort 
haben. Die Menschen leben jetzt, heute und hier, und sie müs-
sen jetzt, heute und hier damit umgehen.

Noch ein Wort, Frau Große: Wir hatten am 10. Juni schon ein-
mal diese Debatte. Es gab schon einmal einen Antrag von uns, 
und Sie haben ihn rundweg abgelehnt. Übrigens sagten Sie - 
das kann man im Plenarprotokoll nachlesen -: Wir müssen an-
dere Dinge finanzieren: den BER. Das, fand ich, war eine tap-
fere Aussage. Endlich mal jemand, der ehrlich ist. Und was le-
se ich am Tag danach in der „MOZ“? Die Linkspartei sagt: Wir 
fordern ein freies Kita-Jahr! Wir fordern beitragsfreie Kitas! 
Wir fordern mehr Personal! Das kann man alles in der „MOZ“ 
am Tag danach, vom 11.06., nachlesen. Mehr an Verlogenheit 
geht nicht: Hier im Landtag zu sagen, es ginge nicht,

	 (Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe und AfD)

und dann zu versuchen, nachdem man unseren Antrag abge-
lehnt hat, sich mit kostenloser Kita zu profilieren. Sie können 
es gern nachlesen.

Meine Damen und Herren, es mag sein, dass der Antrag an der 
einen oder anderen Stelle verbesserungsbedürftig ist. Es bricht 
einem auch kein Zacken aus der Krone, wenn man das sagt. 
Deshalb finden wir auch den Antrag der CDU und der Grünen 
in Ordnung, uns dabei ein wenig unter die Arme zu greifen. Es 
gibt zwar keine Koalition in der Opposition, aber es sollte eine 
kollegiale Zusammenarbeit geben. Im Übrigen hätte man den 
Antrag verbessern können.

	 (Zurufe von der SPD und der AfD: Ach!)
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Wenn man ihn an den Ausschuss überweist, dann kann man 
über bestimmte Dinge reden.

Ich möchte Ihnen ein kleines Gedicht vortragen, wir werden es 
brauchen.

(Oh! bei der Fraktion DIE LINKE - Galau [AfD]: Noch‘n 
Gedicht!)

Im Monat September, das Jahr war fast vorbei. 
Die Tage wurden kühler, 
der Wind riss von den Bäumen das Laub. 
Da reist‘ ich nach Potsdam hinüber. 

Und als ich an Potsdams Grenze kam, 
da fühlt‘ ich ein stärkeres Klopfen in meiner Brust, 
ich glaube sogar, die Augen begannen zu tropfen. 

Und als ich der Politiker Sprache vernahm, 
da wurde mir seltsam zumute; 
ich meinte nicht anders, als ob das Herz 
am rechten Platz verblute. 

Ein Harfenmädchen sang mit kühlem Gefühle 
und falscher Stimme 
und ich war entsetzt von ihrem Spiele. 
Sie sang von Geld und roten Taten 
in der Zukunft und einer späteren Welt, 
wo alle Leiden schwinden.

(Frau Große [DIE LINKE]: Das „Wintermärchen“ von 
Heinrich Heine!)

Sie sang das alte Vertröstungslied, 
das Eiapopeia vom Himmel, 
womit man einlullt, wenn es greint, 
das Volk, den großen Lümmel. 

Ich kenne die Weise, ich kenne den Text, 
ich kenn auch die Verfasser; 
sie tranken heimlich Wein und predigten öffentlich Wasser.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe und AfD)

Meine Damen und Herren, das Original stammt von Heinrich 
Heine - und es ist, als wäre es für Sie geschrieben. 

	 (Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe und AfD)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Wir sind am Ende der Aussprache angelangt 
und kommen zur Abstimmung. Wir stimmen zuerst über den 
vorliegenden Änderungsantrag der Fraktionen CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der Drucksache 6/2637 ab. 
Wer diesem Änderungsantrag seine Zustimmung gibt, den bitte 
ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthal-
tungen? - Damit ist der Änderungsantrag abgelehnt worden.

Wir kommen zur zweiten Abstimmung. Wir stimmen über den 
Antrag der Gruppe BVB/FREIE WÄHLER: „Frühkindliche 
Bildung - faire Bedingungen für die Kinder in den Kitas“, 
Drucksache 6/2506, in der Sache ab. - Wer diesem Antrag sei-
ne Zustimmung geben möchte, den bitte ich um sein Handzei-

chen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Der Antrag ist 
bei einigen Stimmenthaltungen mehrheitlich abgelehnt.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 11 und rufe Tagesordnungs-
punkt 12 auf:

Schengener Grenzregime der EU aussetzen - Wieder-
einführung von Grenzkontrollen an den brandenbur-
gischen Außengrenzen

	 Antrag
	 der Fraktion der AfD

	 Drucksache 6/2372

in Verbindung damit:

Einrichtung eines Aufnahme- und Rückführungszen-
trums im Land Brandenburg für Asylbewerber aus 
den Balkanstaaten (Albanien, Montenegro, Kosovo, 
Mazedonien, Serbien und Bosnien und Herzegowina) 
zur Beschleunigung der Asylverfahren

	 Antrag
	 der Fraktion der AfD

	 Drucksache 6/2373

Wir beginnen die Aussprache mit dem Beitrag des Abgeordne-
ten Jung von der AfD-Fraktion.

Jung (AfD):*

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Die traurigen und 
erschreckenden Ereignisse an Europas Außen- und Innengren-
zen haben gezeigt: Das Schengen-Abkommen und die Dublin-
III-Verordnung sind faktisch gescheitert. Die enorme Flücht-
lingsflut war niemandem bewusst, und niemand war ihr ge-
wachsen. 

Ungarn befestigt seine Grenzen zu Rumänien und Serbien. Ös-
terreich führt Kontrollen ein, so auch Tschechien und Kroatien. 
An der bayerisch-österreichischen Grenze spielen sich Dramen 
ab. Das liegt hauptsächlich an den widersprüchlichen Befehlen 
des Bundesinnenministers an der Grenze. Ich beziehe mich auf 
die vertrauliche Ministeranweisung an die Bundespolizei, mit 
deren Hilfe die Annahme von Visen an den österreichischen 
Grenzen nicht zurückgeführt wird, sondern Asylbewerber in 
Deutschland untergebracht werden. Der Bundesinnenminister 
setzt damit § 18 Absatz 2 Nummer 1 des Asylverfahrensge-
setzes faktisch außer Kraft. Klar ist: Wir müssen die Schotten 
des angeschlagenen Schiffs Europa dicht machen, und klar ist: 
Die Schotten sind unsere Grenzen.

Bei aller überragender Empathie und den tatsächlich schreck-
lichen Ereignissen ist klar, dass viele Menschen nicht in der 
Situation sind, mit diesen Gefahren leben zu können. Es ist 
auch klar - wir von der AfD fordern dies seit Jahren -: Es 
muss Schluss sein mit den Lockungen, mit Taschengeld und 
anderen Versprechungen, die den halben Balkan nach Europa 
locken.

	 (Widerspruch bei der Fraktion DIE LINKE)
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- Ja, Sie lachen! Ich habe in Österreich mit einem albanischen 
Polizisten gesprochen. Er verdient 200 Euro und ist mit seiner 
Familie hierhergekommen, weil er hier mehr bekommt.

	 (Vogel [B90/GRÜNE]: Hier ist das Leben teurer!)

Auf alle Fälle ist es so, dass wir in der Situation sind, dass un-
sere Grenzen nicht geschützt sind. Und es ist letztlich auch so, 
dass wir momentan - dies sagt wiederum der österreichische 
Verfassungsschutzpräsident - in der Situation sind, dass wir 
überhaupt keine Klarheit mehr haben, welche Leute hierher-
kommen. Wir wissen es einfach nicht. Es ist im Grunde so, 
dass wir ein Chaos von Menschen haben, die nach Europa bzw. 
in unser Land kommen. Wir wissen nicht, wer sie sind und wo-
her sie kommen. Wir wissen nicht: Sind es Rückkehrer, die für 
den Islamischen Staat gekämpft haben? Und wir wissen auch 
nicht, ob es sogenannte Foreign Fighters sind, also Menschen, 
die nicht unbedingt das Gute in Europa wollen. 

Aus diesem Grund wollen wir, dass Schutzmaßnahmen getrof-
fen werden. Wir werden erleben, dass dieser Schutz an allen 
Grenzen der früheren Ostblockländer erfolgt. Wir werden se-
hen, dass überall die Grenzen befestigt werden, und ich kann 
nur darum bitten, dass Sie zustimmen, dass unsere Grenzen 
wieder geschützt werden. - Danke.

	 (Beifall AfD)

Präsidentin Stark:

Es spricht der Abgeordnete Königer von der AfD-Fraktion zu 
uns.

Königer (AfD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lie-
be Besucher und liebe Brandenburger! Bezug nehmend auf 
Herrn Innenminister Schröter, der uns vorhin dankenswerter-
weise die Gelegenheit gegeben hat, wahrzunehmen, wer tat-
sächlich die Verantwortung für diese ganze Problematik trägt, 
nämlich unsere Bundeskanzlerin Frau Merkel, möchte ich Ih-
nen einen Tweet von Hugo Müller-Vogg nicht vorenthalten, 
den er heute veröffentlicht hat. Darin ist ein Zitat der Bundes-
kanzlerin in der gestrigen Fraktionssitzung enthalten. Keine 
Ahnung, wer diese kleine Sache nach außen getragen hat.

	 (Zurufe von der CDU)

Sie sagte: 

„Ist mir egal, ob ich schuld am Zustrom der Flüchtlinge 
bin. Nun sind sie halt da.“ 

Super, meine Damen und Herren! Das ist ungefähr so, als wür-
de ich ein Glas runterwerfen und dann sagen: Ja, dann gibt es 
halt Scherben. - Ich finde das unverantwortlich, und wir haben 
jetzt die Verantwortliche für diese gesamte Krise.

	 (Beifall AfD)

Zu unserem Antrag, der die Schaffung einer Erstaufnahme-
stelle für Asylbewerber aus den Westbalkanstaaten fordert, sa-
ge ich: Das funktioniert in Bayern, also, Ihre Kollegen von der 
CSU sind dort wesentlich weiter als Sie hier oder im Bund. Ge-
meint sind die Länder Albanien, Montenegro, Kosovo, Maze-

donien, Serbien sowie Bosnien und Herzegowina. Von dort 
kommen 40 % aller Ayslbewerber und Flüchtlinge. 40 %, die 
nach dem Königsteiner Schlüssel zu uns kommen, das sind 
nach neuesten Schätzungen mehr als 15 000 Menschen in 
Brandenburg, die faktisch keine Chance auf Anerkennung ha-
ben. Das bedeutet 15 000 belegte Betten für Menschen, die 
nicht vor Krieg, den Schlächtern des IS oder Boko Haram flie-
hen - dafür diese Aufnahmestelle! Um endlich die Bearbei-
tungszeit eines Antrages auf deutlich unter drei Monate zu re-
duzieren - mit dem Fernziel, binnen 48 Stunden entscheiden zu 
können, so wie es Norwegen macht -, dafür diese Aufnahme-
stelle! Wenn dann ein Asylantrag abgelehnt wird, können wir 
auch schneller direkt abschieben - dafür diese Aufnahmestelle! 
Übrigens gibt es auch bei den Grünen durchaus Politiker, die 
einigermaßen einen Bezug zur Realität haben, beispielsweise 
Boris Palmer, der genau das gefordert hat.

Nun bin ich auf Ihre Lösungsansätze gespannt, denn das ist ei-
ne unserer Forderungen: dass Sie sagen, wie Sie mit diesem 
Missbrauch des Asylrechts umgehen und ihm Einhalt gebieten 
wollen.

	 (Beifall AfD)

Präsidentin Stark:

Zu uns spricht nun für die Fraktion der SPD der Abgeordnete 
Kosanke.

Kosanke (SPD):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Königer, ich finde es nicht in Ordnung, dass Sie die Er-
rungenschaften der bundesrepublikanischen Politik allein der 
Kanzlerin zuschreiben. Daran, dass es eine gute Lebensquali-
tät, gute Arbeit und viele andere Dinge in Deutschland gibt,

	 (Widerspruch und Lachen bei der AfD)

derentwegen man gern nach Deutschland kommt, haben auch 
Sozialdemokraten, Grüne und Linke mitgewirkt und noch eini-
ge andere. Sie waren es nicht.

(Beifall SPD und CDU - Galau [AfD]: Wer zuletzt lacht, 
lacht am besten!)

Meine Damen und Herren, gute Politik, so wird immer wieder 
gesagt, beginnt damit, zu sagen, was ist. Ja, Millionen von 
Menschen drängen aus den Krisenherden dieser Welt nach Eu-
ropa. Sie drängen auch nach Deutschland, in ein Land mit 
16  % der europäischen Bevölkerung und 20 % des europä-
ischen Bruttoinlandproduktes. Das kann einen eigentlich nicht 
verwundern. Und es stellt uns auch vor Herausforderungen. 
Deswegen reden wir auch über diese Thematik. 

Aber gute Politik beinhaltet immer auch, zu sagen, was nicht ist. 
Die Flüchtlingsproblematik und das, was Sie in Ihrem Antrag 
behaupten, die Grenzkriminalität, sind eben nicht miteinander 
verknüpft. Sie sind vielleicht gleichzeitig. Ja, es gibt auch in 
Brandenburg Grenzkriminalität. Ja, es kommen auch Flüchtlinge 
nach Brandenburg. Aber das hat nichts miteinander zu tun. Das 
nächste Mal erzählen Sie uns noch: Die Mondfinsternis am 
nächsten Montag kommt, weil die Flüchtlinge hierherkommen.

(Königer [AfD]: Geht es noch alberner?)
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- Sie sind albern. Wissen Sie, Ihre Anträge - haben Sie schon 
einmal etwas von einstelligen Nachkommastellen gehört? Wis-
sen Sie, also wirklich, einen Lektor können Sie sich doch lei-
sten, Sie haben schließlich Fraktionsstatus. 

Meine Damen und Herren, was Sie hier tun, ist, Menschen zu 
diffamieren.

	 (Galau [AfD]: Das machen Sie!)

Sie skandalisieren Flüchtlinge, die gar nicht anders können, als 
Grenzen nicht legal zu übertreten.

	 (Zurufe von der AfD)

Man kann als Ausländer keine Grenze nach Deutschland über-
treten, wenn man keinen Aufenthaltsstatus hat. Ein Flüchtling 
kann keinen Aufenthaltsstatus haben. Das ist ein Paradox. Da-
rum kommt man nicht herum. Das jetzt zu stigmatisieren und 
Flüchtlinge zu kriminalisieren ist einfach unredlich.

	 (Beifall SPD, DIE LINKE und B90/GRÜNE)

Sie vermengen Flüchtlinge und Menschen, die hier kriminelle 
Taten begehen wollen. Meinen Sie denn, dass die alle sich 
heimlich über die Grenze schleichen? Die kommen ganz nor-
mal, die reisen legal ein. Das hat überhaupt nichts miteinander 
zu tun. 

	 (Zurufe von der AfD)

Ganz klar muss man sagen: Grenzkontrollen hindern Mi-
granten nicht an der Einreise. Sie sorgen nur dafür, dass sie an-
dere Wege gehen und dann direkt an der Grenze ihren Antrag 
stellen. Das löst das Problem überhaupt nicht. 

Aber Sie wollen auch nur eins: Sie wollen nur Kriminalität und 
Ausländer vermengen, weil Sie behaupten wollen, dass alle 
Ausländer kriminell sind, weil das in Ihre menschenverachten-
de Demagogie passt. 

(Zurufe von der AfD: Blödsinn! - Dr. van Raemdonck: 
Das ist Diffamierung! - Zurufe von SPD und DIE LINKE 
- Beifall SPD)

Sie diffamieren die Menschen,

(Zurufe von der AfD)

das muss man Ihnen sagen. Damit machen wir hier Schluss. 
Das wird es mit uns nicht geben.

(Beifall SPD)

Wir machen keine Politik auf dem Rücken von Schutzbedürf-
tigen! Wir machen keine Politik im Pakt mit Rassisten und De-
magogen!

(Zurufe von der AfD)

Wir machen Politik für die Menschen in diesem Land! 

(Zurufe von der AfD)

Diese Koalition und die Opposition, bestehend aus den demo-
kratischen Parteien, wir kümmern uns darum,

(Zurufe von der AfD)

dass es den Menschen, die hierherkommen, besser geht.

(Beifall SPD - Frau Lehmann [SPD]: Jawohl!)

Wir kümmern uns darum, dass es den Menschen, die hier sind,

(Anhaltender Beifall SPD) 

weiterhin gut geht! Und wir werden sie vor Ihnen schützen!

(Beifall SPD - Haha! bei der AfD)

Präsidentin Stark:

Ich bitte, den Lärmkegel wieder etwas herunterzufahren. Sie 
haben alle noch Redezeit. - Zu uns spricht nun der Abgeordne-
te Lakenmacher für die CDU-Fraktion.

Lakenmacher (CDU):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lie-
ber Sören! Meine Damen und Herren von der AfD, in Ihrem 
Antrag auf Wiedereinführung von Grenzkontrollen - Herr 
Kosanke hat es schon richtig gesagt - vermengen Sie alles, was 
man miteinander vermengen kann: 

(Frau Mächtig [DIE LINKE]: Das ist ja die Politik der 
AfD!)

Grenzkriminalität, Schutz vor illegaler Migration. Wenn Sie in 
der gegenwärtigen Situation in diesem Land einen solchen An-
trag stellen, dann fragt man sich, dann frage ich: Was treibt Sie 
wirklich an? Denn als Träger brauchbarer Vorschläge zur Kri-
minalitätsbekämpfung sind Sie hier bislang nicht in Erschei-
nung getreten. So viel steht schon mal fest.

(Beifall CDU, vereinzelt DIE LINKE und des Abgeord-
neten Jungclaus [B90/GRÜNE])

Deshalb meine erste Frage an Sie: Haben Sie zur Kenntnis ge-
nommen, aus welchen Gründen der Bundesinnenminister be-
kanntgegeben hat, dass Deutschland wieder Kontrollen an der 
Grenze zu Österreich einführt?

(Zurufe von der AfD)

Ich sage es Ihnen: Mit dieser vorübergehenden Aussetzung des 
Schengener Abkommens soll der akute Zustrom von Flüchtlin-
gen aus Österreich verlangsamt und wieder zu einem geord-
neten Verfahren zurückgekehrt werden. 

(Zurufe von der AfD)

Mit Grenzkriminalität jedenfalls - für Sie noch einmal - hat das 
gar nichts zu tun.

(Beifall CDU sowie vereinzelt SPD und DIE LINKE)
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Dann sage ich Ihnen: Zur Bekämpfung der Grenzkriminalität 
und grenzüberschreitenden Kriminalität, ja, da brauchen wir 
eine bessere länderübergreifende Zusammenarbeit zwischen 
der brandenburgischen Polizei und der polnischen, zwischen 
der Justiz und mit den anderen EU-Ländern, ganz klar, und wir 
brauchen eine bessere Ausstattung unserer Polizei im Land 
Brandenburg. Das ist das eine.

(Galau [AfD]: Bekommen wir einmal etwas Neues zu hö-
ren?)

Zur Bekämpfung der illegalen Migration ist im Übrigen die 
Bundespolizei originär verpflichtet und zuständig, und sie 
macht das auch sehr gut.

Das alles müsste Ihnen eigentlich bekannt sein, wenn Sie sich 
ernsthaft mit diesen Kriminalitätsphänomenen auseinanderge-
setzt hätten. Die Mühe haben Sie sich gar nicht gemacht. 

(Beifall CDU - Galau [AfD]: Wir würden uns wünschen, 
dass Sie das auch einmal machen würden!)

Ich sage Ihnen deshalb zweitens: Mein Eindruck ist nicht, dass 
Ihnen an der Bekämpfung von Grenzkriminalität, an der Be-
kämpfung von grenzüberschreitender Kriminalität oder ille-
galer Migration gelegen ist. Mein Eindruck ist, dass Sie in der 
gegenwärtigen Situation einfach billig und schäbig Stimmung 
machen wollen.

(Beifall CDU sowie vereinzelt SPD und DIE LINKE - 
Zurufe von der AfD)

Jetzt kommen wir zum Antragsinhalt auf Einrichtung eines 
Aufnahme- und Rückführungszentrums: Klar ist, in dieser 
Zeit benötigen wir dringend Lösungen, um die angespannte 
Situation zu entschärfen, um zu geregelten Abläufen zu kom-
men. Aufgrund des immer stärker werdenden Ansturms von 
Flüchtlingen auf Deutschland muss stärker differenziert wer-
den zwischen Flüchtlingen mit und ohne Bleibeperspektive; 
denn nur dann können wir uns auf die Menschen konzentrie-
ren, die das grundgesetzlich geschützte Asylrecht für sich in 
Anspruch nehmen können oder sich in einer humanitären Not-
lage befinden. 

Um den vielen Menschen und ihren Ansprüchen besser gerecht 
zu werden, muss es uns besser gelingen - das ist klar -, die Fa-
milien, die voraussichtlich langfristig hier bleiben, weil sie ei-
ne Bleibeperspektive haben, in unsere Gesellschaft zu integrie-
ren. Das bedeutet eben auch, dass wir die Asylverfahren von 
Flüchtlingen ohne Bleibeperspektive schneller abschließen 
müssen - da gibt es überhaupt keine Frage - und die Rückfüh-
rungspflichten konsequent durchsetzen müssen. 

(Beifall CDU und AfD)

Hierzu ist es deshalb notwendig, die Flüchtlinge ohne Bleibe-
perspektive und mit einem sicheren Abschiebegrund nicht auf 
die Kommunen zu verteilen - es wird dann immer schwerer, 
die Ausreise durchzusetzen -, sondern nach unserer Meinung 
sollten diese Flüchtlinge bis zur Abschiebung und, wenn nötig, 
dann auch länger als drei Monate, in der Erstaufnahmeeinrich-
tung verbleiben. Das haben wir heute Morgen auch schon mit 
formuliert.

Zum Abschluss darf ich Ihnen sagen: Ganz selbstverständlich, 
Ihre Anträge lehnen wir gerne ab. - Vielen Dank.

(Beifall CDU sowie vereinzelt SPD, DIE LINKE und 
B90/GRÜNE - Gelächter bei der AfD)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Die Abgeordnete Johlige von der Fraktion DIE 
LINKE hat Redeverzicht angezeigt. Wir kommen damit zur 
nächsten Rednerin. Das ist die Abgeordnete Nonnemacher; sie 
spricht für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

(Frau Bessin [AfD]: Jetzt geht es wieder los!)

Frau Nonnemacher (B90/GRÜNE):

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Liebe 
Gäste! Den Vorschlag, Grenzkontrollen wieder einzuführen, 
lehnen wir entschieden ab.

(Galau [AfD]: Klar!)

Erstens sind Flüchtlinge keine Gefahr für die innere Sicherheit, 
was Artikel 23 Abs. 1 des Schengener Grenzkodex aber ver-
langt.

Zweitens können Grenzkontrollen ihr Ziel realistisch nicht er-
reichen und führen bei den Nachbarländern zu einer Kaskade 
der Abschottung.

Drittens ist die Freizügigkeit eine der herausragendsten Errun-
genschaften der Europäischen Union. Das vorübergehende Ein-
führen von Grenzkontrollen seitens der Bundesregierung ist 
nicht unproblematisch und darf Europa nicht spalten.

Den zweiten Antrag zur Einrichtung eines Rückführungszen-
trums für Asylsuchende aus den Balkanstaaten halte ich für ge-
fährliche Stimmungsmache. Für Schutzsuchende aus den po-
tenziellen EU-Beitrittsländern brauchen wir konstruktive, men- 
schenwürdige Lösungen. Wir schlagen daher vorgezogene Ein-
wanderungskorridore für Fachkräfte aus den Westbalkanstaaten 
vor, einen Spurwechsel vom Asylverfahren in die Arbeits- und 
Aufenthaltserlaubnis zu Erwerbszwecken sowie Informations-
kampagnen in den Herkunftsländern, um die Menschen dort 
über die geringen Chancen eines Asylantrages in Deutschland 
aufzuklären. - Danke schön.

(Beifall B90/GRÜNE sowie vereinzelt SPD und DIE 
LINKE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Es spricht zu uns für die Landes-
regierung Minister Schröter.

Minister des Innern und für Kommunales Schröter:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren Ab-
geordnete! Die Einrichtung eines Aufnahme- und Rückfüh-
rungszentrums halte ich derzeit im Land Brandenburg nicht 
nur für entbehrlich, sondern in der Lebenswirklichkeit auch 
nicht für umsetzbar. Es gibt auch nicht die Notwendigkeit wie 
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in Bayern und die Möglichkeit, denn nach dem Königsteiner 
Schlüssel ist die Anzahl derer, die aus den Balkanländern kom-
men, in Brandenburg erheblich geringer. Im Übrigen verzeich-
nen wir gegenwärtig einen Rückgang. 

Aber bei der Unterbringung gelten für uns andere Kriterien. 
Zunächst die Frage: Gibt es Flüchtlinge oder Asylsuchende mit 
einem besonderen Schutzbedürfnis? Gibt es Frauen mit Kin-
dern, die unterwegs sind? Handelt es sich um allein reisende 
Kinder und Jugendliche? Oder handelt es sich um allein reisen-
de Männer? Das sind Kriterien, nach denen wir entscheiden, 
wo die Unterbringung stattfindet. Denn wir haben höchst un-
terschiedliche Qualitäten in unserer Erstaufnahme. Ich sagte 
vorhin, dass ein großer Teil in Zelten untergebracht wird. Hier 
in Potsdam hatten wir vorübergehend nicht einmal ausreichend 
Sanitäreinrichtungen. Das sind also Zentren, wo verstärkt al-
lein reisende Männer unterkommen können. Aber für Familien, 
für Frauen mit Kindern ist das keine Option.

Eine weitere Trennung, nämlich nach Nationalitäten, ist gegen-
wärtig überhaupt nicht vorstellbar.

Über die Wiedereinführung von Grenzkontrollen, meine Da-
men und Herren, haben wir in diesem Plenum schon sehr häu-
fig gesprochen. Ich beabsichtige deshalb, die Debatte heute 
nicht fortzusetzen; es bringt keinen Erkenntniszugewinn. 

Ungeachtet dessen dürfte Ihnen, meine Damen und Herren von 
der AfD, bekannt sein, dass die Anordnungskompetenz für eine 
solche zeitweise Wiedereinführung beim jeweiligen Mitglieds-
staat des Schengener Abkommens liegt. Deshalb ist hier der 
Zuständige die Bundesregierung. - Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall SPD und DIE LINKE sowie vereinzelt CDU)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Das Wort erhält nun noch einmal der Abgeord-
nete Königer. Er spricht für die AfD-Fraktion.

Königer (AfD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! - Zuschauer haben wir mittler-
weile keine mehr. Ja - wir schüren also Ängste. Super!

(Domres [DIE LINKE]: Ja!)

- Genau. 

(Frau Mächtig [DIE LINKE]: Ja, so einfach ist das!)

- So einfach ist das. Gut, Frau Mächtig.

Nicht die AfD schürt Ängste, sondern Sie haben Angst, 

(Domres [DIE LINKE]: Wie? - Zuruf der Abgeordneten 
Mächtig [DIE LINKE])

Angst davor, dass wir von Anfang an Recht hatten. Seit einem 
Jahr predigen wir dieselbe Sache, dass Sie mit Ihrer Politik da-
für sorgen, dass Zehntausende Flüchtlinge zu uns kommen. 
Noch einmal Applaus dafür!

Sie, Frau Mächtig, von der Linkspartei,

(Zuruf der Abgeordneten Lieske [SPD])

wenn Sie jetzt schon mal da sind und wieder dazwischenrufen, 

(Frau Mächtig [DIE LINKE]: Ich hatte eine Besucher-
gruppe, Herr Kollege!)

riefen im April etwas dazwischen, als ich von 500 000 Zuwan-
derern sprach. Ich habe es damals nicht ganz verstanden, ich 
habe es im Protokoll nachgelesen. Frau Mächtig rief: „Wo ist 
das Problem?“

(Frau Mächtig [DIE LINKE]: Genau!)

Ich habe eine Antwort für Sie. Die hätte ich Ihnen damals 
auch schon gegeben. Hier ist das Problem, Frau Mächtig, hier 
in diesem Haus! Sie als Einheitspartei, als Rotfront, Sie sind 
das Problem.

	 (Beifall AfD - Domres [DIE LINKE]: Rotfront, genau!)

Man nennt die Politik, die Sie hier machen, Realitätsverweige-
rung.

(Frau Mächtig [DIE LINKE]: Nein, man nennt das  
konstruktiv! Das ist der Unterschied!)

Nehmen Sie mal Bayern als Beispiel. Da haben sie eine Erst-
aufnahmestelle für Asylbewerber aus den Balkanstaaten einge-
richtet. Seitdem sinken die Zahlen in Bayern. Einfache Angele-
genheit: Ursache - Wirkung. Die bayrische Landesregierung 
weiß, es sind Menschen, die zu uns kommen, weil sie in ihrer 
Heimat keine Zukunft sehen und sich bei uns ein besseres Le-
ben erhoffen. Es gibt kein Menschenrecht auf ein besseres Le-
ben.

(Domres [DIE LINKE]: Nein?)

Denen geht es oftmals bereits finanziell besser, sobald sie eine 
Erstaufnahmeeinrichtung in Deutschland erreicht haben, was 
diese Menschen ihren Verwandten, Freunden und Bekannten in 
ihrer Heimat auch mitteilen. In Zeiten sozialer Netzwerke wie 
Facebook und anderes braucht es dafür nur einen Klick. Und 
Freunde und Bekannte machen sich auf den Weg. Die Wirkung 
gleicht dem Schneeballprinzip. Vielleicht vergleichen Sie das 
einmal mit den Facebook-Partys, wo 16-Jährige zu ihrem Ge-
burtstag einluden und nicht 50 kamen, sondern über 1 000.

Der deutschen Politik ist zwar klar, dass diese Menschen keine 
Chance auf Asyl oder Flüchtlingsstatus haben. Aber für die 
meisten Landesregierungen ist Recht eher ein Begriff, der sehr 
dehnbar ist. Das beste Beispiel dafür ist das einseitige Ausset-
zen des Dublin-Verfahrens durch eine einsame Entscheidung 
der Bundeskanzlerin. Genau unter dieser Missachtung deut-
scher Gesetze und Interessen werden selbst bereits abgelehnte 
Asylbewerber nicht abgeschoben, Duldungen immer großzü-
giger erteilt. Warum ersparen Sie sich eigentlich nicht das ge-
samte Verfahren und erteilen gleich allen hier Ankommenden 
Genehmigungen bis zum Ende ihres Lebens?

	 (Beifall AfD)
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Präsidentin Stark:

Herr Abgeordneter, der Abgeordnete Bretz möchte eine Zwi-
schenfrage stellen. Möchten Sie die beantworten?

Königer (AfD):

Sehr gerne.

Präsidentin Stark:

Bitte, Herr Bretz.

Bretz (CDU):

Herr Kollege Königer, würden Sie mir Recht geben, wenn ich 
sage, dass wir darüber nachdenken sollten, ob Dummheit in 
Deutschland nicht zunehmend unter Strafe gestellt werden 
sollte?

	 (Beifall sowie Lachen bei der CDU)

Königer (AfD):

Nun, Herr Bretz, wenn Sie da von sich selbst sprechen, gebe 
ich Ihnen gern Recht. 

(Beifall sowie Lachen AfD)

Statt klar zu sagen …

Präsidentin Stark:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bitte Sie doch, 
bei der Debatte miteinander ein gewisses Niveau nicht zu un-
terschreiten. 

Königer (AfD):

Entschuldigung, ich habe mich nicht zuerst auf dieses Niveau 
begeben, Frau Präsidentin. 

(Zurufe von der CDU, der SPD und der Fraktion DIE 
LINKE: Doch! - Dr. Gauland [AfD]: Das Niveau müssen 
Sie nicht kritisieren, Frau Präsidentin! Das ist nicht Ihre 
Aufgabe!)

Vielleicht richten Sie Ihre Ermahnung einmal an Herrn Bretz. 

Asylflüchtlinge, Arbeitsmigration, alles angeblich gut ausge-
bildete und verfolgte Flüchtlinge, die Deutschland so dringend 
braucht - eine regelrechte „Refugees-Welcome“-Besoffenheit 
haben Sie erzeugt und diese bis zum heutigen Tage auch noch 
zelebriert. 

	 (Beifall AfD)

Es interessiert in der Landespolitik einfach niemanden, wenn 
die Landkreise und Städte melden, dass sie nicht mehr in der 
Lage sind, die ankommenden Asylbewerber unterzubringen. 
Genau diese Erfahrung mache ich auch in meiner Heimatstadt, 
wenn ich in Ferch an den Zelten vorbeifahre, nahezu täglich. 
Die Verwaltungen sind faktisch lahmgelegt und nur noch mit 

der Beschaffung von Unterkünften beschäftigt. Die Bürger des 
Landes fragt man mittlerweile schon gar nicht mehr, sondern 
setzt auf bloße Verkündungspolitik, wie wir sie am vergange-
nen Donnerstag vor genau einer Woche in der Turnhalle in der 
Heinrich-Mann-Allee erlebt haben. 

Von wem man zu diesem Thema fast nichts mehr hört, ist die 
ehemalige Rechtsstaatspartei CDU. Erst jetzt, wo die Vogel-
Strauß-Methode der Bundeskanzlerin scheitert und sie von der 
CSU vor sich hergetrieben wird, gibt es ein schwaches Lebens-
zeichen von Ihnen. 

(Beifall AfD)

Sie erkennen zwar den Fehler, meine Kollegen von der CDU, 
aber, werte Kollegen, die Koalitionsaussichten mit den Grünen 
sind Ihnen wichtiger als unser Land.

(Beifall AfD)

Die AfD hat frühzeitig, und zwar seit unserem Einzug in diesen 
Landtag vor einem Jahr, vor diesen Problemen und der jetzigen 
Entwicklung deutlich gewarnt. Wir fordern: Seien Sie endlich 
ehrlich zu den Menschen, die keine Chance auf Asyl haben, 
und kümmern Sie sich um den sozialen Frieden in Branden-
burg. Das wäre eine wahre Chefsache. - Ich danke Ihnen für 
die Aufmerksamkeit. 

(Beifall AfD)

Präsidentin Stark:

Wir sind am Ende der Aussprache und kommen zur Abstim-
mung. Wir stimmen zuerst über den Antrag der AfD-Fraktion, 
Drucksache 6/2372 - Schengener Grenzregime der EU ausset-
zen - Wiedereinführung von Grenzkontrollen an den Branden-
burgischen Außengrenzen -, ab. Wer dem Antrag folgt, den  
bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthal-
tungen? - Damit ist der Antrag abgelehnt worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über den zweiten Antrag der 
AfD-Fraktion, Drucksache 6/2373 - Einrichtung eines Aufnah-
me- und Rückführungszentrums im Land Brandenburg für 
Asylbewerber aus den im Antrag genannten Balkanstaaten zur 
Beschleunigung der Asylverfahren. Wer dem Antrag folgt, den 
bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthal-
tungen? - Damit ist auch dieser Antrag abgelehnt worden. 

Ich schließe Tagesordnungspunkt 12 und rufe Tagesordnungs-
punkt 13 auf:

Landesaufnahmeprogramm verlängern und verbes-
sern

	 Antrag
	 der Fraktion der SPD
	 der Fraktion der CDU
	 der Fraktion DIE LINKE 
	 der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
	 der BVB/FREIE WÄHLER Gruppe 

	 Drucksache 6/2536
	 (2. Neudruck)
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Wir beginnen die Aussprache mit der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Zu uns spricht die Abgeordnete Nonnemacher.

Frau Nonnemacher (B90/GRÜNE):

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Verehrte Gäste! Das Landesaufnahmeprogramm für sy-
rische Geflüchtete ist ein wichtiges Instrument in der humani-
tären Verantwortung eines Bundeslandes. Indem es die Einrei-
se syrischer Flüchtlinge durch humanitäre Visa ermöglicht, 
stellt es einen der wenigen Wege dar, die Syrerinnen und Sy- 
rern eine vergleichsweise sichere Einreise nach Deutschland 
eröffnet. 

Flüchtlings- und Menschenrechtsorganisationen fordern schon 
seit Langem die Ausweitung humanitärer Visa. Presseberichte 
führen uns oft die tödlich endenden Fluchtwege der Schutzsu-
chenden vor Augen. Menschen, die den lebensgefährlichen 
Weg auf sich nehmen, sind gezwungen, hohe Beträge an 
Schleuser zu zahlen; Arme, Kranke, Alte und Kinder bleiben 
dabei oft zurück. 

Der Handlungsspielraum der Landesregierung bei der Ertei-
lung humanitärer Visa ist zwar klein, aber vorhanden. In § 23 
Aufenthaltsgesetz wird sie ermächtigt, Menschen aus bestimm-
ten Staaten aus völkerrechtlichen oder humanitären Gründen 
eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen. 

Brandenburg hat von dieser Ermächtigung Gebrauch gemacht 
und 2013 ein Landesaufnahmeprogramm erlassen. Seitdem 
sind 54 der hier lebenden knapp 3 000 Syrerinnen und Syrer im 
Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 Aufent-
haltsgesetz. Voraussetzung ist, dass der hier lebende Syrer in 
einer verwandtschaftlichen Beziehung zum Einreisenden steht 
und er oder ein hilfsbereiter Dritter für den Lebensunterhalt des 
nachziehenden Flüchtlings aufkommt. 

Das Landesaufnahmeprogramm für Brandenburg läuft am 
30. September 2015 aus. Wir fordern daher die Landesregie-
rung gemeinsam auf, das Programm schnellstmöglich zu ver-
längern. Zwar können in Brandenburg lebende syrische Flücht-
linge grundsätzlich auch ohne ein solches Programm Visa für 
ihre Familienangehörigen beantragen, die klassische Familien-
zuführung erstreckt sich allerdings nur auf die Kernfamilie, al-
so auf minderjährige Kinder und Ehegatten. Das Landesauf-
nahmeprogramm ermöglicht hingegen die Aufnahme weiterer 
Verwandter wie beispielsweise Eltern und Geschwister. 

Ein Zeitungsbericht aus der „Süddeutschen Zeitung“ von ver-
gangener Woche mag Ihnen die Problematik veranschaulichen. 
In diesem Bericht geht es um einen syrischen Studenten, der 
seit einem Jahr in Deutschland lebt und mittlerweile gut inte-
griert bei einer Familie in Kleinmachnow untergekommen ist. 
Seine Eltern, sein Bruder und seine Schwester leben immer 
noch in Aleppo - täglich bangt er um ihr Leben. Einige deut-
sche Privatpersonen haben sich nun bereiterklärt, für den Le-
bensunterhalt der Familie aufzukommen, wie es das Landes-
aufnahmeprogramm vorsieht. Die Genehmigung durch die 
Ausländerbehörde ist zu erwarten, das Einzige, was fehlt, ist 
die Verlängerung des brandenburgischen Programms. 

Das Beispiel des syrischen Flüchtlings aus Aleppo sowie die 
Tatsache, dass bisher lediglich 54 syrische Geflüchtete vom 
Brandenburger Aufnahmeprogramm profitieren konnten, ma-

chen deutlich, dass neben der Verlängerung des Programms 
auch eine Verbesserung erforderlich ist. Erstens muss aus un-
serer Sicht die Stichtagsregelung, wonach syrische Flüchtlinge, 
die ihre Verwandten nach Brandenburg holen möchten, derzeit 
seit dem 1. Januar 2013 in Brandenburg leben müssen, drin-
gend angepasst werden, um den auch erst seit Kurzem in Bran-
denburg wohnhaften Syrerinnen und Syrern die Chance zu ge-
ben, das Landesaufnahmeprogramm zu nutzen. 

Zweitens muss im künftigen Programm deutlich erkennbar 
festgeschrieben werden, dass die Möglichkeit der Abgabe einer 
sogenannten Verpflichtungserklärung durch Dritte besteht. Diese 
Möglichkeit sowie die konkreten Voraussetzungen sollten dann 
auch besser bekanntgemacht werden. Das gilt sowohl gegen-
über den Bürgerinnen und Bürgern, die die syrischen Flücht-
linge unterstützen wollen, als auch gegenüber den Ausländer-
behörden, die hier mit den Unterstützerinnen und Unterstützern 
kooperieren. 

In der Antwort auf unsere Kleine Anfrage sagt die Landesre-
gierung klar und deutlich, dass auch Dritte eine Verpflich-
tungserklärung abgeben können, um den bereits hier lebenden 
Syrerinnen und Syrern bei der Familienzusammenführung zu 
helfen. Äußerst kritisch sehe ich in diesem Zusammenhang ei-
ne Praxis, nach der nicht nur beim Verpflichtungsgeber, son-
dern auch noch beim Flüchtling ein gewisses Einkommen ver-
langt werden. Ich appelliere an die Landesregierung, Klarheit 
über die Voraussetzungen des Aufnahmeprogramms zu schaf-
fen und keine überhöhten Anforderungen an die Einkommens-
situation ankommender Flüchtlinge zu stellen, wenn bereits 
Menschen zur Verfügung stehen, die für den Flüchtling bür-
gen. 

Drittens wäre es aus unserer Sicht wünschenswert gewesen, 
wenn der Kreis der Verwandten aus Syrien, die vom Landes-
aufnahmeprogramm profitieren können, erweitert worden wä-
re. Aber auch, wenn wir uns mit dieser Forderung nicht durch-
setzen konnten, freuen wir uns sehr, dass wir hier mit so einer 
breiten Mehrheit einen Antrag zustande bringen konnten, der 
zumindest unserer Intention entspricht. 

Auch freue ich mich, dass eine Überprüfung der Notwendig-
keit des Fortbestandes der Verpflichtungserklärung in den An-
trag aufgenommen wurde. Meine Fraktion hält die grenzenlose 
Haftung der Verpflichtungsgeberinnen und -geber, auch nach-
dem der Flüchtling als solcher anerkannt wurde, für höchst 
problematisch. Eine Abschaffung dieser Regelung sollte drin-
gend geprüft werden. Wenn man sich hier zumindest auf eine 
zeitliche Begrenzung der Haftung verständigen könnte, wäre 
das schon ein schöner Fortschritt. 

Insgesamt finde ich es ein gutes Signal auch an die engagierten 
Unterstützerinnen und Unterstützer, die den in Brandenburg le-
benden Syrerinnen und Syrern jetzt helfen wollen, dass sich 
eine so breite Mehrheit des Parlaments kurz vor Ablauf des 
Landesaufnahmeprogrammes auf eine Verlängerung und Ver-
besserung des Programms einigen konnte. - Vielen Dank. 

(Beifall B90/GRÜNE, SPD, CDU und DIE LINKE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. - Zu uns spricht nun für die 
Fraktionen DIE LINKE und SPD die Abgeordnete Johlige. 
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Frau Johlige (DIE LINKE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Täglich sehen wir 
die Bilder von Menschen auf der Flucht vor Krieg. Unter den 
Geflüchteten sind viele Kinder, schwangere Frauen, Ältere und 
Menschen mit Behinderungen. Viel zu oft sehen wir die Bilder 
derjeniger, die diese Flucht nicht überlebt haben. Wir wissen, 
dass es Menschen gibt, die nicht flüchten können, weil sie die 
Strapazen nicht ertragen würden, oder die vor dem gefähr-
lichen Weg über das Mittelmeer einfach nur Angst haben. Vor 
allem die Schwächsten - die Kinder, die Schwangeren, die Al-
ten - sind oft in den Kriegsgebieten zurückgeblieben. Es fehlen 
weitgehend sichere und legale Fluchtwege. 

Für Menschen aus Syrien gibt es einen solchen sicheren und 
legalen Fluchtweg. Es sind die Landesaufnahmeprogramme 
für syrische Geflüchtete der Länder. Sie ermöglichen denjeni-
gen, die nahe Verwandte in Deutschland haben, die Einreise 
mit einem vorher erteilten Visum. Voraussetzung ist, dass es 
jemanden gibt, der für den Lebensunterhalt der einreisenden 
Personen eine Verpflichtungserklärung abgibt, das heißt, dass 
jemand bereit ist, mit seinem Hab und Gut für denjenigen ein-
zustehen. Ich sage an dieser Stelle ganz klar: Es ist großartig, 
dass es Menschen in diesem Land gibt, die bereit sind, durch 
lebenslange finanzielle Verpflichtung anderen zu helfen, aus 
diesem furchtbaren Bürgerkrieg herauszukommen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD und B90/GRÜNE)

Der Berliner Verein FLÜCHTLINGSPATEN SYRIEN bringt 
diejenigen, die bereit sind, eine solche Verantwortung zu über-
nehmen, mit denjenigen zusammen, die Verwandte in Syrien 
haben und nach Deutschland holen wollen. Dieser Verein hat 
mit ca. 950 Patinnen und Paten über das Berliner und das Bran-
denburger Landesaufnahmeprogramm bereits mehr als 40 Men-
schen geholfen, nach Deutschland zu kommen. Das klingt an-
gesichts der Tausenden Flüchtlinge, die Deutschland täglich 
erreichen, nach nur sehr wenigen Menschen, und doch ist es 
eine großartige Leistung, zumal diese Menschen sofort eine In-
tegrationsperspektive haben. Sie haben hier bereits Angehörige 
und Freunde, die sich um sie kümmern und dabei helfen, den 
Zugang zu Bildung und Arbeit selbst in die Hand zu nehmen. 

Meine Damen und Herren! 54 Menschen konnten im Rahmen 
des Brandenburger Landesaufnahmeprogramms, ohne den Stra-
pazen einer langen ungewissen Flucht ausgesetzt zu sein, bisher 
aus dem Kriegsgebiet geholt werden. Während Bayern nie ein 
solches Programm hatte, haben nun einige Länder ihre Lan-
desprogramme nicht verlängert. Ich bin deshalb sehr froh, dass 
wir in Brandenburg einen anderen Weg gehen und neben der 
Verlängerung noch weitere Veränderungen vornehmen möchten, 
die es ermöglichen, den Zugang zum Programm zu erleichtern. 

Die Programme sind in den Ländern unterschiedlich ausgestal-
tet. In Brandenburg müssen sich die Verpflichtungsgeber le-
benslang bereiterklären, den Lebensunterhalt der einreisenden 
Menschen zu tragen. Hier wäre eine Regelung dahin gehend 
wünschenswert, dass dies nur für eine bestimmte Dauer gilt 
oder dass diejenigen, die über ein Asylverfahren einen interna-
tionalen Schutzstatus erhalten, in die Regelsysteme überführt 
werden und die Verpflichtung dann erlischt. Deshalb haben wir 
im Antrag dazu einen Prüfauftrag an die Landesregierung vor-
gesehen. Gleichzeitig ist an der Brandenburger Regelung posi-
tiv hervorzuheben, dass die Gesundheitskosten von der Ver-

pflichtungserklärung ausgenommen sind. Das macht es für 
diejenigen, die die Verantwortung für die Geflüchteten über-
nehmen, überschaubar, und sie laufen bei möglichem Auftreten 
von Krankheit nicht Gefahr, finanziell überfordert zu werden.

Meine Damen und Herren! Mit diesem Beschluss fordern wir 
die Landesregierung auf, das Programm zu verlängern und zu 
verbessern. Wichtig ist in diesem Zusammenhang vor allem 
die flexible Gestaltung der bisherigen Stichtagsregelung - Frau 
Nonnemacher hat bereits darüber gesprochen -, nach der sich 
die Familienangehörigen nach jetziger Regelung bereits zum 
1. Januar 2013 im Bundesgebiet aufgehalten haben müssen.

Dieser Zeitpunkt ist willkürlich gewählt und bedarf dahin ge-
hend einer Flexibilisierung, dass die Aufenthaltsdauer in 
Deutschland das bestimmende Kriterium ist. Wichtig ist auch 
die Klarstellung, dass neben den Angehörigen ersten Grades 
auch deren Kinder, Ehepartner und Personen, die in die Anrai-
nerstaaten von Syrien flüchten konnten, über das Programm 
einreisen können. Damit streben wir eine moderate Auswei-
tung des Begünstigtenkreises an. 

Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass wir diesen An-
trag in breitem demokratischem Konsens beschließen werden. 
Das Landesprogramm ermöglicht Solidarität und bürgerschaft-
liches Engagement im besten Sinne. Dies gilt es zu unterstüt-
zen und dauerhaft zu sichern. - Ich danke Ihnen für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD und B90/GRÜNE)

Präsidentin Stark:

Wir danken Ihnen. - Zu uns spricht nun der Abgeordnete La-
kenmacher für die CDU-Fraktion.

Lakenmacher (CDU):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sy-
rische Flüchtlinge kommen als Asylbewerber zu uns. Sie kom-
men aus Krisengebieten und suchen bei uns zu Recht Schutz. 
Wir leisten humanitäre Hilfe und haben für die schnellere Auf-
nahme sogenannte Bundesaufnahmeverfahren installiert. Die 
Bundesrepublik hat sich in insgesamt drei Aufnahmeprogram-
men bereit erklärt, Flüchtlinge aus Syrien in diesem Rahmen 
aufzunehmen. Voraussetzung dafür ist eine familiäre Bindung 
nach Deutschland.

Darüber hinaus gibt es in einigen Bundesländern Landesauf-
nahmeprogramme, die die Erteilung von Aufenthaltserlaubnis-
sen für syrische Flüchtlinge, die eine Aufnahme durch ihre im 
jeweiligen Bundesland lebenden Verwandten beantragen, re-
geln. 

Das Landesaufnahmeprogramm in Brandenburg zur Aufnahme 
von Flüchtlingen aus Syrien wird Ende September auslaufen. 
Es hat einen wichtigen Beitrag zur Aufnahme syrischer Flücht-
linge geleistet. In den letzten Jahren sind 408 Syrer über huma-
nitäre Aufnahmeprogramme des Bundes nach Brandenburg 
gekommen - und lediglich 54 über das Landesaufnahmepro-
gramm. Dies zeigt, dass die Landesaufnahmeprogramme nicht 
gut laufen und Änderungsbedarf besteht. Es ist schwierig, für 
ein und dieselbe Personengruppe zwei unterschiedliche Pro-
gramme zu installieren. Vor allem sind bei den Landesaufnah-
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meprogrammen die Anforderungen an die Menschen, die zu 
uns kommen, wesentlich höher als beim Bundesaufnahmepro-
gramm. Die Aufnahme im Rahmen des Landesaufnahmepro-
gramms unterliegt strengen Voraussetzungen, die bereits er-
wähnt wurden; ich möchte sie nicht wiederholen.

Wichtig ist, dass der aufnehmende Familienangehörige einen 
Aufenthaltstitel besitzen, eine verbindliche Verpflichtungser-
klärung unterschreiben und für den gesamten Lebensunterhalt 
der nachziehenden Familienangehörigen aufkommen muss. 
Insbesondere sind die Kosten für Ernährung, Kleidung, Woh-
nen und die persönlichen Bedürfnisse des täglichen Lebens 
umfasst. Nach dem Beschluss der Innenministerkonferenz vom 
Juni 2014 sind in den meisten Ländern - mittlerweile auch in 
Brandenburg - die Kosten für die Krankenversorgung von der 
Verpflichtungserklärung ausgenommen. Dies soll auch im ver-
längerten Landesaufnahmeprogramm fixiert werden. Die ge-
ringe Anzahl der Syrer, die nach dem Landesaufnahmepro-
gramm nach Brandenburg gekommen sind, zeigt, dass wir 
niedrigere Standards setzen müssen, damit das Programm bes-
ser angenommen wird. So geben wir den Menschen die Chan-
ce, Familienangehörige aus den Krisengebieten zu uns zu ho-
len.

Um eine weitere Vereinfachung zu erreichen, muss die Stich-
tagsregelung, nach der sich syrische Staatsangehörige bereits 
seit dem 1. Januar 2013 im Bundesgebiet aufhalten müssen, 
flexibler gestaltet werden. Wir als CDU-Fraktion halten es für 
erforderlich, das Landesaufnahmeprogramm zu verlängern und 
die angesprochenen Punkte aufzunehmen, um seine Vereinfa-
chung zu erreichen. - Vielen Dank.

(Beifall CDU und vereinzelt DIE LINKE sowie der Ab-
geordneten Nonnemacher [B90/GRÜNE])

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Wir setzen die Aussprache mit dem Abgeordne-
ten Königer fort. Er spricht für die AfD-Fraktion.

Königer (AfD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Kolleginnen und Kolle-
gen Abgeordneten! Liebe Zuschauer und liebe Brandenburger! 
Um es vorwegzunehmen: Den eigentlichen Antrag der Grünen 
auf Verlängerung und Aufweichung des Landesaufnahmepro-
gramms hätte man von vornherein ablehnen können und müs-
sen, denn er zeigt eines wieder einmal deutlich: Den Grünen 
geht es ausschließlich darum, weitere Möglichkeiten zu eröff-
nen, das Asylrecht nach Artikel 16a Grundgesetz Stück für 
Stück abzuschaffen - mit dem Ziel, jeden ins Land zu lassen, 
der das will, ob mit oder ohne Begründung.

(Beifall des Abgeordneten Jung [AfD] - Zuruf von der 
SPD: Es wird immer schlimmer!)

Sicher kann man über eine Verlängerung des Landesaufnahme-
programms reden, aber Sie haben mit einem Mal einen Aktio-
nismus entwickelt, der deutschlandweit einzigartig ist. Sie for-
dern etwas, was selbst Herrn Kretschmann aus Baden-Württ-
emberg nicht eingefallen wäre - aber er hat ja auch in einem 
halben Jahr Wahlen.

(Zuruf von der Fraktion DIE LINKE: Ihr Lieblingsthema!)

- Natürlich, das ist Demokratie.

Während die Grünen unverblümt kundgetan haben, was sie 
möchten, schleichen Rot-Rot und die anderen Antragsteller um 
den heißen Brei herum. Der jetzt vorliegende Antrag wirft mehr 
Fragen auf als er beantwortet. Wie weit definieren Sie „flexibel 
gestaltete Stichtagsregelung“? Zwei Jahre oder ein halbes Jahr 
wie von den Grünen vorgeschlagen? Eine Woche oder einen 
Tag? Wie flexibel soll es nach Ihrer Vorstellung sein? 

Sehr missverständlich ist der geforderte Zusatz „mitreisende“ 
in Bezug auf Ehegatten und minderjährige Kinder. Ich habe ein 
Bild vor Augen, in dem Syrer dann ihre vier Ehefrauen nach-
ziehen lassen können. 

	 (Bischoff [SPD]: Mannomann!)

- Ja, das haben da manche, seien Sie nicht so neidvoll!

Ich möchte aber auch daran erinnern, dass das Landesaufnahme-
programm eine gemeinsame Aktion von 15 Bundesländern war, 
die ein gemeinsames zusätzliches Kontingent von 5 000 Famili-
enangehörigen festschrieb. In anderen Bundesländern sind ent-
sprechende Programme ausgelaufen; in drei Ländern laufen sie 
in den nächsten Monaten aus. 

Ist der Antrag nun so gemeint, dass sich Brandenburg um eine 
bundesweite Verlängerung bemühen soll, oder geht es um eine 
einseitige Verlängerung? Welches zusätzliche Kontingent wird 
dann angesetzt? Bis wann soll das Programm verlängert wer-
den - ein halbes Jahr oder unbegrenzt? Gibt es überhaupt eine 
Hochrechnung, wie viele Menschen durch diese Verlängerung 
nach Brandenburg kommen werden? Sie sprachen von 54 Men-
schen, die das schon beantragt haben.

Meine Damen und Herren, ich könnte mit solchen Fragen noch 
eine Weile weitermachen. Das zeigt, was geklärt werden muss. 
Wir haben die Ausschussüberweisung beantragt, um diese De-
tails zu klären. Ohne Beratung ist der letzte verbliebene Antrag 
nicht zustimmungsfähig. Ich bitte daher um Ihre Zustimmung - 
vielleicht gibt es ja ein rot-rotes Aha-Erlebnis.

	 (Beifall AfD)

Präsidentin Stark:

Zu uns spricht nun Minister Schröter für die Landesregierung. 
Bitte schön.

Minister des Innern und für Kommunales Schröter:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren Ab-
geordnete! Der fraktionsübergreifende Antrag ist eine Beauf-
tragung an das MIK. Auch das MIK hält die Aufnahme von 
Bürgerkriegsflüchtlingen aus Syrien durch Angehörige, die be-
reits hier in Brandenburg leben, für ein wichtiges und hilf-
reiches Instrument. Dabei übernehmen die hier lebenden Ange-
hörigen mit einer Verpflichtungserklärung die Kosten für den 
Lebensunterhalt der Verwandten, die aus dem Kriegsgebiet zu 
uns kommen sollen. Im Grunde sind wir uns einig.

Es gibt allerdings rechtliche Probleme, die derzeit durch Bund 
und Länder geprüft werden; denn die Aufnahmeprogramme 
werden bundesweit aufeinander abgestimmt. Die rechtlichen 
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Bedenken betreffen unter anderem die Geltungsdauer der Ver-
pflichtungserklärung bei erfolgreichem Asylverfahren und sich 
daraus möglicherweise ergebende finanzielle Konsequenzen 
für Menschen, die die Verpflichtungserklärung abgeben. Es 
geht auch um möglicherweise für Land und Bund entstehende 
Kosten. Ich kann Ihnen aber versichern: Sobald die rechtlichen 
Fragen geklärt sind, werden wir die Landesaufnahmeanord-
nung verlängern. 

Meine Damen und Herren, hinsichtlich der von den Grünen 
vorgeschlagenen inhaltlichen Änderungen, die in den frakti-
onsübergreifenden Antrag zum Teil eingeflossen sind, muss ich 
nochmals auf die bundesweite Harmonisierung zurückkom-
men: Wir werden sehen, inwieweit wir eine einheitliche Rege-
lung für alle Bundesländer hinbekommen.

Im Vordergrund steht zunächst, die angesprochenen rechtli-
chen Bedenken auszuräumen. Ich möchte allerdings eines zu 
dem Vorwurf, das Landesaufnahmeprogramm sei zu wenig be-
kannt, ergänzen. Die Anordnung ist nicht nur im Internet zu 
finden - sie wird auch offensiv von Ausländerbehörden und 
Flüchtlingsinitiativen beworben. - Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD und vereinzelt DIE LINKE sowie der Abge-
ordneten Nonnemacher [B90/GRÜNE])

Präsidentin Stark:

Wir danken Ihnen und sind am Ende der Aussprache angekom-
men. Wir kommen zur Abstimmung: Die AfD-Fraktion bean-
tragt die Überweisung des Antrages in der Drucksache 6/2536, 
2. Neudruck - Landesaufnahmeprogramm verlängern und ver-
bessern - an den Ausschuss für Inneres und Kommunales. Wer 
dem Überweisungsantrag der AfD-Fraktion seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegen-
stimmen? - Gibt es Enthaltungen? - Der Überweisungsantrag 
ist abgelehnt worden.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache. Wir stimmen über 
den Antrag der Fraktionen SPD, CDU, DIE LINKE, B90/
GRÜNE und der Gruppe BVB/FREIE WÄHLER, Drucksa-
che 6/2536 - 2. Neudruck -, Landesaufnahmeprogramm verlän-
gern und verbessern, ab. Wer diesem Antrag seine Zustimmung 
gibt, den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - 
Gibt es Enthaltungen? - Der Antrag ist mehrheitlich beschlos-
sen worden.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 13 und rufe Tagesordnungs-
punkt 14 auf:

Medizinische Versorgung der Flüchtlinge sichern

	 Antrag
	 der Fraktion der CDU

	 Drucksache 6/2580

Die Aussprache wird für die CDU-Fraktion durch den Abge-
ordneten Nowka eröffnet.

Nowka (CDU):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete! Lie-
ber Gast! Ich glaube, in Teilen wird sich dieser Antrag heute 

von selbst beantworten, wenn wir die Ergebnisse des Flücht-
lingsgipfels kennen. Zumindest bei der Frage, ob es eine Ge-
sundheitskarte geben soll, werden wir heute Abend hoffentlich 
mehr wissen. Allerdings ist es keineswegs so, dass sich das, 
was wir mit diesem Antrag bezwecken, nur auf die Frage der 
Gesundheitskarte bezieht. Sie alleine löst die Probleme nicht, 
vor denen wir stehen. Sie macht aus Asylbewerbern keine Ver-
sicherten der gesetzlichen Krankenversicherung und löst vor 
allem auch nicht das Problem fehlender Ärzte, das wir inner-
halb unseres Gesundheitssystems ohnehin schon haben. Man 
muss bei aller Emotionalität in der Debatte um die Aufnahme 
von Flüchtlingen klar sagen: Wir haben nur ein Gesundheitssy-
stem. Dieses muss für alle ausreichend sein - die hier schon le-
bende Bevölkerung und für alle, die dazukommen.

	 (Beifall CDU)

Brandenburg ist das Bundesland, wo Ärzte schon bislang pro 
Kopf der Bevölkerung die meisten Patienten betreuen müssen. 
Ich glaube, dass Brandenburg daher mehr tun muss als andere, 
besser versorgte Bundesländer. Es hat mich enttäuscht, dass 
wir bei der Gesundheitskarte oder der Frage, eine Entbürokra-
tisierung der gesundheitlichen Betreuung der Flüchtlinge hin-
zubekommen, seit Dezember letzten Jahres nicht einen Schritt 
weitergekommen sind.

Ich habe es extra nachgeschlagen: Wir hatten am 3. Dezember 
des letzten Jahres die erste Sitzung des Sozialausschusses. Wir 
waren uns damals eigentlich - Frau Lehmann, Sie erinnern sich 
bestimmt - parteiübergreifend einig, dass wir die Gesundheits-
karte oder etwas Vergleichbares haben wollen. Ich habe im 
Nachhinein, als ich das Protokoll und die Äußerungen des Mi-
nisteriums dazu gelesen habe, gemerkt, dass damals schon klar 
war, dass das Ministerium an der Stelle eher auf der Bremse 
stand. Jetzt auf eine bundesweite Regelung zu warten ist keine 
Lösung. Es war damals schon in Rede und damals schon klar, 
dass wir nicht warten wollen - schon gar nicht ein ganzes Jahr. 
Wir haben an der Stelle auf Landesebene im Grunde genom-
men nichts erreicht. 

Meine Damen und Herren! An der Stelle muss man eines ganz 
klar sagen: Eine erfolgreiche Integration setzt voraus, dass wir 
knappe Ressourcen gut verteilen. Wenn wir, wie im Sommer 
geschehen, den Eindruck vermitteln, dass es unterschiedliche 
Gesundheitssysteme gibt, ein Gesundheitssystem für Asylbe-
werber und Flüchtlinge, das dann aber im Prinzip die Kapazi-
täten blockiert, die mit der Brandenburger Bevölkerung bisher 
schon ausgelastet waren bzw. die nicht in ausreichendem Ma-
ße zur Verfügung standen, dann sind wir auf einem falschen 
Weg. 

Die harten Tage und Wochen kommen erst noch. Jeder, der mit 
seinem Kind in einer brandenburgischen Kleinstadt einen Kin-
derarzt aufsucht, weiß, dass die Wartezimmer im September 
und Oktober überfüllt sind. Die Leute sind angesichts der be-
stehenden Wartezeiten ohnehin schon angefressen, und es ist 
nicht gut, wenn dann vielleicht auch noch der Eindruck ent-
steht, dass bestimmte Gruppen von Menschen in das System 
gedrückt werden und auf die Ärzte zusätzliche Bürokratie ein-
prasselt, die Arztpraxis zum Beispiel den Dolmetscher beschaf-
fen und bezahlen und die Kosten hinterher mit einem Amt ab-
rechnen muss, wobei von Landkreis zu Landkreis auch noch 
unterschiedliche Voraussetzungen bestehen. All das wissen wir 
im Grunde genommen seit Beginn der Legislaturperiode, und 
uns war klar, dass sich daran etwas ändern soll. Wir werden 
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heute vielleicht eine Gesundheitskarte bekommen, aber die an-
gesprochenen Probleme sind damit nicht gelöst. 

	 (Beifall CDU) 

Deswegen möchte ich dafür werben, dass wir alle gemeinsam - 
auch in diesem Parlament - daran arbeiten, solche Probleme 
zunächst einmal anzuerkennen, transparent damit umzugehen 
und eine Lösung zu finden. 

Jetzt komme ich auf das zu sprechen, was im Sommer durch 
die Presse ging: die Arbeit in der Erstaufnahmeeinrichtung und 
die dortige medizinische Betreuung. Ich zweifle überhaupt 
nicht daran, dass in der Erstaufnahmeeinrichtung und im Kran-
kenhaus Eisenhüttenstadt hervorragende Arbeit geleistet wird. 
Ich bedanke mich dafür im Namen meiner Fraktion.

	 (Beifall CDU)

Aber es kann nicht sein, dass in dem Moment, in dem ein Ver-
treter der niedergelassenen Ärzte in Brandenburg auf ein Pro-
blem hinweist, so getan wird, als gäbe es dieses Problem nicht 
und wäre das alles frei erfunden. Ich glaube, damit schürt man 
bei der Bevölkerung eher Misstrauen, als dass man das Gefühl 
erweckt, hier gehe etwas vorwärts und werde gemeinsam an 
tragfähigen Lösungen gearbeitet. Die Zusammenarbeit mit der 
Kassenärztlichen Vereinigung, der Ärztekammer und der Kran-
kenhausgesellschaft muss in meinen Augen an dieser Stelle 
deutlich schneller und deutlich besser werden. 

	 (Beifall CDU)

Das beziehe ich auch ausdrücklich auf die Frage, die beim heu-
tigen Flüchtlingsgipfel diskutiert werden sollte: wie man medi-
zinisches Fachpersonal finden und einsetzen kann. Auch da ist 
es natürlich notwendig, dass wir gemeinsam mit den Ärztever-
tretern einen Weg finden, der das Ganze praktikabel macht. Es 
macht keinen Sinn, an den Menschen, die am Ende in ihren Pra-
xen mit den Flüchtlingen arbeiten müssen, vorbeizuregieren. 

Eines muss ich Ihnen auch sagen: Dieses ständige Hinter-das-
Gebüsch-des-Bundes-springen der Regierungskoalition - auch 
in dieser Frage - finde ich insofern merkwürdig, als man auf 
der einen Seite die Integration ganz hoch hängt, aber wenn es 
praktisch wird und wir monatelang Zeit haben, bestimmte Din-
ge einzufädeln, so gut wie nichts passiert. Und wenn etwas 
passiert, beharken wir uns mit den Institutionen im Land, mit 
denen wir eigentlich zusammenarbeiten müssen. 

(Frau Dannenberg [DIE LINKE]: Seit Monaten geht es 
hin und her!)

- Nein! Man muss die Zusammenarbeit suchen und daran ar-
beiten. Es kann einfach nicht sein, dass man sich hinstellt, 
selbstgerecht wird und sagt: Das ist alles Propaganda. Das ist 
so nicht gewesen. 

Ich möchte Sie mit einem Zitat von Albert Schweitzer, der 
durchaus auch Erfahrungen auf diesem Gebiet hatte, zum Un-
terschied zwischen Pose und Haltung beglücken: 

„Wer glaubt, ein Christ zu sein, weil er die Kirche be-
sucht, irrt sich. Man wird ja auch kein Auto, wenn man in 
eine Garage geht.“ 

Ich sage Ihnen: Man wird auch kein guter Integrationspolitiker, 
indem man auf der einen Seite zwar ständig Fotos mit Flücht-
lingen hochlädt, aber auf der anderen Seite immerzu auf Insti-
tutionen des Bundes verweist, wenn es darum geht, die Pro-
bleme im Land zu lösen. -  Vielen Dank. 

	 (Beifall CDU)

Vizepräsident Dombrowski:

Das Wort erhält für die SPD-Fraktion die Abgeordnete Dr. 
Münch. Bitte schön. 

Frau Dr. Münch (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lie-
ber Herr Nowka, ich schätze Sie als kompetenten Kollegen im 
Landtag sehr, aber mit diesem Beitrag sind Sie doch deutlich 
unter Ihren sonstigen Möglichkeiten und Fähigkeiten geblie-
ben. 

(Beifall SPD und der Abgeordneten Nonnemacher [B90/
GRÜNE] - Genilke [CDU]: Sie sind als Ministerin auch 
unter Ihren Möglichkeiten geblieben!) 

Ich habe nicht so recht begriffen, worauf Sie eigentlich hinaus-
wollen bzw. was Sie fordern. Es ist gerade so, als wären Sie 
nicht im Ausschuss und beim Treffen mit der AOK gewesen, 
wo wir sehr intensiv über die Gesundheitskarte für das Land 
Brandenburg gesprochen haben. 

(Wichmann [CDU]: Bei Ihrer Bilanz als Ministerin wür-
de ich mir solche Sprüche verkneifen!)

- Würden Sie bitte einmal zuhören, Herr Wichmann, da könn- 
ten auch Sie noch etwas lernen. 

Die Landesregierung wird in Ihrem Antrag aufgefordert, lan-
deseinheitliche Regelungen für die medizinische Versorgung 
von Flüchtlingen zu treffen. Sie wissen aber, dass der Bund 
über das Asylbewerberleistungsgesetz die medizinische Ver-
sorgung und deren Umfang regelt. Im Übrigen ist es den Land-
kreisen und kreisfreien Städten anheimgestellt, diese Dinge 
konkret umzusetzen. Was soll hier eine landesweite Gänge-
lung? Vor Ort gibt es sehr unterschiedliche Regelungen; Sie zi- 
tieren die Regelung in Potsdam-Mittelmark. 

Sie fordern des Weiteren, die Abläufe so zu organisieren, dass 
jeder Antragsteller untersucht wird. Das findet doch längst 
statt. Ich weiß nicht, ob die Wirklichkeit an Ihnen vorbeigegan-
gen ist. Wir haben mehrfach über die Tätigkeit der Ärzte in der 
Erstaufnahmeeinrichtung und vor allem über die großartige 
Leistung der Mitarbeiter des Krankenhauses in Eisenhütten-
stadt gesprochen,

	 (Beifall des Abgeordneten Kurth [SPD])

ja, das ist wirklich einen Applaus wert -, denen es gelingt, in-
nerhalb kürzester Zeit, innerhalb von 1 bis 2 Tagen, die ankom-
menden Flüchtlinge in großer Anzahl zu untersuchen. Dies ge-
schieht sehr differenziert, gerade was Tuberkulose betrifft. 

Sie fordern weiter, dass die Zusammenarbeit verbessert wird, 
indem vollständige Unterlagen übermittelt werden. Auch das 
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findet statt. Ich denke, es ist nicht Aufgabe des Landes, zu kon-
trollieren, welche Bögen wohin übermittelt werden. Das wis-
sen die Mitarbeiter alleine sehr gut. 

Das Thema Dolmetscher ist tatsächlich wichtig. Es gibt eine 
Reihe von Sprachen unter den Flüchtlingen, die aus den unter-
schiedlichsten Ländern zu uns kommen, für die gar keine Ka-
pazitäten im Land vorhanden sind. Es gibt beispielweise eine 
Sprache, die nur in Eritrea gesprochen wird. Sie heißt Tigri-
nya - ich kannte diese Sprache bislang auch nicht - und wird 
nur von wenigen Menschen gesprochen. Es ist unmöglich, für 
alle Sprachen sofort Dolmetscher parat zu halten. Es gibt aber 
Projekte, beispielsweise das Take-care-Projekt, wo auf bundes-
weite Kompetenz zurückgegriffen wird und Schablonen spezi-
ell für Ärzte entwickelt worden sind, nach denen der Arzt auch 
ohne Übersetzung der Fremdsprache sehr schnell erkennen 
kann: Hat derjenige Schmerzen, und was ist das Problem? 
Dass so etwas im Land zunehmend Verwendung findet, sollten 
wir viel eher fordern. 

Sie fordern, dass Landkreisen und kreisfreien Städten ein Ver-
tragsmodell vorgelegt wird, das eine verbindliche Abrechnung 
ermöglicht. Sie wissen selbst, Herr Nowka - wir haben oft da-
rüber gesprochen -, dass die Ministerin mit der AOK einen 
Rahmenvertrag geschlossen hat, der genau dies regelt, und 
zwar sogar zu günstigeren Konditionen als im Landkreis Pots-
dam-Mittelmark. Das ist die Lösung, den Ärzten die Bürokra-
tie abzunehmen; da bin ich ganz bei Ihnen. Aber all das ma-
chen wir bereits. Insofern habe ich Ihr Anliegen nicht verstan-
den. Da Sie regelmäßig im Sozialausschuss anwesend sind, 
müssten Sie doch wissen, dass diese Dinge längst geschehen. 
Wir brauchen Ihren Antrag nicht, denn er fordert Dinge, die 
längst passieren, und zwar in einer besseren Qualität, als Sie es 
uns hier vorgestellt haben. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, DIE LINKE und der Abgeordneten Nonne-
macher [B90/GRÜNE])

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die AfD-Fraktion spricht der Abgeordnete 
Königer.

(Zurufe: Schon wieder? - Genilke [CDU]: Ist heute Kö-
niger-Tag? Er muss ja heute alle Reden von euch halten! 
- Zuruf von der AfD: Das ist sein Thema! - Genilke 
[CDU]: Was, sein Thema?) 

Königer (AfD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
bin der CDU dankbar für diesen Antrag - wir werden ihm zu-
stimmen -, denn er zeigt auf, welche Probleme der ungebremste 
Zustrom an Asylbewerbern - auf die Zahlen haben Sie wieder 
einmal keinen Bezug genommen, Frau Dr. Münch, das ist man 
von Ihnen ja nicht anders gewöhnt - nur im Bereich der Ge-
sundheitsversorgung mit sich bringt. 

	 (Ness [SPD]: Sie hetzen schon in der Anrede!) 

Mit Willkommenspartys, Luftballonschwenken und Das-schaf-
fen-wir-Sonntagsreden ist es bei Weitem nicht getan. Bereits 
jetzt sind Ärzte, medizinisches Personal und Hilfskräfte bei der 
Betreuung in den Erstaufnahmeeinrichtungen am Limit. Mit 

großem Engagement leisten diese Menschen in diesen Zeiten 
Außergewöhnliches. 

(Domres [DIE LINKE]: Sparen Sie sich doch die Heu-
chelei!) 

Ich nutze die Gelegenheit, ihnen allen für diesen Einsatz zu 
danken. 

	 (Beifall AfD)

Aber das darf kein Dauerzustand werden. Bei steigenden 
Flüchtlingszahlen steigt eben auch der Bedarf an Personal für 
ihre Versorgung. Doch woher soll das Personal kommen, ohne 
an anderen Stellen Lücken zu reißen? Von der Landesregierung 
hört man da sehr wenig. Doch nach der Erstaufnahme folgt in 
Brandenburg üblicherweise das Weiterreichen der Asylbewer-
ber an die Kommunen, denn Abschiebungen finden ja - wie wir 
mehrfach festgestellt haben - kaum statt. 

In den Landkreisen gibt es anders als in den Erstaufnahme-
stellen keine Möglichkeit zur zentralen gesundheitlichen Ver-
sorgung. Je weiter man von Potsdam entfernt ist, desto dünner 
wird die Ärztedecke. Der Ärztemangel ist im ländlichen Raum 
schon lange ein Thema. Das ist bereits für die eigene Bevölke-
rung problematisch. Wenn aber noch Tausende potenzielle Pa-
tienten dazukommen, werden die Schlangen vor den Praxen 
immer länger. 

Eine zusätzliche Schwierigkeit ist die Sprachbarriere. Ohne ei-
ne geeignete Verständigungsmöglichkeit ist eine Untersuchung 
sehr langwierig, fehleranfällig und teurer. Aber Dolmetscher 
sind noch schwieriger zu finden als Ärzte. Die Ärzte bleiben 
auf den Mehrkosten sitzen. Es bedeutet aber auch längere War-
tezeiten für die hiesige Bevölkerung. Ich weiß nicht, ob Sie das 
immer noch nicht zur Kenntnis genommen haben, aber es geht 
gerade bei der gesundheitlichen Versorgung nicht isoliert um 
Asylbewerber, sondern um alle Menschen. - Ich danke Ihnen 
für die Aufmerksamkeit.

	 (Beifall AfD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Fraktion DIE LINKE spricht die Abge-
ordnete Johlige. 

Frau Johlige (DIE LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vorab, liebe CDU-
Fraktion: Es gibt klare und verbindliche bundeseinheitliche 
Regelungen für die medizinische Versorgung von Flüchtlingen. 
Diese sind im Asylbewerberleistungsgesetz festgeschrieben. 
Danach erhalten die Flüchtlinge in den ersten 15 Monaten ihres 
Aufenthalts, solange sie im Verfahren sind, nur eine Akut- und 
Schmerzversorgung. Erst danach haben sie Anspruch auf Ge-
sundheitsleistungen auf dem Niveau der gesetzlichen Kranken-
versicherung. Das haben wir als Linke immer kritisiert, nicht 
nur, weil es diskriminierend ist, sondern auch, weil in vielen 
Fällen erst dann eine Behandlung stattfindet, wenn eine Er-
krankung akut wird. 

Leider wird sich daran auch künftig nichts ändern, wie man er-
kennt, wenn man in den Gesetzentwurf der rot-schwarzen Koa-
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lition auf Bundesebene schaut. Der Bund wird sich weiterhin 
bei den Kosten für die gesundheitliche Versorgung zurückhal-
ten. Auch das sollten wir erwähnen.

Dennoch gibt es einige Aspekte, über die wir hier reden müs-
sen. In dem Zusammenhang bin ich Ihnen dankbar, dass Sie 
auf das Problem der Sprachmittlung hinweisen. Damit haben 
Sie Recht. Wir brauchen mehr Dolmetscherinnen und Dolmet-
scher. Leider findet man sie nicht durch Beschluss des Land-
tages. Insofern würde ich es gut finden, wenn wir uns hierzu 
gesondert verständigten. Ich bin gespannt, welche Ideen die 
CDU-Fraktion dann hat.

	 (Frau Dannenberg [DIE LINKE]: Genau!)

Die Landesregierung bemüht sich seit Längerem, die Voraus-
setzungen für die Einführung einer Gesundheitskarte für Asyl-
bewerberinnen und Asylbewerber zu schaffen. Hamburg und 
Bremen haben gute Erfahrungen mit diesem Modell gemacht. 
Dort gab es übrigens keine Kostenexplosion in der medizi-
nischen Versorgung. Die Verwaltungskosten sind gesunken. 
Die Gesundheitskarte hat den Vorteil, dass die Entscheidung 
darüber, ob jemand ärztliche Hilfe benötigt, von den Verwal-
tungen weg hin zu den Ärzten verlagert wird. Das halte ich 
ethisch und fachlich für den richtigen Weg.

	 (Beifall DIE LINKE)

Bereits beim Flüchtlingsgipfel mit den Ländern im vergange-
nen Jahr haben die Länder eine bundesgesetzliche Regelung 
eingefordert. Diese gibt es bis heute nicht. Was mich allerdings 
ernsthaft wundert, Herr Nowka, ist, dass Sie, obwohl Sie wis-
sen, dass wir eine Rahmenvereinbarung mit der AOK anstre-
ben und der Entwurf aktuell den Kommunen zur Prüfung vor-
liegt, nun auf ein anderes Modell umschwenken. Natürlich 
kann man „endlich“, wie Sie in Ihrem Antrag schreiben, eine 
Vereinbarung zur Abrechnung zwischen Kommunen und Kas-
senärztlicher Vereinigung abschließen. Ich habe mir einmal Ihr 
Positionspapier - ich lese nämlich CDU-Papiere - vom 1. Sep-
tember durchgelesen. Da findet sich diese Forderung nicht. Ich 
weiß gar nicht, woher jetzt auf einmal dieses „endlich“ kommt. 
Man bekommt den Eindruck, dass Sie in der Zeitung gelesen 
haben, dass die Kassenärztliche Vereinigung eine solche Ver-
einbarung möchte, und schwups wird es CDU-Position.

(Vereinzelt Beifall DIE LINKE - Frau Dannenberg [DIE 
LINKE]: Genau!)

Dass dies dem eingeschlagenen Weg der Einführung der Ge-
sundheitskarte entgegensteht, die Sie in dem eben genannten 
Positionspapier übrigens noch gefordert haben, scheint Ihnen 
entgangen zu sein. 

(Vereinzelt Beifall DIE LINKE)

Statt ständig nach neuen Insellösungen zu suchen, muss die 
flächendeckende Einführung einer Gesundheitskarte für Asyl-
bewerber zügig vorangetrieben werden. Hier sind alle Akteure 
und Verantwortlichen für die gesundheitliche Versorgung im 
Land gefragt - die Krankenkassen, die Kassenärztliche Vereini-
gung, die Landesärztekammer, die Krankenhausgesellschaft, 
die Kommunen und das Land -, gemeinsam nach  einer Lösung 
zu suchen.

Bei der Erstaufnahme werden alle Flüchtlinge medizinisch un-
tersucht. Zuständig dafür ist das Krankenhaus Eisenhütten-
stadt. Aufgrund der stark gestiegenen Fallzahlen in den vergan-
genen Wochen springt das Ernst-von-Bergmann-Klinikum für 
die Außenstellen Ferch und Potsdam ein. Mit weiteren Kran-
kenhäusern wird es Verträge geben. Selbstverständlich werden 
Menschen, bei denen eine Krankheit festgestellt wird, entspre-
chend behandelt. Bei Ansteckungsgefahr wird bei Weiterver-
teilung in die Kommunen das zuständige Gesundheitsamt in-
formiert. 

Allerdings haben wir bereits im Ausschuss erörtert, dass die 
vollständige Übermittlung der medizinischen Unterlagen an 
die niedergelassenen Ärzte eine eklatante Verletzung des Da-
tenschutzes wäre. Die entsprechenden Papiere werden den 
Flüchtlingen ausgehändigt. Das ist auch richtig so. Die Aus-
nahme habe ich schon benannt: Über festgestellte ansteckende 
Krankheiten wird das zuständige Gesundheitsamt informiert. 
Das passiert übrigens auch, wenn Sie oder ich oder jemand an-
ders an einer Infektionskrankheit erkrankt.

In den vergangenen Wochen haben wir mehrmals von angeb-
lich bei der Erstuntersuchung nicht erkannten Erkrankungen 
von Flüchtlingen lesen müssen. Bisher konnte bis auf Einzel-
fälle, die mehr als ein Jahr zurückliegen, keiner dieser angeb-
lichen Fälle konkret benannt werden. Lassen Sie uns gerade 
bei diesem Thema besonnen an die Aufgaben und Herausfor-
derungen herangehen und uns nicht an der Panikmache beteili-
gen! - Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE und SPD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank.- Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
spricht die Abgeordnete Nonnemacher. Bitte schön. 

Frau Nonnemacher (B90/GRÜNE):

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Unsere 
Vorstellung von einer sicheren medizinischen Versorgung von 
Asylsuchenden sieht so aus: Wenn ein in Brandenburg leben-
der Flüchtling krank ist, geht er oder sie zum Arzt oder zur 
Ärztin. Dabei setzen wir Grüne alles auf eine Karte, nämlich 
auf die Gesundheitskarte. Wir kämpfen schon lange dafür, dass 
sie eingeführt wird. Die Argumente pro Gesundheitskarte für 
Asylsuchende, Geduldete und Flüchtlinge sind nicht weltan-
schaulich begründet oder von Partikularinteressen geleitet, 
nein, sie sind aus der Empirie gewonnen. 

Die Kommunen werden finanziell und personell entlastet. Es 
gibt keine Zunahme von Leistungsinanspruchnahmen. Die 
Menschen, die medizinische Leistungen erbringen, werden 
entlastet. Die geflüchteten Menschen werden entlastet, weil der 
Arztbesuch mit Gesundheitskarte für sie viel weniger diskrimi-
nierend ist und ohne Umweg über das Sozialamt erfolgt. Das 
alles sind schon seit vielen Jahren belegte Ergebnisse aus Bre-
men und Hamburg. 

Nun wird im Artikelgesetz der Bundesregierung die Gesund-
heitskarte endlich in § 264 SGB V als Option verankert - und 
Sie kommen uns in Ihrem Antrag jetzt mit dem Loblied des 
Vertragsmodells zwischen der Kassenärztlichen Vereinigung 
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Brandenburg und dem Landkreis Potsdam-Mittelmark zur Be-
handlung von Flüchtlingen daher. Wir verstehen nicht, warum.

Für das Vertragsmodell zwischen der KVBB und dem Land-
kreis Potsdam-Mittelmark liegen uns keine belastbaren Fakten 
vor. Es gibt blumige Aussagen beiderseits, es sei eine erfolg-
reiche Zusammenarbeit. An welchen Parametern sich dieser 
Erfolg bemessen lässt, bleibt allerdings unklar. Da müssen 
schon ein paar Zahlen auf den Tisch, wenn sich das Potsdam-
Mittelmark-Modell mit dem Bremer Modell messen lassen 
soll. 

Die CDU-Fraktion verlangt verbindliche und klare Regelungen 
für niedergelassene Ärztinnen und Ärzte, die geflüchtete Men-
schen behandeln. Wir nehmen an, dies bezieht sich auf Be-
richte, wonach niedergelassene Ärztinnen und Ärzte sehr lange 
auf ihr Honorar für erbrachte Leistungen warten. Auch unsere 
Fraktion ist darüber informiert worden, dass die Erstattung 
durch die Landkreise und kreisfreien Städte teilweise sehr lan-
ge dauert. 

Wir ziehen daraus den Schluss, dass sich die niedergelassenen 
Ärztinnen und Ärzte hier offensiv an ihre Interessenvertretung, 
die Kassenärztliche Vereinigung, wenden sollten, die sich ve-
hement mit den Kommunen auseinandersetzen müsste. Viel-
leicht sollten die betroffenen Ärztinnen und Ärzte aber auch 
einmal ihre Interessensvertretung, die KV, fragen, warum sie 
die Einführung einer Gesundheitskarte hintertreibt. 

	 (Frau Dannenberg [DIE LINKE]: Genau!)

Mit einer Krankenkasse als Abrechnungsstelle würden Vor-
schüsse für Honorare an die Kassenärztliche Vereinigung we-
sentlich verlässlicher gezahlt als von überforderten kreislichen 
Sozialämtern.

(Beifall B90/GRÜNE sowie der Abgeordneten Lehmann 
und Kurth [SPD])

Durch Bundesrecht ist geregelt, dass die medizinische Versor-
gung von Flüchtlingen schon in der Erstaufnahmeeinrichtung 
anfällt. Die neu angekommenen Menschen werden auf Anzei-
chen einer übertragbaren Krankheit untersucht. Ihr körper-
licher Allgemeinzustand wird in Augenschein genommen. Eine 
Untersuchung zum Ausschluss einer Tuberkulose der Atemwe-
ge wird vorgenommen. Auch die Kosten der von der STIKO 
empfohlenen Impfungen werden übernommen. So regelt es das 
Asylbewerberleistungsgesetz.

Im zuständigen Ausschuss für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Frauen und Familie erhalten wir regelmäßig detaillierte Infor-
mationen über die funktionierende medizinische Versorgung in 
der Erstaufnahmeeinrichtung in Eisenhüttenstadt. Wir sehen im 
Gegensatz zur Fraktion der CDU aktuell keinen Grund, an den 
Äußerungen der Ministerin zu zweifeln. Als kürzlich Flücht-
linge in einer Potsdamer Außenstelle der Erstaufnahmeeinrich-
tung untergebracht wurden, hat das Ernst-von-Bergmann-Klini-
kum sofort die medizinische Versorgung übernommen. 

Unsere Fraktion hat den Eindruck, dass landesseitig einer zen-
tralen Forderung im Antrag, nämlich dass jeder Antragsteller in 
der Erstaufnahmeeinrichtung untersucht und entsprechend der 
eventuellen Diagnose behandelt wird, bereits entsprochen 
wird.

Lieber Herr Nowka, ich kann mich der Wertschätzung, die 
Frau Dr. Münch Ihrer Person gegenüber ausgesprochen hat, 
nur anschließen, auch als Kollege im Gesundheitsausschuss. 
Ich muss aber sagen, dass ich mich bei Ihrer Rede gefragt ha-
be: Was wollen Sie eigentlich? Ich bedauere es außerordent-
lich, dass Sie in Ihrer Rede und Ihrem Antrag hinter Positionen 
zurückfallen, die wir schon einmal gemeinsam entwickelt und 
getragen haben. Ich sage Ihnen als Ärztin: Man muss sich nicht 
jede Position der Kassenärztlichen Vereinigung zu eigen ma-
chen. - Vielen Dank.

(Beifall B90/GRÜNE, SPD und DIE LINKE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Als Nächster spricht für die Gruppe BVB/
FREIE WÄHLER der Abgeordnete Schulze. Bitte schön.

Schulze (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe): *

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Kö-
niger, ich würde vorschlagen, in Zukunft einfach die Zettel zu 
nummerieren, wenn man nicht weiß, worüber man redet, und 
ablesen muss. Ich schlage vor, die Zettel mit arabischen Zahlen 
zu nummerieren, wenn Ihnen das nicht zu schwer von der 
Hand geht.

(Heiterkeit bei SPD und DIE LINKE)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, medizinische Versorgung ist 
kein Selbstzweck, sondern sie ist wichtig für die gesundheit-
liche Versorgung der Flüchtlinge, die zum großen Teil nach ei-
ner ziemlich langen Reise und Tortur, die sie zum Teil hinter 
sich haben, schon geschwächt hier in diesem Lande ankom-
men. Die medizinische Versorgung von Flüchtlingen ist aber 
auch notwendig für die Gesundheit der Wohnbevölkerung, da-
mit bestimmte Dinge nicht eingeschleppt werden. Das ist eine 
medizinische Binsenweisheit. 

Die Frage dieses Antrages hat sich mir auch nicht ganz er-
schlossen. Ich finde es aber gut, dass wir darüber reden, denn 
das wird auch in der Bevölkerung diskutiert. Vor allem: Die 
Realität ist noch kritischer, als vielleicht von dem einen oder 
anderen hier zugegeben oder gesagt wird. 

Ich habe vor zwei Tagen eine Einladung aus einem Hausärzte-
verbund bekommen, dem ich freundschaftlich verbunden bin. 
Er führt Anfang Oktober ein Treffen mit dem Amtsarzt durch, 
um sich über die Art und Weise der Behandlung von Flüchtlin-
gen informieren zu lassen. Die einladende Kollegin schrieb da-
runter: Wird auch Zeit, die Flüchtlinge sind alle schon da. Und 
das - das muss man einfach kritisch und auch selbstkritisch sa-
gen - nachdem wir im Prinzip seit einem Jahr wissen, was auf 
uns zurollt. Das ist ja nicht neu. 

(Beifall)

Schon vor einem Jahr waren Millionen von Menschen in Sy-
rien, in Jordanien, in der Türkei in Lagern. Ich denke, die Bun-
desregierung konnte über ihre Außenstellen der Botschaften, 
über die Geheimdienste, die wir dort haben, wissen, dass das 
irgendwann losgehen wird. Aber man hat es halt verdrängt. 

(Frau Bessin [AfD]: Man hat es verdrängt! Genau!)
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Dass die entsprechenden medizinischen Leistungen im Asylbe-
werberleistungsgesetz geregelt sind, ist blanke Theorie. Wie 
sieht es in der Praxis aus? Ich will einmal von den Erfahrungen 
im Krankenhaus berichten. Da kommen plötzlich am Nachmit-
tag um 16 Uhr zehn oder 15 Flüchtlinge und sollen behandelt 
werden, ohne dass sie Bescheinigungen vom Sozialamt haben. 
Was machen Sie als Arzt, als Krankenschwester, als Pfleger? 
Wegschicken können Sie sie nicht. Unterhalten können Sie 
sich mit ihnen auch nicht, weil sie zum Teil unbekannte Spra-
chen sprechen, zum Teil noch nicht einmal Englisch. Und dann 
fängt das Problem an. Sie wissen, jeder, der eine bestimmte an-
steckende Krankheit hat, muss in Isolierzimmer. Wir wissen 
gar nicht, was die Menschen dort mitbringen. Wir wissen nur, 
dass im Mittelmeerraum in ganz vielen Bereichen multire-
sistente Keime existieren, die uns heute große Sorgen machen. 
In Leipzig gab es vor zwei Jahren einen großen Ausbruch von 
Keimen, die aufgrund einer medizinischen Situation im Mittel-
meerraum, wo mit Antibiotika anders umgegangen wird als bei 
uns, entstanden ist. Davor habe ich Angst, weil das Probleme 
mit sich bringen kann. 

(Königer [AfD]: Jetzt schüren Sie aber Angst!)

Das Zweite betrifft die Rettungsstellen. Die Rettungsstellen der 
Krankenhäuser, die heute als Ersatz für niedergelassene Arzt-
praxen, die es nicht mehr gibt, herhalten sollen, sind zum einen 
völlig unterfinanziert. Zum anderen werden sie tagtäglich mit 
diesen Situationen konfrontiert. Wegschicken können Sie die 
Leute nicht. Das macht auch keiner, weil das einfach etwas mit 
Ethik und Moral zu tun hat. Die ärztlichen Kollegen haben im-
merhin den hippokratischen Eid abgelegt. 

Das Dritte ist die Realität in der Arztpraxis. Was es dort an Bü-
rokratie gibt, ehe man an sein Geld kommt, geht auf keine 
Kuhhaut. Was die reale Lage in Eisenhüttenstadt betrifft, so 
möchte ich das, was mir Kolleginnen und Kollegen sagten, die 
zum Teil auch ehrenamtlich dort gearbeitet haben, nicht berich-
ten. Aber das ist schwer verbesserungsbedürftig. 

Das, was wir jetzt haben, ist das Ergebnis dessen, dass wir das 
Gesundheitswesen in den letzten fünf bis zehn Jahren auf Kan-
te genäht und ausgelaugt haben. Wir haben schon einmal im 
Zusammenhang mit der Antwort auf die Große Anfrage der 
CDU-Fraktion darüber gesprochen, was das Land Brandenburg 
in seine Krankenhäuser investiert. Die Landeskrankenhausge-
sellschaft spricht von Investitionsdefiziten in Höhe von 
400  Millionen bis 600 Millionen Euro. Das ist in jedem Be-
reich des Gesundheitswesens der Fall. Wir sollten jetzt anfan-
gen, in dieser Frage umzudenken, denn das wird keine einma-
lige Situation sein und bleiben. Deshalb bitte ich, sich diesem 
Thema der medizinischen Versorgung von Flüchtlingen und 
auch unserer Menschen, die hier schon wohnen, unabhängig 
von dem Antrag, der schwer verbesserungsbedürftig ist, mehr 
zu widmen und das nicht einfach so in die Tonne zu treten und 
zu sagen: Das, was wir hier tun, ist alternativlos. 

Im Übrigen frage ich, warum wir die Gesundheitskarte noch 
nicht haben. Ja, es gibt Widernisse. Aber warum geht es in vier 
Bundesländern? Warum hat es in Brandenburg nicht geklappt? 
Es geht in Rheinland-Pfalz, Bremen, Hamburg und Nordrhein-
Westfalen - jedenfalls laut Deutschem Ärzteblatt. 

Sie können keine medizinische Fachzeitschrift mehr lesen, in 
der über diese Fragen nicht in epischer Breite von Fachleuten, 

Experten, niedergelassenen Ärzten und Krankenhausärzten be-
richtet wird. Deshalb meine dringende Bitte an die Ministerin, 
was immer bisher an Hindernissen mit der KV und von wem 
auch immer im Raume stand: ein bisschen abrüsten, weniger 
Konfrontation und gemeinsam hin auf das Ziel. Denn diese 
Gesundheitskarte wäre eine gute Lösung des Problems für alle 
Beteiligten. - Vielen Dank.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe sowie vereinzelt 
B90/GRÜNE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Landesregierung spricht jetzt Frau Mi-
nisterin Golze. Bitte schön.

Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie Golze:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ja, Gesundheit ist ein hohes Gut. Nicht ohne Grund ist 
dieser Bereich eines der zentralen Handlungsfelder meines Mi-
nisteriums. 

Das Flächenland Brandenburg hat insbesondere durch die Be-
völkerungsentwicklung der letzten Jahre große Veränderungen 
im Gesundheitswesen erlebt. Es gab Reformen auf Bundesebe-
ne, es gab den Wegzug vieler junger Menschen, insbesondere 
in den 90er-Jahren. Die Alterung der Bevölkerung insgesamt 
stellt uns auch weiterhin vor große Herausforderungen. Dieses 
Bundesland war auf eine alternde und zurückgehende Bevölke-
rung eingestellt. In diese Situation hinein kommt nun der deut-
liche Anstieg der Zahl der Asylsuchenden. Diese deutlich an-
gestiegene Zahl stellt nicht nur Land und Kommunen bei der 
Unterbringung und Versorgung vor große Herausforderungen, 
sondern es ist auch eine große Herausforderung für die an der 
gesundheitlichen Versorgung Beteiligten. 

Die im Antrag der CDU-Fraktion geforderten Maßnahmen ha-
ben diese Herausforderungen zum Inhalt. Allerdings möchte 
ich mich denen anschließen, die gesagt haben, dass sie vermis-
sen, dass Sie zur Kenntnis nehmen, was in diesem Zeitraum 
schon alles getan wurde. Wir haben uns dazu im Fachausschuss 
kontinuierlich und wiederholt ausgetauscht. Dieses Prinzip des 
Austauschs werden wir auch mit den Hauptakteuren der ge-
sundheitlichen Versorgung weiterhin pflegen und verfestigen. 

So haben gerade gestern auf Einladung meines Hauses Vertre-
terinnen und Vertreter der Landesärztekammer als Vertretung 
der Brandenburger Ärzteschaft, der Landeskrankenhausgesell-
schaft mit der Zuständigkeit für die stationäre Versorgung und 
die Erstuntersuchungen durch Krankenhäuser, der Kassenärzt-
lichen Vereinigung als Vertretung für die niedergelassenen 
Ärztinnen und Ärzte und der Kommunalen Spitzenverbände 
für die Kommunen als Träger des öffentlichen Gesundheits-
dienstes und nach dem Asylbewerberleistungsgesetz Zustän-
dige zusammengesessen. 

Ich bin sehr froh über dieses Zusammenkommen. Denn es 
kann uns nur gemeinsam gelingen, die zu uns kommenden 
Menschen gut zu versorgen. Es braucht dafür alle Partner in 
diesem selbstverwalteten Gesundheitssystem. Das zeigt auch 
das Beispiel der Erstuntersuchungen eines jeden in unserem 
Land Ankommenden. In diesem Punkt muss ich dem Antrag 
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der CDU vehement widersprechen: Bei den Erstuntersuchungen 
leisten die Ärztinnen und Ärzte, zum Beispiel in Eisenhütten-
stadt und Potsdam, sehr gute, hochprofessionelle und engagier-
te Arbeit und verdienen dafür höchsten Respekt und Dank.

	 (Beifall DIE LINKE und SPD)

Der Aufforderung, die Abläufe in Erstaufnahmeeinrichtungen 
so zu organisieren, dass jeder Antragsteller untersucht und ent-
sprechend der eventuellen Diagnose behandelt wird, bedarf es 
also nicht, denn dies gewährleisten alle Beteiligten unter ho-
hem persönlichem Einsatz. 

Herr Schulze, ich habe mir das konkret im Krankenhaus Eisen-
hüttenstadt und in der Erstaufnahmeeinrichtung in Eisenhütten-
stadt angeschaut. Die Ärztinnen und Ärzte - inzwischen an die 
20 - arbeiten im Schichtsystem parallel in drei Behandlungsräu-
men. Die haben das Angebot nach und nach den Flüchtlings-
zahlen angepasst. Jeder, der registriert wird und diesen Zettel 
für die Erstaufnahmeuntersuchung bekommt, wird taggleich 
untersucht. Die Probleme, die wir in den letzten Wochen im Be-
reich der Zuständigkeit des Gesundheitsamtes LOS hatten, die 
mit dieser angestiegenen Anzahl an Flüchtlingen einfach über-
fordert waren, gibt es nicht mehr, und das ist auch gut so. 

Die darüber hinaus zu organisierende medizinische Versor-
gung  - wenn die Flüchtlinge in den Kommunen sind - war 
ebenfalls Thema in der gestrigen Runde. Hier wollen alle Be-
teiligten zukünftig noch enger zusammenarbeiten und sich ko-
ordinieren. Das Ministerium und die handelnden Akteure sind 
bemüht, verlässliche Strukturen für diese besondere Situation 
zu schaffen. 

Zu diesem System, das wir brauchen, gehört auch ein einheit-
liches Abrechnungssystem für die Flüchtlinge. Das KV-Modell 
greift nur im Rahmen des Asylbewerberleistungsgesetzes in 
den ersten 15 Monaten und dabei nicht für den zahnärztlichen 
und den stationären Bereich. Es muss Gründe dafür geben, 
dass es nur einen Landkreis gibt, der bisher einen solchen Ver-
trag abgeschlossen hat. Ich bin sehr dankbar dafür, dass die KV 
gestern in dem Gespräch gesagt hat: Wir wollen an einem stig-
matisierungsfreien und für alle Flüchtlinge geltenden Abrech-
nungssystem mitarbeiten. Dazu gab es gestern auch eine Ver-
ständigung zum gemeinsamen Vorgehen. Brandenburg wird 
weiterhin an der Einführung der Gesundheitskarte arbeiten. 

(Beifall DIE LINKE und SPD)

Ja, auch hier gilt: Ein Gegeneinander nützt niemandem. Ich 
freue mich sehr, dass wir zu einem konstruktiven Miteinander 
aller Beteiligten finden konnten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben ein gut 
ausgebautes Regelversorgungssystem. Wir haben gut organi-
sierte Erstuntersuchungen, das sollten wir nicht kleinreden. Ich 
möchte in diesem Zusammenhang klarstellen: Die hier be-
schriebenen Schlangen vor den Arztpraxen resultieren doch 
auch aus einem Berechnungssystem, das den Gegebenheiten 
gar nicht mehr angepasst ist. Der Gemeinsame Bundesaus-
schuss ist beauftragt worden, diese Grundlagen, die dem Be-
rechnungssystem für die Statistik der Zulassung von Arztsitzen 
zugrunde liegen, bis 2016 zu überarbeiten. Das dauert alles viel 
zu lange! Denn auch dieses System ist auf die stark angestie-
gene Anzahl von Flüchtlingen einfach nicht eingestellt. Es 

braucht eine schnelle Überarbeitung dieser Statistiken. Anders 
kann die KV keine zusätzlichen Arztsitze zulassen, weil es die-
ses System nicht hergibt. Insofern ist das eine Forderung an 
den Bund, auch hier schneller zu werden.

(Frau Lehmann [SPD]: Genau!)

Auch bei dem heutigen Treffen der Ministerpräsidentinnen und 
-präsidenten mit der Kanzlerin gilt es, endlich Klarheit zu schaf-
fen. Ja, dieses monatelange Versteckspiel, in welchem Umfang 
und an welchen Aufgaben und Kosten der Bund sich beteiligt, 
hat viel zur Unsicherheit bei den verschiedenen Akteuren bei-
getragen. Und ja, es hat uns auch im Land Brandenburg Zeit 
gekostet. Ich kann Ihnen die Zeitschiene zeigen, auf der wir 
diese Rahmenvereinbarungen für die Gesundheitskarte erarbei-
tet haben. Aber die Karte steht in einem engen Zusammenhang 
mit dem Landesaufnahmegesetz, und das Landesaufnahmege-
setz steht in einem engen Zusammenhang mit der Frage: Was 
macht denn nun tatsächlich der Bund? - Ich kann kein Gesetz 
in die Abstimmung geben, das ich vielleicht drei Wochen spä-
ter ändern muss, weil dem Bund irgendetwas Neues eingefal-
len ist. Das wäre unverantwortlich, auch allen an diesem Pro-
zess Beteiligten gegenüber.

(Beifall DIE LINKE und SPD)

Also, meine Damen und Herren, ich möchte gerne bundesweite 
Standards und eine finanzielle Beteiligung des Bundes auf Au-
genhöhe. Aber wenn das alles nicht kommt, werden wir eigene 
Wege gehen müssen. Wir werden sie gehen, und ich würde 
mich freuen, wenn die CDU diese Wege mitgeht. - Vielen 
Dank. 

(Beifall DIE LINKE und SPD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Das Wort erhält noch einmal der Abgeordnete 
Nowka. - Eine Mitteilung an die Fraktionen: Die Landesregie-
rung hat für die Erläuterung zwei Minuten länger gebraucht. 
Ich möchte das nur mitteilen, falls Bedarf besteht. 

Nowka (CDU):

Frau Ministerin Golze, ich gehe gerne jeden Weg mit Ihnen. 

(Allgemeine Heiterkeit)

Das Problem ist nur: Wir gehen momentan so langsam, dass 
wir, was die Geschwindigkeit betrifft, nicht gerade eine Flie-
gerbrille brauchen. 

(Beifall CDU)

Ich muss Sie vielleicht alle ein bisschen auf den Boden der Re-
alität zurückholen, was die Frage von Verträgen mit Ärzten an-
geht, wenn die Ärzte bei einem Vertragsschluss nicht wirklich 
davon überzeugt sind, dass diese Verträge ihnen bei ihrer Ar-
beit nutzen und am Ende auch etwas bringen. 

Ich habe 12 Jahre lang bei der Krankenkasse gearbeitet, unter 
anderem auch in diesem Bereich. Ich kann Ihnen sagen, was 
mit Verträgen passiert, die nicht gründlich und partnerschaft-
lich entstanden sind: Die werden unterschrieben, klar, und 
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dann? Dann passiert gar nichts. Das ist eine der Gefahren, die 
ich hier sehe.
 
Zum Thema Dolmetscher, das auch angesprochen wurde: Es 
geht nicht darum, dass das Land die Dolmetscher sucht und in 
die Arztpraxen schickt. Es geht darum, dass man sich eine Rege-
lung überlegt, wie die Ärzte unbürokratisch damit umgehen kön-
nen, sprich: Die müssen wissen, wo der Dolmetscher herkommt. 

(Ministerin Golze: Das passiert doch!)

Ein anderer Punkt, der auch immer gerne übersehen wird: Wir 
haben im Rahmen des Asylbewerberleistungsgesetzes keine 
Verpflichtung der Kassenärzte, diese Menschen zu betreuen. 
Das heißt, wir sollten nicht so tun, als sei das alles selbstver-
ständlich bzw. als müssten niedergelassene Ärzte in diesem 
Land so arbeiten. 

Letzter Punkt: Es geht hier auch um die Frage der unbesetzten 
Arztstellen, worüber wir uns seit 12 Monaten unterhalten, ohne 
dass es vorwärtsgeht, weil jeder Vorschlag, den wir zum The-
ma Gewinnung von Ärzten auf dem Land machen, von Ihnen 
weggewedelt wird. Es geht nicht darum, dass wir zusätzliche 
Kassenarztsitze schaffen wollen. Es geht darum, dass die vor-
handenen Kassenarztsitze besetzt werden. 

(Beifall CDU)

Auch da haben wir in den letzten Monaten nichts erreicht. 

(Beifall CDU)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Möchten Fraktionen von der Redezeit der Lan-
desregierung Gebrauch machen? - Das ist der Fall. Bitte, die 
AfD-Fraktion hat das Wort.

(Allgemeine Unruhe - Lachen) 

Königer (AfD):

Man vergebe mir die kleine Blamage, aber so ist das nun mal: 
Man irrt sich gerne mal und nimmt dann die zwei in arabischen 
Zahlen nummerierten Papiere mit, die dann leider aus der fal-
schen Rede waren. Ich wollte Sie nicht langweilen und diesel-
be Rede wiederholen. 

Fakt ist, dass Ärzte und Dolmetscher nicht vom Himmel fallen. 
Dieser absehbare Mangel muss also beseitigt werden. Und 
wie? Hier haben Sie keine Lösung parat. 

Ganz anders sieht es mit der Abrechnung gesundheitlicher Leis- 
tungen aus. Im Asylbewerberleistungsgesetz ist eine Behand-
lung im Notfall auch mit eingeschränkter Leistung vorgegeben. 
Die Landkreise geben Behandlungsscheine heraus, mit diesen 
kann der Asylbewerber einen Arzt aufsuchen. Ein Missbrauch 
ist zumindest stark eingeschränkt. 

Die Landesregierung arbeitet aber mit Hochdruck an der Ein-
führung der elektronischen Gesundheitskarte für Asylbewerber 
vom ersten Tag des Aufenthaltes an. Diese haben wir übrigens 
auch unterstützt, nur mit dem Zusatz, dass wir aus Fälschungs-
sicherheitsgründen biometrische Merkmale darauf verewigen 
wollten. Das ist aber anscheinend technisch nicht machbar 

oder nicht gewollt - niemand weiß es. Diese Karten sollen 
nicht markiert sein. Eine elektronische Rückkoppelung gibt es 
noch nicht. Man hat uns zwar auf dem Kongress zugesagt, dass 
es bis Ende 2016 eine gibt, meine Vermutung ist aber, dass es 
wie bei dem Flughafen ist - in unbestimmte ferne Zukunft ge-
schoben. Die Abrechnung soll über eine örtliche Krankenkasse 
abgewickelt werden. 

Eine gute Gesundheitsversorgung ist, neben unseren Soziallei-
stungen, ein großer Anreiz, sich auf den gefährlichen Weg nach 
Deutschland zu machen. Damit werden die Probleme immer 
größer. Aber dann wird wohl nichts von der Regierung zu hören 
sein. Auf dem Asylgipfel hat sich bereits angedeutet, wozu das 
führt: als nämlich eine tschetschenische Asylbewerberin es zum 
Anlass nahm zu sagen, ohne Zahnersatz könne sie kein vernünf-
tiges Deutsch lernen. Also vielleicht haben wir bald Zahnersatz 
für alle Flüchtlinge zu leisten - nur als kleiner Hinweis. 

(Beifall AfD)

Vizepräsident Dombrowski:

Ich schließe die Debatte. - Wir kommen zur Abstimmung über 
den Antrag der CDU-Fraktion, Drucksache 6/2580, Medizi-
nische Versorgung der Flüchtlinge sichern. Ich darf Sie fragen: 
Wer möchte diesem Antrag zustimmen? - Gegenstimmen? - 
Gibt es Enthaltungen? - Bei wenigen Enthaltungen ist dieser 
Antrag abgelehnt. 

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 14 und rufe Tagesord-
nungspunkt 15 auf:

Tierhaltungskennzeichnung für Fleisch einführen - 
Transparenz für Verbraucherinnen und Verbraucher 
herstellen

	 Antrag
	 der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Drucksache 6/2511

Es wurde vereinbart, keine Debatte zu führen. Deshalb kom-
men wir direkt zur Abstimmung. Die SPD-Fraktion, die CDU-
Fraktion, die Fraktion DIE LINKE, die AfD-Fraktion und die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragen die Über-
weisung des Antrags in Drucksache 6/2511, Tierhaltungskenn-
zeichnung für Fleisch einführen - Transparenz für Verbrauche-
rinnen und Verbraucher herstellen, an den Ausschuss für Euro-
paangelegenheiten, Entwicklungspolitik und Verbraucherschutz. 
Ich darf Sie fragen: Wer möchte diesem Überweisungsantrag 
zustimmen? - Gegenstimmen? - Gibt es Enthaltungen? - Damit 
ist dieser Überweisungsantrag angenommen. 

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 15 und rufe Tagesord-
nungspunkt 16 auf:

Belastbare gesetzliche Grundlage für die Landespla-
nung schaffen

Antrag
	 der Fraktion der CDU
	 der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
	 der BVB/FREIE WÄHLER Gruppe

	 Drucksache 6/1998
	 (Neudruck)
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Die Aussprache wird von der Gruppe BVB/FREIE WÄHLER 
durch die Abgeordnete Schülzke eröffnet. Bitte schön.

Frau Schülzke (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sehr verehrte Gäste! Am 11. September 2015 gab es am Verwal-
tungsgericht Potsdam zwei Urteile, bei denen Gemeinden ihre 
Planungshoheit verteidigt haben. Die Klagen der beiden Städte 
richteten sich gegen Verbote der Gemeinsamen Landesplanung, 
eigene Windeignungsgebiete auszuweisen. Den Gemeinden war 
vorgegeben, dem Teilregionalplan Wind zu folgen. 

Das Gericht stellte fest, dass es bis zur Urteilsverkündung am 
11. September 2015, 13.45 Uhr, in Brandenburg keinen rechts-
wirksam erlassenen Teilregionalplan Windenergienutzung gab, 
weil dieser unter anderem die Verordnung über den Landesent-
wicklungsplan Berlin-Brandenburg vom 31. März 2009 als 
Rechtsgrundlage aufführt und dieser, wie rechtskräftig fest-
steht, unwirksam ist. So das Urteil.

In der Folge führt das Verwaltungsgericht Potsdam eine Reihe 
von weiteren Mängeln auf, weshalb der Landesentwicklungs-
plan den Anforderungen der Verfassung unseres Landes und 
dem Raumordnungsgesetz nicht genügt. Zum Beispiel wird 
festgestellt, dass der entscheidende Einfluss der Legislative 
nicht gegeben ist, weil die Gesetzgebungskompetenz auf die 
Exekutive übertragen wurde. 

Ebenso wurde dem Entwicklungsgebot des § 8 Raumord-
nungsgesetz nicht Genüge getan; denn die demografischen, 
wirtschaftlichen und infrastrukturellen Probleme im äußeren 
Entwicklungsraum waren schon vor 2009 bekannt. 

Das Gericht stellt fest, dass die rückwirkend zum 15. März 
2009 erneut und mit Ausnahme der Eingangsformel unverän-
dert in Kraft gesetzte Verordnung über den LEP B-B vom 
27.  Mai 2015 im Gesetzblatt vom 2. Juni 2015 nichts daran 
ändert, dass die Verordnung über den LEP B-B rechtsunwirk-
sam ist. Geboten ist, so das Gericht, dass ein vollständiger 
Neuerlass der Verordnung und der Durchführung sämtlicher 
Verfahrens- und Abwägungsschritte auf der Grundlage der heu-
tigen Sach- und Rechtslage erfolgt.

Das Urteil des Verwaltungsgerichts Cottbus vom März dieses 
Jahres hatte die gleichen Feststellungen getroffen. Dabei hatten 
sich Investoren Planungsrecht verschafft. Wenn nicht endlich 
zügig gehandelt wird, wobei die drei verschiedenen Gerichte 
schon viele Hinweise gegeben haben, wird ein unkontrollierter 
Wildwuchs der Windkraftanlagen aufgrund der Privilegierung 
im Baugesetzbuch das Land „überrennen“.

Inzwischen ist es so, dass die Windkraftanlagen den LEP B-B 
von 2009 völlig atomisieren. Uns geht es jedoch darum, Pläne 
und Ziele für das ganze Land zu entwickeln, den Gemeinden 
strategische Möglichkeiten der gesamten Entwicklung zu er-
öffnen - Dinge, welche die Raumordnung ausdrücklich fordert. 
Hierbei ist besonders die Landesregierung in der Pflicht, die 
erforderlichen Instrumente, einen Landesentwicklungsplan mit 
den Beteiligungsgremien, zu erarbeiten und vorzulegen. Somit 
werbe ich um Zustimmung zu unserem Antrag. - Danke schön.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe, B90/GRÜNE 
sowie vereinzelt CDU)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Fraktionen SPD und DIE LINKE spricht 
die Abgeordnete Tack.

Frau Tack (DIE LINKE):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr verehrte Gä-
ste! Ich bin ein bisschen überrascht: Im Entwurf der Tagesord-
nung hieß es in einem Antrag: Das Land Brandenburg braucht 
Entwicklungsziele. Das Instrument dazu ist ein rechtsgültiger 
Landesentwicklungsplan. - Da waren wir bei der Priorität, von 
der Sie auch gesprochen haben, die Genehmigungen für Wind-
kraftanlagen im LEP zu verankern. Heute haben wir zum glei-
chen Thema einen Antrag auf der Tagesordnung, die wir be-
schlossen haben, weil Sie einen Neudruck vorgelegt haben, der 
lautet: Belastbare gesetzliche Grundlagen für die Landespla-
nung schaffen. Dabei ist von dem Stichwort Windeignung 
überhaupt keine Rede mehr.

Ich stelle die Frage: Was wollen Sie eigentlich? Sie haben um 
mehr Antragsteller für einen neuen Antrag geworben, der einen 
völlig neuen Text hat.

(Zuruf von der Fraktion B90/GRÜNE: Wir wollten ei-
nen Neudruck vorlegen! - Schulze (BVB/FREIE WÄH-
LER Gruppe]: Kommen Sie mit Ihrem Redetext nicht 
klar?)

Offensichtlich gibt es Meinungsverschiedenheiten bei Ihnen. 
Ich finde die Möglichkeiten eines Neudrucks sind hier weit 
überschritten. Die Parlamentarischen Geschäftsführer sollten 
sich noch einmal in die Augen schauen und prüfen, was es 
heißt, einen Neudruck mit neuen Prioritäten einzureichen. Ich 
finde, das muss noch einmal angeguckt werden.

(Beifall des Abgeordneten Domres [DIE LINKE])

Natürlich muss das noch einmal angeguckt werden, denn man 
kann nicht unter der gleichen Drucksachennummer mit einem 
Neudruck unterschiedliche Fassetten auflegen.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Redmann [CDU])

Herr Redmann, Sie sagen uns jetzt mit Ihrem Antrag: Sie wol-
len, dass die Landesregierung anerkennt, dass die vorgenom-
mene Heilung durch das rückwirkende Inkraftsetzen des Lan-
desentwicklungsplans Berlin-Brandenburg unwirksam sei. Das 
ist Ihre Auffassung. Sie wissen, die Koalitionsfraktionen haben 
gemeinsam mit der Landesregierung dazu selbstverständlich 
eine andere Auffassung. Wir haben darüber - Kollege Jung-
claus, Sie werden sich erinnern - im Ausschuss gesprochen. 
Die Ministerin hat die Situation dargestellt. Ich will hierauf 
noch einmal kurz eingehen. 

Das Verwaltungsgericht Potsdam stützt sich in seiner Entschei-
dung vom 11. September 2015 auf die Ausführungen des Ober-
verwaltungsgerichts und des Verwaltungsgerichts Cottbus. Zu 
den Urteilen des Verwaltungsgerichts Cottbus hat das zustän-
dige Landesamt - das wissen Sie, darüber wurde informiert - 
Antrag auf Zulassung der Berufung beim Oberverwaltungsge-
richt gestellt. Es wird also ein Verfahren weitergeführt. Wir 
sind hier in einem juristischen Verfahren.
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Vizepräsident Dombrowski:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Frau Tack (DIE LINKE):

Ich möchte erst einmal die juristischen Zusammenhänge dar-
stellen. Vielleicht will Herr Schulze die Frage dann noch stel-
len.

Also: Berufung ist beim Oberverwaltungsgericht beantragt. 
Das Oberverwaltungsgericht hat sich in seiner Entscheidung - 
es ist wichtig, das noch einmal festzustellen - nicht mit dem 
§ 12 Abs. 6 Bundesraumordnungsgesetz, auf das Sie verwiesen 
haben, beschäftigt. Aber auf dieser Grundlage ist die Heilung 
des LEP durch die Landesregierung vollzogen worden. Ich fin-
de, das ist richtig so.

Insofern, meine Damen und Herren, können überhaupt keine 
Rückschlüsse in Bezug auf die Rechtmäßigkeit der Heilung, 
gemessen an der juristischen Darstellung, gezogen werden. 
Das Verwaltungsgericht Potsdam hat am 11. September - da-
rauf haben Sie in Ihrer Begründung verwiesen - eine Entschei-
dung getroffen, deren schriftliche Begründung noch nicht vor-
liegt. Diese nimmt man in der Regel zur Feststellung des Ur-
teils.

Ausdrücklich zugelassen haben aber die Potsdamer Richter die 
Berufung gegen ihr Urteil, und sie haben darauf hingewiesen, 
dass eine endgültige Klärung der strittigen Rechtsfragen vor 
dem Oberverwaltungsgericht erfolgen müsse. Das sind kom-
plizierte Verfahrensschritte, aber wir wissen: Wir befinden uns 
in einem juristischen Verfahren. Aus dieser Sicht ist der Lan-
desentwicklungsplan Berlin-Brandenburg nach wie vor gültig. 
Das ist eine Feststellung.

Herr Schulze, bitte.

Schulze (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe): *

Frau Kollegin Tack, ich frage Sie: Was machen Sie, wenn Sie, 
die Regierungskoalition, also die Landesregierung, vor dem 
Oberverwaltungsgericht wieder unterliegen? Wir haben das 
Urteil vom Juni 2014, wir haben das Cottbuser Urteil und das 
Urteil des Verwaltungsgerichts Potsdam vom 11. September - 
Klammer auf: die schriftliche Begründung liegt bereits vor, 
man kann sie also lesen. Deshalb meine Frage: Wenn das Ober-
verwaltungsgericht im Rahmen der Revision die Rechtspositi-
on der Verwaltungsgerichte Cottbus und Potsdam bestätigt, 
dann stehen wir vor einem großen Scherbenhaufen. Was wer-
den wir dann tun?

Frau Tack (DIE LINKE):

Der große Scherbenhaufen wird nicht eintreten, Herr Schulze. 
Wenn es ein Urteil gibt, das anders ausfällt, als die Regierungs-
fraktionen und die Regierung annehmen, dann wird es eine 
neue Entscheidung geben, und die Vorarbeiten sind geleistet. 
Es wird - das hat die Ministerin im Ausschuss deutlich gesagt, 
um auf Ihren nächsten Punkt einzugehen - ausgehend davon 
unverzüglich ein Verfahren in Gang gesetzt werden, um einen 
neuen Landesentwicklungsplan aufzustellen. Wenn Sie richtig 
zugehört oder im Protokoll nachgelesen haben, konnten Sie 
feststellen, dass von der gemeinsamen Landesplanungskonfe-

renz am 9. September der Beschluss gefasst worden ist, einen 
neuen Entwurf des Landesentwicklungsplans Berlin-Branden-
burg zur gemeinsamen Planungskonferenz im Frühjahr näch-
sten Jahres vorzulegen. Es wird daran gearbeitet. Die Ministe-
rin hat darüber informiert, dass die Vorarbeiten geleistet sind. 
Die Befragung der Kommunen zum Landesentwicklungsplan 
ist abgeschlossen. Der Bericht liegt vor. Also was wollen Sie 
denn noch?

Es ist eine große Herausforderung. Die veränderten Bedin-
gungen, die zu berücksichtigen sind, haben schon an diesen 
zwei Tagen die Tagesordnung oft berührt. Es ist alles nachles-
bar, und es wäre angeraten, dass wir uns auf die Fragen kon-
zentrieren, die uns wirklich bewegen. Zu diesem Tagesord-
nungspunkt ist alles geklärt. - Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE und SPD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die CDU-Fraktion spricht jetzt der Abge-
ordnete Genilke.

Genilke (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, es ist nicht geklärt, was mit dem Landesentwicklungs-
plan wird oder wie er sich entwickeln wird. Frau Tack stellt 
jetzt darauf ab: Es ist etwas beschlossen worden, wir sind in 
Vorbereitung. Im Ausschuss war die Rede davon, dass wir ir-
gendetwas evaluieren. Aber es wurde schon - ich erinnere, dass 
wir den Städte- und Gemeindebund zu Gast hatten - die Frage-
stellung bemängelt, also was Sie als Beteiligung der Städte und 
Gemeinden angesehen haben. Es ist doch zumindest unterir-
disch, was dort gemacht worden ist, und entspricht keineswegs 
dem, was man wirklich eine Beteiligung im Rahmen einer 
Neuansetzung dieses Landesentwicklungsplans nennen könnte.

(Beifall CDU, B90/GRÜNE sowie BVB/FREIE WÄH-
LER Gruppe)

Der Landesentwicklungsplan in Brandenburg ist im Grunde 
das Herzstück der Gestaltung in diesem Land, ein gestalte-
risches Element dafür, wie wir unser Land entwickeln wollen, 
wie wir es zukunftsfest machen wollen und wie wir es vor 
allem so entwickeln wollen, dass nachfolgende Generationen 
von uns sagen: Ihr habt klug geplant.

Ich glaube, hier fehlt etwas. Niemand plant zu versagen. Aber 
die meisten versagen eben beim Planen. Das ist immer das 
Schwierige, das ist immer das Problem. Wenn wir sagen, dass 
wir sowieso in einem halben Jahr etwas vorliegen haben, wa-
rum machen wir dann nicht im Ausschuss eine Anhörung, da-
mit alle Beteiligten einmal an einen Tisch kommen? Wir haben 
das zusammen mit den Grünen beantragt, aber es wurde rigo-
ros abgelehnt. Wenn ein Beteiligungsverfahren schon so beginnt,  
dass man nicht einmal mehr im Ausschuss über ein Fachthema 
sprechen kann, dann weiß ich auch, wie dieser Entwicklungs-
plan in Zukunft aussehen soll: Es geht nicht um wirkliche Be-
teiligung, schon gar nicht des Ausschusses.

Das Gericht hat im Übrigen auch bemängelt, dass die Mitbe-
stimmung der Legislative völlig unzureichend ist. Wir brau-
chen kein Benehmen mehr in diesem Landtag herzustellen, 
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sondern wir brauchen ein Einvernehmen. Das muss Hand in 
Hand gehen mit denen, die hier die Entscheidungen treffen, ob 
der Landesentwicklungsplan Gesetzesreife erhält oder nicht. 
Das ist doch, glaube ich, noch einmal neu und klar zu definie-
ren.

Sie haben vor drei Verwaltungsgerichten nicht unbedingt gut 
ausgesehen - um nicht zu sagen: schlecht. Jetzt stellen Sie sich 
hierher und sagen: Es wird beim nächsten Mal schon gutgehen.

	 (Zurufe von der Fraktion DIE LINKE)

Sie provozieren schon die nächste Niederlage. Das können Sie 
gerne tun. Gleichzeitig sagen Sie uns: Ja, aber für den Fall, 
dass wir wieder gegen die Mauer laufen und die Nase noch et-
was blutiger wird, haben wir etwas in petto, denn wir wollen ja 
irgendwann einmal etwas vorlegen. - Das ist ein Umstand, den 
ich nicht ganz nachvollziehen kann. Wenn wir schon den Lan-
desentwicklungsplan als das prioritäre System für Verkehr und 
Infrastruktur ansehen - das ist aufgeschrieben, Daseinsvorsor-
ge, Zentrale-Orte-System, Kulturlandschaft, Hauptstadtregion, 
Siedlungsentwicklung, großflächiger Einzelhandel, Freiraum- 
entwicklung, Energie- und Klimaschutz, all diese Dinge, die 
für unser Land existenziell sind -, dann sagen wir: Wir holen 
uns gern noch einmal beim Verwaltungsgericht eine Niederla-
ge, nehmen uns die Zeit, haben ein Jahr versäumt und schauen 
uns dann in die Augen und wundern uns - Frau Schülzke hat es 
angesprochen -, dass wir zum Beispiel auch bei dem Teilregio-
nalplan da sind, wo wir sind. Wir haben eine weitere Privile-
gierung, wir haben weiteren Wildwuchs und schauen uns in die 
Augen und sagen: Wir können nichts machen. Sie verlassen 
sich allzu gern - das haben wir heute schon ein paar Mal er-
lebt  - immer wieder auf Ihre Exekutive und laufen hinterher. 
Warum sind Sie nicht emanzipiert genug, einfach einmal zu er-
kennen, dass man, wenn man dreimal auf die Nase gefallen ist, 
selber darüber nachdenken könnte, dass hier etwas nicht funk-
tionieren kann? So schlimm sind die Gerichte bei uns doch 
nicht. Sie haben sich schon wohlüberlegt, was sie als Urteil ge-
sprochen und welche Maßgaben sie hineingeschrieben haben. 
Wenn die Gerichte der Meinung sind, dass ein nachträgliches 
Zitiergebot nicht funktioniert, könnte man auf die Idee kom-
men, dass die das ernst meinen.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe)

Dann sollten wir reagieren, so wie man reagiert, wenn man 
selbstbewusst mit diesem Thema umgeht, und uns nicht zu-
rücknehmen und sagen: Schauen wir mal, und im Ernstfall ma-
chen wir es eben. - Ich glaube, das ist nicht Politik, die nach 
vorn gerichtet ist, sondern eine Politik, die nach hinten gerich-
tet ist. Es ist eine Politik, bei der wir Zeit verlieren, die unser 
Land nicht hat. - Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die AfD-Fraktion spricht jetzt der Abgeord-
nete Kalbitz.

Kalbitz (AfD):

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolle-
gen! „Belastbare gesetzliche Grundlage für die Landesplanung 

schaffen“ - das hört sich einfach an, ist es offensichtlich aber 
nicht. Am 31. März 2009 wurde die brandenburgische Rechts-
verordnung über den Landesentwicklungsplan Berlin-Bran-
denburg verabschiedet. Fünf Jahre später hat das Oberverwal-
tungsgericht seine Unwirksamkeit erklärt; Frau Schülzke hat 
das schon sehr detailliert ausgeführt. Für die Kommunen ist 
das eine Katastrophe. Ohne Landesentwicklungsplan gibt es 
keine gültigen Regionalpläne, ohne gültige Regionalpläne gibt 
es keine verbindlichen Windeignungsgebiete, ohne Windeig-
nungsgebiete dürfen Windkrafträder fast überall gebaut wer-
den. Die Privilegierung für Windräder nach dem Baugesetz-
buch erlaubt es, und wir wissen, die Investoren sind auch sehr 
klagefreudig. Die Folge ist der bereits angesprochene Wild-
wuchs von Windkraftanlagen.

Im entsprechenden Urteil ist unter anderem ausgeführt, warum 
der Landesentwicklungsplan nicht einfach rückwirkend geheilt 
werden kann. Die juristische Begründung ist für normale Bür-
ger schwer zu verstehen, wie es bei juristischen Texten oft ist. 
Kurz gefasst:

„Bei dem Zitiergebot handelt es sich um eine verfas-
sungsrechtliche Anforderung“. 

Diese wurde nicht erfüllt und kann auch nicht nachgetragen 
werden.

Noch einfacher ausgedrückt verhält es sich mit dem Landes-
entwicklungsplan wie mit dem Doktortitel von Herrn von und 
zu Guttenberg: Nachträgliches Quellenaufzeigen reicht nicht. 
Bei Herrn von und zu Guttenberg käme auch niemand auf die 
Idee zu sagen, wir unternehmen rückwirkend einen Heilungs-
versuch und tragen die verwendeten Quellen einfach nach.

(Beifall des Abgeordneten Schröder [AfD])

Es handelt sich also um einen ungültigen Landesentwicklungs-
plan mit gerichtlich festgestellter Unmöglichkeit der Heilung. 
Die rot-rote Landesregierung trug das fehlende Zitat im Lan-
desentwicklungsplan nach, sie erklärte den Landesentwick-
lungsplan für geheilt, es wurde eine Pressemitteilung verfasst 
und veröffentlicht - fertig ist die Laube. So geschehen am 
3. Juni 2015.

Die Reaktion bei vielen Bürgern ist Erstaunen und Verwunde-
rung: „Das können die doch nicht machen!“, „Das ist doch ein 
starkes Stück!“, „Dagegen wird doch bestimmt geklagt wer-
den“. Stimmt - ja, sogar ganz sicher. Am nächsten Tag äußerte 
sich Ministerin Schneider dazu:

„In der jetzigen Situation würde es mich nicht wundern, 
wenn dagegen geklagt wird.“

Recht hat Frau Schneider. Ein Beispiel: Einstimmig hat sich 
die Rangsdorfer Gemeindevertretung im Juli für eine neuer-
liche Klage gegen den Landesentwicklungsplan ausgespro-
chen. Wie die Klage ausgeht und vor allem, in welcher Zeit das 
Ergebnis vorliegt, werden wir sehen. Im Ausschuss für Infra-
struktur wurde von Ihnen, Frau Ministerin Schneider, schon 
verkündet, dass ein neuer Landesentwicklungsplan perspekti-
visch ausgearbeitet werden wird. Da knüpfe ich an das an, was 
Herr Kollege Genilke gesagt hat: Sie glauben gar nicht an den 
Erfolg Ihrer eigenen Vorhaben.
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Fakt ist, das Verwaltungsgericht hat erklärt: So nicht! Der Lan-
desentwicklungsplan kann so nicht wiederhergestellt werden. 
Der subjektive Wildwuchs von Windrädern findet statt - dank 
der Energiestrategie 2030, dank der fehlenden 10H-Regelung, 
wider jede Vernunft auch in Wäldern. Die AfD-Fraktion unter-
stützt in aller Deutlichkeit die Volksinitiative „Rettet Branden-
burg!“, die von der rot-roten Landesregierung ebenfalls abge-
lehnt worden ist. Aber dies nur am Rande.

(Frau Lieske [SPD]: Ja, erst heute Morgen!)

- Ich weiß.

Zurück zu dem besprochenen Antrag: Dieser Antrag ist richtig 
und erhält unsere Zustimmung.

Was wird die Landesregierung in einer solchen Situation tun? 
Die Landesregierung muss anfangen, solide zu arbeiten, auch 
handwerklich. So geht es auf jeden Fall nicht! - Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Dombrowski:

Als Nächster spricht der Abgeordnete Jungclaus für die Frakti-
on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. - Auf der Tribüne begrüßen 
wir jetzt Mitglieder des VW-Käfer-Clubs aus Oranienburg. 
Herzlich willkommen im Landtag!

(Allgemeiner Beifall)

Jungclaus (B90/GRÜNE):

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren 
Abgeordnete! Liebe Gäste! Ich bin immer wieder erstaunt, mit 
welcher Überzeugung sich unsere Landesregierung und Rot-
Rot über Gerichtsurteile und vor allem die Einschätzung erfah-
rener Verwaltungsrichter hinwegsetzen. Erst vor zwei Wochen 
hat das Cottbuser Verwaltungsgericht in einem Urteil zum Bau 
einer Windkraftanlage in Forst den Landesentwicklungsplan 
Berlin-Brandenburg erneut für ungültig erklärt. Doch die Lan-
desregierung hält nach wie vor an ihrer Auffassung fest: „Un-
ser Landesentwicklungsplan gilt.“

Ob man das jetzt Realitätsverweigerung oder Sturheit nennen 
soll, kann vermutlich nur Ministerin Schneider beantworten. 
Die letzte Messe ist noch nicht gesungen; man kann aber stark 
davon ausgehen, dass die Richter ihrer Linie treu bleiben  
werden. Dann haben wir tatsächlich ein nicht unerhebliches 
Problem, denn einen Wildwuchs von privilegierten Vorhaben 
im Außenbereich - Stichwort Windkraftanlagen - möchte be-
stimmt niemand hier in diesem Raum.

Ich hoffe, dass Sie, Frau Ministerin Schneider, heute noch ein-
mal die Gelegenheit nutzen, auszuführen, was Sie für den Fall 
geplant haben, dass Ihre Heilung des LEP B-B endgültig vor 
Gericht scheitert. Auch das sogenannte Beteiligungsverfahren 
bei der Evaluierung des jetzigen Landesentwicklungsplans er-
füllt nicht die selbstgesteckten Erwartungen.

Um mir ein eigenes Bild von den Antworten zu machen, habe 
ich Anfang der Woche Akteneinsicht bei der Gemeinsamen 
Landesplanung genommen. Die Antworten der Kreise und 
Kommunen sind äußerst durchwachsen. Es gab neben den An-
kreuz-Antworten oftmals die eine oder andere ergänzende Zu-

satzbemerkung. Vor allem aber gibt es viel Kritik bezüglich der 
einschränkenden und suggestiven Fragestellungen. Wie ein 
roter Faden ziehen sich das Problem der fehlenden Grundzen-
tren und ein oft mangelhaftes Angebot im öffentlichen Per-
sonennahverkehr durch die Antworten. Was mich aber am mei-
sten überrascht hat, ist, dass fast alle Ämter für ihre Gemeinden 
quasi per Copy-and-paste mitgeantwortet haben. Die Antwor-
ten eines Fragebogens wurden in diesen Fällen bei rund 90 % 
einfach nur eins zu eins kopiert. Das verfälscht natürlich auch 
Ihre schöne Statistik erheblich: Von 274 Rückantworten müss- 
ten korrekterweise 106 Antworten abgezogen werden. Damit 
landen wir dann nicht mehr bei einer Rücklaufquote von über 
60 %, sondern von weit unter 50 %. Das kann man nun beim 
besten Willen nicht mehr als breite Beteiligung der kommu-
nalen Familie bewerten.

(Beifall B90/GRÜNE sowie vereinzelt CDU und AfD)

Auf die formalen Gründe, die diesen Antrag so notwendig ma-
chen, sind meine Vorredner bereits ausgiebig eingegangen. Ich 
möchte daher an dieser Stelle noch einmal für den Aspekt un-
seres gemeinsamen Antrages werben, die thematische Aufga-
benverteilung zwischen Landes- und Regionalplanung auf den 
Prüfstand zu stellen.

Es gibt eine sehr interessante Karte aus der Publikation „Raum-
ordnungspolitik in Deutschland und Europa“. Wenn man sich 
diese anschaut, fällt eines sofort ins Auge: Brandenburg ist 
bundesweit der einzige weiße Fleck beim Thema integrierte 
Regionalpläne. Während alle anderen Bundesländer sich der 
breiten thematischen Vielfalt der Landes- und Regionalpla-
nung bewusst sind, beschäftigen wir uns in diesem Fall in 
Brandenburg ausschließlich mit Kiesgruben und Windmühlen. 
Regionalplanung sollte sich aber eben nicht nur auf die Pflicht-
inhalte Windenergieplanung und Rohstoffsicherung beschrän-
ken. Regionalplanung sollte auch Festlegungen bei Themen 
wie Verkehr, Klimaschutz, Infrastruktur, Hochwasserschutz oder 
Landwirtschaft treffen. Dass laut Presse die Sicherung land-
wirtschaftlicher Flächen kürzlich auch vom Kollegen Christof-
fers in diesem Zusammenhang genannt wurde, macht schon 
einmal ein wenig Hoffnung, dass wir die Landes- und Regio-
nalplanung bald tatsächlich auf etwas breitere Füße stellen 
werden.

Vor allem sollten wir aber auch die Bedeutung und Tragweite 
von Landesplanung als Landtag ernst nehmen und dieses The-
ma nicht ausschließlich den Heilungsversuchen der Landesre-
gierung überlassen. Ich bitte daher um Zustimmung zum vor-
liegenden Antrag.

(Beifall B90/GRÜNE sowie vereinzelt AfD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Landesregierung spricht Frau Ministe-
rin Schneider.

Ministerin für Infrastruktur und Landesplanung Schneider:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
stelle erst einmal mit großer Freude fest, dass die Landesent-
wicklungsplanung in diesem Parlament eine sehr große Wert-
schätzung erfährt.  

(Vogel [B90/GRÜNE]: Wie wahr!)
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- Das war nicht immer so, Herr Vogel.

(Vereinzelt Beifall SPD und DIE LINKE - Lachen bei 
den Abgeordneten Vogel und Frau Nonnemacher [B90/
GRÜNE])

In vielen Debatten wird gefragt: Was ist das eigentlich, Raum-
ordnung und Landesplanung? Was machen die da eigentlich?

(Genilke [CDU]: Wenn das Ministerium nun einmal so 
heißt!)

Ich bin wirklich sehr positiv überrascht, dass das jetzt als die 
Grundstruktur in der Landesentwicklung auch anerkannt wird. 
Das finde ich erst einmal gut. Das bestärkt mich eigentlich da-
rin, dass wir mit der Heilung des Landesentwicklungsplans ge-
nau das Richtige gemacht haben. Denn Sie haben ja in Ihren 
Redebeiträgen selber gerade festgestellt, dass es ein sehr ungün-
stiger Zustand gewesen wäre, wenn wir zugelassen hätten, dass 
wir keinen rechtswirksamen Landesentwicklungsplan haben.

Der Landesentwicklungsplan ist hart umkämpft; das ist tat-
sächlich so. In sehr vielen rechtlichen Auseinandersetzungen 
geht es darum: Warum ist das so? Das liegt daran, dass er steu-
ert. Wenn ich etwas steuere - Siedlungsentwicklung, Freiraum, 
zentrale Orte -, dann sage ich an der einen Stelle immer: Ja, so 
soll es sein. Dafür sage ich an anderer Stelle: So soll es nicht 
sein. - Das bewirkt die Auseinandersetzung über den Landes-
entwicklungsplan.

Es gibt einen Normenkontrollantrag zu dem jetzt nach wie vor 
gültigen bzw. wieder in Kraft gesetzten Landesentwicklungs-
plan und einen Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz von 
mehreren Gemeinden. Solange über diese Anträge nicht ent-
schieden ist, ist der Landesentwicklungsplan weiter in Kraft.

Wir haben in dieser Legislaturperiode vor, diesen Landesent-
wicklungsplan neu aufzustellen. Das steht im Koalitionsver-
trag, ergibt sich aber auch aus der Zeitschiene. Ein Landesent-
wicklungsplan soll alle zehn Jahre überprüft werden. Die Pla-
nungsgrundlagen für den jetzigen Plan sind von 2006, 2007, 
2008. Das heißt, mit 2015/16 sind die zehn Jahre so langsam 
abgelaufen. Deswegen haben wir auch angefangen, das zu eva-
luieren. Wir haben uns in der Raumordnung und der Raumbeo-
bachtung angeschaut, wie die Ziele wirken.

Ein Bestandteil der sehr frühzeitigen Beteiligung ist die Befra-
gung der kommunalen Familie, worüber jetzt ein Bericht im 
Netz steht. Es ist natürlich nicht das offizielle Beteiligungsver-
fahren zu einem neuen Plan. Das Verfahren zur Neubearbei-
tung setzt mit dem Beschluss der Landesplanungskonferenz 
ein, der seit 9. September vorhanden ist. Jetzt wird ein Entwurf 
von der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung erarbeitet. 
Dieser wird dann wieder in die Planungskonferenz gegeben; 
wir haben ja eine Gemeinsame Landesplanung. Das wird näch-
stes Jahr, im ersten Halbjahr 2016 - so lautet der Beschluss - 
erfolgen. Danach geht es in das Beteiligungsverfahren. Das 
wird dann sicher mit der entsprechenden Aufmerksamkeit von 
allen Beteiligten wahrgenommen werden.

Wir reden im dafür zuständigen Ausschuss seit längerer Zeit 
darüber; wir werden auch in den nächsten Sitzungen darüber 
reden, sodass die Beteiligung des parlamentarischen Raums 
gewährleistet ist. Diese ist übrigens im Landesplanungsvertrag 

festgelegt, das heißt, in einem Gesetz ist die Rollenverteilung 
zwischen Exekutive und Legislative definiert; das ist also nichts, 
was wir uns mal eben so ausdenken.

Die Urteile der Verwaltungsgerichte, die hier angesprochen 
worden sind, sind im Übrigen nicht rechtskräftig. In beiden 
Fällen ist Berufung eingelegt worden. Gerade das Verwaltungs-
gericht Potsdam hat das auch ausdrücklich zugelassen, weil es 
der Meinung ist, die Debatten, die wir jetzt hier führen und auf 
die ich nicht näher eingehen will, können nur vor dem OVG 
selbst geklärt werden. - Vielen Dank.

(Vereinzelt Beifall SPD und DIE LINKE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Die BVB/FREIE WÄHLER Gruppe erhält noch 
einmal das Wort. Frau Abgeordnete Schülzke, bitte.

Frau Schülzke (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe):

Vielen Dank. - Ein Landesentwicklungsplan soll Vorsorge tref-
fen; genau das wird hier vermisst. Genau aus diesem Grund 
haben auch Gemeinden geklagt, und in der zweiten Runde sind 
es mehr Gemeinden geworden. Das sollte doch stark zu denken 
geben. Ich staune hier über dieses Selbstbewusstsein und diese 
Ignoranz gegenüber den Hinweisen der Gerichte. Das ist ein-
fach erschreckend.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe sowie vereinzelt 
CDU und AfD - Zurufe von SPD und der Fraktion DIE 
LINKE)

Hier kann ich nur sagen: Wer die Augen aufmacht, kann auch 
viel sehen. Sie sollten da einmal hinschauen! Herr Genilke hat 
es gesagt: Wir verlieren viel Zeit. Hier geht es nicht nur um das 
Herz, hier geht es auch um den Ringanker für Gemeinden. Las-
sen Sie die Gemeinden nicht allein, Sie verlieren viel Zeit! Wir 
haben darüber gesprochen, Herr Domres: Die Lausitz braucht 
einen Plan. Sie haben gesagt: Fangen wir an! Wann wollen wir 
anfangen? Das ist ein Stück dieses Landesentwicklungsplanes. 
Die Lausitz ist eine große Fläche. Die gleichen Probleme ha-
ben auch die Uckermark und die anderen ländlichen Gebiete. 
Es klemmt überall. Wir müssen hier etwas tun!

Darum werbe ich nochmals dafür: Stimmen Sie diesem Antrag 
zu! Fangen wir an und schieben wir es nicht weiter auf die lan-
ge Bank; das können wir uns einfach nicht mehr leisten. - Dan-
ke schön.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe, B90/GRÜNE 
sowie vereinzelt CDU und AfD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Wir sind damit am Ende der Aussprache und 
kommen zur Abstimmung über den Antrag „Belastbare gesetz-
liche Grundlage für die Landesplanung schaffen“ in der Druck-
sache 6/1998 (Neudruck) der Fraktionen CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe BVB/FREIE WÄH-
LER. Wer möchte diesem Antrag zustimmen? - Gegenstim-
men? - Enthaltungen? - Damit ist der Antrag abgelehnt.

	 (Zuruf des Abgeordneten Wilke [DIE LINKE])
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Ich schließe Tagesordnungspunkt 16 und rufe Tagesordnungs-
punkt 17 auf:

Aufklärung der Öffentlichkeit und des Landtages 
Brandenburg über die Privatisierungsüberlegung der 
Gesellschafter des Flughafens BER

	 Antrag
	 der BVB/FREIE WÄHLER Gruppe

	 Drucksache 6/2575

in Verbindung damit:

„Jeder Ministerpräsident hat den Auftrag des Land-
tags, das Nachtflugverbot und den Lärmschutz durch-
zusetzen“

	 Antrag
	 der BVB/FREIE WÄHLER Gruppe

	 Drucksache 6/2576

Die Aussprache eröffnet der Abgeordnete Schulze von der 
Gruppe BVB/FREIE WÄHLER. Bitte schön.

Schulze (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe): *

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Dass 
der BER uns schon teuer zu stehen gekommen ist, dürfte auch 
der Letzte - so fest er die Augen auch verschließt und die Fin-
ger in die Ohren steckt - mitbekommen haben. Aber wie teuer 
er uns noch zu stehen kommen wird, ist eine ungeklärte Frage. 
Wir wollen diese Frage aufgreifen und für Öffentlichkeit und 
Transparenz sorgen.

Beim BER sind wir es seit zehn Jahren gewöhnt, dass so lange 
beschönigt, verniedlicht, getrickst und vertuscht wird, bis voll-
endete Tatsachen nicht mehr zu leugnen sind. Zuletzt haben 
wir das in der Regierungserklärung unseres sehr verehrten Mi-
nisterpräsidenten zur Kenntnis genommen, dessen Äußerung, 
dass er noch an die Eröffnung 2017 glaube, von diesem Hohen 
Hause mit einem Lachen quittiert wurde. Der Punkt ist: Glau-
ben schließt Wissen aus. Wenn ich etwas glaube, weiß ich es 
nicht; wenn ich etwas weiß, brauche ich nicht zu glauben.

	 (Frau Mächtig [DIE LINKE]: So ein Quatsch!)

Meine Damen und Herren! Transparenz und Öffentlichkeit wa-
ren in diesem Landtag Brandenburg einmal ein Ausfluss der 
Friedlichen Revolution 1989 und allen Kollegen ein hehres 
Anliegen. Das ist im Prinzip auch der Geist der Verfassung, 
den wir einfordern. Leider ist es damit nicht mehr so weit her.

Transparenz und Ehrlichkeit im Hinblick auf den BER sehen 
anders aus: Nichts wird freiwillig zugegeben, nichts ehrlich 
und offen erklärt, sondern es werden immer erst Tatsachen ge-
schaffen, und dann müssen die Abgeordneten hinterher prüfen, 
was überhaupt gewesen ist - ganz gleich, ob bei der Landesbe-
teiligung am Private-Investor-Test-Verfahren im Jahr 2012, als 
mal eben schlappe 400 Millionen Euro über den Tisch gingen 
und man im Nachhinein feststellen konnte, wenn man sich die 
Akten angesehen hätte, dass mit gezinkten Karten gespielt 
worden ist, oder bei dem jetzt anlaufenden zweiten Prüfverfah-

ren. Da geht es aber nicht mehr um 400 Millionen, sondern um 
800 Millionen Euro, die bereits im Haushalt verankert sind. 
Wir haben vor wenigen Wochen darüber gesprochen. Das 
heißt: in einer Wahlperiode läppische 800 Millionen Euro für 
dieses Projekt. 

Dass der BER ein Fass ohne Boden ist, hat mittlerweile jeder 
kapiert. Egal, mit wem Sie reden - dem Handwerker, der Kin-
dergärtnerin, dem Polizisten -, allen ist klar: Die Ressourcen 
werden an dieser Stelle verschwendet und Geld wird einge-
sammelt, um dieses große schwarze Loch zu füttern. 

Wie kommen wir zu dem Antrag „Aufklärung der Öffentlich-
keit über die Privatisierungsüberlegung“? Wir haben - wie der 
aufmerksame Zuhörer weiß - bereits mehrfach im BER-Son-
derausschuss leichte Zungenschläge gehört, die ich empfunden 
habe wie „Werfen wir mal einen Brocken hin und gucken, wer 
draufgeht.“ Zuerst war es Frau Fölster, die von Schuldscheinen 
sprach, die die FBB ausgeben wollte, um ihr Finanzierungs- 
defizit darzustellen, weil sie bei Banken ja nichts mehr bekam. 
Dann hat Herr Bretschneider in einer BER-Sonderausschuss-
sitzung zum ersten Mal von Privatisierungsfragen gesprochen. 
Zuletzt ging es dann im Juni dieses Jahres hoch her, als der 
Regierende Bürgermeister von Berlin - immerhin Vorsitzender 
des Aufsichtsrates der Flughafengesellschaft - öffentlich er-
klärt hat, dass er einer Privatisierung oder Teilprivatisierung 
nicht zustimmen würde. 

Nun frage ich mich: Wie kommt der Aufsichtsratsvorsitzende, 
der Regierende Bürgermeister von Berlin, dazu, etwas zu de-
mentieren, von dem wir gar nichts wissen? Es ist dann auch in 
den Medien, die wir alle konsumieren konnten, ausführlich er-
läutert worden, dass der Flughafen zurzeit ein Minusprojekt ist. 
Das heißt, wir müssten noch Geld nachlegen, damit ein Inves- 
tor es uns abnimmt. 

Die Frage ist: Wie wird das weitergehen? Diese Frage, wie es 
mit dem BER weitergeht, betrifft das Budgetrecht dieses Land-
tages. Deswegen können wir es uns nicht gefallen lassen, auf 
so banale Weise - tröpfchenweise aus der Zeitung oder en pas-
sant - informiert zu werden. So geht das nicht. Wir reden hier 
über Milliardenbeträge, die das Land bereits investiert hat; des-
halb muss Klarheit her. 

	 (Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe und AfD)

Wir fordern aus diesem Grunde nicht mehr und nicht weniger, 
als dass die Landesregierung einen Bericht vorlegt. Dieser Be-
richt kann sehr kurz sein. Wenn es keine Überlegungen dazu 
gibt, kann er aus einem Satz bestehen: Es gibt keine Überle-
gungen. - Aber ich mahne dringend, bei der Wahrheit zu blei-
ben. Der BER-Untersuchungsausschuss in Berlin hat schon 
vieles zutage gefördert, von dem man glaubte, es gut versteckt 
und der Öffentlichkeit unzugänglich gemacht zu haben. 

Die Landesregierung wäre also gut beraten, uns reinen Wein 
einzuschenken. Denn wenn die FBB privatisiert oder teilpriva-
tisiert wird - und das ist die große Angst in der Bevölkerung, 
bei den Bürgerinitiativen und den Kommunen im Umland -, 
heißt das nicht, dass wir einen Teil des Landesvermögens, das 
wir investiert haben, wegwerfen? Denn dass die FBB ein Pen-
nystock ist, hat sich herumgesprochen - dagegen ist VW noch 
eine richtig werthaltige Aktie. Die größte Angst, die in der Re-
gion umgeht, ist, dass das Land Brandenburg über Politik dann 
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überhaupt keinen Zugriff mehr hätte. Zurzeit können wir als 
Abgeordnete, die wir die Bürgerinnen und Bürger vertreten, 
noch versuchen, Einfluss auf den Aufsichtsrat und politische 
Handlungsstränge und Entwicklungen zu nehmen. Wenn der 
Flughafen privatisiert ist, ist das die beste Ausrede für die Lan-
desregierung, die Gesellschafter: Wir können ja nichts tun, das 
ist jetzt alles schicksalhaft.

Ich habe diesen Antrag im Vorfeld mit den 40 Bürgerinitiati-
ven, die es rund um den Flughafen gibt, abgestimmt. Aus-
nahmslos war die dringende Bitte und Meinung: Ja, wir wollen 
Klarheit und Transparenz und wollen wissen, wohin die Reise 
geht. Wir wollen wissen, was in Zukunft passiert und wer unser 
Gegenüber ist. - Dem sollten Sie sich nicht verschließen. Ich 
vermute, dass es wieder reflexartig zur Ablehnung kommen 
wird. Aber das haben Sie dann zu verantworten. Ansonsten 
werden wir einfach abwarten, wie die Geschichte sich weiter-
entwickelt.

Die Parlamentarischen Geschäftsführer haben es für gut und 
richtig befunden, die beiden Anträge in einem Tagesordnungs-
punkt zusammenzuführen. Mag es so sein. Ich werde Ihnen al-
so einen zweiten Durchlauf bringen.

Meine Damen und Herren, Ihnen liegt der Antrag „Jeder Mini-
sterpräsident hat den Auftrag des Landtags, das Nachtflugver-
bot und den Lärmschutz durchzusetzen“ vor. Das sind nicht die 
Worte des Bürgermeisters einer Flughafengemeinde, des Vor-
sitzenden einer Bürgerinitiative oder meine Worte - nein, das 
sind die Worte von Matthias Platzeck, seinerzeit Ministerpräsi-
dent und Mitglied im Aufsichtsrat, gesagt am 29. Juli 2013, 
wenige Monate nach dem aufsehenerregenden Beschluss des 
Landtages, dem Volksbegehren für ein Nachtflugverbot zuzu-
stimmen. 

Meine Damen und Herren, nun kann man ja sagen: Diskonti-
nuität! Die entsprechende Wahlperiode ist vorbei! Die recht-
liche Frage, ob der Beschluss des Landtages zum Volksbegeh-
ren den Landtag auch in dieser Wahlperiode bindet, ist noch 
nicht abschließend geklärt. Dazu gibt es geteilte Meinungen. 
Aber wir sagen: Das Wort des Ministerpräsidenten ist etwas 
wert. Ich zitiere an dieser Stelle erneut Johannes Rau, der ein-
mal sagte: 

„Ein gebrochenes Versprechen ist ein gesprochenes Ver-
brechen.“ 

(Kurth [SPD]: Das ist nicht von Rau!)

Und darauf nagele ich Sie fest. Der Ministerpräsident hat den 
Bürgerinitiativen damals versprochen, dass er das machen 
wird. Und er hat auch seine Nachfolger dazu verpflichtet. Herr 
Woidke ist nun sein Nachfolger. Er ist heute nicht da, das ist 
sehr bedauerlich. Er hat andere Verpflichtungen, das wissen 
wir. Aber, meine Damen und Herren, nichts und niemand kann 
uns davon abhalten, in jeder Landtagssitzung die Einlösung 
dieses Versprechens einzufordern. 

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe und vereinzelt 
AfD)

Das mag Sie langweilen, das mag Sie ärgern, aber ich sage ein-
mal: Es gibt ein großes Vorbild, Cato den Älteren:

„Ceterum censeo Carthaginem esse delendam.“ 

Und das wird kommen und immer wieder, so lange, bis das 
Versprechen eingelöst ist. Sie werden uns und Sie werden mich 
in dieser Frage nicht loswerden. Das Nachtflugverbot von 
22 bis 6 Uhr ist essenziell für die Gesundheit der Menschen.

Im Übrigen, meine Damen und Herren, darf ich Sie darauf hin-
weisen, dass Sie ja selbst versprochen haben, das Nachtflug-
verbot einzuführen. Nur wollen Sie sich heute nicht mehr da-
ran erinnern. Diese Erinnerungslücke werden wir Ihnen nicht 
durchgehen lassen.

Meine Damen und Herren, Politik ist das Bohren dicker Bretter; 
das ist mir schon klar. Und dass Sie ein ganz besonders starkes 
Brett mit ganz vielen Astlöchern sind, ist auch klar. Aber wenn 
man nicht zu bohren aufhört, kommt man auch da hindurch.

Meine Damen und Herren, wir von den Freien Wählern sind 
das Sprachrohr der Bürgerinitiativen. Wir sitzen hier im Land-
tag in deren Auftrag und werden uns diesem Auftrag stellen, 
auch wenn Ihnen das nicht gefällt.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe - Zuruf der Ab-
geordneten Mächtig [DIE LINKE])

Meine Damen und Herren, wir fordern nicht mehr und nicht 
weniger, als dass sich der Ministerpräsident zu dieser Frage er-
klärt, wenn nicht heute, dann in der nächsten Landtagssitzung. 
Wir wollen von ihm hören, wie er die Ansage von Matthias 
Platzeck umsetzt oder auch nicht umsetzt. 

Und wir fordern, dass es einen entsprechenden Bericht gibt. 
Die Diskontinuität ist vorbei. Es gab in der 5. Wahlperiode ei-
nen Bericht zur Umsetzung des Nachtflugverbots, des Volksbe-
gehrens. Sie alle wissen, dass es ein nichtssagender Bericht 
war, den man auf den Satz reduzieren konnte: Wir haben uns 
bemüht, konnten aber leider nichts erreichen. - Sie wissen 
selbst, was der Satz in einem Zeugnis bedeutet: „Der Kandidat 
bemühte sich nach Kräften.“ - Das heißt schlicht und einfach: 
nichts getan, nicht geeignet.

(Frau Mächtig [DIE LINKE]: „Nichts getan, nicht geeig-
net“ heißt das nicht, sondern einfach: Leistung nicht er-
bracht!)

- Wir können uns gern darüber streiten, Frau Mächtig. Fakt ist, 
dass diese Landesregierung eine Bringepflicht, dass dieser 
Landtag eine Bringepflicht hat, und wir fordern sie ein; Sie 
können sich dieser Bringepflicht ja verweigern. Wir werden 
das draußen, bei den Bürgerinnen und Bürgern, bekannt ma-
chen; sie werden das entsprechend zu würdigen wissen. Und 
dann werden wir das nächste Mal kommen. Wissen Sie: Kein 
Baum fällt beim ersten Hieb. Man muss öfter auf ihn einha-
cken. Aber seien Sie gewiss: Ganz gleich - dann habe ich eben 
schwielige Hände. Und auch mit einer stumpfen Axt fällt der 
stärkste Baum. In dieser Frage werden wir nicht nachlassen. 
Deswegen: Tun Sie sich selber einen Gefallen und stimmen 
den beiden Anträgen zu! Dann haben Sie das Thema vom 
Tisch, und wir können endlich zu anderen Themen übergehen, 
die sich mit den Sorgen und Nöten der Bewohner befassen. 
Aber in dieser Frage gibt’s kein Vertun: Das Nachtflugverbot 
von 22 bis 6 Uhr muss kommen. 

Im Übrigen: Die Bürgerinnen und Bürger an der Südbahn, die 
bisher nicht wussten, was ihnen droht, sind jetzt aufgewacht - 
und viele andere mehr. Die wissen nun, was das bedeutet. 
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Bei Ihnen werden sie vermutlich auch gewesen sein. Ich kann 
mir nicht vorstellen, Herr Ness, dass Ihre Fraktion nicht Zu-
schriften von Bürgern bekommen hat, die jetzt merken, was 
ihnen da droht. Man darf aber noch einmal darauf hinweisen: 
Das, was jetzt über die Südbahn läuft, sind 18 % dessen, was in 
Zukunft passieren soll. Wenn man das als Wasserstandsmel-
dung nimmt, sind das 36 Zentimeter und geht Ihnen noch nicht 
mal bis zum Knie im Vergleich zu dem, was 2017 - wenn es 
denn 2017 kommt - kommen wird: Dann schlagen die Wogen 
hier bei 2 Metern über dem Kopf zusammen. Meine Damen 
und Herren, dann, versichere ich Ihnen, brennt die Luft. Wir 
sollten es nicht so weit kommen lassen, sondern uns für das 
Nachtflugverbot einsetzen. Wir sollten mehr tun in der Frage. 
Bitte strengen Sie sich mal ein bisschen an! - Danke.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe sowie vereinzelt 
AfD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die SPD-Fraktion spricht der Abgeordnete 
Bischoff. Bitte schön.

Bischoff (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Christoph Schulze: Beschönigt, getrickst, vertuscht, nichts wird 
ehrlich und offen erklärt - ich wiederhole mich hier an dieser 
Stelle, an diesem Mikrofon -, das ist Ihre Welt, Schulzes Welt 
der Verfolgung, des Tricksens, des Täuschens und des Hinter-
gehens.

(Beifall SPD sowie vereinzelt DIE LINKE)

Sie wissen ganz genau, Kollege Schulze, dass im Koalitions-
vertrag von Linke und SPD - ein Koalitionsvertrag bindet die 
Regierung eines Landes - zum Thema Nachtruhe steht, dass 
ganz klar mehr Nachtruhe am BER Ziel der Großen Koalition 
ist. Sie kennen den Koalitionsvertrag, können ihn nachlesen; 
ich will ihn nicht weiter zitieren.

Wir haben das Volksbegehren 2013 in dem Wissen angenom-
men, dass es schwierig wird mit den Partnern Bund und Berlin. 
Auch Ihre nochmalige, wiederholte Bitte, dies hier zu unter-
streichen, wird nicht davon ablenken, dass wir dieses Ziel wei-
terhin verfolgen. Aber wir machen den Menschen im Gegenteil 
zu Ihnen keine falschen Versprechen, streuen ihnen Sand in die 
Augen und versuchen ihnen Sachen zu erzählen, die wir am 
Ende nur mit anderen Partnern umsetzen können.

Schulzes Welt, zweites Kapitel, der Antrag zum Thema „Wir 
müssen doch mal den Ministerpräsidenten auffordern, den 
Lärmschutz durchzusetzen“. In der Begründung heißt es, die 
Politik des Landes Brandenburg, zuvorderst durch die SPD 
vertreten, hat diesen Flughafen in Schönefeld an einem - Zitat - 
„völlig ungeeigneten Standort eingerührt. Die Politik muss 
nunmehr die Suppe auslöffeln, die sie sich selbst eingebrockt 
hat.“ 

	 (Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe)

Lieber Kollege, Sie müssten am allerbesten wissen, dass der 
Entschluss, Schönefeld zu bebauen, nicht von Brandenburg un-

terstützt worden ist, sondern von Berlin, von Herrn Eberhard 
Diepgen und von Bundeskanzler Helmut Kohl, beide CDU. 

(Frau Lehmann [SPD]: So ist es! - Beifall SPD sowie ver-
einzelt DIE LINKE)

Und ich bitte Sie, Ihre Polemik an dieser Stelle endlich etwas 
zurückzufahren.

Ich komme zu Teil 3 von Schulzes Welt, nämlich dem Antrag 
„Die Öffentlichkeit soll endlich über die Privatisierungsüberle-
gungen beim Flughafen aufgeklärt werden.“ - Also nicht nur, 
dass Sie hier einen unredlichen Antrag vorgelegt haben: 

„Die Landesregierung wird aufgefordert, unverzüglich 
dem Landtag Brandenburg und seinen Gremien vollum-
fassend über die bisher angedachten Schritte und Überle-
gungen zur Privatisierung, Teilprivatisierung am Flugha-
fen BER bzw. von Anteilen der Flughafengesellschaft 
FBB zu berichten und darzulegen. Der Landtag erwartet 
einen derartigen Bericht …“

so steht es, man staune, in Ihrem Antrag -

	 „… bis zum 01.09.2015.“

(Schulze [BVB/FREIE WÄHLER Gruppe]: Sie haben 
den falschen Druck!)

- Nein, nein, ich habe schon den richtigen Druck.

Dumm nur, lieber Kollege Schulze, dass wir das im Sonderaus-
schuss BER natürlich behandelt haben. Ich gebe Ihnen gern 
einmal den Zitatausdruck.

(Schulze [BVB/FREIE WÄHLER Gruppe]: Vorher lesen, 
Herr Bischoff, vorher lesen!)

Der Abgeordnete Vogel, der da immer sehr wach und präsent 
ist - das kann ich auch einmal lobend erwähnen -, fragte genau 
das, und Herr Staatssekretär Bretschneider antwortete - ich 
verkürze es und gebe Ihnen gern das Protokoll, Kollege Schul-
ze -, im Moment werde kein Handlungsbedarf gesehen. Viel-
mehr wolle man zunächst den Flughafen in Betrieb nehmen.

Kollege Schulze, noch mehr hat mich verwundert, als ich mir 
die Anwesenheitsliste zur Sitzung des Sonderausschusses vor 
zehn Wochen angeschaut habe: Vertreter aller Fraktionen wa-
ren anwesend. Beim Kollegen Christoph Schulze bleibt aller-
dings das Kästchen der Anwesenheitserklärung leer. Ich bitte 
Sie herzlich, sich an der Debatte im Fachausschuss zu beteili-
gen. Am Montag tagt der Fachausschuss Sonderausschuss 
BER unter der allseits geschätzten Vorsitzenden um 14 Uhr. 
Sie selbst haben keinen einzigen Antrag auf die Tagesordnung 
des Sonderausschusses am Montag gesetzt. Schulzes Welt, 
viertes Kapitel, am Mikrofon, für die Zuschauerinnen und Zu-
schauer im Internet nachvollziehbar: einen ganz großen Ballon 
aufblasen, aber wenn es dann richtig ums Arbeiten und ums 
Zuhören geht oder mal ums Protokolllesen, Kollege Schulze, 
sind Sie in Staub und Wolken aus dem Saal gepfiffen.

Es macht irgendwann auch keinen Sinn mehr. Wenn Sie wirk-
lich für die Menschen vor Ort Verbesserungen erreichen wol-
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len - was übrigens auch unser Anliegen ist -, dann haben Sie in 
der Politik eine Möglichkeit: mit guten Argumenten und übri-
gens auch mit einer kollegialen Arbeitsweise Menschen mit-
zunehmen, Parlamentarier mitzunehmen. Ich weiß, wie das 
geht, und habe damit vor vielen, vielen Jahren bei der Grün-
dung des Nationalparks Unteres Odertal einige Erfahrungen 
gesammelt.

	 (Heiterkeit des Abgeordneten Vogel [B90/GRÜNE])

- Ja, wir haben gerade gemeinsam das Bestehen des National-
parks gefeiert. Aber dann muss man Menschen gewinnen, Ab-
geordnete und Fraktionen gewinnen - mit guten Argumenten 
und Alternativvorschlägen und nicht mit einem solchen Gesül-
ze, Kollege Schulze, in Ihrer eigenen Welt ständig und immer 
dasselbe zu wiederholen: „Karthago muss zerstört werden“; 
dieser Schwachsinn!

	 (Beifall SPD)

Ich bitte Sie, Kollege Schulze, und die anderen Abgeordneten 
von der BVB/FREIE WÄHLER Gruppe sowie alle Abgeord-
neten des Hohen Hauses sehr herzlich: Dieses Thema eignet 
sich nicht zur krassen Polemik. Man kann Menschen auch mit 
Polemik mitreißen, das weiß ich sehr wohl. Aber es ist unange-
bracht, wenn man sich hier am Mikrofon als der Rächer der 
Enterbten aufbaut und in den Fachausschüssen und in den Gre-
mien entweder nicht da ist oder keinen Tagesordnungspunkt 
anmeldet. - Vielen Dank.

	 (Beifall SPD und DIE LINKE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die CDU-Fraktion spricht der Abgeordnete 
Genilke. Bitte schön.

Genilke (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr 
geehrte, allseits geschätzte Vorsitzende des Sonderausschus-
ses - wie ich gerade erfahren durfte! Lieber Mike Bischoff, ich 
glaube, es ist das gute Recht eines jeden Abgeordneten, jeder 
Fraktion, die Anträge - und wenn sie uns aus den Ohren hän-
gen  - immer wieder hier vorzubringen. Ich denke, das muss 
man als Demokrat aushalten können, unabhängig davon, wie 
oft jemand im Ausschuss ist oder nicht. Ich bin auch nicht un-
bedingt erfreut, immer wieder dasselbe zu hören, auch immer 
wieder dasselbe zu sagen, aber ich glaube, sich darüber zu be-
schweren bringt uns nicht weiter. Im Übrigen, Herr Bischoff, 
wissen Sie, dass Karthago im Dritten Punischen Krieg tatsäch-
lich gefallen ist. Also, von daher hatte die fortwährende Wie-
derholung des Ausspruches Catos zumindest Erfolg.

(Beifall CDU und AfD - Zuruf des Abgeordneten Bi-
schoff [SPD])

- Nein, ist schon klar, aber ich hatte den Eindruck, dass Sie das 
nicht so toll fanden. Aber es war erfolgreich. Ich glaube, dass 
die Römer das früher auch nicht so toll fanden.

	 (Bischoff [SPD]: Das können wir draußen machen!)

- Das können wir nachher mal klären.

Einige Aspekte müssen angesprochen werden, ich habe auch 
schon öfter zu diesem Thema gesprochen. Das Erste sind die 
Privatisierungsüberlegungen; die Meldung darüber hat uns zu-
mindest aufschrecken lassen.

	 (Vogel [B90/GRÜNE]: Wieso aufschrecken?)

Wir haben uns gefragt und auch kritisch innerhalb der Fraktio- 
nen nachgefragt, was da tatsächlich dran ist. Natürlich würden 
wir uns viel lieber vorstellen, dass privates Kapital dafür sorgt, 
dass dieser Flughafen dann fertig wird, als dass wir weiter 
Steuergelder hineinstecken. Das war ja der Hintergrund, nehme 
ich an, auch dieser Anträge und der Diskussionen, die wir dazu 
hatten.

Andererseits ist es natürlich ein verdammt schlechter Aus-
gangspunkt, diesen Flughafen verkaufen zu wollen, einen 
Flughafen, von dem wir wissen, dass derzeit niemand hinein-
kann und der nicht in Betrieb genommen werden kann, weil 
etwas an die Decke gehängt wurde, was zu schwer ist. Zudem 
gibt es Kapazitätsprobleme, auch dies wird mittlerweile zu- 
gegeben: zu wenige Gepäckbänder, zu wenig Kapazität für 
Check-in-Schalter, zu wenige Parkpositionen und, und, und. 
Außerdem haben wir Probleme mit der Befeuerung. Egal, wer 
dort einsteigt: Der überlegt sich das.

Privates Kapital hat die Eigenschaft, dass es gern und sehr 
schnell vermehrt werden möchte, und da wir nicht abschlie-
ßend beantworten können, wann dieser Flughafen tatsächlich 
an den Start geht, obwohl der Ministerpräsident gestern noch 
froher Erwartung war, kann ein privater Anleger nicht damit 
rechnen, dort relativ schnell Rendite zu erzielen. Von daher 
glaube ich, dass eine Privatisierung an dieser Stelle nicht ge-
rechtfertigt ist. Öffentliches Geld für die Veräußerung zu 
Schleuderpreisen zu verschwenden funktioniert nicht, und das 
ist auch gut so.

Wir müssen schauen, was die Zukunft bringt und dass vor 
allem die noch dringenderen Fragen beantwortet werden. Die-
se haben Sie mit dem zweiten Antrag, dem Antrag zum Nacht-
flugverbot, aufgemacht. Auch dazu haben wir seinerzeit einen 
Kompromissvorschlag unterbreitet, weil wir auch die verkehr-
liche Seite sehen. Ein Nachtflugverbot wäre eine deutliche 
Einschränkung gegenüber dem derzeitigen Betrieb an den Ber-
liner Flughäfen. In Tegel wird von 23 bis 6 Uhr geflogen. Da-
mals wurde das im Übrigen abgelehnt, weil es weit hinter der 
Regelung von 22 bis 6 Uhr zurückbleibt. Das fand ich schon 
beachtlich, denn es wurde ja nicht von Christoph Schulze zu-
rückgewiesen - das hätte ich ja noch verstanden -, auch nicht 
von den Grünen, sondern von der SPD. 

Sie stehen natürlich ein Stück weit im Wort, weil Sie Dinge 
versprochen haben, die Sie - und das wussten Sie damals - nie 
werden halten können. Aus politischem Machtkalkül haben Sie 
am 13. Februar 2013 ein Volksbegehren mit dem Versprechen 
angenommen: Wir bekommen das hin. - Oder ich sage mal: 
Mit der Gewissheit, die anderen Gesellschafter machen ohne-
hin nicht mit. Das fällt Ihnen bei solchen Anträgen natürlich 
immer wieder auf die Füße, und die Menschen vor Ort wissen 
das auch. Sie können sich einsetzen, so viel Sie wollen, aber 
diesen Spagat werden Sie nicht hinbekommen.

Das Gleiche gilt im Übrigen für Ihre Versprechen bezüglich 
der dritten Startbahn. Wer keine Alternative aufzeigt, wo dieser 
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Flugverkehr mit in Zukunft 40 Millionen Passagieren stattfin-
den soll, der kann doch nicht gleichzeitig eine dritte Start- und 
Landebahn ausschließen, es sei denn, wir muten zu, dass dies 
an anderen Standorten möglich ist. Es wurden Flughäfen wie 
Rostock, Leipzig oder Hannover genannt. Ich halte das nicht 
für besonders realistisch. Versprechen, das wissen Sie, sind 
dann schnell gebrochen, und ich glaube, damit sind Sie auf 
dem falschen Weg. Diepgen & Co. sind schuld an Schönefeld, 
haben wir gehört. Vielen Dank für diesen Nachhilfeunter- 
richt!

	 (Bischoff [SPD]: Ja, immer wieder gerne!)

Ich sage Ihnen ganz offen und ehrlich: Hätte Brandenburg ge-
sagt, unter diesen Bedingungen kommt der Flughafen nicht 
hierher, wäre er auch nicht hierhergekommen. Dessen können 
Sie sicher sein.

(Beifall CDU, AfD und des Abgeordneten Schulze [BVB/
FREIE WÄHLER Gruppe])

Es gibt kein Gesetz, nach dem der Bund und ein Bundesland 
darüber verfügen, was in einem anderen Bundesland, bitte 
schön, gebaut wird. Das läuft immer noch in Eigenregie. Dafür 
gibt es Gesetze. Das funktioniert schon.

	 (Bischoff [SPD]: Drei Gesellschafter!)

Wenn Sie dann schon so groß tun: Da gibt es schöne Sätze, die 
ich gar nicht wiederholen will, unter welchen Bedingungen 
Herr Stolpe bereit gewesen wäre, diesen Flughafen nicht in 
Schönefeld zu bauen. 

Noch kurz zum Thema Lärmschutz, meine Redezeit ist fast zu 
Ende: 110 WE haben wir jetzt geschafft. Ich habe einmal hoch-
gerechnet. Mit diesem „mörderischen“ Tempo von zwei ge-
schützten WE im Monat sind wir schon in 578 Jahren fertig mit 
dem Schallschutz für 14 000 Wohneinheiten! Vielleicht trifft das 
ja mit der Eröffnung des Flughafens zusammen. - Vielen Dank.

(Beifall CDU, AfD sowie des Abgeordneten Schulze 
[BVB/FREIE WÄHLER Gruppe])

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Fraktion DIE LINKE spricht nun der 
Abgeordnete Ludwig. Bitte schön.

Ludwig (DIE LINKE):

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Kollege 
Schulze sagte bereits, beide Anträge wurden in einem Tages-
ordnungspunkt vereint. Möglicherweise ist die Erklärung da-
für, dass sie beide thematisieren, was in diesem Hause bereits 
besprochen ist.

Ich habe mich beim Lesen der Anträge gefragt: Was ist das 
Neue? Was will Kollege Schulze erreichen? Wir wissen alle, 
dass er bei diesem Thema seit Jahren emsig ist. In den Anträ-
gen steht nichts, was nicht schon im Haus besprochen ist und 
nicht auch schon öffentlich nachvollziehbar war. Deshalb frage 
ich mich: Was wollen Sie erreichen?

(Schulze [BVB/FREIE WÄHLER Gruppe]: Es ist noch 
nicht so entschieden!)

Ich versuche, Ihnen gleich noch die Antworten zu geben. Was 
Sie erreicht haben, ist, dass ich heute zum ersten Mal von der 
CDU-Fraktion gehört habe, dass sie beim Gedanken an eine 
Privatisierung zusammenzuckt.

	 (Frau Lehmann [SPD]: Richtig!)

Das ist mir neu. Bislang hatte ich das von Ihnen immer anders 
gehört: dass Privatisierung das einzige Mittel ist, um überhaupt 
noch die staatliche Ordnung aufrechtzuerhalten.

	 (Heiterkeit bei der SPD)

Ich werde in Zukunft immer wieder einmal, falls Sie solche In-
itiativen doch noch starten, daran erinnern, dass Sie heute hier 
einen interessanten Paradigmenwechsel verkündet haben.

	 (Beifall DIE LINKE und SPD)

Die Frage „Was wollen Sie erreichen?“ hat mich dann aber zu 
dem ersten Punkt geführt, mit dem ich auch Recht behielt: Herr 
Schulze, Sie wollten heute erneut sagen, dass Sie der Vertreter 
der Betroffenen aus der Region sind. Da setzt tatsächlich der 
Reflex ein: Das sind Sie nicht allein, davon gibt es mehrere in 
diesem Landtag.

	 (Beifall SPD - Bischoff [SPD]: Solidarisiert!)

Wenn Sie das, wie Sie angekündigt haben, in jeder Sitzung 
wiederholen, dann werde auch ich das in jeder Sitzung wieder-
holen. Für die Bewohner der Region ist es gut zu wissen, dass 
neben Ihrem Engagement auch Regierungshandeln stattfindet 
und es in diesem Parlament mehrere gibt, die sehr aktiv sind 
und an diesem Thema dranbleiben werden.

Nicht neu ist, dass der Ministerpräsident dieses Landes - der 
heute nicht hier sein kann - öffentlich hinreichend erklärt hat, 
dass er auch mit dem neuen Berliner Regierenden Bürgermei-
ster über dieses Thema zielführende Verhandlungen führen 
wird. Natürlich können Sie einen Bericht verlangen - das kann 
man alles gern tun -, aber schon die schlichte parlamentarische 
Anfrage hätte das gleiche Arbeitsergebnis gehabt - neben dem, 
dass wir uns auch am kommenden Montag in der Sonderaus-
schusssitzung Flughafen BER erneut dazu verständigen wer-
den, aus gutem Grund, denn wir sind nicht am Ziel. Das ist 
aber leider auch nicht neu, und das ist der einzige Punkt, bei 
dem ich Ihnen beipflichten muss: Das dauert mit den Berlinern 
einfach zu lange. Ich habe aber keinen Zweifel daran, dass un-
ser Ministerpräsident seine Zusage - nicht sein Versprechen, 
sondern seine Zusage - ehrlich umsetzen wird und an dem The-
ma dranbleibt.

Auch bezüglich der Privatisierungsabsichten ist in der Öffent-
lichkeit, zumindest in der veröffentlichten Meinung alles hin-
reichend geklärt worden. Ich habe mich - wie Sie - gefragt: 
Wie kam das damals in die Zeitung? Wer hatte Interesse daran, 
darauf öffentliche Antworten möglicherweise auch zu provo-
zieren? Ich weiß es bis heute nicht. Fakt ist aber, dass nun öf-
fentlich alles dargetan ist. Es macht keinen Sinn, eine Baustel-
le, die eben eine Baustelle ist, teil- oder vollständig zu privati-
sieren, nicht wegen niedriger Gewinnerwartung, sondern we-
gen ganz anderer Effekte. Es gibt keine Privatisierungsüberle-
gungen. Nicht nur die Geschäftsführung, sondern auch unsere 
Mitglieder im Aufsichtsrat haben erklärt, dass einziges Ziel der 
gegenwärtigen Arbeit die Inbetriebnahme dieses Flughafens 
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ist. Andere sagen: Wir wollen ihn ans Netz bringen. - Ich sage: 
Wir wollen, dass er endlich in seine Rückzahlungsverpflich-
tungen eintreten kann, denn noch ist laut Prüfung der EU zu 
erwarten, dass das investierte Geld zurückgezahlt werden 
kann. Dazu muss er aber in Betrieb sein, sonst wird das nicht 
funktionieren.

	 (Beifall DIE LINKE und SPD)

Es bleibt also ganz klar: An einer Privatisierung wird nicht ge-
arbeitet. Insofern würde ein solcher Bericht diesen knappen 
Satz beinhalten. Eine solche Antwort bekommt man aber über 
eine schlichte parlamentarische Anfrage. Dafür bedarf es des 
Beschlusses nicht. Deshalb noch einmal: Wir bleiben gemein-
sam mit Ihnen an diesem Thema dran. Wir bleiben mit den Ein-
wohnern in der Region, aber auch in anderen Orten Branden-
burgs im Kontakt zu diesem Thema, und wir wollen dieses 
Projekt gemeinsam zum Erfolg führen. Das ist möglicherweise 
der Unterschied zu den Römern: Sie wollten Karthago zerstö-
ren. Wir wollen den Flughafen nicht zerstören, sondern wir 
wollen, dass er sein Geld zurückverdienen kann. - Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE und SPD - Vogel [B90/GRÜNE]: 
Das wird ja nichts!)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Fraktion der AfD spricht nun der Abge-
ordnete Kalbitz. Bitte schön.

Kalbitz (AfD):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Verehrte Gä-
ste! Beide Anträge sind klar formulierte Interessen der Bran-
denburger Bürger. Zum Nachtflugverbot - das ist schon ausge-
führt worden - eine deutliche Erinnerung an die Landesregie-
rung und an Herrn Dr. Woidke: Sein Vorgänger, Ministerpräsi-
dent Platzeck, versprach den Brandenburgern diese Fürsorge, 
deshalb auch das gewählte Zitat. Ministerpräsident Dr. Woidke 
war unter Matthias Platzeck Innenminister. Er kennt die The-
matik und er kennt die Versprechen. Und das Scheinargument 
der Diskontinuität und dass man sich eigentlich nicht daran 
halten müsste, untergräbt die Glaubwürdigkeit der Politik. 
Dann braucht man sich auch nicht über Wahlbeteiligungen zu 
wundern, die so aussehen, wie sie aussehen. Das ist nicht ver-
trauensbildend und für mich auch ein wenig armselig, muss ich 
sagen. Die Brandenburger, die betroffen sind, vergessen diese 
Versprechen nicht, und sie fordern die Umsetzung.

	 (Zuruf der Abgeordneten Lieske [SPD])

Zur Frage der Privatisierung: Dieser Debatte gingen Kleine und 
Große Anfragen voraus, die sich mit der Finanzierung beschäf-
tigt haben. Die Antworten der Landesregierung an uns zeigen 
Arroganz und eine beträchtliche Ignoranz. Wir haben zum Bei-
spiel gefragt, wie und wann das Parlament und der Sonderaus-
schuss über Themen wie die Teilprivatisierung informiert wer-
den. Auf Frage 5 der Drucksache 6/2140 war die Antwort:

„Die Landesregierung wird den Sonderausschuss BER 
darüber informieren, wie die weitere Finanzierung des 
BER-Projektes vorgesehen ist, sobald eine Entscheidung 
über die Wahl zwischen den Finanzierungsvarianten ge-
troffen ist.“ 

Aha.

Noch einmal zur Verdeutlichung: Momentan sind von den 
5,4 Milliarden Euro Gesamtkosten deutlich mehr als die Hälf- 
te Steuergelder. Diese Steuermittel entsprechen ungefähr 
20 000 Einfamilienhäusern.

Sie verwalten Steuergelder, Sie treffen Entscheidungen. Wenn 
die Entscheidung vorliegt, dann wird informiert. Aha.

Vielleicht ein Vergleich aus dem Leben: Sie gehen zur Stadt-
sparkasse, also einer der wenigen Filialen, die vielleicht noch 
offen ist, 

	 (Frau Lieske [SPD] und Wichmann [CDU]: Was?)

fragen Ihren Berater, wie Sie Ihr Altersvorsorgeprojekt finan-
zieren könnten, und Ihr Berater entgegnet nur: Die Sparkassen-
verwaltung wird Sie darüber informieren, wie die weitere Fi-
nanzierung des Altersvorsorgeprojektes vorgesehen ist, sobald 
eine Entscheidung über die Wahl zwischen den Finanzierungs-
varianten getroffen ist. Aha. Wenn Sie dann noch hören, dass 
das Sparkassengebäude eine Dauerbaustelle ist, dass die Nach-
barn aufgrund der Dauerbaustelle und des ständigen Krachs 
sogar Schallschutz benötigen, den sie aber nicht pünktlich be-
kommen, würden Sie das Institut wechseln. 

Aber zurück zur Finanzierung des Flughafens BER: In der ver-
gangenen Legislaturperiode haben Sie in einer Anfrage einen 
Ausblick gegeben. Es ging dabei um Beständigkeitserklä-
rungen der drei Gesellschafter für zwei Jahre nach Inbetrieb-
nahme. Veräußerungspläne hatten Sie damals nicht. Wir sind 
ausdrücklich der Meinung, dass es viele Dinge gibt, die der 
Markt besser organisieren kann als der Staat. Es gibt auch Din-
ge, die der Staat besser organisieren kann als der Markt. Wir 
sind nicht radikal marktgläubig, um das klarzustellen. Eine 
Einmischung vonseiten des Staates sollte erfolgen, um Rah-
menbedingungen zu definieren. Dinge, die die Wirtschaft bes-
ser als der Staat umsetzen kann, gehören auch privatisiert; das 
ist gar nicht die Frage.

Die Dauerbaustelle BER ist ein anschauliches Beispiel für das 
Versagen des Staates. Stichwort Beauftragung eines Gene-
ralunternehmers - diese Kette ist inzwischen endlos.

Im Sonderausschuss wurde wiederholt betont und mit vielen 
bunten Folien und farbigen Balken dargestellt, wie sehr dieser 
Flughafen dazu bestimmt ist, zu einer Goldgrube zu werden. 
Diese geweissagte Goldgrube passt jedoch nicht zum nega-
tiven Verkaufswert seiner Anteile. Ein neuer privater Minder-
heitengesellschafter müsste womöglich, laut Presseinformation 
vom Juni, einige hundert Millionen Euro für einen Einstieg er-
halten. 

Aber selbst bei einer - rein spekulativen - geglückten Privati-
sierung machen mich Ihre Antworten stutzig. Eine Beispielant-
wort der Landesregierung: 

„Bei einer möglichen Privatisierung ist auch eine fortbe-
stehende Haftung aus der Bürgschaft der Länder und des 
Bundes zu beachten.“

Aha. Die etwaige Goldgrube bzw. Gewinne werden dann pri-
vatisiert, aber für die Risiken bürgt weiterhin der Steuerzahler. 
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Gewinne privatisieren, Verluste sozialisieren, das von Rot-Rot 
- Respekt!

	 (Beifall AfD)

Hier herrscht aus unserer Sicht deutlicher Aufklärungsbedarf, 
und zwar vor einer Entscheidung. Diese Anträge sind wichtig, 
und sie sind nötig, und wenn sie noch hundert Mal auf das Ta-
bleau kommen, weil die Menschen da draußen die Nase voll  
davon haben, wie sich darum gedrückt wird.

Wir stimmen für diese Anträge. - Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
spricht der Abgeordnete Vogel. Bitte schön. 

Vogel (B90/GRÜNE):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! „Jeder Mini-
sterpräsident hat den Auftrag des Landtages, das Nachtflugver-
bot und den Lärmschutz durchzusetzen“, so lautet der Antrag 
der Gruppe BVB/FREIE WÄHLER. Ich möchte hinzufügen: 
Auch jede künftige Ministerpräsidentin hätte diese Aufgabe. 
Denn wir wissen wirklich nicht, wann dieser Flughafen eröff-
net wird. 

	 (Lachen und Beifall AfD)

Wenn ich in Erinnerung rufen darf: Bei der letzten Sonderaus-
schusssitzung gab es zwei Aussagen - sowohl von Herrn Müh-
lenfeld als auch von Herrn Bretschneider - zum möglichen Er-
öffnungstermin: Alles ist möglich, also auch ein Eröffnungster-
min im zweiten Halbjahr 2017. Das war die Aussage. Das Er-
staunliche ist, dass unser Ministerpräsident gestern hier den 
Glauben zum Wissen erklärt hat, dass dieser Termin zu halten 
ist, obwohl Herr Mühlenfeld und Herr Bretschneider - beide! - 
gesagt haben, dieser Termin ist nur dann haltbar, wenn nichts 
mehr passiert, wenn nichts mehr dazwischenkommt. Aber was 
ist das mit dem Dachschaden? 

	 (Heiterkeit bei der AfD)

Ich denke, das deutet darauf hin, dass ganz ordentlich etwas 
dazwischengekommen ist. 

Zu dem Begehren: Dem stimmen wir natürlich vollständig zu. 
Das Thema Diskontinuitätsprinzip finde ich wirklich span-
nend. Ich denke, bei Volksinitiativen und Volksbegehren kann 
kein Diskontinuitätsprinzip greifen, 

(Beifall des Abgeordneten Raschke [B90/GRÜNE] und 
der Gruppe BVB/FREIE WÄHLER])

aus einem ganz einfachen Grund: Im Ergebnis einer Volksiniti-
ative müssen die Initiatoren, also die Vertrauensleute, eine Ent-
scheidung treffen, ob Aussagen, Beschlüsse des Landtages ih-
nen ausreichen, um nicht in die nächste Phase einzutreten, also 
in ein Volksbegehren - genauso, wie bei einem Volksbegehren 
dann am Ende auch eine Entscheidung stehen muss, ob ein 
Volksentscheid herbeigeführt werden soll oder nicht.

Wir stellen uns einmal vor, dass die Entscheidung des  
Landtages, im Ergebnis der „Volksinitiative Musikschulen“ 
400 000 Euro zusätzlich zur Verfügung zu stellen, in der näch-
sten Legislaturperiode einfach für ungültig erklärt würde. Das 
hieße, dass eigentlich im Nachhinein der Volksinitiative das 
Recht entzogen würde, den zweiten Schritt, nämlich ein Volks-
begehren und darauf einen Volksentscheid zu initiieren, zu ge-
hen. Ich denke, darüber sollte die Koalition wirklich noch ein-
mal nachdenken. 

(Frau Lieske [SPD]: Das haben wir doch gar nicht in den 
Raum gestellt!)

Das geht wirklich nicht. Volksinitiative, Volksbegehren und 
Volksentscheid sowieso fallen nicht unter das Diskontinuitäts-
prinzip. 

(Beifall B90/GRÜNE, BVB/FREIE WÄHLER Gruppe 
und AfD - Frau Lieske [SPD]: Zweifelsfrei!)

Deswegen werden wir dem Antrag auch zustimmen. 

Ich habe allerdings meine Zweifel, ob der Landtag, das Ple-
num, der richtige Ort ist, um all die Berichte, die hier gefordert 
werden, zu präsentieren. Wir haben - darauf haben mehrere 
Redner hingewiesen - den Sonderausschuss Flughafen. Das ist 
der Ort, an dem nicht nur etwas verkündet wird, sondern wo 
nachgefragt werden kann, wo diskutiert wird, wo mehrere Mi-
nister antworten und auch der hier nicht redeberechtigte Herr 
Mühlenfeld auftreten können. Ich finde, da ist es wesentlich 
besser angesiedelt.

Nun ist das Thema Privatisierung wirklich nicht neu und Herr 
Görke als Finanzminister hat es auch schon mehrfach im Zu-
sammenhang mit dem Notifizierungsverfahren der EU ange-
sprochen. Ich selbst habe mehrfach deutlich gemacht, dass ich 
gegen eine Privatisierung gar nichts einzuwenden hätte, denn 
der Normalfall ist, dass Flughäfen nicht in Staatsbesitz sind. 
Ich habe mich gerade noch einmal schlaugemacht: Zürich-AG 
38 % öffentlich, der Rest privat, Wien seit 1992 50 % an der 
Börse, Heathrow, größter Flughafen Europas, 100 % privati-
siert, seit 2006 mit einer spanischen Mehrheitsgesellschaft, 
Charles de Gaulle, Orly - also die weit größten Flughäfen in 
Europa -, teilprivatisiert, der Staat hält noch 52 %, Frankfurt 
am Main übrigens auch 40 % privat, der Rest ist in öffentlicher 
Hand. Ich denke, das wird hier auch irgendwann passieren. Das 
ist vermutlich genauso sicher wie die Tatsache, dass dieser 
Flughafen irgendwann eröffnet wird. 

Ich möchte darauf hinweisen, dass auch Ferdi Breidbach und 
verschiedene Vertreter der Bürgerinitiativen früher immer ge-
fordert haben, dass ein neuer Großflughafen in privater Träger-
schaft errichtet wird, weil sie der Auffassung waren, dass das 
keine Landesaufgabe ist.

Wir finden, das Plenum muss irgendwann eine politische Debat-
te führen und eine politische Entscheidung treffen, ob man pri-
vatisieren will und welche Privatisierung gewollt ist. Da brau-
chen wir, ehrlich gesagt, gar nicht groß Berichte abzuwarten, 
sondern müssen politisch entscheiden, was wir eigentlich wol-
len. Ich finde, das könnten wir im Flughafenausschuss vorberei-
ten. Die Entscheidung wird diesem Plenum niemand abnehmen.

Wir wissen nicht, wann die Eröffnung ist; ich habe es gesagt. 
Wir ahnen schon: Es kommt irgendwann zu der Privatisierung. 
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Wir haben große Zweifel daran, dass das Plenum der richtige 
Ort ist, um diesen Bericht entgegenzunehmen. Wir plädieren 
dafür, das im Sonderausschuss zu machen. Das werden wir, 
völlig unabhängig davon, wie die Entscheidung hier jetzt aus-
geht, zum Thema machen. Deswegen werden wir dem Antrag 
bezüglich der Privatisierungsüberlegung nicht zustimmen, son-
dern uns enthalten. - Recht herzlichen Dank.

(Beifall B90/GRÜNE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Landesregierung spricht Minister Gör-
ke. Bitte schön.

Minister der Finanzen Görke:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es gehört natürlich 
zu den Aufgaben einer jeden Gesellschaft, speziell auch der 
FBB, mögliche Varianten der Unternehmensfinanzierung auch 
unter Einbeziehung privater Investoren im Grundsatz zu prü-
fen. Das hat die Flughafengesellschaft vor einigen Monaten 
getan. Hintergrund waren auch die hier im Haus diskutierten 
Fragen der weiteren Finanzierung für die Inbetriebnahme bzw. 
für die partielle Erweiterung der Kapazitäten.

In diesen Variantenbetrachtungen kam die FBB zu dem Ergeb-
nis, dass die Option der Privatisierung nicht infrage kommt. 
Deshalb wurde auch in Abstimmung mit dem Gesellschafter 
Brandenburg dieser Weg nicht weiter beschritten. Insofern ist 
das nichts Neues. Ich bin Ihnen sehr dankbar, Herr Abgeordne-
ter Vogel, dass Sie darauf noch einmal Bezug genommen ha-
ben. 

Damit geht Ihre Forderung an die Landesregierung, sehr ver-
ehrte Abgeordnete der Freien Wähler, dem Landtag und seinen 
Ausschüssen über angedachte Schritte zur Privatisierung zu 
berichten, ins Leere. 

Ob in Zukunft Investoren einsteigen wollen, was bei allen Pro-
blemen für die wirtschaftliche Attraktivität des BER sprechen 
würde, ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht voraussehbar. Aber, 
Herr Kollege Schulze, es wird nicht gemauschelt. 

(Lachen des Abgeordneten Schulze [BVB/FREIE WÄH-
LER Gruppe])

Wir sind auch nicht intransparent; denn die Rahmenbedin-
gungen sind klar. Die Spielregeln sind klar. Das Parlament ent-
scheidet als Haushaltsgesetzgeber über die Bereitstellung von 
Haushaltsmitteln zur Finanzierung und über die politische Ent-
scheidung nach § 65 Abs. 7 der Landeshaushaltsordnung auch 
über einen Verkauf oder Teilverkauf von großen Unterneh-
mensanteilen des Landes. Die Landesregierung wird - wie bis-
her - das Parlament über Planungen und die Finanzierung, die 
FBB betreffend, informieren.

Sehr geehrte Abgeordnete der Freien Wähler, zu Ihrem zweiten 
Antrag, Nachtflugverbot und Lärmschutz durchsetzen, ver-
weise ich auf die Ausführungen meiner geschätzten Kollegin 
Ministerin Schneider zu diesem Tagesordnungspunkt während 
einer der letzten Landtagssitzungen. Der Standpunkt der Lan-
desregierung - das wird Sie nicht überraschen - hat sich nicht 
geändert und hat immer noch Gültigkeit.

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, diese beiden Anträge 
abzulehnen. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE und SPD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Das Wort erhält noch einmal die Gruppe BVB/
FREIE WÄHLER. Herr Abgeordneter Schulze bitte.

Schulze (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe): *

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn es 
nicht so traurig wäre, könnte man darüber lachen. Herr Bi-
schoff, Sie haben gesagt, es steht alles im Koalitionsvertrag. 
Wir wissen: Koalitionsverträge sind geduldig und auch aus den 
letzten Koalitionsverträgen ist vieles nicht umgesetzt worden. 
Ihre Ausrede, der Bund und Berlin wollen nicht, ist die immer 
wieder leidige Ausrede.

(Zuruf des Abgeordneten Bischoff [SPD])

Aber hier im Land Brandenburg haben allein der Landtag 
Brandenburg und die Landesregierung Brandenburg das Sa-
gen. Wenn man sich an den Bund und Berlin kettet, dann ist 
das Ihr eigenes politisches Problem. Man kann sich von diesen 
Ketten aber lösen.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe - Frau Mächtig 
[DIE LINKE]: Verträge haben nichts mit Ketten zu tun!)

Zu den Ausführungen, dass die SPD oder wer auch immer, 
SPD-Politiker gar nicht die Verantwortung hätten, es sei alles 
früher entschieden worden, Konsensbeschluss 1996, Nacht und 
Nebel und Herr Stolpe sei gezwungen worden: Meine Damen 
und Herren, einfach noch einmal zur Geschichte: 1998, als 
Gerhard Schröder Bundeskanzler wurde, habe ich mich an den 
Ministerpräsidenten gewandt und ihn gebeten, doch diese Fra-
ge, wenn er denn wirklich vergewaltigt worden sei, neu aufzu-
rollen, die Mehrheiten seien nun andere und man könne zu ver-
nünftigen Entscheidungen kommen. Wir waren damals auch 
beim damaligen Verkehrsminister der ersten rot-grünen Bun-
desregierung, Herrn Müntefering, persönlich mit dem Landrat, 
mit den Bürgermeistern und einem Bundestagsabgeordneten, 
Dr. Peter Danckert, und haben auch ihn gebeten. Auch da ist 
nichts gekommen.

Dann gab es die Regierungswechsel im Juni 2002, das heißt, zu 
dem Zeitpunkt, wo der Planfeststellungsantrag noch nicht ein-
mal gestellt worden war. Es gab das Anhörungsverfahren. Im 
August 2004, da war Ministerpräsident Matthias Platzeck schon 
zwei Jahre im Amt, wurde der Planfeststellungsbeschluss ge-
fasst, und erst 2006 kam das Urteil. Zu sagen, es hätte nicht 
genügend Möglichkeiten der Umkehr, des Anhaltens und des 
Besinnens gegeben, diesen verrückten Standort nicht zu neh-
men, ist einfach unverantwortlich. 

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe sowie vereinzelt 
AfD)

Herr Bischoff, ich will Ihnen noch eine ganz konkrete Antwort 
auf Ihre Polemik und Ihre Hetze im Hinblick auf mein Nichter-
scheinen am 6. Juli geben: Ich hatte einen medizinischen Not-
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fall, einen Menschen zu versorgen, der in Lebensgefahr schweb-
te. Das war mir an dieser Stelle wichtiger, 

	 (Zuruf: Hui!)

als zur Sitzung zu fahren. Ich habe es übrigens einigen Abge-
ordneten, auch Frau Lieske, bei der letzten Sitzung gesagt. Ich 
habe gesagt: Ich war nicht da, weil es einen medizinischen 
Notfall gab. Dass Sie hier rumhetzen und das nicht zur Kennt-
nis nehmen wollen, nehme ich zur Kenntnis, 

	 (Zuruf von der SPD)

finde es aber einfach unanständig. 

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe und AfD - Bi-
schoff [SPD]: Sie haben es gesagt, wir nehmen es zur 
Kenntnis!)

Herr Kollege Ludwig, Sie haben gesagt, der Ministerpräsident 
werde mit Herrn Müller reden. Drei Jahre sind vergangen. Die 
Leute fragen: Wann kommen denn endlich Ergebnisse? Where 
is the beef, fragen die Amerikaner, wo ist das Fleisch am Kno-
chen? Hier ist kein Fleisch am Knochen, jedenfalls bis jetzt 
nicht. Wir wollen Ergebnisse sehen und nicht nur Worte hören. 
Die haben die Leute lange gehört, deswegen glaubt das auch 
keiner mehr. Wenn jetzt hier von verschiedenen Rednern ge-
sagt wird, der BER soll nicht privatisiert werden - die Worte 
hörte ich wohl, nur der Glaube fehlt mir noch. 

Herr Minister Görke, Sie haben gesagt, der Landtag wird im-
mer zeitnah informiert. Wissen Sie, da fällt mir eine Episode 
ein, die nur wenige Monate alt ist. Am 28. Mai, wenn ich mich 
recht erinnere, haben Sie im Haushalts- und Finanzausschuss 
die Katze aus dem Sack gelassen, die zweiten 400 Millionen 
Euro. Im Juni war die Plenarsitzung zum Haushalt. Das nennen 
Sie rechtzeitig. Für mich hat „rechtzeitig“ eine andere Bedeu-
tung. Das war einfach eine Nacht-und-Nebel-Aktion, 

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe und AfD sowie 
vereinzelt CDU)

kurz das Stöckchen hingehalten und dann sozusagen: Friss, Vo-
gel, oder stirb. Ich sage, es wird bei den anderen Dingen auch 
so kommen. Ich bin da sehr gelassen, warten wir es ab. 

Aber, meine Damen und Herren, es ist wie mit vielen anderen 
Fragen bei diesem Flughafen auch: Diese Fragen und diese An-
träge werden gestellt, schlicht und einfach, um die Situation 
herbeizuführen, dass sich bitte in Zukunft keiner herausreden 
möge und behauptet, diese Fragen seien ja nicht gestellt wor-
den, das hätten wir ja gar nicht gewusst, das hätten wir gar 
nicht diskutiert. Es war alles bekannt, man konnte alles wissen. 
Sie können auch heute wissen, wenn Sie wollen, und man wird 
sehen, wohin es geht. 

Ich lehne mich da ganz beruhigt zurück. Ob das nun Oktober 
2017, 2018 wird oder - wie einige Auguren sagen - dieser Flug-
hafen niemals eröffnet - wir werden es erleben. Nur, ich stelle 
dann die Frage: Wer übernimmt dafür die politische Verant-
wortung? Bisher habe ich das nicht sehen können. Es ist keiner 
zurückgetreten, es hat keiner gesagt, er übernehme die poli-
tische Verantwortung für 2,5 Milliarden Euro etc. etc. etc. Das 

ist die politische Verantwortungslosigkeit in diesem Lande, 
und die werden wir Ihnen nicht durchgehen lassen!

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe und AfD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Wir sind damit am Schluss der Debatte, und ich 
leite zu den Abstimmungen über. 

Wir stimmen zuerst über den Antrag der BVB/FREIE WÄH-
LER Gruppe, Drucksache 6/2575 - Aufklärung der Öffentlich-
keit und des Landtages Brandenburg über die Privatisierungsü-
berlegung der Gesellschafter des Flughafens BER -, ab. - Wer 
dem Antrag zustimmt, den bitte ich um sein Handzeichen. - 
Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Bei einigen Enthaltungen ist 
der Antrag abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der BVB/
FREIE WÄHLER Gruppe, Drucksache 6/2576 - „Jeder Minis- 
terpräsident hat den Auftrag des Landtags, das Nachtflugverbot 
und den Lärmschutz durchzusetzen“. - Wer dem Antrag zu-
stimmt, den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - 
Enthaltungen? - Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Ich schließe Tagesordnungspunkt 17 und unterbreche die Sit-
zung des Landtages bis morgen 9 Uhr. Einen schönen Abend!

(Unterbrechung der Sitzung am 24. September 2015: 
18.31 Uhr)

(Fortsetzung der Sitzung am 25. September 2015: 
9.01 Uhr)

Präsidentin Stark:

Meine Damen und Herren! Ich begrüße Sie herzlich zur Fort-
setzung der 17. Sitzung des Landtages Brandenburg. 

Heute sind Frau Ministerin Dr. Kunst, die Abgeordneten Frau 
Alter, Galau, Dr. Gauland, Hoffmann, Frau Kaiser, Dr. van 
Raemdonck, Kuhnert und Wiese ganztägig, Herr Nowka ab 
13 Uhr, Frau Augustin ab 12.30 Uhr und Herr Vogel ab 11 Uhr 
abwesend. 

(Unruhe im Saal)

Ich bitte, den Lärmpegel im Saal herunterzufahren. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 18 auf:

Aktuelle Stunde

Thema:
Zuwanderung gestalten - Das Tolerante Brandenburg 
stärken

Antrag
der Fraktion der SPD

Drucksache 6/2583
(Neudruck)
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Dazu liegen uns Entschließungsanträge vor: in Drucksa-
che 6/2639 ein Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN sowie ein soeben eingereichter Entschließungsantrag der 
CDU-Fraktion, Drucksache 6/2664. 

Wir beginnen die Aussprache mit unserem Ministerpräsidenten 
Dr. Woidke. Sie haben das Wort.

Ministerpräsident Dr. Woidke:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Es war eine ereignisreiche Woche bezüglich fol-
gender Frage - mit der wir uns schon am Mittwoch in diesem 
Hohen Haus und Sie sich gestern in der Aktuellen Stunde be-
schäftigt haben -: Wie geht Europa, wie geht Deutschland mit 
der Herausforderung der Flüchtlinge um? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen Sie mich nicht 
am gestrigen Abend beginnen, sondern zwei Tage vorher oder 
besser noch am Dienstag, denn ich glaube, der Beschluss der 
Innenminister über die Verteilung von 120 000 Asylsuchenden 
auf die verschiedenen europäischen Länder, der am Dienstag 
gefasst worden ist und in vielerlei Hinsicht kritisiert werden 
kann, ist, auch wenn er mit einer Mehrheit gegen eine Minder-
heit gefasst worden ist, was sicherlich ein Makel ist, schon ein 
erster Schritt gewesen. 

Aber ein weiterer und noch wichtigerer Schritt war die Ent-
scheidung des Europäischen Rates am Mittwoch, sich gezielt 
dafür einzusetzen, Fluchtursachen zu bekämpfen, und Men-
schen, die auf der Flucht sind, Unterstützung zu geben, auch 
wenn sie sich nicht in der Europäischen Union befinden. Die 
Situation, die Mittwochabend zu dem Beschluss beim Europä-
ischen Rat geführt hat, 1 Milliarde Euro für Flüchtlingslager 
vor allem im Libanon, aber auch in der Türkei und an anderen 
Stellen bereitzustellen, ist besorgniserregend. Der UNO und 
dem UNHCR im Speziellen ist das Geld ausgegangen, und 
Menschen haben aus purer Not, Verzweiflung und Angst um 
ihr Leben diese Flüchtlingslager verlassen. 

Wenn wir über Fluchtursachen reden, müssen wir uns vor Au-
gen führen, dass diese nicht in Flüchtlingslagern zu suchen 
sind. Deswegen stelle ich eines hier ganz deutlich klar: Wer 
sich für Frieden einsetzen kann - in Syrien und an anderer Stel-
le -, wird dringend gebraucht. 

(Beifall SPD, DIE LINKE, CDU, AfD und B90/GRÜNE)

Die Menschen leben in Krieg, jeden Tag sterben Menschen, 
und ich glaube, diese Menschen haben wenig Verständnis da-
für, dass wir darüber diskutieren, ob Russland mit am Tisch 
sitzen sollte oder nicht. Ja, Russland muss am Tisch sitzen, 
weil Russland helfen kann!

(Beifall SPD, DIE LINKE, AfD, B90/GRÜNE und BVB/
FREIE WÄHLER Gruppe)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Was den gestrigen 
Abend bzw. die Nacht zu heute - gestern Abend ist ein bisschen 
nett ausgedrückt - betrifft, so ist dieser 24. September 2015 ein 
wichtiger Tag gewesen, für Deutschland, aber auch und beson-
ders für Brandenburg. Dieser Tag hat gezeigt, dass wir trotz al-
ler unterschiedlicher Positionen, bei allen Schwierigkeiten in 
einzelnen Fragen und allen Grundsatzdebatten, die teilweise 

über Jahre hinweg geführt worden sind, dieser großen Heraus-
forderung für unser Land gemeinsam begegnen. Wir wollen 
gemeinsam dafür sorgen, dass die Menschen, die auf der Flucht 
vor Not und Vertreibung hier ankommen, gut unterkommen 
und versorgt werden. Dies kann aber eben nicht nur auf den 
Schultern von Kommunen und Ländern liegen, sondern auch 
der Bund muss sich angemessen beteiligen. Ich glaube, dass 
dieses Signal des gestrigen Abends ein starkes Signal war. Es 
war aber auch ein erster Schritt in die richtige Richtung. 

Sicherlich kennen Sie die Beschlüsse des gestrigen Abends. 
Diese will ich nicht im Einzelnen vortragen, es handelt sich um 
11 Seiten und viele Dinge, über die man diskutieren kann. Ich 
glaube, ganz grundlegend für viele auf der kommunalen Ebe-
ne, aber auch für uns in der Landespolitik, ist, dass es eine 
strukturelle, dauerhafte und dynamische Beteiligung des 
Bundes an den Kosten für die Unterbringung von Asylbewer-
bern gibt. Das ist ganz entscheidend. Der neue Chef der Bun-
desanstalt für Migration und Flüchtlinge Weise wird auch aus 
Bundessicht ein großes Interesse daran haben, die Verfahren 
möglichst schnell abzuschließen. Wenn wir Verfahren schneller 
abschließen können, ist das für alle Seiten gut. Es ist für den 
Asylsuchenden, der keine ausreichenden Asylgründe hat, gut, 
weil er dann schnell weiß, woran er ist. Es ist aber vor allen 
Dingen auch für die gut, die als Asylbewerber anerkannt wer-
den und damit einen Status haben, der ihre Integration in unse-
re Gesellschaft ohne weitere Hürden ermöglicht. Wir Branden-
burgerinnen und Brandenburger, unsere Landesregierung hat 
das Ziel, diese Integration möglichst gut hinzubekommen, und 
ich glaube, auch dafür war das gestern ein ganz wichtiger 
Schritt. 

(Beifall SPD und DIE LINKE)

Wenn man sich über die einzelnen Regelungen beugt, stellt 
man fest, dass auch Dinge dabei sind, die diskutierbar sind. 
Wir haben gestern lange über viele Fragen diskutiert; aller-
dings hat die Frage der sicheren Herkunftsstaaten eine beson-
dere Rolle gespielt. Ist es so, dass aus unserer Brandenburger 
Sicht das Kosovo ein sicheres demokratisches Land ist? Ist es 
so, dass in Albanien Bürgerrechte das gleiche Niveau haben 
wie bei uns? Ist es so, dass in Montenegro keine Menschen we-
gen ihrer Herkunft, Rasse oder Religion verfolgt werden? Das 
sind die schwierigen Fragen, vor denen wir auch in dieser De-
batte stehen. 

Aber eines ist wichtig zu sagen: Wir müssen insgesamt reali-
sieren, dass der größte Teil der Asylbewerberinnen und Asylbe-
werber aus diesen Ländern - das sind 99 % - keine ausrei-
chenden Asylgründe geltend machen konnte. Wenn wir jetzt 
über sichere Herkunftsstaaten diskutieren, sollte man auch 
eines wissen: Das Asylrecht ist kein Gruppenrecht, es ist kein 
Nationenrecht, es ist kein Regionenrecht. 

(Beifall des Abgeordneten Jung [AfD])

Asylrecht ist ein Individualrecht, und ich denke hier - beson-
ders vor dem Hintergrund der deutschen Geschichte - an die 
Gruppe der Sinti und Roma, die gerade in diesen Ländern nach 
wie vor zumindest in Teilen diskriminiert und benachteiligt 
werden. Deswegen ist diese schwierige Abwägung zu treffen. 
Ich glaube aber, dass auch mit dem gestrigen Beschluss unter 
anderem zur Erleichterung der Integration in den Arbeitsmarkt 
beigetragen wird, dass dann, wenn hier ein Ausbildungsvertrag 
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oder Arbeitsvertrag vorliegt, der nicht mit den Interessen eines 
Arbeitnehmers aus der EU bzw. Deutschland kollidiert, diese 
Menschen in unser Land einreisen und hier ihre berufliche Zu-
kunft finden können. Auch das ist, glaube ich, wichtig zu sa-
gen. 

Noch etwas ist wichtig, nämlich dass die Bundesregierung ge-
stern gesagt hat, dass sie in Zukunft, in den kommenden Mona-
ten und Jahren, gerade die Sinti und Roma bei der Schaffung 
von Perspektiven in ihren Heimatländern gezielt unterstützen 
will. Ich glaube, meine sehr verehrten Damen und Herren, dass 
es dafür höchste Zeit ist.

	 (Beifall SPD, DIE LINKE, CDU und B90/GRÜNE)

Es gibt eine ganze Reihe von weiteren Punkten, über die man 
diskutieren kann, und einen davon möchte ich besonders he-
rausheben. Dabei handelt es sich um eine Forderung, die wir 
hier im Hohem Hause schon des Öfteren diskutiert haben, 
nämlich den sozialen Wohnungsbau deutlich aufzustocken. 
Warum? Wenn in diesem Jahr 800 000 Menschen Asyl in 
Deutschland suchen - wir rechnen mit einer Anerkennungsquo-
te von ca. 50 % -, sind das 400 000 neue Mitbürger in einem 
Jahr, die irgendwo wohnen müssen. Wir müssen dafür sorgen, 
dass die Wohnungsnot dieser neuen Mitbürger nicht zu sozia-
len Verwerfungen auf heute schon angespannten Wohnungs-
märkten führt - das ist einer der wichtigsten Punkte -, das heißt, 
sozialen Wohnungsbau in den Regionen stärker zu fördern, in 
denen der Wohnungsmarkt angespannt ist, sozialen Wohnungs-
bau zu fördern für Brandenburgerinnen und Brandenburger, 
aber genauso eben für neue Mitbürgerinnen und Mitbürger. 
Deswegen ist das ein ganz wichtiger Beschluss des gestrigen 
Abends.

(Beifall SPD, DIE LINKE, CDU und B90/GRÜNE)

Ein weiterer Punkt ist das Betreuungsgeld, das wir für die 
nächsten Jahre in steigender Höhe bekommen, weil die Sum-
me, die ausgezahlt wird, immer geringer wird. Dieses Betreu-
ungsgeld ist dringend nötig, um die Situation in Brandenburger 
Kitas und Schulen für Brandenburger Mädchen und Jungen, 
aber auch die Integration von Kindern und Jugendlichen, die 
zu uns kommen, weil sie aus ihrer Heimat vor Krieg und Ver-
treibung geflohen sind, zu verbessern. Es ist eine wichtige 
Maßnahme für alle.

(Beifall SPD)

Wenn man davon reden kann, dass es gestern ein wichtiger 
Schritt war, so ist es gerade in Fragen der Integration nichtsde-
stotrotz nur ein erster Schritt. Wir werden uns dieser Heraus-
forderung noch viele Male stellen müssen. Wir werden viele 
weitere Runden brauchen, um weitere gute Beschlüsse zu fas-
sen, aber ich glaube, was gute Beschlüsse - zumindest einen 
guten Kompromiss - betrifft, war der gestrige Abend ein guter 
Anfang. - Herzlichen Dank.

(Beifall SPD, DIE LINKE und B90/GRÜNE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank, Herr Ministerpräsident. - Wir setzen die Debatte 
mit dem Redner der CDU-Fraktion fort. Zu uns spricht der Ab-
geordnete Senftleben.

Senftleben (CDU): *

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Auch wir haben uns gestern Nacht in den CDU-Fraktionen der 
Länderparlamente mit den Ergebnissen des Flüchtlingsgipfels 
beschäftigt, und ich habe in den vielen Gesprächen, die wir ge-
stern Nacht geführt haben, festgestellt, dass die Freude über die 
Beschlussfähigkeit der Länder und der Bundesregierung ge-
meinsam auch in anderen Bereichen gegeben ist. Wir wissen 
alle, auch nach den Debatten der letzten Tage, dass wir uns in 
Deutschland in einer sehr schwierigen Situation mit vielen He-
rausforderungen befinden. Aber wir haben gezeigt, dass wir in 
unserem föderalen System handlungsfähig sind, und ich denke, 
das ist eine gute Antwort für jeden Bürger, der Sorgen hat, der 
sich aber auch für die Integration einbringen möchte. Beide 
Seiten können mit den Ergebnissen von gestern Abend wun-
derbar leben, denn wir haben gezeigt: Dieser Staat ist stark und 
handlungsfähig, und wir schaffen das.

(Beifall CDU und SPD)

Natürlich kann man sich - vor allem auch als Landesregierung - 
über die finanziellen Zusagen der Bundesregierung freuen, die 
auch dank einer klugen Haushaltsführung möglich sind. Zur 
Haushaltsführung des Bundesfinanzministers habe ich in den 
letzten Wochen und Monaten einiges gehört, aber das ist heute 
nicht das Thema. Ich habe in den Gesprächen sowie im Re-
debeitrag des Ministerpräsidenten Woidke festgestellt: Hilfsbe-
reitschaft und Vernunft gleichermaßen funktionieren auch in 
einer so wichtigen Frage wie der Flüchtlingspolitik und der 
Bewältigung der vor uns stehenden Herausforderungen.

(Beifall CDU)

Deshalb gilt ganz klar - und das betone ich immer wieder sehr 
gern -: Wir begrüßen ausdrücklich die Zustimmung des Landes 
Brandenburg beim gestrigen Flüchtlingsgipfel. Herr Minister-
präsident, Sie haben gestern für dieses Land Wichtiges ausge-
handelt, deshalb herzlichen Dank an Sie persönlich.

(Beifall CDU und SPD)

Aber Sie werden ein Stück weit Verständnis dafür haben, dass 
ich als Nicht-Regierungspartner der SPD darauf hinweisen 
muss, dass diese Freude ein wenig getrübt wird, da es gestern 
und vorgestern ebenfalls Debatten darüber gegeben hat: Was 
ist eigentlich beim Flüchtlingsgipfel für uns, für das Land Bran-
denburg, wichtig? Außer der gemeinsamen Forderung nach 
mehr Geld ist die Verständigung der Koalition in diesem Feld 
sehr, sehr dünn, um nicht zu sagen: nicht vorhanden.

(Beifall CDU)

Ich habe gesagt, Sie können es gern im Protokoll nachlesen: 
Regieren ist schwierig, aber Regieren heißt nicht auszuwei-
chen, zurückzuweichen und auf seinem Standpunkt stehenzu-
bleiben, sondern Regieren heißt auch, die Realität anzuerken-
nen, und daran mangelt es bei den Linken eindeutig auf dem 
gesamten Feld der Flüchtlingspolitik.

(Beifall CDU)

Die Einzelheiten sind bereits dargestellt worden. Sie haben, 
meine Damen und Herren von den Linken, gestern noch ge-
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sagt, Sie seien gegen zügige Rückführungen. Sie haben nicht 
gesagt, dass Sie für die Ausweitung der Liste der sicheren Her-
kunftsländer sind, und Sie haben auch nicht davon gesprochen, 
dass Sie statt Geldleistungen Sachleistungen wollen. Regieren 
ist schwierig, aber Regieren heißt Verantwortung wahrnehmen, 
und das tun Sie momentan an dieser Stelle nicht, meine Damen 
und Herren von den Linken.

(Beifall CDU)

Nun werden sich die Brandenburgerinnen und Brandenburger 
fragen: Was heißt das, was gestern beschlossen worden ist, 
konkret für unser Land? Das ist der entscheidende Punkt: Wie 
werden die Beschlüsse im Land Brandenburg umgesetzt?

(Zuruf des Abgeordneten Homeyer [CDU])

Hier ist die Uneinigkeit zwischen Rot-Rot ein Problem. Wir 
brauchen eine handlungsfähige Regierung und keine zerstrit-
tene, deshalb: Stellen Sie Handlungsfähigkeit her, damit dieses 
Land Flüchtlinge willkommen heißen kann - neben all den He-
rausforderungen, die vor uns stehen. Sie haben heute die Gele-
genheit …

(Beifall CDU - Frau Lehmann [SPD]: Ist das eine Liebes-
erklärung?)

- Nein, es ist keine Liebeserklärung. Eine Liebeserklärung ha-
be ich vor über einem Jahr meiner Frau in der Kirche gemacht. 
Heute geht es um Politik, um reale Politik für dieses Land, und 
nicht um Herumgerede.

(Beifall CDU - Zuruf des Abgeordneten Domres [DIE 
LINKE])

Deshalb ist die Frage: Stimmt Brandenburg im Bundesrat für 
die Ausweitung der sicheren Herkunftsländer auch auf Monte-
negro, Albanien und das Kosovo? Bei all den Dingen, die Sie 
zu Recht genannt haben, Herr Dr. Woidke: Stimmt Branden-
burg dafür? Das ist die Frage, die Sie heute hier beantworten 
müssen. 

(Zurufe von der SPD)

Die zweite Frage lautet: Erhalten die Landkreise bei der Rück-
führung der abgelehnten Asylbewerber die Unterstützung des 
Landes, oder erhalten sie diese nicht? Das ist die Frage, die Sie 
beantworten müssen.

(Beifall CDU und AfD)

Außerdem müssen Sie die Frage beantworten: Wann und wie 
stellen Sie in den Erstaufnahmeeinrichtungen von Geld- auf 
Sachleistungen um? Auch das müssen Sie beantworten. Sie 
können sich nicht hinter den Beschlüssen verstecken, sondern 
müssen jetzt zur Tat schreiten und die Beschlüsse auch umset-
zen.

(Beifall CDU und AfD)

Nachdem nun ein Stück weit der Puls nach oben gefahren ist, 
möchte ich deutlich machen: Ja, ich weiß das, aber Sie können 
doch nicht die ganze Zeit von uns erwarten, dass wir uns nur 

hier hinstellen und Sie für Dinge loben, die Sie nicht getan ha-
ben. Wir müssen auch einmal sagen, was Sie falsch gemacht 
haben.

(Beifall CDU und AfD)

Deshalb sind wir der Auffassung: Die Brandenburgerinnen und 
Brandenburger haben die Herausforderungen in den letzten 
Wochen und Monaten angenommen. Nun müssen wir als 
Landtag auch in der Lage sein, an der Geschäftsordnung - denn 
dafür ist nicht die Zeit - und an anderen parlamentarischen Fri-
sten vorbei zu sagen: Wir müssen möglichst noch im Oktober 
alle Landesgesetze, die in diesem Zusammenhang beschlossen 
werden müssen, beschließen bzw. ändern.

(Zuruf des Abgeordneten Domres [DIE LINKE])

Legen Sie das Landesaufnahmegesetz vor. Legen Sie eine ver-
änderte Bauordnung vor. Legen Sie all das vor, was in anderen 
Ländern ebenfalls bereits besprochen wird, damit wir hier end-
lich auch handlungsfähig sind.

(Beifall CDU und AfD)

Darüber hinaus gibt es aber auch die Herausforderungen des 
gemeinsamen Alltags, die Frage: Wie kann man das Zusam-
menleben der Menschen mit und ohne Migrationshintergrund 
in Brandenburg gewährleisten? Dabei sprechen wir über Kin-
dertagesstätten, über Schulen, über den Arbeitsmarkt, über die 
Sprache, über Kultur und Sportvereine, über das Zusammenle-
ben, über unsere deutsche Grundordnung, das Grundgesetz, 
über die Auffassung, wie wir das Zusammenleben in diesem 
Land gestalten wollen. Deshalb schlagen wir vor, dass wir 
nicht nur die Dinge, die gestern Abend beschlossen wurden, als 
Herausforderung für Brandenburg annehmen, sondern uns ge-
meinsam auf den Weg machen, ein modernes brandenbur-
gisches Integrationsgesetz zu beschließen, das all diese Punkte 
in einem Gesetz zusammenfasst, und zu sagen: Wir helfen den 
Menschen, die zu uns kommen, und wir integrieren sie. Das ist 
die Herausforderung der Stunde.

(Beifall CDU)

Der Flüchtlingsgipfel hat gezeigt: Wir sind handlungsfähig. Er 
war wichtig, aber die Arbeit beginnt jetzt, deswegen: Packen 
wir es an. - Danke schön.

(Lebhafter Beifall CDU)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Wir setzen die Debatte fort, und zu uns spricht 
der Abgeordnete Ness für die SPD-Faktion.

Ness (SPD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! In der Tat: Der 
gestrige Flüchtlingsgipfel war ein sehr, sehr wichtiges Ereig-
nis, und ich bin Ministerpräsident Dr. Dietmar Woidke, der 
dort gestern nicht nur als Ministerpräsident, sondern auch als 
Vorsitzender der Ministerpräsidentenkonferenz anwesend war, 
sehr dankbar für die Arbeit, die er nicht nur gestern, sondern in 
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den letzten Tagen, Wochen und Monaten geleistet hat, um zu 
diesen Lösungen zu kommen, die sehr, sehr wichtig sind.

(Beifall SPD, DIE LINKE und CDU)

Lieber Herr Kollege Senftleben, ich will das hier sehr deutlich 
sagen: Das Recht der Opposition, eine Regierung zu kritisie-
ren, ist völlig klar.

(Dr. Redmann [CDU]: Wir haben sie nicht kritisiert!)

Aber man muss, wenn man dies tut, immer aufpassen, dass es 
nicht so rüber kommt wie kleines Karo. Und da wart ihr eben 
ziemlich nah dran. 

(Beifall SPD)

Wir diskutieren heute den dritten Tag in diesem Haus über 
Asylpolitik. Das ist der Situation im Lande angemessen, und es 
ist wichtig, dass wir uns hier austauschen und tagtäglich - dies 
haben wir getan - neue Bewertungen vornehmen. Wir als Par-
lament sollen die Interessen der Bevölkerung in Brandenburg 
wahrnehmen. Wir sind ihre Vertreter. Deshalb müssen wir sehr 
aufmerksam aufnehmen, wie sich die Stimmung in der Bevöl-
kerung entwickelt. Dort, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
der AfD, repräsentiert ihr wirklich nur eine kleine radikale 
Minderheit.

(Kalbitz [AfD]: 5,2 % der Menschen, mehr als die Grü-
nen! In Sachsen noch mehr!)

Die Mitte der Gesellschaft ist empathisch und hat in den letzten 
Wochen und Monaten unter den Bildern, die Sie offensichtlich 
überhaupt nicht berühren, gelitten - Bilder von Ertrinkenden 
oder Menschen, die im Krieg ihr Leben verloren haben, von 
Menschen, die unglaubliche Belastungen auf sich genommen 
haben, um aus ihrer Heimat wegzukommen und hier einen si-
cheren Unterschlupf zu finden.

Die Menschen wollen helfen. Aber gleichzeitig gibt es natür-
lich auch die Sorge, ob wir das schaffen, ob der Staat das hin-
bekommt.

(Kalbitz [AfD]: Darüber sprechen!)

Karl-Heinz Schröter hat vor einigen Tagen einen schönen Satz 
gesagt: Die Leute haben große Empathie, aber ihnen wird lang-
sam auch ein bisschen mulmig. Sie fragen sich: Ist der Staat 
noch in der Lage, dieses Problem zu bewältigen?

Am vergangenen Wochenende gab es eine Umfrage von forsa 
in der „Märkischen Allgemeinen Zeitung“, die das gestützt hat. 
Deshalb war und ist es wichtig, dass sich Bund, Länder und 
Kommunen zusammenreißen. Das, was gestern Abend stattge-
funden hat, ist ein Zusammenreißen: Lösungen anzubieten, 
Verantwortung zu übernehmen. Wir haben hier in den letzten 
Tagen kritisiert, dass der Bund bisher zu wenig finanzielle Ver-
antwortung übernommen hat.

(Frau Lehmann [SPD]: Das stimmt!)

Deshalb begrüße ich ausdrücklich, dass der Bund gestern einen 
großen Schritt auf uns zugegangen ist

(Beifall SPD)

und wir jetzt eine erste Erkenntnis haben, die bei der Vorberei-
tung des Nachtragshaushaltes wichtig ist - wie viel wir in Zu-
kunft seitens des Bundes an finanziellen Mitteln bekommen, 
um die Unterbringung von Flüchtlingen zu gewährleisten und 
ordentlich abzusichern -, und dass gestern auch erste Vereinba-
rungen über die Frage getroffen worden sind, wie Integration 
besser vorangebracht werden kann. Ich habe vorgestern in der 
Diskussion zur Regierungserklärung ebenfalls schon zu diesem 
Thema sprechen dürfen und habe darauf hingewiesen, dass wir 
die Fehler, die wir bei der Einwanderung in den 60er- und 
70er-Jahren gemacht haben, diesmal vermeiden und eine 
schnelle Integration gewährleisten müssen.

(Einzelbeifall B90/GRÜNE)

Ich glaube, auch hier sind erste gute Ansätze erkennbar: dass 
Sprachkurse verbessert werden und leichter Maßnahmen der 
beruflichen Integration über die BA gewährleistet werden kön-
nen.

In den letzten Tagen wurde viel darüber diskutiert, welchen be-
amtenrechtlichen Status Herr Weise hat. Ich finde, das ist eine 
Nebendebatte, das ist völlig uninteressant. Ich glaube, die Ent-
scheidung für Herrn Weise war gut,

(Beifall SPD und CDU)

weil dort zwei Bereiche zusammengebracht werden: Flücht-
linge und Arbeitsintegration. Dafür ist dieser Mann gut geeig-
net, und ich finde, auch seine erste Handschrift ist in dem vor-
gelegten Papier erkennbar. Daran müssen wir arbeiten. Ich bin 
vollständig überzeugt, dass der Bundesrat diesem Kompromiss 
zustimmen wird. Lieber Ingo Senftleben, ihr gebt euch ja die 
ganzen letzten Tage - und wahrscheinlich werdet ihr auch in 
den nächsten Wochen nicht nachlassen - unglaublich viel Mü-
he, einen Spaltpilz innerhalb dieser Regierung zu konstruieren.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Redmann [CDU])

Wissen Sie, Herr Senftleben, ich sitze schon relativ lange im 
Koalitionsausschuss, und ich kann mich daran erinnern, wie 
wir mit der CDU in diesem Land regiert haben und wie wir uns 
zu bestimmten Fragen im Bundesrat verhalten mussten zu 
Zeiten, als es eine rot-grüne Bundesregierung gab. Ich erinnere 
Sie daran, dass wir schon seit 13 Jahren ein wunderbares Ein-
wanderungsgesetz in diesem Land hätten haben können, wenn 
Sie damals nicht darauf bestanden hätten, dass wir uns enthal-
ten.

(Beifall SPD, DIE LINKE und B90/GRÜNE - Frau Leh-
mann [SPD]: Ja! - Domres [DIE LINKE]: Genau!)

Wie sich Brandenburg im Bundesrat verhalten wird, das wird 
diese Regierung entscheiden. Da gilt dann der Koalitionsver-
trag, das ist völlig normal.

(Zuruf von der CDU)

Ich bin mir hundertprozentig sicher, dass diese Lösung kommt; 
und wir als Sozialdemokraten unterstützen diese Lösung auch.

Präsidentin Stark:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?
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Ness (SPD):

Nein, keine Zwischenfrage.

(Empörung bei der CDU)

Inszenieren Sie hier keinen Widerspruch. Wir Sozialdemo-
kraten und DIE LINKE regieren dieses Land jetzt seit 6 Jahren. 
Das war viel geräuschloser als in den zehn Jahren davor mit 
Ihnen. Da gab es viel weniger interne Konflikte und auch öf-
fentlich ausgetragene Konflikte als mit Ihnen, das kann ich Ih-
nen sagen.

(Genilke [CDU]: Ist ja nichts passiert!)

Diese Koalition arbeitet sehr gut zusammen, sachorientiert und 
pragmatisch, und sie wird Antworten finden auf Fragen, die 
uns jetzt auf den Nägeln brennen. Das ist auch der Punkt, dass 
die Bevölkerung das zurzeit von uns erwartet. Wir sollen und 
werden konkrete Probleme lösen. 

(Beifall SPD und DIE LINKE)

In diesem Jahr hat die Regierung - insbesondere Karl-Heinz 
Schröter, aber auch Diana Golze - zusammen mit den Kommu-
nen schon unglaublich viel geleistet, um Flüchtlinge gut unter-
zubringen. Das ist eine großartige Leistung. Wir sollten alle 
aufpassen, dass wir jetzt nicht in ein kleines Karo verfallen, 
sondern etwas Gutes voranbringen.

Lassen Sie mich zum Schluss noch einen Satz sagen: Dieser 
Brandenburger Landtag ist wichtig. Nachdem das unsägliche 
Betreuungsgeld gefallen ist, hat er gestern beschlossen, dass 
wir wollen, dass dieses Geld den Ländern übergeben wird. 
Dietmar Woidke hat diesen Beschluss aus dem Landtag mitge-
nommen; er ist umgesetzt worden. Wir bekommen dieses Geld.

(Beifall SPD und DIE LINKE)

Vielleicht werden es im nächsten Jahr aufgrund des Auslaufens 
erst 8 oder 9 Millionen sein, aber es wird eine erkleckliche 
Summe sein, die uns Möglichkeiten gibt, die Kinderbetreuung 
in diesem Land noch zu verbessern. Das Geld wird endlich 
vernünftig eingesetzt. Das Betreuungsgeld war von vornherein 
Unsinn; jetzt ist es weg.

(Beifall SPD und DIE LINKE)

Die Länder bekommen das Geld; das ist gestern auch von 
Brandenburg durchgesetzt worden, worauf wir stolz sind. Wir 
werden darüber diskutieren, wofür wir es einsetzen. Unter-
schiedliche Ideen sind denkbar: von der Leitungsfreistellung 
bis hin zu Verbesserungen im Hortbereich und bei der Integra-
tion. Darüber werden wir diskutieren; Günter Baaske wird si-
cherlich gute Vorschläge machen. Auf jeden Fall können sich 
unsere Kitas - die Eltern der Kinder, aber auch die Erzieher - 
schon jetzt darauf freuen, dass noch etwas zusätzlich kommt; 
wir werden das gut umsetzen.  

(Beifall SPD sowie vereinzelt DIE LINKE)

Wir müssen diese Herausforderung annehmen - und wir kön-
nen das auch. In dieser Frage muss sich die Demokratie bewei-
sen. Wir sind in einer großen Krise. Gestern Abend ist ein - wie 

ich finde - historischer Kompromiss gefunden worden. Es gibt 
Punkte, bei denen ich Bauchschmerzen habe. Ich bin zum Bei-
spiel - das habe ich vorgestern schon gesagt und sehe das nach 
wie vor so - der felsenfesten Überzeugung, dass das Sachleis- 
tungsprinzip ein bürokratisches Monster generiert. 

(Beifall SPD, DIE LINKE und B90/GRÜNE)

Die Erwartung, dass die Umstellung lebensbedrohte Menschen 
von der Flucht abhält, ist nicht überzeugend.

(Frau Mächtig [DIE LINKE]: Wirklichkeitsfremd!)

Ich bitte Sie das Papier ordentlich zu lesen, das gestern verab-
schiedet worden ist. Ich halte es für richtig, dass es keine Ver-
pflichtung der Länder gibt, auf das Prinzip umzustellen; es ist 
eine Öffnung. 

(Beifall SPD und DIE LINKE)

Wir werden uns das genau anschauen. Die Praktiker werden 
uns gute Hinweise geben; sie sagen uns: Lasst das sein! Es or-
ganisiert neuen bürokratischen Wahnsinn, bringt nichts voran 
und quält unnötigerweise Menschen. 

(Beifall SPD, DIE LINKE und B90/GRÜNE)

Ich glaube nicht, dass Brandenburg auf das Sachleistungsprin-
zip in der Form umstellen sollte, wie die CDU es sich wünscht. 
Deswegen werden wir Ihren Antrag heute ablehnen.

(Beifall SPD, DIE LINKE und B90/GRÜNE)

Präsidentin Stark:

Es ist eine Kurzintervention angezeigt worden; Abgeordneter 
Dr. Redmann, Sie haben das Wort.

Dr. Redmann (CDU):

Herr Kollege Ness, wir können gerne über große und kleine 
Karos reden. Aber wir sind uns doch hoffentlich in einem ei-
nig: Wenn der Ministerpräsident eines Bundeslandes gegen-
über der Bundeskanzlerin und seinen Amtskollegen der ande-
ren Länder eine Zusage macht, dann müssen sich die Kollegen 
darauf verlassen können. Hieran bestehen heute Morgen Zwei-
fel, meine Damen und Herren.

(Beifall CDU sowie des Abgeordneten Jung [AfD])

Der Beschluss der Ministerpräsidentenkonferenz enthält eine 
interessante Fußnote: 

„Der Freistaat Thüringen erklärt, dass mit der Verab-
schiedung des MPK-Beschlusses keine Präjudizierung 
seines Stimmverhaltens im Bundesrat zu dem entspre-
chenden Gesetzespaket verbunden ist.“ 

Der Freistaat Thüringen, hört, hört! Von Brandenburg ist nicht 
die Rede. Der Ministerpräsident hat keine Protokollnotiz abge-
geben. Er hat die Zustimmung Brandenburgs im Bundesrat 
verbindlich zugesagt. Und Sie, meine Damen und Herren von 
den Linken, wollen davon heute Morgen nichts mehr wissen. 
Insofern ist die Vereinbarung, die der Ministerpräsident gestern 
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Abend eingegangen ist, heute Morgen in Teilen schon obsolet - 
das, Herr Ness, ist kein kleines Karo!

(Beifall CDU und AfD)

Präsidentin Stark:

Herr Ness, möchten Sie darauf reagieren? - Dann haben Sie 
jetzt Gelegenheit.

Ness (SPD):

Sie haben sich offensichtlich entschieden zu schauen, ob man 
das kleine Karo noch kleiner hinbekommt. Das ist Ihnen gelun-
gen. 

	 (Beifall SPD und DIE LINKE)

Ich halte es nach wie vor für unangemessen. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der CDU, es gibt auf kommunaler Ebene un-
terschiedliche Bündnisse: Mal macht ihr etwas mit den Linken, 
mal machen wir etwas zusammen, um eine Mehrheit zu organi-
sieren. Das ist okay. 

	 (Unmut bei der CDU - Heiterkeit bei der SPD)

Wir sollten in der heutigen Parlamentssitzung nicht so tun, als 
gäbe es grundsätzliche ideologische Großkampfflächen, über 
die man sich unterhalten müsste. Das erwarten die Menschen 
nicht von uns. Sie erwarten von uns, dass wir Probleme lösen. 
Das werden wir tun. 

	 (Beifall SPD und DIE LINKE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Die Aussprache wird durch den Abgeordneten 
Königer fortgesetzt; er spricht für die AfD-Fraktion.

Königer (AfD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lie-
be Gäste! Liebe Brandenburger! An die erste Reihe der SPD-
Fraktion gerichtet: Herr Ness - aber er geht gerade weg -, ich 
empfinde es als eine Art Menschenverachtung, wenn Sie bei 
der Mitteilung der Präsidentin über den Krankenstand unserer 
Fraktion applaudieren und lachen.

(Beifall AfD - Unmut und Widerspruch bei SPD und CDU)

Wir debattieren über einen Antrag der SPD-Fraktion mit dem 
Titel „Zuwanderung gestalten - Das Tolerante Brandenburg 
stärken“. Toleranz ist ein hübsches Wort. Es kommt aus dem 
Lateinischen und bedeutet: erdulden, ertragen. Behalten Sie 
das für einen Moment im Hinterkopf. 

Die AfD hat vorgestern, wie Sie wissen, vor dem Brandenbur-
ger Landtag demonstriert.

(Domres [DIE LINKE]: Knapp hundert Leute!)

Natürlich ging es um das Asylthema. Grüne und Linke hatten 
eine Gegenveranstaltung organisiert. 

(Domres [DIE LINKE]: Über dreihundert Leute!)

Warum auch nicht, wir leben in einer Demokratie. Die Zei-
tungen berichteten von achtzig Teilnehmern auf AfD-Seite und 
zweihundertfünfzig Teilnehmern aufseiten der Gegende-
monstration. Das ist ein bisschen hochgegriffen, aber sei‘s 
drum. Die AfD-Wähler und die Mitglieder der Partei sind mor-
gens und tagsüber meist mit profanen Dingen wie dem Broter-
werb beschäftigt - um die Steuern zu erwirtschaften, die Sie 
hier und anderswo zum Fenster hinauswerfen.

(Beifall AfD)

Die Linke hatte einen Lautsprecherwagen aufgefahren und be-
schallte den Alten Markt mit ohrenbetäubender Musik.

(Domres [DIE LINKE]: Schöne Musik!)

Es traf nicht ganz meinen Geschmack; ich stehe eher auf Reg-
gae. Probieren Sie das einmal, Fräulein Abgeordnete Vandre, 
vielleicht würde es sogar bei Ihnen zu einer Entspannungspoli-
tik führen.

(Beifall des Abgeordneten Jung [AfD])

Zur Erinnerung: Die Linken berufen sich gerne auf Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht. Aber die Freiheit Andersden-
kender gilt vermutlich nur für andersdenkende Linke. 

(Beifall AfD)

Ich sage zwar immer: Lieber ein Haus im Grünen als einen 
Grünen im Haus. Aber ich gebe zu, dass sich die Grünen dies-
mal, soweit ich das beobachten konnte, nicht an den Pöbeleien 
beteiligt haben. Mitglieder der Gruppierung „Die Andere“ und 
linksradikale Einzelpersonen hatten sich dagegen unter uns ge-
mischt und ein recht buntes Bild erzeugt. Es war bei dem 
ganzen Gepfeife, Geschreie und Geschimpfe eine unterhalt-
same Abwechslung, dass sich ein bleichgesichtiger Störer auf 
den Boden warf und sich schreiend auf dem Pflaster wälzte. 

Ich muss schon sagen: Wenn das, Herr Ministerpräsident  
Woidke - aber auch er ist jetzt weg; na, super! -, das Tolerante 
Brandenburg ist, dann wird mir angst und bange. Man muss die 
AfD nicht mögen und es steht jedem frei, unsere Vorstellung 
von einer vernünftigen Asylpolitik abzulehnen; darüber kann 
man reden. Das unterscheidet uns auch von der CDU und ihrer 
ansonsten lobenswerten Kampagne gegen die Verwaltungs-
strukturreform. 

(Zurufe von der CDU: Ja!)

Wir nehmen die Meinungsfreiheit und das Aushalten anderer 
Meinungen im Gegensatz zu Ihnen sehr ernst. 

(Jungclaus [B90/GRÜNE]: Was ist mit dem Thema?)

- Das kommt jetzt. „Zuwanderung gestalten“ heißt es weiter. 
Es sagt viel aus, dass die SPD nun auch den Begriff Zuwande-
rung auf Flüchtlinge reduziert und von Armutsmigranten und 
Asylbewerbern gar nicht mehr spricht. 

(Beifall AfD)

Herr Woidke hat es leider nur kurz gestreift. Er sprach von de-
nen, die nach abgeschlossenem, gescheitertem Asylverfahren 
wissen müssen, woran sie sind. Ja, woran sind sie denn? Sollen 
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sie weiter hier bleiben oder abgeschoben werden, wie es Herr 
Senftleben formulierte? Darüber sprach der Herr Ministerprä-
sident wohlweislich nicht. Wir hörten wortreiche Ausfüh-
rungen, die alle darauf hinauslaufen, wie groß die im Land un-
ternommenen Anstrengungen tatsächlich sind. Dass der Bund 
mehr Geld und Personal herausrücken solle - nur darauf kapri-
ziert sich diese Politik, die uns in Situationen bringt, die wir 
nicht mehr kontrollieren können. 

Beantragt wird sodann, dass der Ministerpräsident dem Land-
tag von seinem gestrigen Treffen mit der Bundeskanzlerin be-
richten solle. Das ist erfolgt. Ich konnte dem Bericht nicht ent-
nehmen, dass auch Taten folgen. Wieder einmal wurden an die 
Brandenburger nur Worte gerichtet. Es ist eine politische Fra-
ge: Wollen oder wollen wir das nicht?

(Domres [DIE LINKE]: Was wollen wir denn?)

- Erweiterte Zuwanderung. 

(Zurufe von der SPD und der Fraktion DIE LINKE: Ja, 
das wollen wir!)

- Sie wollen das, wir wollen es nicht. Wir wollen, dass nur die-
jenigen hierher kommen, die einen Anspruch auf den Schutz-
status haben.

(Beifall AfD)

Es lässt sich nicht mit mehr oder effizienterer Verwaltung, erst 
recht nicht mit mehr Geld klären und beantworten. Unsere To-
leranz und die Toleranz der Brandenburger 

(Domres [DIE LINKE]: Sie reden nicht für die Branden-
burger!)

wird ein Ende haben, wenn den Worten der rot-roten Landesre-
gierung nicht endlich Taten folgen. - Ich danke für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall AfD)

Präsidentin Stark:

Zu uns spricht nun der Abgeordnete Christoffers für die Frakti-
on DIE LINKE.

Christoffers (DIE LINKE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Unsere Debatte 
der letzten drei Tage, der Gipfel am 24. September, der die 
ganze Nacht gedauert hat, und viele weitere Diskussionsveran-
staltungen haben eines deutlich gemacht: Deutschland ist ein 
Einwanderungsland geworden. Wir versuchen uns politisch da-
rauf einzustellen. 

Dass es ein schwieriger Prozess ist, wissen alle. Er erfordert 
Entscheidungen, die Handlungsfähigkeit dokumentieren. In al-
ler Deutlichkeit: Aus dem Kompromiss von gestern Abend - 
besser gesagt: heute Nacht - ist mehr herausgekommen, als wir 
gestern Morgen zu vermuten hatten. Die strukturelle Beteili-
gung des Bundes ist ein Einstieg. Wir halten sie noch nicht für 
zureichend, aber sie ist ein Einstieg. Dass zweitens auch die 

Frage des Betreuungsgeldes geklärt werden konnte, war ges- 
tern Vormittag noch nicht absehbar.

	 (Beifall DIE LINKE und SPD)

Das Betreuungsgeld wird sogar für höhere Qualität in Kitas 
eingesetzt - nicht nur, aber auch für Flüchtlingskinder. Wir ha-
ben bei der Erhöhung der Qualität von Kitas sowieso noch ei-
niges zu tun. Das ist ein Punkt, wo die sozialpolitische Ent-
wicklung im Land Brandenburg mit der Lösung der Flücht-
lingskrise verbunden ist.

Zum Wohnungsbau sage ich Ihnen ehrlich: 500 Millionen Eu-
ro - rechnen Sie es nach! - bedeuten etwa 15 Millionen Euro 
für den Wohnungsbau im Land Brandenburg. Trotzdem ist das 
ein Einstieg. Darauf gebe ich Ihnen Brief und Siegel. Wir wer-
den uns in den nächsten Jahren zwischen Bund und Ländern 
weiter zur Ausweitung des sozialen Wohnungsbaus verständi-
gen müssen; aber es ist ein Einstieg. Auch er war gestern Vor-
mittag noch nicht vorsehbar. 

Ein Erfolg ist ebenfalls, dass die Frage der Regionalisierungs-
mittel geklärt werden konnte - wenngleich nicht ganz so, wie 
die Länder sich das vorgestellt haben. Meine Damen und 
Herren, da geht es um den ÖPNV, Erreichbarkeit, die Siche-
rung von Mobilität. Selbstverständlich ist es gut, dass auch das 
gestern Abend in diesem Kontext geklärt werden konnte.

Im Kompromiss wird zweitens deutlich, dass eine Reihe von 
Sachverhalten wie Gesundheitsbetreuung oder Sprachkurse an-
gegangen werden, die auf Integration abzielen. Natürlich ist 
das positiv und deckt sich mit dem, was wir in Brandenburg 
und im Landtag politisch diskutiert haben; das würdigen wir. 

Meine Damen und Herren, wir haben Ihnen bereits am Mitt-
woch gesagt, dass es möglicherweise in einzelnen Punkten un-
terschiedliche politische Auffassungen gibt. Im Gegensatz zu 
dem, was Sie, Herr Redmann und Herr Senftleben, gesagt ha-
ben, gab es einen klaren Auftrag an den Ministerpräsidenten. 
Es gab eine klare Einigung in der Koalition. Zwei Tage lang 
haben wir versucht, sie Ihnen deutlich zu machen. Vielleicht ist 
es uns nicht gelungen - das liegt aber möglicherweise nicht an 
uns. 

	 (Zuruf des Abgeordneten Dr. Redmann [CDU])

Es gab drei Dinge: die Integration, den strukturellen Einstieg 
des Bundes und die Ausweitung von Integrationskursen und 
der sozialen Betreuung. All das ist verhandelt worden. Deswe-
gen an dieser Stelle ein Dankeschön an den Ministerpräsi-
denten.

	 (Beifall DIE LINKE und SPD)

Es gab, um das klar zu sagen, keine Differenz. Die Auffassung 
war immer: Am Schluss des Bundesratsverfahrens wird die 
Haltung des Landes Brandenburg festgelegt. 

Meine Damen und Herren, es gibt innerhalb der Koalition zwei 
politisch andere Auffassungen; das wissen wir. Sichere Her-
kunftsländer - Herr Redmann, Herr Senftleben: Ich weiß, was 
ein Kompromiss ist. Ich habe selbst genügend Kompromisse 
ausgehandelt. Ich habe nur eine Bitte: Überlegen Sie einmal 
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mit. Das Aufnahmeverfahren für diese drei Länder vollzieht 
sich über mehrere Kapitel. Wenn Sie die Dokumente der Euro-
päischen Union lesen, werden Sie für diese drei Länder im Be-
reich Menschenrechte und Justiz genau die Vorbehalte finden, 
warum sie jetzt nicht aufgenommen werden. Und dann erklä-
ren wir sie zum sicheren Herkunftsland!

	 (Zuruf des Abgeordneten Dr. Redmann [CDU])

Meine Damen und Herren, ja, es stimmt. Wir haben da eine 
andere Auffassung. Ich bin trotzdem froh - das hat der Mini-
sterpräsident sehr deutlich gesagt -: Das Individualrecht auf 
Asyl ist erhalten geblieben.

	 (Beifall DIE LINKE sowie vereinzelt SPD)

Unserer Auffassung nach brauchen wir insofern die Auswei-
tung der sicheren Herkunftsländer nicht. Ja gut, dazu gibt es 
unterschiedliche Auffassungen. Aber das haben wir Ihnen im-
mer gesagt.

	 (Dr. Redmann [CDU]: Das ist neben der Sache!)

Insofern ist es in keiner Art und Weise ein politisches Abwei-
chen von dem, was verhandelt worden ist.

Meine Damen und Herren, die Koalition wird sehr intensiv an 
die Umsetzung dessen gehen, was in Brandenburg zu leisten 
ist. Ich bin der Landesregierung - und der Sozialministerin - 
sehr dankbar dafür, dass sie die Einführung der Gesundheits-
karte vorausschauend schon seit Wochen verhandelt. 

	 (Beifall DIE LINKE sowie vereinzelt SPD)

Selbstverständlich werden wir nicht nur das Asylbewerberlei-
stungsgesetz umsetzen, sondern auch das Landesaufnahmege-
setz anfassen. Das haben wir gesagt. Auch dazu gibt es die kla-
ren Absprachen in der Koalition.

Erstens: Wir werden uns sehr intensiv darum zu bemühen ha-
ben, wie die Situation der minderjährigen Jugendlichen ohne 
Begleitung zu organisieren und wie mit ihr umzugehen ist. Sie 
wissen, es war ursprünglich angedacht, zum 01.04. nächsten 
Jahres eine gesetzliche Regelung zu finden. Das ist vorgezogen 
worden.

	 (Frau Lehmann [SPD]: Genau!)

Das wird das Bildungsministerium, das Sozialministerium, uns 
alle politisch vor Herausforderungen stellen. Um das im Klar-
text zu sagen: Aus unserer Sicht hat der gefundene Kompro-
miss Licht und Schatten. 

Zweitens sind wir dankbar dafür, dass es gelungen ist, in der 
Frage der strukturellen Beteiligung des Bundes nicht nur was 
die Kosten, sondern auch was die tatsächliche Integration an-
geht, einen Schritt voranzukommen. 

Drittens: Es gibt in der Bewertung sicherer Herkunftsländer 
politische Unterschiede. Diese Unterschiede haben wir Ihnen 
von Anfang an genannt. Das hat nichts damit zu tun, dass es in 
der Koalition einen Keil gibt bzw. unterschiedliche Auffas-

sungen bezüglich des Anliegens, Integration zu ermöglichen 
und ein Einwanderungsland tatsächlich zu gestalten, bestün-
den. - Vielen Dank.

	 (Beifall DIE LINKE und SPD)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Wir setzen die Debatte mit dem Beitrag der Ab-
geordneten Nonnemacher fort. Sie spricht für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Frau Nonnemacher (B90/GRÜNE):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Das Thema unserer Aktuellen Stunde lautet „Zu-
wanderung gestalten - Das Tolerante Brandenburg stärken“. In 
den vergangenen Tagen war allerdings oftmals nicht von Zu-
wanderung, Toleranz und Integration die Rede, sondern von 
Abschreckung, Ausgrenzung und Abschiebung. 

Erstens zur Abschreckung. Wie schon angekündigt, kann jetzt 
die Zeit nach Ankunft in der Erstaufnahmeeinrichtung von drei 
Monaten auf sechs Monate ausgedehnt werden. Asylsuchende 
aus den jetzt beschlossenen sogenannten sicheren Herkunfts-
staaten bleiben bis zum Abschluss des Verfahrens dort. In der 
Erstaufnahmeeinrichtung soll es dann nur noch Sachleistungen 
geben. Dies soll dazu führen, mögliche Fehlanreize zu beseiti-
gen, wie es die Bundesregierung formuliert. Der Ersatz des Ta-
schengeldes durch Sachleistungen kann übrigens auch auf an-
dere Gemeinschaftsunterkünfte ausgeweitet werden. 

Einen längeren Erstaufenthalt in überfüllten Massenunterkünf-
ten finden wir Grüne schwer erträglich. 

	 (Beifall B90/GRÜNE)

Er setzt im Gegenzug wenigstens voraus, dass die Asylverfah-
ren in dieser Zeit auch wirklich abgeschlossen werden. Eine 
deutliche Entlastung des Bundesamtes für Migration ließe sich 
etwa herbeiführen durch eine beschleunigte Anerkennung von 
offensichtlich begründeten Asylbegehren beispielweise von 
Syrern und Menschen aus Eritrea, durch eine Altfallregelung 
für länger als ein Jahr anhängige Fälle sowie durch einen Ver-
zicht auf die Widerrufsverfahren drei Jahre nach Anerkennung.

	 (Beifall der Abgeordneten Johlige [DIE LINKE] - Unruhe)

Aber zu diesen Ansätzen, die eine klare Verkürzung der Ver-
fahrensdauer zur Folge hätten, ist im sogenannten Asylverfah-
rensbeschleunigungsgesetz paradoxerweise kaum etwas zu fin-
den. 

Präsidentin Stark:

Meine Damen und Herren, bitte senken Sie den Lärmpegel ein 
bisschen.

Frau Nonnemacher (B90/GRÜNE):

Danke schön. - Der Bund hat sich gestern verpflichtet, die Ver-
fahren ab 2016 in maximal fünf Monaten abzuschließen. Der 
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Umsetzung dieser Ankündigung sehen wir gespannt entgegen, 
befürchten aber, dass viele Menschen unzumutbar lange in den 
Erstaufnahmeeinrichtungen bleiben werden. Für Menschen aus 
den sogenannten sicheren Herkunftsländern werden sie zu Ab-
schiebelagern. 

Zweitens zur Ausgrenzung. Nicht nur die Liste der sicheren 
Herkunftsländer soll erweitert werden - ein Vorschlag, den 
meine Fraktion stets als grundgesetzwidrig kritisiert hat. Auch 
sollen gegenüber einer Gruppe geduldeter Flüchtlinge diskri-
minierende Leistungskürzungen sowie rigorose Arbeitsverbote 
eingeführt werden. Die eben noch erkämpften Bleiberechtsre-
gelungen, die eine gelungene Integration der geduldeten Men-
schen voraussetzen, werden damit ausgehöhlt. 

Drittens zur Abschiebung. Die Bundesregierung will festlegen, 
dass Abschiebungen generell nicht mehr angekündigt werden. 
Damit müssen die Betroffenen in ständiger Angst leben. Sie 
wissen nicht, wann die Polizei bei ihnen erscheint, möglicher-
weise auch nachts. Das ist inhuman gerade gegenüber Personen, 
die bereits lange Leidenswege hinter sich gebracht haben.

	 (Beifall B90/GRÜNE und DIE LINKE)

Ich will nicht darüber hinweggehen, dass gestern auch gute Be-
schlüsse gefasst worden sind. Gerade in finanzieller Sicht wur-
den einige Verbesserungen für die Länder ausgehandelt: 2 Mil-
liarden Euro Bundesgelder für 2015. 4 Milliarden Euro Bun-
desgelder für 2016. Endlich eine strukturelle Beteiligung. Die 
jährlichen 500 Millionen Euro für den sozialen Wohnungsbau 
und 350 Millionen Euro für unbegleitete minderjährige Flücht-
linge sind nicht zu verachten. Immerhin finden sich Ansätze 
zur Erleichterung von Arbeitsmigration für Menschen aus den 
West-Balkanstaaten und eine Unterstützung der Roma in ihren 
Heimatländern wieder. Auch 10 000 neue Stellen im Bundes-
freiwilligendienst begrüße ich. Dass nebenbei auch noch ein 
Kompromiss bei den Regionalisierungsmitteln erreicht und das 
Betreuungsgeld den Ländern zur Verfügung gestellt wird, ist 
ebenfalls begrüßenswert.

	 (Beifall des Abgeordneten Kurth [SPD])

Auf Landesebene sieht meine Fraktion trotz großer Anstren-
gungen vonseiten der Landesbehörden und der Kommunen 
Optimierungsbedarf. Momentan beschäftigen wir uns ange-
sichts der steigenden Zahl von Schutzsuchenden, die Branden-
burg täglich erreichen, vor allem mit dem Thema Erstaufnah-
me und Unterbringung. 

Unsere Fraktion ist der Auffassung, dass es aufgrund der aktu-
ellen Prognosen von 25 000 bis 30 000 Flüchtlingen für Bran-
denburg zu kurz gedacht ist, Außenstellen wie aktuell den 
Standort Potsdam lediglich als Zwischenlösung zu behandeln. 

Mit unserem Entschließungsantrag setzen wir uns dafür ein, 
die bestehenden und geplanten Außenstellen in Brandenburg 
auszubauen. Die Außenstellen müssen umgehend personell 
und technisch so ausgestattet werden, dass Flüchtlinge dort 
vollständig versorgt werden und nicht nach Eisenhüttenstadt 
verlegt werden müssen. - Danke schön.

	 (Beifall B90/GRÜNE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Zu uns spricht nun der Abgeord-
nete Vida. Er spricht für die Gruppe BVB/FREIE WÄHLER.

Vida (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete! Ich 
danke dem Ministerpräsidenten für seinen Bericht in dieser Sa-
che. Er erfüllt damit seine verfassungsmäßigen Aufgaben, in 
diesem Punkt ohne Ansehen der Partei ausführlich zu informie-
ren. Das ist auch richtig so.

Nun werden die Ergebnisse des gestrigen Tages sicherlich un-
terschiedlich bewertet und gewertet. Man kann aber nicht sa-
gen, dass sich die Beteiligten nicht intensiv bemüht hätten und 
nicht intensiv gerungen worden wäre. Das ist auch gut so.

(Beifall der Abgeordneten Dr. Redmann und Wichmann 
[CDU])

Wichtig ist, dass es in dieser Angelegenheit keine parteipoli-
tischen Scharmützel gibt, sondern ein lösungsorientiertes Ver-
halten aller Beteiligten an den Tag gelegt wird. So habe ich 
auch den Ministerpräsidenten gestern Abend auf der Presse-
konferenz, die im Fernsehen zu sehen war, verstanden. Ich 
würde deswegen gern einige Punkte herausgreifen.

Der Ministerpräsident hat in der Pressekonferenz betont, dass 
der Wohnungsbau sehr wichtig ist. Es ist in der Vereinbarung 
ausdrücklich intensiv auch so vorgesehen. Deswegen sehen wir 
als Freie Wähler unsere Position hier bestätigt, als wir vorges- 
tern in der Diskussion zur Regierungserklärung klargemacht 
haben, es wäre realitätsfremd, hier nicht in den Wohnungsbau 
und vor allem in den Erhalt der Wohnungen, die es gibt, zu in-
vestieren, und das als Priorität zu begreifen. 

Was die Höhe der Zuwendungen für Flüchtlinge betrifft, erle-
ben wir auch eine deutliche Verbesserung. Die Kanzlerin 
sprach von einem atmenden System. Ob es nun ausreichend ist, 
ist fraglich. Aber es ist ein Schritt in die richtige Richtung. Al-
lerdings befürchte ich, dass die Bedarfe an Sozialarbeitern und 
Sprachmittlern in den Heimen nicht angemessen eingepreist 
sind. Insbesondere von dem notwendigen Schlüssel von 1 So-
zialbetreuer für 60 Flüchtlinge, der immer wieder als Ziel ge-
nannt wird, sind wir in der Realität leider auch in Brandenburg 
weit entfernt. 

Auch sonst muss man immer kritisch hinterfragen und die Ar-
beit der Bundesregierung aufmerksam verfolgen. Betrachten 
wir zum Beispiel die Posse um Hans-Jürgen Weise. Es ist nun 
wirklich peinlich, in so einer Situation jemanden zum Chef des 
BAMF machen zu wollen, der es statusrechtlich überhaupt 
nicht werden darf. Ich unterstelle niemandem eine böse Ab-
sicht, aber es wirft natürlich ein schlechtes Licht auf das Ge-
spür, das man an den Tag legt, welche Signale man sendet, in 
einer solch delikaten Situation jemanden ernennen zu wollen 
und einen solchen Lapsus zu begehen. Deswegen tun wir im-
mer gut daran, das Verhalten der Bundesregierung auch kri-
tisch zu betrachten. 

Zur kritischen Betrachtung gehört auch die Diskussion über die 
sicheren Drittstaaten. Natürlich gibt es sichere Drittstaaten, 
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aber dass man pauschal sagen kann, alles nördlich vom Mittel-
meer sei sicher im Sinne von sicher, glaube ich nicht.

	 (Beifall der Abgeordneten Nonnemacher [B90/GRÜNE])

Bei Montenegro mag man aufgrund der Entwicklung der letz-
ten Jahre da vielleicht noch mitgehen. Aber beim Kosovo ist 
das wahrlich lebensfremd. Deswegen erwarte ich auch von den 
Grünen zumindest in den Bundesländern, in denen sie an der 
Regierung beteiligt sind, im Bundesrat klarere Worte, nicht 
bloß dort, wo es leicht von den Lippen geht, sondern auch dort, 
wo es auf ihre Stimme, und zwar Stimme im Sinne von Votum 
ankommt, das hier Geäußerte dort auch umzusetzen.

Für uns in Brandenburg gilt es nun, das Beste daraus zu ma-
chen. Das Beste aus Sicht von BVB/FREIE WÄHLER ist, die 
Kommunen zügig und unbürokratisch daran teilhaben zu las-
sen. Die Ergebnisse der länderübergreifenden Verhandlung 
bieten eine Chance, hier die größte Not zu lindern und die Be-
dürfnisse zu befriedigen. Hierzu müssen die Kommunen einge-
bunden werden, denn sie tragen die praktisch größte Last. Die 
Ministerpräsidenten Dr. Woidke und Dr. Haseloff haben ges- 
tern in der Pressekonferenz dies auch so bestätigt und klarge-
macht, dass die Kommunen mitzunehmen sind. Daran werden 
sie sich messen lassen müssen. 

Wir in Brandenburg müssen es schaffen, die gute zivilgesell-
schaftliche Arbeit der letzten Monate - gerade der letzten Mo-
nate - nun mit den amtlichen Verbesserungen zu verknüpfen, 
damit wir weiterhin mit gutem Beispiel vorangehen können 
zum Wohle derer, die zu uns kommen, und derer, die schon 
hier wohnen. - Ich wünsche der Landesregierung in dieser Sa-
che eine weise Hand und uns im Landtag ein kritisches Auge. - 
Vielen Dank.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe, B90/GRÜNE 
sowie vereinzelt SPD und DIE LINKE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Zu uns spricht nun noch einmal der Abgeordne-
te Ness für die SPD-Fraktion.

Ness (SPD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Ich glaube in der Tat, dass das gestern Abend eine 
historische Sitzung war. Da sind wichtige Entscheidungen ge-
troffen worden. Von der Umsetzung dieser Entscheidungen 
wird es abhängen, ob wir aus der Flüchtlingskrise herauskom-
men. Ich bitte, das allen Kolleginnen und Kollegen in Erinne-
rung zu rufen.

Ich muss sagen, dass ich persönlich ein wenig enttäuscht bin 
von den Kolleginnen und Kollegen der CDU-Fraktion, die ver-
sucht haben, die Debatte heute im Kern zu nutzen, um - das soll 
offensichtlich bei den Abstimmungen gleich so weitergehen - 
hier einen Spaltpilz zu inszenieren. Wissen Sie, dieses Land er-
wartet im Augenblick nicht parteipolitische Profilierungen.

(Beifall SPD und DIE LINKE - Oh! bei der CDU)

Dieses Land erwartet, dass wir den Menschen, die zu uns kom-

men, helfen und dass der Staat seine Handlungsfähigkeit unter 
Beweis stellt …

(Petke [CDU]: Dann fangen Sie einmal an!)

… dass wir konkrete Lösungen finden. Damit brauchen wir, 
um den Zwischenruf hier zu verstärken, nicht anzufangen. Da-
mit haben wir in diesem Land längst angefangen. 

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Redmann [CDU])

Tausende, Hunderte Menschen beweisen tagtäglich, dass wir 
diese Krise bewältigen wollen und können.

(Beifall SPD - Zuruf des Abgeordneten Dr. Redmann 
[CDU])

Diese Regierungskoalition hat in dieser Frage zusammenge-
standen. Wir haben notwendige Prioritäten gesetzt. Wissen Sie, 
in der Opposition zu sein ist manchmal schön, wenn man sich 
hinstellen und sich auf die Zuschauerbank zurückziehen kann. 
Das steht uns nicht offen. Da wollen wir auch nicht hin, son-
dern wir nehmen diese großen Herausforderungen an.

(Königer [AfD]: Da sollten Sie aber hingehen!)

Sie wollen jetzt inszenieren, dass über die einzelnen Punkte 
Ihres Antrags, dessen Ablehnung ich schon angekündigt habe, 
abgestimmt wird. Ich glaube, die Zeit, die wir dafür brauchen 
werden, könnten wir in diesem Parlament für andere sinnvolle 
Debatten gebrauchen.

(Beifall SPD)

Ich kündige Ihnen aber an, dass wir unabhängig davon, wie wir 
zu einzelnen Fragen stehen, jeden einzelnen Punkt Ihres An-
trages ablehnen werden, weil wir Ihre Inszenierung nicht mit-
machen. 

(Beifall SPD und DIE LINKE - Zurufe von der CDU)

Präsidentin Stark:

Wir sind damit am Ende der Aussprache und kommen zur Ab-
stimmung. Wir haben über zwei Entschließungsanträge abzu-
stimmen. 

Wir stimmen zunächst über den Entschließungsantrag der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der Drucksache 6/2639 - 
Außenstellen der Erstaufnahmeeinrichtungen ausbauen - ab. 
Wer diesem Entschließungsantrag seine Zustimmung gibt, den 
bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimment-
haltungen? - Damit ist dieser Entschließungsantrag mehrheit-
lich abgelehnt worden.

Wir kommen zum zweiten Entschließungsantrag, einem An-
trag der Fraktion der CDU, in der Drucksache 6/2664. Hier ist 
die Teilung des Abstimmungsgegenstandes nach § 64 Abs. 2 
unserer Geschäftsordnung beantragt worden. Gibt es Bedenken 
gegen diese Abstimmung? Dann könnten sie vorgetragen wer-
den. - Das scheint nicht der Fall zu sein. Dann kommen wir zur 
Abstimmung. Ich trage die acht Punkte vor und wir stimmen 
über jeden Punkt einzeln ab.
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Wir stimmen über den Entschließungsantrag der Fraktion der 
CDU in der Drucksache 6/2664 im ersten Absatz ab. Der Land-
tag möge beschließen: Die Landesregierung wird aufgefordert, 
im Bundesrat der Anerkennung von Montenegro, Albanien und 
Kosovo als sichere Herkunftsstaaten zuzustimmen. Wer die-
sem Antrag folgt, den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegen-
stimmen? - Gibt es Enthaltungen? - Damit ist dieser erste Teil-
antrag abgelehnt worden.

Wir kommen zur zweiten Abstimmung: Der Landtag möge be-
schließen: Die Landesregierung wird aufgefordert, bestehende 
Ausreisepflichten konsequent durchzusetzen. Wer diesem An-
trag folgt, den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Stimmenthaltungen? - Damit ist auch dieser Antrag 
mehrheitlich abgelehnt worden.

Wir kommen zur dritten Abstimmung: Die Landesregierung 
wird aufgefordert, zur Unterstützung der Kommunen bei der 
Rückführung abgelehnter Asylbewerber eine zentrale Koordi-
nierung durch das Land sicherzustellen. Wer diesem Antrag 
folgt, den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - 
Stimmenthaltungen? - Damit ist auch dieser Antrag abgelehnt 
worden.

Wir kommen zur vierten Abstimmung: Die Landesregierung 
wird aufgefordert, die Ausländer- und Sozialbehörde sowie 
Verwaltungsgerichte personell und organisatorisch in die Lage 
zu versetzen, die Durchschnittsdauer der Verfahren des einst-
weiligen Rechtsschutzes in Asylstreitigkeiten auf möglichst 
zwei Wochen zu verkürzen. Wer diesem Antrag folgen möchte, 
den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthal-
tungen? - Damit ist auch dieser Antrag mehrheitlich abgelehnt 
worden.

Wir kommen zur fünften Abstimmung: Die Landesregierung 
wird aufgefordert, in den Erstaufnahmeeinrichtungen vorran-
gig Sach- statt Geldleistungen auszureichen. Wer diesem An-
trag folgen möchte, den bitte ich um sein Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Enthaltungen? - Bei einer Enthaltung mehrheit-
lich abgelehnt.

Wir kommen zur sechsten Abstimmung: Die Landesregierung 
wird aufgefordert, die Gesundheitskarte für Asylbewerber in 
Brandenburg einzuführen, wobei sich der Leistungsumfang 
wie bisher im Rahmen des Asylbewerberleistungsgesetzes be-
wegt. Wer diesem Antrag folgen möchte, den bitte ich um sein 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Damit ist 
auch dieser Antrag mehrheitlich abgelehnt.

Wir kommen zur siebenten Abstimmung: Die Landesregierung 
wird aufgefordert, für die Anerkennung ausländischer Bil-
dungsabschlüsse zuständige Stellen angemessen auszustatten, 
um die zu erwartende Steigerung der Zahl von Anträgen auf 
Anerkennungen zügig und kompetent zu bearbeiten. Wer die-
sem Antrag folgen möchte, den bitte ich um sein Handzei-
chen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Damit ist auch dieser 
Antrag mehrheitlich abgelehnt worden.

Wir kommen zur achten und letzten Abstimmung: Die Landes-
regierung wird aufgefordert, bis zum 09.10.2015 Gesetzent-
würfe zur Änderung der Brandenburger Bauordnung, des Lan-
desaufnahmegesetzes und weiterer erforderlicher Vorschriften 
im Hinblick auf die Unterbringung, Versorgung und Betreuung 
von Flüchtlingen vorzulegen. Wer diesem Antrag folgen möch-

te, den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Ent-
haltungen? - Damit ist auch dieser letzte Punkt mehrheitlich 
abgelehnt worden.

Wir haben die Abstimmung zu diesem Entschließungsantrag 
vollzogen. Alle Punkte sind abgelehnt. 

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 18 und rufe Tagesord-
nungspunkt 19 auf:

Elftes Gesetz zur Änderung des Brandenburgischen 
Polizeigesetzes

	 Gesetzentwurf
	 der Landesregierung 

	 Drucksache 6/2326

1. Lesung

	 (Allgemeine Unruhe)

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie um Ruhe, die Plaude-
reien kann man gerne nach draußen verlegen. Ich bitte den 
Lärmpegel für den ersten Redner zu senken. - Minister Schrö-
ter spricht für die Landesregierung.

Minister des Innern und für Kommunales Schröter: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren Ab-
geordnete! Vor nun schon fast neun Jahren sind unserer Polizei 
wichtige neue Befugnisse eingeräumt worden. Seitdem darf 
die Polizei - unter strengen Auflagen natürlich - Handys orten 
und mit automatischen Systemen nach Fahrzeugkennzeichen 
fahnden. Dazu war damals hier im Parlament das Vierte Ände-
rungsgesetz zum Brandenburgischen Polizeigesetz beschlossen 
worden. Allerdings waren die betreffenden Paragrafen - § 33b 
Abs. 3 sowie § 36a - befristet worden. Beide Befugnisse sind 
inzwischen mehrfach verlängert worden. Jetzt, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, wollen wir sie endgültig entfristen. 

Lassen Sie mich zunächst kurz beschreiben, worum es geht: 
Einerseits geht es um die präventiven Befugnisse der Polizei, 
durch Eingriffe in die Telekommunikation Daten zu erheben. 
So kann die Polizei den aktuellen Standort von Handys bestim-
men. Sie kann zudem spezifische Kennungen wie die Geräte- 
und Kartennummern von Mobilfunktelefonen ermitteln, sofern 
dies in bestimmten Fällen für die Überwachung und Aufzeich-
nung der Telekommunikation unerlässlich ist, und sie kann Te-
lekommunikationsverbindungen unterbrechen oder verhindern. 
Andererseits geht es darum, dass die Polizei zu Fahndungs-
zwecken und zur Gefahrenabwehr ohne Wissen der Fahrer die 
Kennzeichen von Fahrzeugen automatisch erfassen darf. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, hinter den gesetz-
lichen Bestimmungen verbirgt sich nichts anderes als die poli-
zeiliche Nutzung von technischen Mitteln, um Menschen in 
größter Not zu helfen oder Gefahren durch Straftaten abzuwen-
den. In den acht Jahren von 2007 bis 2014 nutzte die Polizei 23 
Mal die Möglichkeit der Handyortung; dabei ging es in 21 Fäl-
len um die Suche nach vermissten oder suizidgefährdeten Per-
sonen. Die automatische Kennzeichenfahndung ist im gleichen 
Zeitraum 596 Mal angewandt worden; auch hier ging es in den 
weitaus meisten Fällen, nämlich 529 Mal, um die Fahndung 
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nach vermissten oder suizidgefährdeten Personen. In den ande-
ren Fällen galt es, Gefahren abzuwehren. 

Doch kommt es im Einzelnen ja nicht darauf an, wie häufig 
die Befugnisse genutzt werden. Sie können unter Umständen 
nur für den extremen Ausnahmefall gedacht sein, bei Eintritt 
einer entsprechenden Situation aber im Wortsinn Leben retten. 
So kann es beispielsweise erforderlich werden, Telefonverbin-
dungen zu unterbrechen, um Einfluss auf die Kommunikati-
onsmöglichkeiten einer Person zu nehmen, die Geiseln in ih-
rer Gewalt hat. Glücklicherweise musste die Polizei diese 
Möglichkeit des Eingriffs in die Telekommunikation bislang 
nicht in Anspruch nehmen, sie hat dennoch ihre Daseinsbe-
rechtigung; das gilt auch für die bislang nicht genutzte Mög-
lichkeit der Ermittlung spezifischer Kennungen von Mobilte-
lefonen.

Sehr geehrte Abgeordnete, sowohl die betreffenden Rege-
lungen zur Nutzung technischer Hilfsmittel in der Telekommu-
nikation als auch zur automatischen Kennzeichenfahndung un-
terliegen seit nunmehr fast neun Jahren einer Befristung. Die 
aktuell dritte Befristung läuft zum 31. Dezember dieses Jahres 
aus. Die Ermächtigungen wurden, neben anderen Normen, 
mehrfach auf ihre Notwendigkeit und ihren Nutzen geprüft. In 
Umsetzung eines Landtagsbeschlusses vom 17. Dezember 
2008 ist eine unabhängige wissenschaftliche Begleitforschung 
beim Max-Planck-Institut für ausländisches und internationa-
les Strafrecht in Auftrag gegeben worden. Der Abschlussbe-
richt zu dieser Studie ist dem Landtag am 24. Mai 2011 über-
reicht worden. Die Evaluation hat die Wirksamkeit der Maß-
nahmen bestätigt und daher konsequenterweise ihre Beibehal-
tung empfohlen. 

Dennoch hat sich der Landtag vor vier Jahren noch nicht für 
eine dauerhafte Entfristung aussprechen können. Die aktuelle 
Erhebung im Bereich der Polizei zu Beginn dieses Jahres hat 
ebenfalls ergeben, dass die Maßnahmen auch künftig erforder-
lich sind und die ihnen zugrunde liegenden Regelungen beizu-
behalten und im Sinne einer Verstetigung zu entfristen sind. 
Auch die jährlichen Berichte an den Ausschuss für Inneres und 
Kommunales des Landtags haben den Nutzen der Regelungen, 
insbesondere aber auch den sensiblen Umgang der Polizei mit 
den Befugnissen, erwiesen - die Möglichkeiten werden in einer 
den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit entsprechenden Wei-
se genutzt. 

Aufgrund der gewonnenen Erfahrungen in der Anwendung der 
Regelungen zur Handyortung und Kennzeichenerfassung und 
vor dem Hintergrund der Ergebnisse der Evaluationen ist 
meines Erachtens nunmehr die Zeit gekommen, die Befri-
stungen aufzuheben. Die Regelungen haben sich seit fast 
einem Jahrzehnt überaus bewährt. Ich bitte daher um Ihre Un-
terstützung in dem Anliegen, unserer Polizei die erforderlichen 
Mittel für ihre - letztlich uns allen zugutekommenden - Arbei-
ten unbefristet und damit dauerhaft verlässlich an die Hand zu 
geben. - Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall SPD, DIE LINKE und AfD)

Präsidentin Stark:

Wir danken. Das war eine Punktlandung. - Zu uns spricht nun 
der Abgeordnete Kosanke für die SPD-Fraktion.

Kosanke (SPD):

Frau Präsidentin! Sehr verehrte Damen und Herren! Uns liegt 
der Vorschlag vor, eine Regelung aus dem Brandenburgischen 
Polizeigesetz zu streichen, und zwar die Befristung von zwei 
durchaus freiheitseinschränkenden Regelungen. Der Innenmi-
nister hat es gerade vorgetragen: Es geht um die Handyortung, 
die Unterdrückung von Telekommunikationsverbindungen und 
um die automatische Erfassung von Kfz-Kennzeichen. Beides 
sind Maßnahmen, die in die Freiheitssphären der Einzelnen hi-
neinwirken und deswegen der besonderen Obacht dieses Parla-
ments unterliegen, weil man da eben nicht leichtfertig sein 
darf. 

Aus diesem Grund wurden damals im Gesetz zwei Sicherungs-
linien eingeführt. Die eine Linie ist die Berichtspflicht: Nur un-
ter bestimmten Voraussetzungen und mit nachträglicher Ein-
zelfallberichterstattung dürfen diese Maßnahmen durchgeführt 
werden. Damit wird aus meiner Sicht dem Spannungsfeld zwi-
schen Freiheit und Sicherheit, in dem wir uns hier bewegen, 
durchaus Rechnung getragen. Die andere Sicherungslinie ist 
die Befristung der Regelungen. 

Wenn man sich etwas eingehender mit der Frage beschäftigt, 
merkt man, dass die Befristung, zumindest im Zeitraum der 
Befristung, gar keine einschränkende Wirkung hat, weil ja in 
dem Zeitraum, in dem die Befristung gilt, ganz klar die Rege-
lungen angewendet werden können. Insofern muss man sich 
fragen: Was macht diese Befristung eigentlich? Ich glaube, Sie 
hilft uns nicht im Spannungsfeld zwischen Freiheit und Sicher-
heit, sondern resultiert aus etwas anderem: Sie drückt unsere 
tiefe Skepsis gegenüber dem, was wir mit dem großen Schlag-
wort Digitalisierung umschreiben, aus. Wir kommen noch 
nicht so ganz damit klar: Was passiert in dieser technisierten 
Welt? Was passiert mit diesem Internet, diesen Handys, diesen 
automatisierten Verfahren? Das ist etwas, was uns nicht ganz 
geheuer ist. Deswegen hätten wir die Entscheidung gerne noch 
etwas aufgeschoben, in eine Zeit, in der wir es endgültig be-
griffen haben. Wir sagen: Na ja, lasst uns noch mal gucken, wir 
sehen es uns noch einmal an, wir überprüfen noch einmal, und 
dann sind wir - vielleicht in ein paar Jahren - schlauer. 

Ich weiß nicht, ob wir, was die Digitalisierung angeht, wirklich 
schlauer geworden sind. Aber ich bin davon überzeugt, dass 
wir dem, was mit der Digitalisierung kommt - und das ist eben 
nicht nur eine Digitalisierung der Wirtschaft, sondern auch ei-
ne Digitalisierung der Kriminalität, der Verbrechensformen -, 
wirksam begegnen müssen. Es muss dann eben auch eine Digi-
talisierung in der Strafverfolgung und der Kriminalitätsabwehr 
geben. 

Natürlich müssen wir immer weiter daran arbeiten, dass wir 
das begreifen. Aber ich glaube, im Spannungsfeld zwischen 
Freiheit und Sicherheit ist diese Befristung kein geeignetes 
Mittel. 

Insofern würde ich vorschlagen: Stellen wir uns der Herausfor-
derung! Ich glaube, man kann diese Entfristung tatsächlich 
vornehmen. Wir müssen uns dem weiter anpassen. Insofern 
bitte ich zunächst einmal nur um die Überweisung des Gesetz-
entwurfs in den Innenausschuss. - Vielen Dank.

	 (Beifall SPD und Die LINKE)
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Präsidentin Stark:

Vielen Dank, Herr Kosanke. - Wir setzen die Debatte fort. Zu 
uns spricht der Abgeordnete Lakenmacher für die CDU-Frak- 
tion.

Lakenmacher (CDU):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Nach neun Jahren Überprüfung und dann umfassender Über-
prüfung und Evaluierung im Jahr 2011 steht fest: Es war da-
mals richtig, die gesetzlichen Ermächtigungsgrundlagen für 
die polizeiliche Maßnahme „Kennzeichenerfassung für die 
Verkehrsdatenabfrage“ und für die polizeiliche Maßnahme 
„Mobilfunkortung zur Gefahrenabwehr“ in das Polizeigesetz 
des Landes Brandenburg aufzunehmen. 

	 (Beifall CDU)

Da kann man ruhig einmal klatschen. Das war im Jahr 2006. 
Diese Maßnahmen wurden in das Polizeigesetz immer und im-
mer wieder befristet aufgenommen. Die Anhörungen und De-
batten dazu haben gezeigt, dass diese Maßnahmen für die Poli-
zeiarbeit heutzutage absolut notwendig, ja, unabdingbar sind. 

Schon im Innenausschuss im Jahr 2011 haben uns Experten, 
zum Beispiel des Max-Planck-Instituts, empfohlen, diese Maß-
nahmen entfristet in das Polizeigesetz Brandenburg aufzuneh-
men. Wir haben uns dann aber darauf verständigt, dass die 
Maßnahmen noch einmal befristet werden, und zwar bis zum 
Jahr 2015. 

Der vorliegende Gesetzentwurf der Landesregierung sieht die 
endgültige Entfristung der Maßnahmen vor. Es sollen aner-
kannte und für die polizeiliche Pflichterfüllung notwendige 
Möglichkeiten im Polizeigesetz fortbestehen. Da kann ich nur 
sagen: Endlich! 

Schon im Bericht 2011 wurde aufgezeigt, dass die Maßnahmen 
für die polizeiliche Arbeit unerlässlich sind. Ich hoffe, dass die 
Vorbehalte gegen die Einführung nun vollständig ausgeräumt 
sind. Die automatische Kennzeichenerfassung sowie die Han- 
dyortung haben sich in den letzten Jahren bewährt. Diese po- 
lizeilichen Maßnahmen sind im Bereich der Verbrechensbe-
kämpfung und zum Schutz von Leib und Leben erforderlich. 
Sie sind unerlässlich. 

Es gibt in diesem Zusammenhang fernab von der gesetzlichen 
Ermächtigungsgrundlage aber andere Probleme, über die wir 
uns verständigen und über die wir diskutieren müssen, zum 
Beispiel die Frage, warum - wie erst vor wenigen Wochen ge-
schehen - eine Handyortung via WhatsApp nur über das Privat-
handy eines Brandenburger Polizisten möglich war, der sich im 
Dienst befand und es dann entsprechend eingesetzt hat, um in 
Not geratenen Menschen zu helfen. Dazu gab es eine Kleine 
Anfrage der CDU-Fraktion und eine entsprechend unbefriedi-
gende Antwort seitens des Innenministers. Fakt ist: Hätte der 
Polizist in diesem Fall nicht sein Privathandy genutzt, dann 
wären die Ortung und die Hilfe hier nicht möglich gewesen. 
Herr Minister, da kann ich Ihnen nur sagen: Das kann heutzuta-
ge nicht mehr sein!

	 (Beifall CDU)

Wir reden gerne von einer modernen und gut ausgestatteten 
Polizei, aber teilweise sind wir hier weit davon entfernt. 

Der Überweisung in den Innenausschuss werden wir zustimmen, 
und wir freuen uns auf die weitere Diskussion. - Vielen Dank.

	 (Beifall CDU)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Wir setzen die Debatte fort. Zu uns spricht der 
Abgeordnete Dr. Scharfenberg für die Fraktion DIE LINKE.

Dr. Scharfenberg (DIE LINKE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Diskussionen um 
das Polizeigesetz sind meist nicht so einfach, zum Teil sehr 
konfliktgeladen.

	 (Zuruf von der CDU: Vor allem für die Linke!)

Die vorliegende Novelle befasst sich mit Eingriffsmöglich-
keiten der Polizei, die nicht unumstritten sind. Deshalb sind bei 
der Einführung der automatischen Kennzeichenerfassung und 
von Eingriffen in die Telekommunikation, wobei insbesondere 
die Handyortung gemeint ist, in das Brandenburgische Polizei-
gesetz entsprechende Vorkehrungen getroffen worden, um ei-
nen Missbrauch zu verhindern. Das wurde ja hier beschrieben. 
Es ist beschlossen worden, eine Evaluierung vorzunehmen. Es 
ist dreimal befristet worden. 

Zudem gilt eine Verpflichtung zu jährlichen Berichten über die 
praktische Anwendung der Maßnahmen. Diese jährlichen Be-
richte zeigen, dass die brandenburgische Polizei keinen ex- 
zessiven Gebrauch von den sensiblen Eingriffsmöglichkeiten 
macht, sondern sehr verantwortungsbewusst damit umgeht. So 
ist bekanntermaßen die automatische Kennzeichenerfassung in 
Brandenburg so ausgestaltet, dass die brandenburgische Rege-
lung vor den strengen Augen der Bundesverfassungsrichter Be-
stand hatte. Die Handyortung wird in Brandenburg im Wesent-
lichen dafür eingesetzt, hilflosen und suizidgefährdeten Per-
sonen zu helfen, was im Kern der Regelung entspricht, die im 
Berliner ASOG enthalten ist. 

Vor diesem Hintergrund ist nachvollziehbar, dass die in un-
serem Polizeigesetz enthaltene Befristung nach mehrfacher 
Verlängerung jetzt aufgehoben werden soll. 

Wir werden uns im Ausschuss darüber verständigen, wie wir 
auch in Zukunft eine intensive parlamentarische Kontrolle des 
praktischen Einsatzes dieser polizeilichen Mittel sichern kön-
nen. Denn wir wissen: Die technischen Möglichkeiten werden 
immer umfangreicher, und wir sind da in Verantwortung. Das 
wird insbesondere an den jährlichen Berichten festzumachen 
sein. Hier sollten wir über die Detailschärfe dieser Berichte 
diskutieren und auch über die Frage, ob der Landtag und nicht 
nur der Innenausschuss Adressat des Jahresberichts sein sollte. 
Ich freue mich auf die Diskussion. - Danke.

	 (Beifall DIE LINKE sowie vereinzelt SPD)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank.   Wir setzen die Debatte fort. Zu uns spricht der 
Abgeordnete Jung für die AfD-Fraktion.
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Jung (AfD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lie-
be Kollegen! Auf die Historie sind meine Vorredner bereits 
eingegangen. Letztlich war es auch richtig, dass man diese bei-
den Normen befristet hat, und jetzt steht auf der Tagesordnung, 
sie aufgrund der Erfahrungen zu entfristen. 

Es ist darauf eingegangen worden, dass das Max-Planck-Insti-
tut in Freiburg eine Evaluation vorgenommen und in seiner 
wissenschaftlichen Studie auch keine Mängel in der Sache 
festgestellt hat. Eine Erhebung von Januar/Februar 2015 im 
Bereich der Polizei des Landes Brandenburg hat ergeben, dass 
die Maßnahmen aktuell wie auch künftig erforderlich und die 
Regelungen beizubehalten und zu entfristen sind. 

Darüber hinaus wurde Wert darauf gelegt, dass jährlich a) der 
Landesregierung über den Nutzen dieser Regelung berichtet 
und b) der sensible Umgang der Polizei mit den von ihr gewon-
nenen Daten dokumentiert wird. 

Aufgrund der in nunmehr über acht Jahren gewonnenen Erfah-
rungen und des Ergebnisses dieser Evaluation, aber auch der 
aktuellen Bewertung durch die Polizei ist die Befristung der 
Regelungen aufzuheben. - Vielen Dank.

	 (Beifall AfD)

Präsidentin Stark:

Wir setzen die Debatte fort. Es spricht die Abgeordnete Nonne-
macher für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Frau Nonnemacher (B90/GRÜNE):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Verehrte Gäste! Die polizeilichen Befugnisse der automa-
tischen Kennzeichenfahndung und der Ortung von Mobiltele-
fonen wurden 2006 eingeführt. 2008 beschloss der Landtag eine 
Evaluation dieser Maßnahmen. 2011 wurden uns die Erkennt-
nisse der Untersuchung des Max-Planck-Instituts vorgestellt. 

Danach war schon damals klar: Die Maßnahmen werden über-
wiegend bis ausschließlich bei Suizidabsichten, Unfällen oder 
Gewaltsituationen gebraucht, wogegen sich auch aus unserer 
Sicht schwerlich etwas einwenden lässt. Eine tiefergehende, 
über die Erhebungspraxis hinausgehende Evaluation, die un-
tersucht, ob diese Maßnahmen auch geeignet, erforderlich und 
angemessen sind, haben wir schon damals gefordert. Eine sol-
che ist aber leider bis heute ausgeblieben. 

Da es sich bei den Maßnahmen um schwerwiegende Grund-
rechtseingriffe handelt, wollten wir wissen, wie erfolgreich die 
Eingriffsbefugnisse sind, ob es alternative Methoden gibt, die 
genauso wirksam sind, und wie die Maßnahmen in anderen 
Bundesländern durchgeführt werden. 

Aufgrund der von uns geäußerten Bedenken konnten sich die 
Koalitionsfraktionen aber nur zu einer Befristung der Maßnah-
men bis 2015 durchringen. Wir Bündnisgrünen meinen aber, 
tiefgreifende präventive Eingriffe in Grundrechte, wie die Kfz-
Kennzeichenerfassung und die Handyortung, sind nicht not-
wendig, solange das Gegenteil durch eine echte Evaluation 

nicht bewiesen ist. Einzige Ausnahme darf die Handyortung 
und Kennzeichenerfassung vermisster, hilfloser und suizidge-
fährdeter Personen sein. Hierzu reicht es aber aus, genau die-
sen Fall gesetzlich zu regeln, wie es zum Beispiel das Land 
Berlin bei der Handyortung getan hat.

Einer Entfristung der aktuellen Regelungen, die aus meiner 
Sicht noch immer viel zu weitgehende Tatbestandsvorausset-
zungen enthalten, ohne die genannten Eingrenzungen werden 
wir nicht zustimmen. Einer Überweisung in den Innenaus-
schuss stimmen wir aber gerne zu. Vielleicht lässt sich ja dort 
über eine entsprechende Änderung verhandeln, Herr Kosan-
ke. - Vielen Dank.

	 (Beifall B90/GRÜNE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Wir sind am Ende der Aussprache und kommen 
zur Abstimmung.

Wir stimmen über einen Überweisungsantrag ab. Das Präsidi-
um empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs in der 
Drucksache 6/2326, eingebracht von der Landesregierung, an 
den Ausschuss für Inneres und Kommunales. Wer diesem 
Überweisungsantrag folgen möchte, den bitte ich um sein 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit 
ist dem Antrag einstimmig gefolgt worden.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 19 und rufe Tagesordnungs-
punkt 20 auf:

Stärkung der Wachstumskräfte durch räumliche und 
sektorale Fokussierung von Landesmitteln - Stärkung 
der Regionalen Wachstumskerne

Bericht
der Landesregierung 

Drucksache 6/1852

in Verbindung damit:

Regionale Wachstumskerne - gut für das ganze Land!

Antrag
der Fraktion der SPD
der Fraktion DIE LINKE

Drucksache 6/2510

Dazu liegt ein Entschließungsantrag der CDU-Fraktion, Druck-
sache 6/2642, vor. 

Wir beginnen die Aussprache. Zu uns spricht Minister Gerber 
für die Landesregierung.

Minister für Wirtschaft und Energie Gerber:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Seit zehn 
Jahren gibt es nun die Regionalen Wachstumskerne. In dieser 
Zeit sind sie zu Motoren der regionalen und der Landesent-
wicklung geworden. 
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Der Wachstumsprozess hat die Mentalität im Land verändert. 
Die Kommunen unterstreichen nun wie selbstverständlich ihre 
Stärken. Diese Veränderung der Haltung in der wirtschaftspoli-
tischen Grundstimmung im Land halte ich neben den materiel-
len Fragen, die der Wachstumsprozess gebracht hat, für ganz 
wichtig. Das Glas ist halb voll und nicht halb leer - das ist eine 
Herangehensweise, die gut und richtig für unsere Wirtschaft ist.

Die Ministerien bringen die Standorte gemeinsam und politik-
feldübergreifend voran. Das war vor zehn Jahren keineswegs 
immer so; ich kann das aus eigener Anschauung seit vielen 
Jahren bei vielen Terminen vor Ort nur bestätigen. Es ist beein-
druckend, welche Dynamik die Regionalen Wachstumskerne 
an den Tag legen. Durch die enge Zusammenarbeit zwischen 
den Wachstumskernen und ihren Nachbarkommunen nutzt der 
Prozess nicht nur den beteiligten Städten, vielmehr profitiert 
das Flächenland Brandenburg in Gänze davon. 

Die erfreuliche Tatsache, dass der RWK-Prozess landesweit 
breite Unterstützung findet, bestätigt diese Einschätzung. Die 
Anhörung im Ausschuss für Wirtschaft und Energie am 1. Juli 
hat gezeigt, wie breit der Konsens für diesen Ansatz ist und mit 
wie viel Energie und Sachkenntnis von den RWKs vor Ort gute 
Wirtschaftsförderung betrieben wird. 

Die sozioökomischen Daten der Regionalen Wachstumskerne 
überzeugen; Sie konnten das im 14. Bericht nachlesen. Die 
Arbeitsplatzdichte aller Regionalen Wachstumskerne ist in 
den vergangenen Jahren kontinuierlich gestiegen und liegt 
deutlich über dem durchschnittlichen Wert für das Land Bran-
denburg.

Im Unterschied zum Land Brandenburg insgesamt konnten fast 
alle Regionalen Wachstumskerne in den letzten Jahren positive 
Pendlersalden erzielen. Das heißt, die Bedeutung der Wachs-
tumskerne als regionale Arbeitsmarktzentren für ihr Umland 
hat sich weiter gefestigt. Dieser Trend könnte sich sogar noch 
verstärken. Ein Beispiel: Der Regionale Wachstumskern 
Prignitz ist beispielsweise eindeutig der Investitionsschwer-
punkt des Landkreises. Im vergangenen Jahr lag der Anteil des 
Regionalen Wachstumskerns Prignitz an allen Investitionsvor-
haben im Landkreis im Bereich der gewerblichen Wirtschaft 
bei sage und schreibe 78 %.

Immer deutlicher wird auch die Stärke der Wachstumskerne im 
Innovationsbereich. 67 % der 2014 in den Programmen „Inno-
vationsgutschein“ sowie „Forschungs- und Entwicklungsför-
derung KMU“ zugesagten Mittel gingen an Unternehmen, die 
ihren Standort in einem Regionalen Wachstumskern hatten.

Fazit: Die Landesregierung hat die richtigen RWKs ausge-
wählt und diese arbeiten engagiert. Meine Damen und 
Herren, wir wollen die gute Zusammenarbeit in bewährter 
Weise fortsetzen und jeden RWK auch individuell - da will 
ich gleich einmal auf Ihren Antrag, Herr Homeyer, eingehen 
- bestmöglich fördern.

Der vorliegende Antrag der Koalition enthält den Auftrag, ne-
ben der Fachkräftesicherung weiterhin auch die Themen Wis-
sens- und Technologietransfer sowie die Verzahnung mit der 
Clusterstrategie in den Mittelpunkt zu stellen. Diese Schwer-
punktsetzung freut mich als Wirtschaftsminister ganz beson-
ders, denn Innovationen sind mitentscheidend dafür, dass sich 

die positive wirtschaftliche Entwicklung der vergangenen Jah-
re auch zukünftig fortsetzt.

Wir werden deshalb neben der Regionalbudgetförderung, die 
sich sehr bewährt hat und fortgesetzt werden soll, mit der neu-
en GRW-I-Richtlinie auch den Förderbestand des Regionalma-
nagements anbieten. Mit dem Regionalmanagement wird den 
Wirtschaftsförderungen in den Regionalen Wachstumskernen 
ein Unterstützungsangebot für die Umsetzung komplexer und 
langwieriger Projekte zur Verfügung gestellt werden. Förder-
würdig sind insbesondere Projekte, die zur Regionalisierung 
der Clusterstrategie beitragen.

Ein weiterer wichtiger Schwerpunkt in der Zusammenarbeit 
mit den Regionalen Wachstumskernen wird für uns die auch 
im Antrag geforderte noch engere Verzahnung von regionaler 
und sektoraler Strukturpolitik sein. Die Verknüpfung der Stadt-
entwicklungskonzepte mit dem Ansatz der Regionalen Wachs-
tumskerne ist seit langem ein zentraler Bestandteil unserer Zu-
sammenarbeit mit den RWKs. Auch der Stadt-Umland-Wettbe-
werb, bei dem in der kommenden Woche die ersten Strategien 
von einer Jury ausgewählt bzw. präsentiert werden, ist eine gu-
te Gelegenheit, strukturpolitisch wichtige RWK-Maßnahmen 
umzusetzen.

Meine Damen und Herren, die Anhörung und die RWK-Ge-
spräche haben gezeigt, wie wichtig der ressortübergreifende 
Ansatz des RWK-Prozesses ist und dass wir uns noch inten-
siver als bisher auch mit räumlichen Entwicklungsachsen aus-
einandersetzen sollten, wie beim Beispiel Berlin - Eberswal-
de - Schwedt - Stettin, und die sogenannten weichen Standort-
faktoren vor allen Dingen bei Wohnangeboten stärker in den 
Mittelpunkt rücken sollten. Hierauf haben unter anderem die 
Regionalen Wachstumskerne Schönefelder Kreuz, Eberswalde, 
Schwedt, Spremberg und OHV sehr deutlich hingewiesen. Das 
sind anspruchsvolle Aufgaben, meine Damen und Herren, die 
wir in der bewährten Weise mit den Regionalen Wachstums-
kernen angehen werden.

Meine Damen und Herren, die letzten zehn Jahre haben ge-
zeigt: „Stärken stärken“ nützt nicht nur den Starken, sondern 
dem Land in Gänze. Ich begrüße deswegen, dass der vorlie-
gende Antrag unmissverständlich sagt: Die Wachstumskerne 
sind gut für unser Land. In diesem Sinne auf eine weitere gute 
Arbeit! - Danke schön.

	 (Beifall SPD und DIE LINKE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Wir setzen die Aussprache fort mit dem Abge-
ordneten Barthel. Er spricht für die SPD-Fraktion.

Barthel (SPD):

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Werte Gäste! Der Minister hat es schon erwähnt: Zur Erfolgs-
geschichte des Landes Brandenburg gehört seit den letzten 
zehn Jahren die gelungene Umstellung der Wirtschaftsförde-
rung auf sektorale und territoriale Schwerpunkte, also Cluster 
und Regionale Wachstumskerne. Bildlich gesprochen wurde 
aus der Fördergießkanne die Punktbewässerung. Heute kann 
man feststellen, dass sich die gründliche Planung des Prozesses 
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und die sorgfältige Auswahl der Standorte des Geschehens aus-
gezahlt haben.

Minister Gerber hat schon darauf verwiesen, dass der aktuelle 
Evaluationsbericht zeigt, dass alle Wachstumskerne bei den 
wesentlichen sozioökonomischen Faktoren deutlich positivere 
Entwicklungen aufweisen als andere Orte und Regionen des 
Landes. Andererseits macht er aber auch deutlich: Sozioökono-
mische und demografische Rahmenbedingungen können durch 
den RWK-Prozess nur bedingt und teilweise beeinflusst wer-
den. Die territoriale Lage hat einen wesentlichen Einfluss auf 
das Tempo und die Kontinuität der Entwicklung. RWKs im Me-
tropolenraum Berlin partizipieren deutlich stärker an der Ent-
wicklung der Stadt. Solange strategische Infrastrukturmaßen 
deutlich länger als zehn Jahre zur Umsetzung brauchen  - in 
meinem Landkreis betrifft das die B 101; über den Flughafen 
möchte ich nicht reden, es gibt noch andere Beispiele -, erfor-
dert territoriale Wirtschaftsförderung eine ruhige Hand.

Deshalb empfehlen wir, im Entschließungsantrag die territori-
ale Struktur der Wachstumskerne beizubehalten. Das schließt 
aber ausdrücklich nicht aus, dass Standorte, die ein überzeu-
gendes Entwicklungskonzept haben, auch in den Genuss be-
sonderer Zuwendung des Landes kommen.

Mit dem Konzept der Regionalen Wachstumskerne ist die er-
folgreiche Verzahnung von landespolitischer Förderkulisse und 
lokaler Initiative gelungen. Minister Gerber hat ja schon darauf 
aufmerksam gemacht und wir haben im Ausschuss am 1. Juli 
erlebt, mit welchem Selbstbewusstsein Bürgermeister und 
Wirtschaftsförderer aufgetreten sind und von ihren Erfolgen 
berichtet haben.

Aber die Anhörung hat auch auf Reibungsverluste und Ent-
wicklungsprobleme aufmerksam gemacht. Einer der jetzt schon 
limitierenden Faktoren wirtschaftlicher Entwicklung sind die 
fehlenden Fachkräfte. Ursache dafür ist zum einen die demo-
grafische Entwicklung im berlinfernen Raum. Im Vergleich zu 
den meisten anderen OECD-Ländern ist der Rückgang der er-
werbsfähigen Bevölkerung hierzulande besonders stark. Inso-
fern sind die schnelle Integration von Flüchtlingen und die 
Schaffung eines Einwanderungsgesetzes durchaus eine Chan-
ce, hier Entwicklung abzusichern. Zum anderen wirkt sich im 
berlinnahen Raum der fehlende Wohnraum negativ auf die 
Fachkräfteentwicklung aus.

Deshalb ist die verstärkte Verzahnung von zukünftiger Wirt-
schafts- und Infrastrukturförderung, die schon vom Ministeri-
um angesprochen wurde, ganz wichtig für die Entwicklung der 
RWKs. Insbesondere der neu aufgelegte Stadt-Umland-Wett-
bewerb bietet hervorragende Chancen, die RWKs zu noch stär-
keren Impulsgebern für regionale Entwicklung zu machen, 
auch und insbesondere wegen seines Wettbewerbscharakters. 
Hier bin ich ganz nah bei meinem Kollegen Homeyer.

Sehr geehrte Damen und Herren, Wirtschaftsförderung hat im-
mer zwei Seiten: Sie erfordert zum einen den schon erwähnten 
langen Atem und zum anderen die notwendige Flexibilität, um 
auf aktuelle Entwicklungen und Erfordernisse zu reagieren. Ge-
nau das greift der Ihnen vorliegende Entschließungsantrag auf.

Dazu vier Anmerkungen: Es muss noch besser gelingen, die 
Clusterentwicklungen mit den territorialen Entwicklungen zu 
verzahnen. Ein überdurchschnittliches Potenzial bei der Ent-
wicklung zukunftsträchtiger und zukunftssicherer Unterneh-

men war gerade ein hartes Kriterium für die Auswahl der 
Standorte.

Zweitens: Die kürzlich vom Deutschen Institut für Wirtschafts-
forschung veröffentlichte Studie zu den Zukunftschancen von 
Kleinbetrieben und Mittelständlern zeigt für die ostdeutschen 
Länder einen deutlichen Produktivitätsnachteil. Wir reden von 
einer Lücke von 30 %. Diese Lücke ist seit längerem konstant. 
Hier muss und soll es Veränderungen geben. Darauf zielt neben 
der erwähnten Clusterstrategie die Organisation eines effek-
tiven und nachhaltigen Wissenstransfers ab. Das Stichwort be-
ziehungsweise eines der Stichworte hierfür ist „Industrie 4.0“. 
Das vom Ministerium für Wirtschaft und Energie geförderte 
Innovationszentrum von Prof. Berger an der BTU ist ein erster 
Schritt in die richtige Richtung.

Drittens: Die Bereitstellung von modernem und bezahlbarem 
Gewerberaum ist ein wichtiger weiterer Faktor, um innova-
tiven Geschäftsideen im wahrsten Sinne des Wortes Raum zu 
geben. Hier hat insbesondere die Landeshauptstadt Nachholbe-
darf. Die Flächenbereitstellung hinkt hier dem Bedarf deutlich 
hinterher.

Viertens: Im Entschließungsantrag wird noch einmal explizit 
darauf verwiesen, dass Substanzpflege einer der Eckpfeiler er-
folgreicher Wirtschaftspolitik ist. Kontraproduktiv ist aus mei-
ner Sicht die restriktive Förderkulisse der „Gemeinschaftsauf-
gabe Regionale Wirtschaftsförderung“ für die Erweiterung von 
Betriebsstätten.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, werte Gäste, lassen 
Sie mich zum Schluss einige Bemerkungen zur Prozessorgani-
sation und Prozesssteuerung machen. Die auf Seite 12 und 13 
im Bericht der Landesregierung formulierten Maßnahmen fin-
den die Zustimmung der Koalition. Bei der Bewertung des 
Prozesses sind die derzeit vereinbarten Kernindikatoren Ar-
beitsplatzdichte, Pendlersaldo, Beschäftigungsentwicklung und 
Bevölkerungsdichte richtig. Sie haben aber einen Nachteil: Sie 
geben keine Auskunft über die Entwicklung der Wertschöp-
fungsprozesse.

Ich möchte keine zusätzliche Evaluation wie mein Kollege 
Homeyer. Meine persönliche Erfahrung ist: Externe fragen nur 
Wissen ab, das wir selbst haben, und kosten viel Geld.

	 (Vereinzelt Beifall SPD)

Ich empfehle den Kollegen aus dem Ministerium, sich noch 
einmal mit dem Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung 
oder dem BMWi zu konsultieren. Sowohl im BMWi-Bericht 
zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur als auch in 
der Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
gibt es Aussagen zur Produktivitätsentwicklung und zur Förde-
rung von Forschung und Entwicklung. Sicher ist das Raster 
größer und gröber und nicht ortsgenau auf unsere Regionalen 
Wachstumskerne anwendbar. Aber die Methodik ist interessant.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, Brandenburg hat mit 
dem RWK-Konzept ein innovatives Wirtschaftsförderungsin-
strument entwickelt und mit Leben erfüllt, das inzwischen 
auch in anderen Bundesländern Aufmerksamkeit und Anerken-
nung findet. Ich bitte Sie deshalb, dem vorliegenden Antrag 
Ihre Zustimmung zu geben. - Vielen Dank.

	 (Beifall SPD und DIE LINKE)
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Präsidentin Stark:

Wir danken Ihnen und setzen die Debatte fort. Zu uns spricht 
jetzt der Abgeordnete Homeyer für die CDU-Fraktion.

Homeyer (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrte Damen und Herren! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Wir hatten - Helmut Barthel hat 
es eben gesagt - am 1. Juli dieses Jahres eine umfangreiche und 
zeitintensive Anhörung aller Regionalen Wachstumskerne im 
Wirtschaftsausschuss. Das war der Kompromiss: Wir hatten 
zunächst gefordert, eine Evaluierung durchzuführen, und ha-
ben uns dann aber auf eine Anhörung verständigt. Wir können 
gemeinsam feststellen - jedenfalls diejenigen, die dabei wa-
ren -: Es hat sich gelohnt. Es war gut und richtig, dass wir uns 
diese Zeit genommen haben.

	 (Vereinzelt Beifall CDU, SPD und DIE LINKE)

Dabei haben sich - jedenfalls für mich -  im Wesentlichen drei 
Dinge gezeigt: Zum einen war es richtig, das System der Regi-
onalen Wachstumskerne unter dem Motto „Stärken stärken“ 
einzuführen und sich nach zehn Jahren auch die Zeit zu neh-
men, die Akteure vor Ort hier im Landtag anzuhören. Das war 
die zweite große Anhörung, die wir durchgeführt haben. Zu 
den Inhalten und Feststellungen komme ich später.

Durch diese besondere Förderung, die wir damals für die 
15  Regionalen Wachstumskerne eingeführt haben, sollten 
Wachstumskräfte im Land Brandenburg gestärkt werden. Das 
war eine völlige Umkehr der Philosophie: Weg von der Gieß-
kanne, hin zu einer konzentrierten Förderung und hin zu einem 
positiven Denken im Land.

Ich glaube, meine Damen und Herren, wir sind uns einig - je-
denfalls die Mehrheit im Hohen Haus -, dass diese Entschei-
dung der damals rot-schwarzen Landesregierung richtig gewe-
sen ist.

	 (Beifall CDU)

Zweitens, meine Damen und Herren, hat die Anhörung gezeigt, 
dass wir in weit überwiegendem Maße RWKs haben, die sich 
sehr engagieren und mit den zusätzlichen Mitteln, die sie zur 
Verfügung gestellt bekommen, wirklich etwas auf die Beine 
stellen. Ich stelle hier die RWKs in der Peripherie heraus, ganz 
besonders die Lausitz und die Prignitz, die uns in der Anhö-
rung auch überzeugt haben.

Ich nenne bewusst nur zwei - auch andere haben ihre Leistung 
und ihren großen Einsatz veranschaulicht. 

Sie rufen zahlreiche Projekte ins Leben und generieren auch 
für ihr Umland einen signifikanten Mehrwert. In den Wachs-
tumskernen arbeiten engagierte Menschen, die ihre Region 
hervorragend vermarkten, Unternehmen anziehen, Rahmenbe-
dingungen für wirtschaftliche Entwicklung, lebenswerte Städte 
und Gemeinden schaffen. Dafür sei an dieser Stelle - wie be-
reits im Wirtschaftsausschuss - den Akteuren herzlich gedankt.

	 (Beifall CDU, SPD, DIE LINKE und AfD)

Aber, meine Damen und Herren - und da sind wir, lieber Kolle-

ge Barthel, uns nicht ganz einig -, die Anhörung hat auch ge-
zeigt, dass es sowohl im System als auch bei einzelnen Wachs-
tumskernen sehr wohl noch Verbesserungspotenzial gibt. Es ist 
eben nicht alles perfekt und kann so bleiben, sondern ich bin 
zutiefst überzeugt, dass wir es mit einem dynamischen Prozess 
zu tun haben, an dem man weiterarbeiten, den man verbessern 
und weiterentwickeln muss. Nur so werden auch die Wachs-
tumskerne von einem bürokratischen weiterhin zu einem inno-
vativen Prozess geleitet. 

Es ist nämlich nicht so, dass in allen Wachstumskernen - wie 
Ihr Antrag nahelegt - kontinuierlich positive Pendlersalden 
vorlägen oder alle RWKs eine überdurchschnittlich hohe Ar-
beitsplatzdichte vorwiesen. So ist zum Beispiel der Pendlersal-
do in Ludwigsfelde, Luckenwalde und Eberswalde 2014 im 
Vergleich zu 2013 gesunken. Auch bei der Arbeitsplatzent-
wicklung zeichnen Sie das Bild etwas zu rosig. Der Bericht der 
IMAG stellt nämlich fest, dass lediglich 6 der 15 Wachstums-
kerne eine über dem Landesdurchschnitt liegende Beschäfti-
gungsentwicklung verzeichnen. Aber auch, wenn wir uns von 
den Zahlen der IMAG lösen und an die Anhörung denken, wird 
deutlich, dass es noch Luft nach oben gibt. So hat zum Beispiel 
der Wachstumskern Frankfurt (Oder) völlig zu Recht bemän-
gelt, dass die Regionalen Wachstumskerne im Leitbild zum er-
klärtermaßen größten politischen Projekt der Landesregierung, 
der Kreisgebietsreform, keinerlei Erwähnung finden.

(Senftleben [CDU]: Was?! - Lachen der Abgeordneten 
Lehmann [SPD])

Und das, obwohl kein Zweifel daran bestehen kann, dass diese 
Reform auch Auswirkungen auf die RWKs haben wird - sogar 
erhebliche. Ich kann es nicht nachvollziehen - vielleicht kann 
man es, wenn man die Kommunalabteilung des Innenministe-
riums näher kennt.

	 (Beifall CDU)

Der Innenminister ist nicht da; aber ich denke, da können wir 
etwas nacharbeiten.

	 (Wilke [DIE LINKE]: Das sind alles Ihre Leute dort!)

- Mittlerweile alle ausgetauscht, glauben Sie mir. 

	 (Heiterkeit bei CDU und SPD)

Da macht ihr keine schlechte Personalpolitik.

	 (Zuruf: Schön wär’s!)

Bei einem weiteren Punkt ist Verbesserung notwendig: Es ist in 
der Anhörung deutlich geworden, dass die Wachstumskerne 
aufgrund ihrer unterschiedlichen Struktur und Lage sehr unter-
schiedliche Herausforderungen zu meistern haben. Während 
der eine mit Wegzug zu kämpfen hat, muss der andere starken 
Zuzug bewältigen. Während die Lausitz sich in einem Struk-
turwandel befindet, muss die Region um den Flughafen Berlin-
Brandenburg andere infrastrukturelle Aufgaben lösen. Auf die-
se unterschiedlichen Bedarfe geht der Prozess viel zu wenig 
ein.

Der RWK Schönefelder Kreuz ist mit der Aufgabe betraut, das 
größte Infrastrukturprojekt Berlin-Brandenburgs zu stemmen 
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und zum Erfolg zu führen. Gerade hier muss die Landesregie-
rung …

Präsidentin Stark:

Herr Kollege, Sie müssten zum Schluss kommen.

Homeyer (CDU):

Ich komme gleich zum Ende, Frau Präsidentin. 

Hier muss die Landesregierung stärker als bisher Unterstüt-
zung leisten. Die Zusammenarbeit zwischen dem Wachstums-
kern und dem Airport Region Team ist, sagen wir mal, ausbau-
fähig. 

Auch auf die weiteren Herausforderungen muss diese Region 
besser vorbereitet sein, Herr Minister. Das Wirtschaftsministe-
rium muss diesen RWK viel mehr als bisher unterstützen so-
wie ein schlüssiges Konzept vorlegen und konsequent umset-
zen. 

Wir bleiben dabei: Die Regionalen Wachstumskerne sind eine 
Erfolgsgeschichte des Landes. Wir müssen weiter daran arbei-
ten. Es ist ein dynamischer Prozess. Man darf sich jetzt nicht 
auf „Es bleibt so, wie es ist“ beschränken. In diesem Sinne: 
Stimmen Sie unserem Antrag zu! Ihrem stimmen wir im We-
sentlichen zu,

	 (Heiterkeit bei der CDU)

aber bei diesem entscheidenden Punkt eben nicht. - Ich danke 
Ihnen.

	 (Beifall CDU)

Präsidentin Stark:

Herr Kollege, der Schlusssatz war entschieden zu lang.

Nun spricht zu uns der Abgeordnete Loehr für die Fraktion 
DIE LINKE.

Loehr (DIE LINKE):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Gäste! Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Im November 2005 legte das damalige 
rot-schwarze Kabinett die 15 Regionalen Wachstumskerne 
fest, die sich aus insgesamt 26 Städten und Gemeinden zusam-
mensetzen. Wir hörten es bereits bei den Vorrednern: Im Juli 
dieses Jahres hat sich der zuständige Ausschuss erneut tieferge-
hend mit der Entwicklung der Regionalen Wachstumskerne be-
fasst und in einer mehrstündigen Anhörung Vertreter aller 
Wachstumskerne angehört.

Nach der Evaluierung im Jahr 2010 haben wir durch die Anhö-
rung ein umfassendes Bild hinsichtlich spezifischer Strategien 
und der Umsetzung von beschlossenen Maßnahmen bekom-
men. Konkret habe ich zwei Dinge aus dieser Anhörung mitge-
nommen:

Zum einen spielt neben der demografischen Ausgangssituation 
und der Wirtschaftsstruktur die räumliche Lage eine große Rol-
le für die Entwicklung des jeweiligen Kerns. Zum anderen 

nehmen die Regionalen Wachstumskerne ihren Status und den 
Prozess sehr ernst und zeigen bisher ein sehr hohes Engage-
ment, um diesem Status gerecht zu werden. Dies betrifft so-
wohl die berlinfernen als auch die berlinnahen Kerne. Dabei ist 
allerdings anzumerken, dass die berlinfernen Wachstumskerne 
dem RWK-Prozess mitunter ein größeres Gewicht einräumen 
als jene, die gleichzeitig auf andere Entwicklungsfaktoren und 
Potenziale zurückgreifen können. 

Alle Wachstumskerne haben eine hohe und steigende Bedeu-
tung als Arbeitsplatzstandort für die umliegenden Gemeinden. 
Dies gilt insbesondere für die berlinfernen Wachstumskerne, 
wo kaum größere Städte vorhanden sind. 

Durch den RWK-Prozess hat die regionale und interkommunale 
Kooperation einen deutlichen Schub erfahren. Exemplarisch 
möchte ich den RWK Westlausitz nennen: Die Kooperation der 
fünf Städte über zwei Landkreise ist bereits gelebte Umlandkoo-
peration. Um den dazu nötigen interkommunalen Austausch und 
die Abstimmung weiter abzusichern, wollen wir das Förderins-
trument Regionalbudget aus der GRW-Infrastruktur verstetigen.

	 (Vereinzelt Beifall DIE LINKE)

Mit dem Stadt-Umland-Wettbewerb wollen wir diesbezüglich 
landesseitig neue Impulse setzen. Wie Sie wissen, stellt das 
Land allein in diesem Jahr für diese Zusammenarbeit 213 Mil-
lionen Euro aus dem Europäischen Fonds für Regionale Ent-
wicklung, dem Europäischen Sozialfonds und dem Europä-
ischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des länd-
lichen Raums zur Verfügung. Die gemeinsamen Strategien und 
Projekte können noch bis Ende Oktober eingereicht werden. 
Eine unabhängige Jury - der Minister nahm bereits darauf Be-
zug - wird die Konzepte im Anschluss bewerten. 

Das Thema Fachkräftesicherung spielt natürlich bei allen RWKs 
eine große Rolle - egal, ob Norden oder Süden, berlinfern oder 
berlinnah. Die Fachkräfteentwicklung und -sicherung ist über-
all ein - wenn nicht gar das bestimmende - Thema. 

Um dabei erfolgreich zu sein, spielt auch die notwendige Infra-
struktur mit ihren unterschiedlichen Facetten eine große Rolle, 
und spätestens hier sind wir als Landespolitiker gefordert. Mit 
unserem Entschließungsantrag wollen wir entsprechende Leit-
planken setzen. Dabei soll auf die Arbeit der IMAG zurückge-
griffen werden. 2017 erwarten wir einen entsprechenden Be-
richt von der Landesregierung.

Mein Kollege Barthel ging auf den Antrag bereits in einzelnen 
Punkten ein; daher lasse ich das an dieser Stelle weg. Nach 
meiner Einschätzung sollten wir jedoch spätestens gegen Ende 
dieser Legislaturperiode den gesamten RWK-Prozess einer 
vollständigen Evaluierung unterziehen. Inwieweit es dann Ver-
änderungen und Neufestlegungen geben wird, lässt sich aus 
meiner Sicht heute noch nicht abschätzen. Allerdings sind auch 
diese Strukturen nicht für die Ewigkeit. - Ich danke für die 
Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE und SPD)

Präsidentin Stark:

Wir setzen die Aussprache mit dem Beitrag der Abgeordneten 
Schade fort. Sie spricht für die AfD-Fraktion.
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Frau Schade (AfD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegen! Werte 
Gäste! Der effektive Einsatz von Fördermitteln ist heute wich-
tiger denn je, und das besonders vor dem Hintergrund, dass 
sich die Fördermittel- und Zuwendungslandschaft in Branden-
burg ab 2019/2020 erheblich verändern wird. Die Regionalen 
Wachstumskerne sollen die Effektivität der eingesetzten För-
dermittel sicherstellen und Maßnahmen konzentrieren. Genau 
deshalb begrüßen wir grundsätzlich das Konzept der Regio-
nalen Wachstumskerne. 

Uns liegt der Bericht der Arbeitsgruppe „Integrierte Standort-
entwicklung“ zu den Regionalen Wachstumskernen vor und 
wir haben ihn - wie immer - aufmerksam gelesen. Mein Urteil 
dazu: Hier und da werden Probleme benannt. Im Großen und 
Ganzen aber stellt der Bericht die Regionalen Wachstumskerne 
als Erfolgsgeschichte dar und empfiehlt: Weiter so!

Aber können wir das wirklich so im Raum stehen lassen? In 
den letzten zwölf Monaten habe ich mir - auch im Hinblick auf 
die Regionalen Wachstumskerne - vorhandene Strukturen auf-
merksam angesehen, sie kennengelernt und hinterfragt und 
auch mit den Menschen hinter den Prozessen gesprochen. Auf-
gefallen ist mir dabei, dass die Förderung bei ähnlichen Aus-
gangsbedingungen ganz unterschiedliche Ergebnisse erzielt. 

Nun waren wir als AfD an dem Prozess der Bildung von Regi-
onalen Wachstumskernen noch nicht beteiligt, konnten demzu-
folge auch noch keine Ideen dazu einbringen. Daher verstehen 
Sie bitte meine Anmerkungen nicht als Besserwisserei, son-
dern als Chance, eine vom Grundsatz her gute Sache vielleicht 
noch ein bisschen besser zu machen. 

Ich gebe zu, es gibt Regionale Wachstumskerne, die sich sehr 
gut entwickelt haben, weil möglicherweise das Zusammenspiel 
mit überregionalen Institutionen wie ZAB, TMB, IHK, Hand-
werkskammer, Agentur für Arbeit, Jobcenter und den regio-
nalen Kooperationspartnern, Wirtschaftsfördergesellschaften, 
Unternehmervereinigungen und weiteren Akteuren gut funkti-
oniert hat. Toll, wenn die Zusammenarbeit so vieler Instituti-
onen dann tatsächlich funktioniert. 

Aber es gibt auch Regionale Wachstumskerne, die Wirtschafts-
fördergesellschaften und Unternehmervereinigungen gar nicht 
erst einbeziehen oder sogar die Zusammenarbeit mit den po-
tenziellen Kooperationspartnern vermeiden. Der Erfolg ist 
dann auch nur mäßig. Und im Extremfall gibt es Regionen, die 
sich - auch ohne den Status eines Regionalen Wachstumskerns 
zu haben - besser entwickeln als vergleichbare Regionen mit 
diesem Status. Woran kann das liegen? An der Lage der Wachs-
tumskerne, ob berlinnah oder berlinfern? An der Ausstattung 
der Regionen mit entsprechender Infrastruktur, der Anbindung 
an das Schienen- und Straßennetz, dem Vorhandensein von Ge-
werbegebieten oder den ausreichend schnellen Internetverbin-
dungen, an der unterschiedlichen Nutzung der im Land Bran-
denburg so zahlreich vorhandenen Kooperationspartner? Oder 
liegt es am Zusammenspiel der Akteure, an dem Engagement 
der Beteiligten oder der fehlenden Kommunikation zwischen 
Institutionen und Akteuren? Es können also je nach Wirt-
schaftskern sehr unterschiedliche Gründe sein, warum sich die 
Entwicklungen so unterschiedlich darstellen. 

Daraus ergeben sich für mich weitere Fragen. Ist die Fest-

schreibung als Regionaler Wachstumskern wirklich ein geeig-
netes Instrument, um die Entwicklung von Regionen zu forcie-
ren? Müssen in berlinnahe Wachstumskerne tatsächlich weitere 
Fördermittel fließen, wenn sie durch eine zeitlich begrenzte 
Anschubfinanzierung schon eine Eigendynamik entwickelt ha-
ben und im Einzelfall mit der nachhaltigen Ansiedlung von 
Unternehmen nach einer Förderperiode sogar überfordert sind? 

Sie sehen, es geht um eine ganzheitliche, aber wiederum auch 
ganz individuelle Sicht der Dinge und darum, dass nicht alle 
Regionalen Wachstumskerne ihrer Aufgabe gleichermaßen ge-
recht werden. Sollte vielleicht, damit ein optimaler Einsatz der 
finanziellen Mittel sichergestellt ist, Wettbewerb her? Warum 
sollte nicht ein Wettbewerb der Standorte um das Prädikat „Re-
gionaler Wachstumskern“ einsetzen? Immerhin bestehen die 
Regionalen Wachstumskerne schon seit zehn Jahren. Warum 
soll nicht geprüft werden, ob der eingesetzte Fördermittel-Euro 
nicht noch besser angelegt werden kann? 

Wie also schon im letzten Herbst gemahnt: Für einen effek-
tiven Fördermitteleinsatz muss die Möglichkeit bestehen, inef-
fiziente Fördermittelverwender aus der Liste der Regionalen 
Wachstumskerne zu streichen und andere Standorte dafür auf-
zunehmen. Ich bitte dieses Argument ideologiefrei zu prüfen. 
Und ich fordere die Landesregierung auf, die Effektivität der 
Wirtschaftsförderung weiter zu hinterfragen und sie den sich 
ständig verändernden aktuellen Herausforderungen, insbeson-
dere verwaltungstechnischer Art, anzupassen, denn letztlich 
kann sich nur ein belastbarer Mittelstand als Rückgrat der 
Brandenburger Wirtschaft entwickeln. - Danke für Ihre Auf-
merksamkeit.

	 (Beifall AfD)

Präsidentin Stark:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spricht nun die 
Abgeordnete Schinowsky zu uns.

Frau Schinowsky (B90/GRÜNE):

Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Liebe Gäs-
te! Die Landesregierung Brandenburgs hatte 2004 begonnen, 
ihre Förderpolitik regional neu auszurichten und eine Konzen-
tration auf Regionale Wachstumskerne vorzunehmen. Jetzt - 
zehn Jahre danach - möchten SPD und LINKE mit dem hier 
vorliegenden Entschließungsantrag „Regionale Wachstums-
kerne - gut für das ganze Land!“ den Eindruck einer unglaub-
lichen Erfolgsgeschichte vermitteln. Die Beiträge in der Debat-
te hier - das will ich hinzufügen - klangen deutlich differen-
zierter. Das war jetzt erst einmal das Feedback nach dem An-
trag. 

Aus unserer Sicht stellt sich das etwas anders dar. Anlass für 
die Einführung der RWKs vor zehn Jahren war doch die Er-
kenntnis, dass man eine gute und moderne Wirtschaftspolitik, 
die das Land eigentlich bräuchte, nicht flächendeckend anbie-
ten kann. Die Konzentration auf die Wachstumskerne - übri-
gens wurden hier nicht die wirtschaftlich starken Standorte 
ausgewählt, sondern oft auch die politisch opportunen - war 
dann das Ergebnis. Das kann man so machen, sollte man dann 
aber auch so benennen. Der RWK-Prozess ist somit eine aus 
dem Mangel geborene Strategie, bei welcher eine ganze Reihe 
von Standorten nicht berücksichtigt werden konnte.
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Schaut man sich die RWK-Berichte an, stellt man schnell fest, 
dass die auch heute noch aktuellen Themen schon seit Jahren 
im Fokus stehen. Der 11. RWK-Bericht von 2012 zum Beispiel 
empfiehlt zur weiteren Profilierung des Prozesses eine „stär-
kere strategische Ausrichtung auf prioritäre Vorhaben und Um-
setzung von Schwerpunktthemen, darunter insbesondere Fach-
kräftesicherung,“ - ganz wichtig - „Wissens- und Technologie-
transfer sowie Umlandkooperation“. Bewirkt hat das anschei-
nend wenig. Das Thema Fachkräfte ist seither eher noch eska-
liert. Im 14. RWK-Bericht steht:

„Auffallend ist, dass das Thema Fachkräfteentwicklung 
insgesamt noch mehr an Bedeutung gewonnen hat. Laut 
RWK Ludwigsfelde“ 

- einem der stärkeren Kerne - 

„sehen selbst in Konzernstrukturen eingebundene Unter-
nehmen mit hervorragendem Ausbildungsruf die Siche-
rung aller Nachwuchsstellen als Herausforderung an.

Das, was wir hier in Brandenburg RWK-Prozess nennen, ist 
sinnvoll. Daran besteht kein Zweifel. Es ist jedoch im Grunde 
genommen Standard im Bereich der Wirtschaftsförderung. Wir 
sollten deshalb nicht den Eindruck erwecken wollen, als ob wir 
damit ein besonders herausragendes Instrument gefunden oder 
damit das Thema Wirtschaftsförderung erschöpfend behandelt 
hätten, ganz im Gegenteil. Anstatt wichtige Wirtschaftsstand-
orte auszuschließen, zum Beispiel Wittstock, Fürstenwalde 
oder Wustermark, sollten besser alle Teil dieses Prozesses sein 
können. Dieser Punkt fehlt uns übrigens auch im Antrag der 
CDU, weshalb wir da nicht mitgehen können; das an der Stelle 
gleich dazu.

Darüber hinaus gibt es Herausforderungen, denen mit dem 
RWK-Prozess nicht beizukommen ist. Ich meine hier den mit 
dem Auslaufen der Braunkohle verbundenen Strukturwandel in 
der Lausitz. Hier werden wir mit regelmäßigen Gesprächsrun-
den und dem Monitoring von standardisierten Indikatoren 
nicht viel ausrichten können. Die Herausforderung in der Lau-
sitz ist eine besondere, die auch mit besonderen Instrumenten 
angegangen werden muss.

(Beifall B90/GRÜNE und der Abgeordneten Schade 
[AfD])

Der vorliegende Entschließungsantrag fordert vieles bereits 
Beschlossenes und enthält Forderungen, die teilweise schon 
seit Jahren Gegenstand des RWK-Prozesses sind, und lässt sich 
auf die Aussage reduzieren: Alles bestens, weiter so! Dem kön-
nen wir aus den genannten Gründen nicht zustimmen. 

Die Landesregierung selbst führt in einem aktuellen Bericht 
zur GRW-Förderung an die Bundesregierung aus:

„Im Jahr 2014 wurde ein preisbereinigtes Bruttoinlands-
produkt je Erwerbstätigen in Höhe von 83,8 % des bun-
desweiten Wertes erwirtschaftet, wobei der Konvergenz-
prozess sich diesbezüglich im letzten Jahrzehnt verlang- 
samt hat. Hinzu kommen die zu bewältigenden Heraus-
forderungen durch den schneller als in westdeutschen Bun- 
desländern vonstattengehenden demografischen Wandel, 
durch die zunehmende Digitalisierung und die wachsen-
den Herausforderungen an Unternehmen, um im Wettbe-
werb bestehen zu können.“

Der Konvergenzprozess hat sich verlangsamt, die Herausforde-
rungen an die Unternehmen wachsen, die Digitalisierung wird 
hier aber seltsamerweise nicht als Chance gesehen, sondern 
quasi als eine Belastung. Hier ist noch einiges zu tun. Insofern 
sollten wir den RWK-Prozess als das verstehen, was er ist: eine 
unter den gegebenen Bedingungen ganz normale Wirtschafts-
politik. Wir sollten darüber aber vor allem nicht vergessen, was 
die wirklichen wirtschaftspolitischen Herausforderungen Bran-
denburgs sind, nämlich Innovationen fördern, internationale 
Wettbewerbsfähigkeit erhöhen und nicht zuletzt die Behebung 
des Fachkräftemangels in allen Bereichen. - Vielen Dank.

(Beifall B90/GRÜNE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Zu uns spricht die Abgeordnete Schülzke, sie 
spricht für die Gruppe BVB/FREIE WÄHLER.

Frau Schülzke (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Liebe Gäste! 
Regionale Wachstumskerne sollen für den Auf- und Ausbau 
besonderer technologischer, wissenschaftlicher und wirtschaft-
licher Kompetenzen in ostdeutschen Kommunen stehen. Ziel 
soll eine nachhaltige Umsetzung von Innovation, mehr Wirt-
schaft und Wachstum sowie mehr Beschäftigung sein. Es ist 
gut, dieses Bundesprogramm zu nutzen. 

Hier kann ich Ihnen nicht ganz folgen, Frau Schinowsky. Das 
ist ein Programm für die neuen Bundesländer, und es ist gut, 
dass es hier genutzt wird, um den Strukturumbruch zu über-
winden und weiterhin Voraussetzungen für qualifizierte Ar-
beitsplätze zu schaffen, damit Menschen gern hier leben und 
die Herausforderungen der Zukunft annehmen. 

Es ist eine gute Sache, dass zum Beispiel auch Frankfurt (Oder) 
von diesem Programm profitieren konnte und zu den nun drei 
leistungsstärksten ostdeutschen Kommunen aufgerückt ist - so 
die Presse. Viele Hände haben lange kontinuierlich zusammen-
gearbeitet, um solch einen Erfolg zu verbuchen. Es bleibt zu 
hoffen, dass solche Störfeuer des Schlechtredens einer Kom-
mune wie vom Innenminister bei der Leitbildkonferenz unter-
bleiben. Die Frankfurter und die Bürger erwarten vom Kom-
munalminister, dass er sich hinter die Städte und Gemeinden 
stellt, und nicht, dass er ihnen öffentlich in die Knie schießt.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe)

Beim Wachstum gibt es ohnehin reichlich Widrigkeiten, so 
zum Beispiel die hohen Energiekosten, die kleinen und großen 
Unternehmen genau wie viele andere Abgaben große Probleme 
bescheren. 

Insgesamt ist das Programm für die Wachstumskerne ein gutes 
Programm. Es ist zu begrüßen, dass es auch für Standorte au-
ßerhalb der Kerngebiete offen ist, und wir hoffen, dass die an-
gestrebte Sogwirkung für Unternehmen im Umland eintritt. 
Wir wünschen auch, dass die Forderungen und Hinweise der 
Regionalen Wachstumskerne ernst genommen und qualifiziert 
behandelt werden. 

Wir werden diesem Antrag zustimmen. 

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe)
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Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Damit sind wir am Ende der Aussprache ange-
kommen, und ich komme zur Abstimmung.

Wir stimmen zunächst über den Entschließungsantrag der 
CDU-Fraktion in Drucksache 6/2642 zum Bericht der Landes-
regierung mit dem Titel „Leistungsgerechte Weiterentwicklung 
der Regionalen Wachstumskerne“ ab. Wer diesem Entschlie-
ßungsantrag der CDU-Fraktion seine Zustimmung gibt, den 
bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthal-
tungen? - Damit ist dieser Entschließungsantrag abgelehnt 
worden.

Wir kommen zur zweiten Abstimmung, zu der über den Antrag 
der SPD-Fraktion und der Fraktion DIE LINKE in Drucksa-
che 6/2510 mit dem Titel „Regionale Wachstumskerne - gut für 
das ganze Land!“ Wer diesem Antrag folgen möchte, den bitte 
ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - 
Bei wenigen Enthaltungen ist der Antrag mehrheitlich ange-
nommen worden.

Ich schließe damit den Tagesordnungspunkt 20. 

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt eröffne, möchte 
ich gerne Gäste auf der Besuchertribüne begrüßen, und zwar 
zahlreiche Vertreter der „Volksinitiative für größere Mindest-
abstände von Windrädern sowie keine Windräder im Wald“. 
Herzlich willkommen Ihnen allen!

(Allgemeiner Beifall)

Weitere Gäste sind die Mitglieder der Evangelischen Kirchen-
gemeinden Teltow und Wehr. Auch Ihnen ein herzliches Will-
kommen!

(Allgemeiner Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 21 auf:

Volksinitiative nach Artikel 76 der Verfassung des 
Landes Brandenburg „Volksinitiative für größere 
Mindestabstände von Windrädern sowie keine Wind-
räder im Wald“

	 Beschlussempfehlung und Bericht
	 des Hauptausschusses

	 Drucksache 6/2593
	 einschließlich Korrekturblatt 

Des Weiteren liegen ein Entschließungsantrag der CDU-Frakti-
on in Drucksache 6/2643 und ein Entschließungsantrag der 
AfD-Fraktion in Drucksache 6/2665 vor.

Wir beginnen die Aussprache. Zu uns spricht Frau Abgeordne-
te Lieske für die SPD-Fraktion.

Frau Lieske (SPD):

Verehrte Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen! Verehrte Vertreter der Volksinitiative! Liebe Gäste! 
Ich bin froh darüber, dass Sie heute so zahlreich erschienen 
sind, weil wir heute noch einmal Gelegenheit haben, etwas in-

tensiver auf bestimmte Argumente einzugehen, warum wir Ih-
rer Volksinitiative als Koalition nicht folgen können - das 
heißt, es ist nicht nur die Koalition, sondern wir haben einen 
gemeinsamen Antrag mit den Grünen eingebracht, und der 
wird zur Beschlussfassung aufgerufen.

Wir haben gemeinsam mit Ihnen einen intensiven Abstim-
mungsprozess geführt, allerdings nicht nur mit Ihnen, sondern 
wir als Fraktion haben ihn auch sehr intensiv geführt, weil die 
beiden Punkte, die Sie in Ihrer Volksinitiative aufrufen, die 
Menschen im Land Brandenburg beschäftigen. Das ist gar kei-
ne Frage und das stellen wir auch in keiner Weise in Abrede. 
Akzeptanz für Windkraftanlagen ist nicht an jeder Stelle und 
überall gleich vorhanden; sie rufen auch Widerstand hervor. 
Das ist gar keine Frage, da sind wir uns vollkommen einig.

Wir haben allerdings nach dem gemeinsamen Gespräch als 
auch nach der Anhörung im Fachausschuss eine Abwägung 
vorgenommen. Die Anhörung habe ich als sehr wertvoll emp-
funden. Sie haben am Anhörungstag auch gesagt, dass Sie den 
Eindruck hatten, dass wir miteinander ins Gespräch gekommen 
sind. Ich will versuchen, Ihnen zu erklären, warum dieser Ein-
druck bei Ihnen auch bestehen bleiben sollte.

(Lachen des Abgeordneten Schulze [BVB/FREIE WÄH-
LER Gruppe])

Teil 1 der Volksinitiative sagt, wir sollen im Land Brandenburg 
in der Gänze der Fläche die 10H-Regelung einführen. Wir ha-
ben in mehreren Diskussionsforen und auch schon in mehreren 
Runden hier in der Beschlussfassung im Plenum und im Fach-
ausschuss dazu Stellung bezogen und gesagt: Die 10H-Rege-
lung nach Baugesetzbuch ist nicht die Grundlage, auf die wir 
uns im Land Brandenburg beziehen wollen, sondern wir sagen: 
Die Abwägungsprozesse finden in den Regionalen Planungs-
gemeinschaften statt. Dorthin gehören sie. Dort laufen inten-
sive Prozesse. Gerade in den Regionalen Planungsgemein-
schaften des Landes Brandenburg nimmt man sich dafür eine 
Menge Zeit, auch wenn nach den Abwägungsprozessen nicht 
immer alle Ziele umgesetzt werden können. 

Wir sind der Auffassung: In der regionalen Abstimmung kann 
man die Abwägung der einzelnen Güter am allerbesten vorneh-
men. Dort laufen sie verantwortlich. Wir brauchen Windpläne auf 
einer rechtlichen Grundlage, nach der dann gearbeitet werden 
kann und die dazu führt, dass es keinen Wildwuchs von Wind-
kraftanlagen in der Fläche gibt, sondern das geordnet abläuft.

Ich möchte das am Beispiel der Regionalen Planungsgemein-
schaft Oderland-Spree ein wenig verdeutlichen. Diese ist seit 
mehreren Jahren in aktiven Abstimmungsprozessen. Bürgerini-
tiativen, die zu einzelnen Standortfragen bei mir waren, sind, 
glaube ich, mit dem Abwägungsprozess, der vor Ort stattgefun-
den hat, einigermaßen zufrieden. Ich sage nicht, sie sind hun-
dertprozentig zufrieden, aber einigermaßen, weil auf ihre Ar-
gumente im Planungsprozess eingegangen worden ist und auch 
beim derzeitigen Arbeitsstand eingegangen wird. Die Regio-
nale Planungsgemeinschaft hat diese Abstimmungsprozesse 
nicht nur in der Regionalversammlung geführt, sondern Vertre-
ter haben diese Abstimmungsprozesse auch direkt in der Flä-
che geführt, also mit den Kommunen, die bisher noch nicht 
Mitglied der Regionalversammlung sind. Sie haben allen 
Kommunen angeboten, dort die entsprechenden Abstim-
mungen vorzunehmen, und das ist auch gelaufen.
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Eine weitere Forderung Ihrer Volksinitiative lautet: Keine 
Windkraftanlagen in den Wald - keine, nicht eine. Wir haben in 
der letzten Legislaturperiode als Landtag Brandenburg bereits 
die Empfehlung an die Regionalen Planungsgemeinschaften 
ausgesprochen, den Abstand zur Wohnbebauung zu erhöhen. 
Den Abstand zur Wohnbebauung zu erhöhen und gleichzeitig 
zu verlangen, dass keine Windkraftanlagen in den Wald gestellt 
werden, schließt sich im Einzelfall durchaus aus. Das wird 
nicht immer möglich sein. Deshalb gehen wir mit unserem Be-
schlussvorschlag zur Volksinitiative auf dieses Thema ein und 
sagen, dass eine Kartierung des Waldgebietes erfolgen soll, um 
nach Möglichkeit nur im Wirtschaftswald, also in dem Wald,

(Senftleben [CDU]: Wald ist Wald!)

der dafür angebaut wird 

(Schröder [AfD]: Was ist Wirtschaftswald?) 

und in dem geerntet werden soll - ich weiß, dass es den aus 
fachlicher Sicht nicht gibt, aber Sie wissen ganz genau, Herr 
Schröder, was ich damit sagen will -, so etwas zuzulassen.

	 (Vereinzelt Beifall SPD)

Wir sollten also zulassen, dass in den Regionalen Planungsge-
meinschaften die Abwägungsprozesse genau unter diesem As-
pekt laufen und der aus Ihrer Sicht wichtige Erholungswald 
möglichst frei von Windkraftanlagen bleibt. 

	 (Senftleben [CDU]: Wald ist Wald!)

Das kann auch Akzeptanz vor Ort erhöhen.

	 (Schröder [AfD]: Nein!)

Zur Kenntnis: Die nachfolgenden Rednerinnen und Redner, die 
den Beschlussvorschlag gemeinsam mit uns tragen werden, 
werden zu einzelnen Aspekten, die in der Anhörung vorgetra-
gen worden sind, 

	 (Senftleben [CDU]: Das kann nicht wahr sein!)

explizit Stellung nehmen. Fünf Minuten sind zu kurz.

	 (Zuruf des Abgeordneten Senftleben [CDU])

Ich sage nur: Wir, die Fraktionen, die den Beschluss gefasst 
haben, stehen zur Energiestrategie 2030 und zur Evaluation im 
Jahr 2016. Wir überprüfen, ob die gestellten Ziele gut und rich-
tig waren oder ob wir andere Wege gehen werden. Wir stehen 
zum ausgewiesenen Energiemix aus konventioneller und alter-
nativer Energie. Wir werden in der Evaluation überprüfen, ob 
der Flächenverbrauch durch Windenergieerzeugung eventuell 
einzuschränken ist. Wir stehen allerdings auch dafür, dass es 
im Land Brandenburg eine gesicherte und bezahlbare Energie-
versorgung gibt. 

Präsidentin Stark:

Frau Abgeordnete, Sie müssten zum Ende kommen.

Frau Lieske (SPD):

Die letzten drei Worte: Das Ergebnis der Anhörung hat gezeigt, 
dass auch aus der Runde der Vertreter der Volksinitiative keine 

richtigen Alternativen zur gesicherten Energieversorgung in 
Brandenburg über das Jahr 2030 hinaus vorgetragen werden 
konnten. - Vielen Dank. 

(Beifall SPD und DIE LINKE - Lachen des Abgeordne-
ten Bretz [CDU]) 

Präsidentin Stark:

Auch dieser Schlusssatz war zu lang, trotzdem danke schön. - 
Wir setzen die Debatte mit dem Beitrag der CDU-Fraktion fort. 
Zu uns spricht der Abgeordnete Genilke.

Genilke (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich glaube, Sie machen es sich zu einfach, Frau Lieske, um 
gleich auf Ihren Beitrag zu kommen: Immer dann, wenn Sie 
keine Antworten auf die Dinge, die das Leben so bringt, ha-
ben - das erlebten wir in den letzten beiden Tagen mehrmals -, 
dann evaluieren Sie irgendetwas. Es wäre besser, Sie positio-
nierten sich mal zu irgendetwas. 

	 (Beifall CDU und AfD)

Wir, die CDU-Fraktion, haben Ihnen genügend Möglichkeiten 
gegeben, sich - auch im Plenum - zu den Abstandsregelungen 
zu positionieren. Warum sagen wir das? Unsere Fraktion hat 
mehrere Entschließungsanträge explizit zu diesem Thema for-
muliert. Wir sind Ihnen damit entgegengekommen, eine Mög-
lichkeit zu schaffen, Abstandsregeln einzuführen. Der Verweis 
auf die Planungsregionen und die Rechtsprechung, was un-
seren Landesentwicklungsplan angeht - das wissen Sie -, lässt 
mich Schlimmes erahnen. Sie kommen nicht über den Punkt 
der Privilegierung der Windkraftanlagen hinaus, und damit ist 
das, was Sie evaluieren und regeln möchten - und noch einmal 
auf die Wälder schauen -, einfach nicht möglich. Es gibt - das 
hat Ihnen die Landesregierung auf eine Anfrage geantwortet - 
keinen minderwertigen Waldboden. Das ist keine Antwort von 
mir, sondern von der Landesregierung. Wenn es keinen min-
derwertigen Waldboden gibt, kann auch keine Windkraftanlage 
auf Waldboden gesetzt werden. 

(Beifall CDU, AfD und des Abgeordneten Vida [BVB/
FREIE WÄHLER Gruppe])

Zweitens: Sie müssen den Brandenburgern erklären, dass sie 
höhere Windkraftanlagen akzeptieren müssen, denn das Repo-
wering wird dafür sorgen, dass effizientere Anlagen errichtet 
werden, der Abstand zur Wohnbebauung aber gleich bleibt wie 
bei Anlagen von 100 Metern Höhe. Das können Sie nicht auf-
lösen, auch in Zukunft nicht. Wir müssen eine verbindliche Ab-
standsregelung einführen, nicht nur wegen der Akzeptanz, son-
dern auch, weil die höhere Belastung dazu zwingt. Es ist ja 
auch ein Unterschied, ob man mit 1 000 oder 3 000 Metern 
überflogen wird. Da gibt es verschiedene Regelungen; nur hier 
wollen Sie es offensichtlich nicht. 

Drittens müssen Sie erklären, warum bei Ihrer Energiestrategie 
der Brandenburger derjenige in Deutschland ist, der den höchs- 
ten Strompreis zahlen soll.

(Vogel [B90/GRÜNE]: Das hat doch nichts miteinander 
zu tun!)
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Doch, das hat etwas damit zu tun, dass wir das fünftgrößte Flä-
chenland sind und gleichwohl das zweitstärkste beim Errichten 
von Windenergieanlagen. Das führt dazu, dass die Regional-
versorger ihre Netze ausbauen, was auf die Netzgebiete umge-
legt wird. Da sind wir vorn. Wir können natürlich Stromliefe-
rant sein, wir wollen Exporteur sein - das sagen Sie ja immer -, 
nur wäre es gut, wenn wir irgendwann auch einmal dazu kä-
men, uns darüber Gedanken zu machen, wer der Importeur un-
seres Stromes sein soll. 

(Jungclaus [B90/GRÜNE]: Sorgen Sie im Bund dafür, 
dass es gerechter aufgeteilt wird!) 

- Nein, nein, um gerechte Aufteilung geht es nicht. Die Spielre-
geln sind relativ klar. Alle Bundesländer sagen, sie wollen sich 
autark mit Strom versorgen. 

	 (Jungclaus [B90/GRÜNE]: Wer sagt das?) 

Die Polen machen dicht, die Tschechen machen dicht. Die Ba-
yern sagen: Eigentlich wollen wir euren Strom nicht, das krie-
gen wir auch selbst hin. 

(Frau Lieske [SPD]: Die Bayern sagen das bestimmt 
nicht!)

Die Baden-Württemberger haben 800 Windkraftanlagen unter 
einem grünen Ministerpräsidenten, das ist ja klasse, wir haben 
deutlich mehr, ca. 3 500. Der rechnerische Anteil am Stromver-
brauch Brandenburgs bei der Erzeugung von Strom aus regene-
rativen Energien - Frau Schinowsky wird mir das als Ingenieurs-
tochter sicherlich nachher noch einmal erklären - betrug im Jahr 
2013 bereits 93,9 %. Wir dürfen also davon ausgehen, dass wir 
diesen Prozentsatz im Jahr 2015 schon deutlich überboten ha-
ben, was dazu führt - auch das haben wir aus einer Anfrage -, 
dass wir zur sogenannten Abregelung, § 11 Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz, kommen. Eine Abregelung ist ein Netzeingriff, um 
zu verhindern, dass das, was an regenerativen Energien erzeugt 
wird, dazu führt, dass das Netz zusammenbricht. Da haben wir 
durchaus schöne Statistiken: 2010 gab es nur 7 Eingriffe - da-
mals waren wir noch nicht so weit -, 2011 waren es 52 Eingriffe 
und bis zum 20. März 2015 waren es schon 91 Eingriffe. Das 
führt schlichtweg dazu, dass wir kein ausgeglichenes Verhältnis 
zwischen Zubau von Windenergieanlagen und Ausbau der Netze 
mehr haben, schon gar nicht im Bereich der Speicherung; darauf 
bin ich vor zwei Tagen schon eingegangen. 

Deswegen brauchen wir Abstandskriterien. Wir haben keine 
Not. Wenn wir in der Lage sind, Strom in Größenordnungen zu 
speichern, dann werden wir uns unter Umständen auch darüber 
unterhalten, ob und wo wir einen weiteren Zubau zulassen 
können. Aber immer nur zu sagen, wir nutzen die Waldflächen 
und nehmen damit bewusst die Versiegelung des Waldes und 
die Entnahme von wertvollen CO2-Speichern in Kauf, kann 
nicht unser Ansinnen sein. 

(Frau Lieske [SPD]: Wir reden derzeit von 2 % der Lan-
desfläche!) 

Auf der einen Seite sagen Sie, es gibt minderwertigen Wald, 
auf der anderen Seite kämpfen Sie um jeden Alleebaum, der 
bei seinem Wachstum viel größeren Restriktionen unterliegt. 
Das macht alles so keinen Sinn. 

	 (Beifall des Abgeordneten Jung [AfD])

Aber ich bin der gleichen Meinung wie Frau Lieske: Das kann 
man in fünf Minuten nicht allumfassend klären.

(Frau Lieske [SPD]: Haben wir doch noch eine gemein-
same Position!) 

Wir werden die Volksinitiative annehmen und Ihre Beschluss-
empfehlung ablehnen. -Vielen Dank. 

	 (Beifall CDU, BVB/FREIE WÄHLER Gruppe und AfD)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Wir setzen die Debatte mit dem Beitrag der Ab-
geordneten Tack fort. Sie spricht für die Fraktion DIE LINKE.

Frau Tack (DIE LINKE):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Gä-
ste! Die Vorredner haben es deutlich zum Ausdruck gebracht: 
Wir haben uns sehr intensiv mit dem Anliegen der Volksinitia-
tive befasst, sowohl bei der Anhörung im zuständigen Aus-
schuss als auch bei der Erarbeitung der Beschlussempfehlung 
an den Hauptausschuss. Alle Argumente sind ausgesprochen 
und ausgetauscht. Wir reden heute nicht zum ersten Mal über 
Windkraft, Abstandsregelungen und die Energiestrategie, son-
dern zum wiederholten Mal. 

Ich will für DIE LINKE sagen, dass wir die verfassungsrecht-
liche Möglichkeit der Volksgesetzgebung mit Volksinitiative, 
Volksbegehren und Volksabstimmung sehr ernst nehmen. Wir 
haben in der vergangenen Legislaturperiode die Zugangsbedin-
gungen für die Bevölkerung, sprich die Möglichkeiten zur Be-
teiligung an der Volksgesetzgebung, verbessert. Wir nehmen 
sie sehr ernst und haben auch dieser Volksinitiative entspre-
chende Aufmerksamkeit gewidmet. Sie waren dabei, wir haben 
uns im Ausschuss zweimal mit ihr befasst. 

Wir Linke haben selbst schon gute Erfahrungen mit Volksiniti-
ativen gesammelt. Ich erinnere zum wiederholten Male daran, 
weil wir darüber sehr froh sind: Wir haben infolge einer Volks-
initiative seit 2008 das Mobilitätsticket im Land, was auf die 
Initiative zur Einführung eines Sozialtickets zurückzuführen 
ist. 

Wir haben die Argumente abgewogen, und ich bin froh, dass 
wir, DIE LINKE, SPD und GRÜNE, gemeinsam zu dieser Be-
schlussempfehlung gekommen sind. Es macht deutlich, dass 
wir bezüglich des Themas Windenergie eine breite Basis im 
Parlament haben. Sie können mir glauben - in der Vergangen-
heit fiel die Genehmigungsbehörde, das Landesamt, in meine 
Zuständigkeit -, wir haben sehr viele Erfahrungen gesammelt 
und uns sehr weitgehend mit dem Gesundheitsschutz und der 
Umsetzung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes auseinan-
dergesetzt. Das tut die amtierende Regierung natürlich auch. 
Wir haben sehr viele Erfahrungen gesammelt, und Sie können 
unsere Argumente als gesichert annehmen. Wir haben das im 
Ausschuss deutlich zu machen versucht. 

Ich will einiges Grundlegendes bemerken: Wir wollen unsere 
gemeinsame Energiestrategie 2030, einschließlich der Klima-
schutzziele, umsetzen. Sie basiert auf der Energiestrategie 
2020, die die Kollegen von SPD und CDU in ihrer Regierungs-
verantwortung als erste Stufe vorgelegt haben. Da ist - ich 
glaube, Herr Bretz, Sie waren damals schon dabei - die Winde-
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nergieerzeugung im Wald erstmals als eine Möglichkeit aufge-
nommen worden. 

	 (Bretz [CDU]: Das stimmt nicht! Das stimmt nicht!) 

Es sollte also immer schön in Erinnerung bleiben, was man 
selbst zu verantworten hat. 

Wir wollen die Energiestrategie 2030 mit dem Vorrang erneu-
erbarer Energien umsetzen; dazu gehört die Energieerzeugung 
aus Windkraft auf 2 % der infrage kommenden Landesfläche. 
Die Kollegin Lieske hat es angesprochen: Die Energiestrategie 
wird evaluiert, und damit wird geprüft, welchen Flächenanteil 
wir zur Umsetzung der Zielsetzung in Bezug auf Windkraft im 
Land Brandenburg brauchen. 

Zu den grundsätzlichen Bemerkungen gehört des Weiteren - 
auch das hat Frau Lieske schon ausgeführt -: Das geeignete In-
strument, um planungsrechtlich vorzugehen und Entschei-
dungen zu treffen, liegt in Zuständigkeit der Regionalen Pla-
nungsgemeinschaften. Die Aufnahme einer 10H-Regelung ist 
nicht sinnvoll und nicht nachzuvollziehen. Die Kollegen aus 
dem Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung haben 
im Ausschuss deutlich aufgezeigt: Brächte man eine 10H-Re-
gelung zur Anwendung, wäre im Land Brandenburg nur noch 
ein Minimum an Flächen für erneuerbare Energien, einschließ-
lich Windenergie, nutzbar. 

Wir wollen - das hat auch die Volksinitiative in der Ausschuss-
sitzung deutlich gemacht - das Regionalplanungsgesetz zu-
künftig gern dahin gehend geändert haben - es ist immerhin 
schon 20 Jahre in Kraft, da gehört es auf den Prüfstand -, dass 
die Mitbestimmungsrechte für kleine Gemeinden aufgenom-
men werden, damit mehr Akzeptanz im öffentlichen Verfahren 
zum Regionalplan hergestellt werden kann. Das finden wir 
richtig und wichtig. 

(Beifall DIE LINKE und der Abgeordneten Lieske [SPD]) 

Wir sind der festen Überzeugung - deshalb haben wir diesen 
Punkt in unsere Beschlussempfehlung aufgenommen -, dass 
die Arbeit beschleunigt werden muss und die beiden Regional-
pläne, die Windeignungspläne in den Regionalplanungsgebie-
ten Lausitz-Spreewald und Havelland-Fläming, Gesetzeskraft 
erhalten, damit sie zur Anwendung kommen können.

Auf den Punkt gebracht, meine Damen und Herren: Vielen 
Dank für Ihre Argumente. Wir werden sie weiter im Auge be-
halten, 

	 (Lachen des Abgeordneten Bretz [CDU])

die Energiestrategie novellieren und die Regionalplanung stär-
ken, Kollege Bretz, damit die Windeignungsgebiete als Ent-
scheidungsgrundlage auf der Basis eines öffentlichen Beteili-
gungsprozesses im Land Brandenburg Gesetzessicherheit erfah-
ren und zur Anwendung gebracht werden können. - Vielen Dank. 

(Bretz [CDU]: Das ist abgehoben! - Beifall DIE LINKE 
und B90/GRÜNE)

Präsidentin Stark:

Ich danke Ihnen. - Wir setzen die Aussprache fort. Zu uns spricht 
der Abgeordnete Schröder für die AfD-Fraktion.

Schröder (AfD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sehr verehrte Gä-
ste auf der Tribüne! Zeit, Tacheles zu reden! Schluss mit ewig 
weichgespülten Argumenten, die gar keine sind, und dem Im-
mer-am-Thema-Vorbeireden! Das Thema ist nämlich nicht nur 
Windenergie im Wald oder Solaranlagen, die ganze Flächen 
versiegeln, nein, das Thema ist in Wirklichkeit das Infrage-
stellen der gesamten Energiewende in der Form, wie sie hier 
behandelt wird. 

(Vogel [B90/GRÜNE]: Na endlich bringen Sie Ihre Mei-
nung auf den Punkt! - Domres [DIE LINKE]: Klar, wir 
brauchen mehr CO2!)

Diese Energiewende hat bislang kein Stück an CO2-Einspa-
rungen gebracht. Das ist der größte Widerspruch in der gesam-
ten Argumentationskette. Aber davon abgesehen, Frau Tack, ist 
das, was Sie hier mit Ihrer Ankündigung von immer wieder-
kehrenden und im Landtag üblichen Evaluationen und anderen 
Überprüfungen bestimmter Gegebenheiten verteilen, nichts an-
deres als Beruhigungspillen für die Menschen in Brandenburg, 
die sich ernsthaft Gedanken um die Umwelt und die Energie-
versorgung machen. Über 30 000 Bürger setzten ihre Unter-
schrift unter die Forderung der Volksinitiative „Rettet Bran-
denburg“ - wieder einmal ein Beweis, dass sich die Bürger 
einmischen wollen, und zwar konstruktiv. 

Die erste Forderung: eine Mindestabstandsregel mit dem zehn-
fachen Abstand der Gesamthöhe zur Wohnbebauung. Wie groß 
ist derzeit der Abstand zwischen den Siedlungen und den Wind-
kraftanlagen? Das kommt - das wurde zu Recht gesagt - immer 
auf die jeweilige Regionalplanung an; im Schnitt sind es um 
die 1 000 Meter bis zur Ortsgrenze bzw. bis zu einer Wohnbe-
bauung. Bei den aktuellen Baugrößen von 200 Metern Höhe 
wäre ein Abstand von 2 000 Metern erforderlich, meine Damen 
und Herren, aber eher mehr. Dies würde der 10H-Regelung 
entsprechen.

Aber auch die Festlegung eines höhenunabhängigen Mindest-
abstandes von mindestens 2 000 Metern ist erforderlich, damit 
geringere Bauhöhen nicht dazu benutzt werden, doch wieder 
zu nah an die Wohnbebauung zu bauen, und dafür dann mehre-
re kleine Windenergieanlagen errichtet werden, um die ge-
plante Nennleistung überhaupt zu garantieren. 

Das ist übrigens auch eine alte Forderung der AfD-Fraktion, 
meine Damen und Herren, die wir bereits in einem Gesetzent-
wurf verankert hatten. Ja, wir als AfD-Fraktion hatten tat-
sächlich schon diverse Debatten und Anträge in den Landtag 
gebracht, einschließlich der Debatte um die 10H-Regelung. 
Die Grünen und die Landesregierung hatten allerdings immer 
wieder alles geschlossen abgelehnt, egal, was da gefordert 
wurde. 

So wird es auch diesmal wieder sein. Rot-Rot-Grün verschließt 
die Augen vor dem offenbar völlig unsinnigen Energiewende-
wahn und denkt nicht daran, sich vernünftigen Forderungen 
großer Teile der Bevölkerung anzuschließen,

(Beifall AfD)

aus Ignoranz, Arroganz und ideologischer Verblendung heraus. 

(Beifall AfD)
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Aber das kennen wir zur Genüge, das haben wir hier in den 
letzten beiden Tagen häufig, wenn nicht sogar ständig zur 
Kenntnis nehmen müssen.

	 (Domres [DIE LINKE]: Was?)

Die zweite Forderung, Windkraftanlagen in Wäldern zu verbie-
ten, ist eine Forderung, die jedem sofort einleuchtet, der sich 
auch nur im Geringsten mit Klima- und Umweltschutz aus-
einandersetzt. Wer kann denn auch ernsthaft die Abholzung 
von ca. 15 000 m² Wald pro Windkraftanlage gutheißen? 

	 (Jungclaus [B90/GRÜNE]: Plantagen!)

- Sie haben keine Ahnung. Das ist aber nicht so schlimm, wir 
können uns gern einmal darüber unterhalten. Es gibt keine 
Plantagen. 

(Beifall AfD - Frau Schinowsky [B90/GRÜNE]: Aber Sie 
haben Ahnung, aber klar! Gerade Sie!)

Wenn es darum geht, wer Interesse daran haben kann, fällt mir 
eigentlich nur eine Gruppe ein, und das sind die sogenannten In-
vestoren, die sich durch die Möglichkeiten, die ihnen das EEG 
bietet, bereichern - jawohl -, denn eine effiziente und sinnvolle 
Gegenleistung wird von ihnen ja nicht erbracht. Stattdessen wer-
den weltweite Ressourcen verbraucht, wird die Umwelt massiv 
geschädigt und die Gesundheit der Menschen aufs Spiel gesetzt! 
Keiner von denen würde auch nur ein einziges Windrad errich-
ten, wenn es nicht die staatliche Krücke EEG gäbe.

(Beifall AfD)

Meine Damen und Herren! Wer zahlt die Zeche eigentlich? Die 
Zeche zahlt der Verbraucher, zahlen alle Stromverbraucher. 
Insbesondere diejenigen mit kleinem Geldbeutel sind umso 
härter von dieser Politik betroffen. 

Ich frage mich übrigens schon immer, wo hier DIE LINKE mit 
einem Aufschrei bleibt, die ja ach so sozial und anständig ist 
und sich angeblich ständig für irgendwelche sozialen Projekte 
einsetzt. Nur hier hält sie den Mund - das wundert mich. 

	 (Beifall AfD)

Meine Damen und Herren! Selbsternannte Klima- und Um-
weltschützer, die für die Abholzung stimmen, womöglich noch, 
um das Weltklima zu retten, sind nichts weiter als Gefolgsleute 
einer gewinnträchtigen Ideologie. Mir läuft jetzt die Zeit da-
von  - ich habe nur noch einige Sekunden Redezeit -, könnte 
aber noch eine ganze Menge dazu ausführen. Sie im Hause wis-
sen: Letztendlich möchte ich anregen, der Volksinitiative zu fol-
gen, sie anzunehmen und dafür zu stimmen. Das wäre einmal 
ein Zeichen der Vernunft, die hier aus diesem - na ja! - Hohen 
Hause tatsächlich einmal an die Bürger geht. - Vielen Dank.

(Beifall AfD - Frau Mächtig [DIE LINKE]: Ja, Sie ziehen 
es ganz schön runter! - Schröder [AfD]: Danke, Frau 
Mächtig, für Ihren Zwischenruf!)

Präsidentin Stark:

Wir setzen die Aussprache mit der nächsten Rednerin fort. Zu 
uns spricht die Abgeordnete Schinowsky für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Frau Schinowsky (B90/GRÜNE):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Gäs- 
te auf der Besuchertribüne! Herr - 

	 (Domres [DIE LINKE]: Schröder!)

Schröder heißt er, aber ich habe ja sowieso keine Ahnung von 
überhaupt gar nichts - sprach gerade vom „Energiewende-
wahn“. Ich war sehr angetan davon, dass selbst Herr Bretz da 
ausstieg, weil ihm das zu weit ging. Vielen Dank dafür. 

Ich weise bloß darauf hin, dass es in diesem Land eine breite 
Mehrheit für die Umsetzung der Energiewende gibt. Dass Sie 
nicht zu dieser Mehrheit gehören, ist hier mehrfach mehr als 
deutlich geworden, aber diese Mehrheit gibt es, und dafür bin 
ich sehr dankbar.

	 (Beifall B90/GRÜNE)

Herzlichen Glückwunsch an der Stelle an die Volksinitiative! 
Ich weiß auch, wie viel dazu gehört, 30 000 Stimmen zu sam-
meln - ich habe mir selbst oft genug nasse Füße und einen 
Schnupfen geholt - und bei Wind und Wetter durch die Gegend 
zu ziehen. Diese 30 000 Stimmen zeigen auch: Der Ausbau der 
Windenergie bewegt die Brandenburgerinnen und Brandenbur-
ger. Deshalb ist es richtig, dass wir heute noch einmal darüber 
diskutieren.

Zwei Anliegen sind enthalten. Ein Anliegen ist, dass Wind im 
Wald ausgeschlossen wird. Da sind wir relativ nahe bei ihr; für 
uns liegt die Präferenz auch bei der Fläche. Für uns kommen 
lediglich Flächen im monotonen Kiefernforst infrage - selbst-
verständlich bei entsprechender Aufforstung. 

Worauf ich ein bisschen näher eingehen will, ist der 10H-Ab-
stand. Für Brandenburg bedeutet der einen Ausbaustopp für 
Windenergie. Wir brauchen aber den weiteren maßvollen Aus-
bau von Windenergie, um aus Atom und klimaschädlicher 
Kohle aussteigen zu können. Deshalb können wir diesem Aus-
baustopp nicht zustimmen. 

An der Stelle auch einmal kurz etwas zu Strompreisen. Es wird 
immer ein Stück weit so getan, als sei die Energie aus Atom 
und Kohle preiswert - das ist nicht richtig. Erstens werden uns 
Atommüllendlager über Jahrtausende elend viel Geld kosten, 

(Beifall B90/GRÜNE sowie der Abgeordneten Lieske 
[SPD])

und zweitens bedeutet die Renaturierung der Kohlegebiete ei-
nen Riesenkostenbatzen und ein bisher nicht zu bewältigendes 
Problem, wie man feststellt, wenn man zum Beispiel auf die 
braune Spree guckt.

	 (Beifall B90/GRÜNE)

Zum Thema Strompreis: Den Kollegen Genilke kann ich nur 
noch einmal bitten, dass er uns bei der Forderung, die Netzent-
gelte gerecht zu verteilen, unterstützt. Sie haben Recht, wenn 
Sie sagen, dass das augenblicklich nicht gerecht ist und wir 
hier größere Lasten tragen. Das ist aber eine Sache, die auf 
Bundesebene geregelt werden muss, und da setze ich auf Ihre 
Unterstützung. Vielen Dank!

(Beifall B90/GRÜNE sowie der Abgeordneten Lieske 
[SPD])
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Die Ingenieurstochter fragen - das behandeln wir gern später 
einmal bilateral, da habe ich nicht ganz verstanden, worum es 
Ihnen geht. 

Für uns ist klar: Dieser Ausbau muss mensch- und naturver-
träglich stattfinden. Das sind die zentralen Prämissen. Auf 
eines weise ich auch hin: Aus Gesprächen mit Bürgerinnen und 
Bürgern, die bei der Volksinitiative unterschrieben haben, weiß 
ich auch, dass es ihnen genau darum ging. Sie haben Sorge, 
dass der Windenergieausbau passiert, sodass Mensch und Na-
tur darunter leiden. Den meisten ging es aber nicht um einen 
totalen Ausbaustopp der Windenergie. Da bitte ich einmal zu 
unterscheiden. Genau an dieser Frage, wie wir das mensch- 
und umweltverträglich gestalten können, sind wir dran. Da hat 
die Initiative auch einiges mitbewirkt, einige Stichworte ka-
men hier schon. Bei der Evaluation der Energiestrategie wird 
das berücksichtigt werden; kleine Gemeinden müssen stärker 
einbezogen werden; die tierökologischen Abstandskriterien 
müssen angepasst werden usw. 

Ganz wichtig ist auch, dass neue Erkenntnisse immer einbezo-
gen werden, und zwar auch bezüglich gesundheitlicher Beein-
trächtigungen - Stichwort Infraschall. Folgendes muss auch ich 
wiederholen: Zu der Frage, ob es damit gesundheitliche Proble- 
me gibt, werden permanent Untersuchungen durchgeführt. Das 
Umweltbundesamt sagte im März dieses Jahres: 

„Gesundheitliche Beeinträchtigungen durch Infraschall-
belastungen sind nach derzeitigem Stand des Wissens 
nicht zu erwarten.“

Ich kann es nur noch einmal betonen. Von daher ist das nichts, 
worauf wir an der Stelle schon Rücksicht nehmen können, weil 
das nicht nachgewiesen ist. 

Wichtig ist aber, den Mindestabstand sicherzustellen. Wir sind 
für 1 000 Meter - Herr Schröder hat es gesagt -, das wird auch 
schon weitgehend umgesetzt. Herzlichen Glückwunsch zu die-
ser Aussage, denn das stimmt auch, inzwischen jedenfalls. Was 
wir nicht teilen - das ist gestern deutlich geworden -, ist der Opti-
mismus der Landesregierung, dass der LEP-BB geheilt sei. Aus 
diesem Grunde haben wir größere Bedenken, deshalb hatten wir 
auch einen entsprechenden Antrag eingebracht. Hier steht ganz 
sicher eine weitere Befassung im November an, um das an der 
Stelle schon einmal der Vollständigkeit halber zu sagen. 

Wir müssen jetzt die genannten Aufgaben anpacken, wir müs-
sen sicherstellen, dass diese Mindestabstände eingehalten wer-
den, müssen ganz bestimmt auch wieder mehr mit den Bürge-
rinnen und Bürgern ins Gespräch kommen. Um diesen Pfad in 
Richtung Energiewende - 100 % erneuerbare Energien - wei-
terzuverfolgen, brauchen wir Kraft. - Vielen Dank. 

	 (Beifall B90/GRÜNE)

Präsidentin Stark:

Wir danken Ihnen. - Es ist eine Kurzintervention angezeigt 
worden. Frau Bessin, Sie haben jetzt die Gelegenheit. 

Frau Bessin (AfD): *

Liebe Frau Schinowsky, ich glaube, es interessiert hier nur we-
nige, dass Sie sich beim Unterschriftensammeln schon ganz oft 

die Füße nassgelaufen haben. Die Leute da oben haben über 
30 000 Unterschriften gesammelt, dafür, dass hier ein Thema 
beachtet und bearbeitet wird. Selbst wenn 300 000 Unterschrif-
ten gesammelt worden wären, würden Sie die immer noch mit 
Füßen treten, und das ist dann Ihre Auffassung von direkter 
Demokratie - herzlichen Glückwunsch!

(Beifall AfD - Zuruf der Abgeordneten Lieske [SPD])

Präsidentin Stark:

Frau Schinowsky, Sie haben die Gelegenheit, darauf zu ant-
worten. - Bitte vorn am Rednerpult. Kommen Sie ruhig her, 
hier sieht man Sie besser. 

Frau Schinowsky (B90/GRÜNE):

Ich glaube, ich habe überaus deutlich gemacht, dass wir die Ar-
gumente ernst genommen haben. Das haben auch meine Vor-
redner und Vorrednerinnen immer wieder betont. 

(Beifall B90/GRÜNE, SPD und DIE LINKE)

In den Ausschüssen wurde es ausführlich behandelt. Ich war 
im ganzen Land im Gespräch, auch mit einigen der Leute, die 
oben auf der Tribüne sitzen. Insofern weise ich zurück, dass 
wir uns nicht ernsthaft damit auseinandergesetzt hätten, und 
wünsche Ihnen, dass Sie sich auch einmal die Füße nasslaufen. 
Dann erzählen Sie vielleicht auch einmal etwas davon. - Vielen 
Dank.

(Beifall B90/GRÜNE - Frau Bessin [AfD]: Ich ziehe Gum- 
mistiefel an, da passiert mir das nicht!)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Wir kommen zum nächsten Redner. Zu uns 
spricht nun der Abgeordnete Vida für die BVB/FREIE WÄH-
LER Gruppe.

Vida (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete! Was 
sich heute wieder abzeichnet, ist ein Tiefpunkt im Umgang mit 
bürgerschaftlichem Engagement. Wir haben von Frau Tack von 
den Linken gehört, wie stark sich die Linken für Volksinitiati-
ven und Volksbegehren einsetzen. Leider haben Sie erst im 
März den von den Grünen eingereichten Antrag abgelehnt, 
dass man auch außerhalb der Rathäuser die Unterschriften für 
das Volksbegehren sammeln kann. So ernst meinen Sie es also 
mit Ihrer Unterstützung direktdemokratischer Elemente! Da 
haben Sie sich gewunden und groß erklärt, warum man das 
nicht unterstützen könne. Sie sind zwar dafür, haben aber dage-
gen votiert. 

Meine Damen und Herren! Die SPD feiert sich landauf, landab 
heute wieder als klimafreundliche Energiewendepartei, setzt 
aber wie kaum ein anderer auf die Braunkohle. Der Witz dabei 
ist, dieser Widerspruch fällt ihnen nicht einmal auf. Die Winde-
nergie kann eine gute Ergänzung sein, mehr aber nicht. Bei 
starkem Wind haben wir jetzt schon eine völlige Bedarfsde-
ckung, bei Windstille kaum Leistung. Es sind keine Speicher-
kapazitäten vorhanden, um diese Schwankungen auszuglei-
chen und eine dauerhaft gleichmäßige Versorgung sicherzustel-
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len. Die bräuchte es jedoch bei einer seriösen Energieversor-
gung in einem Industrieland, um gerade die gesicherte Energie-
versorgung, die Sie hier ins Feld geführt haben, zu garantieren. 
Das ist ein naturgegebenes Problem dieser Energieart; die kann 
man sich nicht wegwünschen und auch nicht wegbeten. Das 
ändert sich auch dann nicht, wenn ich die Anzahl der Anlagen 
verdopple. Wer das ignoriert, handelt dogmatisch und volks-
wirtschaftlich irrational. 

(Beifall der Abgeordneten Schade [AfD])

Meine Damen und Herren! Wer trotzdem den Ausbau forciert 
und damit Geld in die Kassen weniger Investoren und Kon-
zerne spült, die dann auf Kosten der Allgemeinheit über die 
EEG-Umlage finanziert werden, sollte sich tunlichst mit dem 
Vorwurf der Lobbypolitik zurückhalten und insbesondere nicht 
über bezahlbare Energien schwadronieren. 

(Beifall der Abgeordneten Schade [AfD])

Meine Damen und Herren! Umweltbewegte Bürger wollen 
verhindern, dass der Wald abgeholzt wird. Im Namen eines 
vorgeblichen Klimaschutzes wird der Naturschutz ad absur-
dum geführt. Gestern äußerte sich Frau Tack im RBB-Inter-
view dahin gehend, dass nur in geringwertigen Forstgebieten 
gebaut werden soll. In der Antwort der Landesregierung auf 
die Fragen 41 und 42 der Großen Anfrage 8 der Grünen, 
Drucksache 6/1661, sagt die Landesregierung:

„Ökologische geringwertige Forstgebiete kommen in 
Brandenburg nicht vor.“

Wer also den Leuten hier trotzdem erzählt, er wolle ja nur in 
geringwertigen Forstgebieten bauen,

(Zurufe von der SPD und der Fraktion DIE LINKE)

und das sei sein Entgegenkommen, streut den Leuten Sand in 
die Augen. Das scheint Rot-Rot nicht zu interessieren. Bäume 
werden trotzdem abgeholzt, Trassen freigehauen, um die Ver-
doppelung der Anlagengröße zu erreichen. 

Man kann ja anderer Auffassung sein, man kann auch gegen 
die Volksinitiative votieren, aber was Sie hier sagen, muss auch 
der Ehrlichkeit entsprechen. 

(Frau Lieske [SPD]: Wir sind ehrlich!)

Meine Damen und Herren! Sie erklären heute ganz deutlich, 
der Hauptgrund der Ablehnung sei, dass die Volksinitiative ei-
ne Regelung, die den Regionalen Planungsgemeinschaften ob-
liegt, in die Bauordnung schreiben wolle. Der Eindruck, der 
hier gegenüber der Öffentlichkeit erweckt werden soll, ist Fol-
gender: Die Menschen haben da etwas falsch gemacht, und 
deshalb müssen wir aus formalen Gründen leider ablehnen. - 
Eine blanke Täuschung!

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe und AfD)

Natürlich kann und muss das in der Bauordnung geregelt wer-
den, denn das sieht gerade die Länderöffnungsklausel im Bau-
gesetzbuch vor. Sie müssen das ja nicht wollen, aber täuschen 
Sie der Öffentlichkeit nicht vor, dass Sie aus rein technischen 
Gründen ablehnen müssen. Wie die Realität in den Planungsge-

meinschaften aussieht, wissen wir. Da wird der Wille aus Pots-
dam exekutiert, und die Gemeinden können nicht mitreden. 

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe und AfD)

Des Weiteren ist es auch eine Täuschung, wenn Sie hier davon 
reden, es gäbe überall 1 000 Meter Abstand. Es ist ein Unter-
schied, ob der Abstand vor 10 Jahren 1 000 Meter betrug oder 
jetzt beträgt, wo die Anlagen doppelt so hoch sind. Im Übrigen 
kennen wir viele Gebiete, in denen bis 700 Meter an Wohnla-
gen heran gebaut wird. 

Zugleich erklärte Frau Tack: Es bleibt ja etwas von der Volksi-
nitiative übrig, nämlich die Mitbestimmung der Gemeinde zu 
stärken. - Der Zuschauer gewinnt leicht folgenden Eindruck: 
Die Gemeinde hat hier einen Kompromiss gefunden, seid doch 
zufrieden! - Wahr ist vielmehr: Antrag von BVB/FREIE WÄH-
LER Gruppe vorgestern hier an dieser Stelle - Gesetz zur Stär-
kung der Mitbestimmung von Bürgern und Gemeinden bei der 
Windkraftplanung -, es sollte genau darum gehen, dass die Ge-
meinden in der Regionalen Planungsgemeinschaft mitbestim-
men können. Kämpferische Reden von SPD und Linken dage-
gen. Abgelehnt, dass die Gemeinden zusammen mit der Regio-
nalen Planungsgemeinschaft mitbestimmen können. - Erzählen 
Sie also niemandem da draußen, Sie würden den Gemeinden 
helfen. 

Tierschutz, Naturschutz und Gesundheitsschutz der Menschen 
werden hintangestellt, was Sie aber nicht davon abhält, in den 
Kreistagen das Gegenteil zu fordern. Die SPD ist führend in 
der Methode - Legaten werden durchs Land gesandt, um gegen 
die Potsdamer Linie zu kämpfen -, Sympathien einzusammeln, 
in Potsdam dann aber gegenteilig zu stimmen. Zu Hause erzäh-
len Sie dann: Ja, dort im anonymen Potsdam ist es leider ver-
sackt, ich konnte es nicht durchsetzen. - Nein, Sie sind es, die 
es verhindern, Sie, die vor Ort das eine erzählen, fordern und 
sich aufbauen - Herr Kosanke ist nicht hier - und hier dann der 
Parteidoktrin und Parteitagsbeschlüssen folgen und genau das 
Gegenteil tun. Der Unterschied zu früher ist nur: Es wird öf-
fentlich, es fällt auf und es wird von uns benannt.

(Domres [DIE LINKE]: So ein Unsinn!)

Meine Damen und Herren, die Volksinitiative fordert etwas 
Sinnvolles, etwas Rationales. Sie fordern in den Kreistagen 
das, was Sie hier ablehnen. Wie Sie das den Menschen dort er-
klären, dazu gehört schon viel Kreativität. Wenig Kreativität 
gehört aber dazu, zu erkennen, dass das, was hier gefordert 
wird, sinnvoll und rational ist, frei von Dogmen, von Beleh-
rungen durch die Volksinitiative und frei von Parteidoktrin. Es 
ist ein belebender Wind für ein demokratisches Gemeinwesen, 
und wir täten gut daran, dies zu unterstützen. - Danke.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Zu uns spricht nun für die Landesregierung 
Frau Ministerin Schneider.

Ministerin für Infrastruktur und Landesplanung Schneider:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Sehr verehrte Gäste! Meine Stimme ist heute etwas tiefer ge-
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legt; ich bitte das zu entschuldigen. Die Debatte ist oft und in-
tensiv geführt worden, und gerade das, was wir jetzt gehört 
haben, zeigt, dass es erheblich widerstreitende Interessen in der 
Sache gibt. Dennoch - ich habe es vor zwei Tagen bereits ge-
sagt - sind alle Argumente auf dem Tisch: durch die Debatten 
im Ausschuss, auch in der Anhörung der Volksinitiative, die 
Debatten hier im Plenum und vor Ort, in den Ausschüssen, Sit-
zungen und Besprechungen mit den Bürgerinitiativen bei den 
Regionalen Planungsgemeinschaften. Alle Gesetze und Anträ-
ge, die hier in letzter Zeit eingebracht worden sind, auch der 
gerade von Ihnen, Herr Vida, beschriebene,

(Vida [BVB/FREIE WÄHLER Gruppe]: Unterschreiben!)

haben mehr oder weniger zum Inhalt, dass die 10H-Regelung 
durchgesetzt werden soll. Es ist wichtig, dass man den Men-
schen auch einmal deutlich sagt, dass die 10H-Regelung den 
Stopp des Ausbaus der Windenergie bedeutet. Es ist wichtig, 
dass man das klarstellt. Es geht nicht um Steuerung. Es geht 
nicht um moderaten Ausbau oder wie auch immer. Es geht um 
den Stopp des Ausbaus.

Wenn man sich das einmal auf der Fläche anschaut - wir haben 
es mit 1 750 Metern berechnet; das heißt, eine Anlage ist nicht 
200 Meter, sondern 175 Meter hoch -, dann bedeutet das, dass 
in der gesamten Fläche bei Berücksichtigung aller anderen Be-
lange noch 0,9 % Suchfläche übrig bleiben.

Präsidentin Stark:

Frau Ministerin, es ist eine Zwischenfrage angezeigt.

Ministerin Schneider:

Nein, ich will erst fertigwerden. - Suchfläche heißt noch nicht, 
dass diese Fläche tatsächlich als Eignungsgebiet ausgewiesen 
werden kann. Angesichts der widerstreitenden Interessen und 
mit Blick auf die Energiestrategie sagen wir: Ja, wir überprü-
fen, ob es wirklich 2 % sein müssen. Wir liegen jetzt etwas da-
runter, deshalb soll die Energiestrategie überprüft werden. Ins-
gesamt bleiben wir dabei: Die widerstreitenden Belange kön-
nen nur mit einem regionalplanerischen Standortkonzept 
rechtssicher abgewogen werden. Das steht auch in Überein-
stimmung mit dem OVG-Urteil - es liegt schon eine Weile zu-
rück - zum Regionalplan Havelland-Fläming vom September 
2010. Seitdem arbeiten die Regionalen Planungsgemeinschaf-
ten nach diesem vorgegebenen Planungskonzept.

Wo stehen wir? Wir haben drei rechtskräftige Regionalpläne 
aus der sogenannten ersten Runde, die sich alle gegenwärtig in 
Überarbeitung befinden. Der Regionalplan von Havelland-Flä-
ming ist neu aufgestellt, genehmigt und wird demnächst veröf-
fentlicht. Der Regionalplan von Lausitz-Spreewald ist auf der 
Zielgeraden. Wenn man diesen Planungsstand einmal nimmt, 
der natürlich noch nicht bis zum Ende gedacht ist, betragen die 
Windeignungsgebiete 1,8 % der Landesfläche in Brandenburg.

Zum Wind im Wald: Natürlich gibt es keine minderwertigen 
Waldflächen.

	 (Zuruf von der SPD: Aha!)

Es gibt auch keine minderwertigen Landwirtschaftsflächen,

	 (Zuruf von der SPD: Nein!)

und es gibt keine minderwertigen sonstigen Flächen. Das ist 
auch gar nicht der Punkt. Aber alles, was wir tun - ob Winde-
nergieanlagen, Ortsumgehungen, Autobahnen usw. -, finden 
draußen in der Fläche statt, und dann geht es um eine Flächen-
abwägung.

Wir haben insgesamt 1,1 Millionen ha Wald. Nach den aktu-
ellen Planungen liegt auch die Ausweisung von Wind im Wald 
bei etwa 2 % - nicht der Waldfläche und der Regionsfläche, die 
Regionsfläche liegt weit unter 1 % -, das bedeutet momentan 
ca. 22 000 ha Wald. Die Annahme ist 0,5 bis 0,7 ha pro Anlage, 
nicht 1,5 ha, wie es hier gesagt worden ist.

Die Auswertung der aktuellen BImSch-Genehmigungsanträge, 
die wir haben - es sind noch nicht allzu viele -, zeigt, dass wir 
darunter liegen, etwa bei 0,4 ha pro Anlage. Der Ersatz ist nach 
dem Waldgesetz natürlich 1:1 herzustellen, insofern geht Wald 
nicht verloren. Wir sehen das mit dem Blick auf das Ziel, den 
Siedlungsabstand zu halten, als angemessen an.

	 (Beifall SPD und DIE LINKE)

Dennoch sollen die Waldfunktionen aktualisiert werden. Es 
sollen noch einmal forstfachliche Empfehlungen herausgege-
ben werden, damit in allen Planungsregionen einheitliches Ver-
waltungshandeln hergestellt werden kann. Die Erkenntnisse 
aus den Planverfahren sollen bei der Evaluierung der Energie-
strategie aufgegriffen werden, und es bleibt dabei, wir sagen: 
Lassen Sie uns die Regionalplaner vor Ort bei ihrem schwie-
rigen Job unterstützen, damit die Steuerung der Windenergie, 
angepasst an die regionalen Bedingungen vor Ort, sachgerecht 
erfolgen kann. - Vielen Dank.

	 (Beifall SPD und DIE LINKE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Es ist eine Kurzintervention angezeigt worden. 
Herr Abgeordneter Schulze, bitte am Rednerpult.

Schulze (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe): *

Frau Präsidentin! Frau Ministerin Schneider, Sie haben leider 
keine Zwischenfrage zugelassen, was ich sehr bedaure. Sie ha-
ben hier die Arbeitshypothese, die Behauptung aufgestellt, die 
10H-Regelung würde einen Stopp bedeuten. Das ist eine Ar-
beitshypothese, die durch nichts bewiesen ist, denn es gibt die-
se 10H-Regelung noch gar nicht. Insofern behaupten Sie et-
was, wofür Sie überhaupt keine Grundlage haben.

	 (Widerspruch bei der Fraktion DIE LINKE)

Aber, Frau Ministerin, ich frage Sie und bin auf eine konkrete 
Antwort gespannt: Was passiert, wenn der LEP-BB weiterhin 
für ungültig erklärt bleibt? Wir kennen - das haben wir gestern 
besprochen - das Urteil des Verwaltungsgerichts Potsdam vom 
11. September 2015, in dem es diese Rechtsposition noch ein-
mal bekräftigt hat. Sie sind in die nächste Instanz gegangen - 
zu Recht - und setzten Ihre Hoffnung darauf, beim Oberver-
waltungsgericht Gültigkeit zu erlangen. Woher Sie Ihren Glau-
ben nehmen - denn es war ja eben dieses Oberverwaltungsge-
richt, das den LEP-BB im Juni 2014 für ungültig erklärt hat -, 
das wissen nur Sie allein.

Aber wir wären interessiert und gespannt: Was passiert im 
Land Brandenburg, wenn im nächsten Jahr - es wird ja vermut-
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lich irgendwann im nächsten Jahr sein - der LEP-BB für ungül-
tig erklärt wird? Welche Instrumentarien haben Sie dann, um 
dem kompletten Wildwuchs von Windkraft gemäß § 35 Bauge-
setzbuch - Bauen im Außenbereich - Einhalt zu gebieten?

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe)

Präsidentin Stark:

Danke schön. - Es war eine weitere Kurzintervention, und zwar 
von Herrn Abgeordneten Schröder angezeigt. Danach haben 
Sie, Frau Ministerin, die Gelegenheit, darauf zu reagieren.

Schröder (AfD): *

Frau Schneider, auch von mir die Frage, die Herr Schulze gera-
de gestellt hat: Woher nehmen Sie eigentlich die Gewissheit, 
dass kein Windrad mehr gebaut werden kann, wenn man die 
10H-Regelung einführte? Es gibt dafür keine Berechnung. Es 
gibt zwar eine Karte von Ihnen, sie ist aber nicht mit Zahlen 
unterlegt. Es ist einfach eine Karte mit rot gekennzeichneten 
Gebieten und einigen weißen Punkten, die irgendwelche Such-
gebiete darstellen sollen.

	 (Unruhe bei der SPD und der Fraktion DIE LINKE)

Aber mit Zahlungen und Berechnungen sind Sie noch nicht 
einmal gekommen.

(Frau Schinowsky [B90/GRÜNE]: Denken Sie daran, 
wie viele da stehen!)

Es sind alles nur Behauptungen. Sie behaupten weiterhin, dass 
der Ausbau der Windenergie notwendig sei, um hier irgend-
wann einmal aus regenerativen Energien den Strombedarf zu 
decken. Dabei haben Sie aber null Speichertechnologien, und 
Sie wissen auch ganz genau - das weiß jeder hier im Raum, der 
einigermaßen denken kann -, dass diese Speichertechnologie 
im großindustriellen Maßstab nicht einmal annähernd in Aus-
sicht stehen. Das ist eine technische Voraussetzung, die Sie 
hier nicht schaffen können.

(Zuruf von der SPD: Doch!)

Sie können physikalische Gesetzmäßigkeiten, ob Sie das nun 
wollen oder nicht, nicht ausschalten. Dem ist so.

	 (Frau von Halem [B90/GRÜNE]: Wo ist die Frage?)

Wenn Sie heute zu viel Strom, der von diesen Windenergiean-
lagen produziert wird, exportieren müssen, weil unsere Lei-
tungsnetze einfach überfordert und überlastet sind, und dazu 
noch Geld hinterherschicken, dann frage ich mich, wo hier 
noch ökonomischer Verstand ist. - Vielen Dank.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe - Frau von 
Halem [B90/GRÜNE]: Ja, wir sind alle doof!)

Präsidentin Stark:

Frau Ministerin, möchten Sie auf die Kurzintervention reagie-
ren?

Ministerin Schneider:

Herr Schulze, wir haben gestern darüber diskutiert, dass die 
Landesplanung und die Regionalplanung verschiedenen recht-
lichen Angriffen unterliegen. Sie hatten dann den Antrag ge-
stellt, dass wir doch endlich anerkennen sollen, dass der Lan-
desentwicklungsplan nicht wirksam ist. 

Wir haben unsere Rechtsauffassung deutlich gemacht, und ich 
sage noch einmal: Der Landesentwicklungsplan ist wirksam. 
Wir würden gern bei der Gewaltenteilung bleiben, die wir alle 
erkämpft haben: Gesetzgebung hier, Verwaltung in der Landes-
regierung und Rechtsprechung bei den Gerichten. - Danke.

	 (Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Wir sind am Ende der Aussprache angelangt 
und kommen damit zur Abstimmung. Wir stimmen ab über  
die Beschlussempfehlung und den Bericht in der Drucksa-
che 6/2593, einschließlich Korrekturblatt, des Hauptausschus-
ses zur „Volksinitiative für größere Mindestabstände von 
Windrädern sowie keine Windräder im Wald“. Wer dieser Be-
schlussempfehlung des Hauptausschusses folgen möchte, den 
bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimment-
haltungen? - Damit ist die Beschlussempfehlung mehrheitlich 
so beschlossen worden.

Wir kommen zur zweiten Abstimmung, ein Entschließungsan-
trag der CDU in der Drucksache 6/2643. Wer diesem Entschlie-
ßungsantrag seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um 
sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - 
Damit ist der Entschließungsantrag abgelehnt worden.

Wir kommen zur dritten Abstimmung, ein Entschließungsan-
trag der AfD in der Drucksache 6/2665. Wer diesem Entschlie-
ßungsantrag seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um 
sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - 
Bei einigen Enthaltungen ist dieser Antrag ebenfalls abgelehnt 
worden. Ich schließe Tagesordnungspunkt 21.

Meine Damen und Herren, bevor ich den Tagesordnungspunkt 
22 eröffne, möchte ich mich gern an Sie wenden: 

25 Jahre Landespolitik sind auch 25 Jahre Entwicklung der 
Brandenburger Medienlandschaft. Politik lebt von Berichter-
stattung, daher wollte ich es heute nicht versäumen, mich bei 
einem langjährigen Journalisten zu bedanken, den wir, denke 
ich, alle als kompetenten und fairen Partner wahrgenommen 
haben. Das ist auch unter den Pressekollegen so. Ich möchte 
mich bei Alex Krämer bedanken, dem langjährigen Korrespon-
denten des RBB-Inforadios. Er verbringt heute seinen letzten 
Arbeitstag bei uns im Brandenburger Landtag.

(Allgemeiner Beifall)

Danke schön für die vielen Jahre! Er wird künftig dem Team 
des ARD-Hauptstadtstudios angehören und bleibt uns also in 
gewisser Weise erhalten. Ich wünsche auch dem Nachfolger, 
Herrn Dominik Lenz, einen guten Start. - Danke.

	 (Allgemeiner Beifall)
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Ich rufe Tagesordnungspunkt 22 auf:

Schutzstatus des Bibers für Deutschland anpassen und 
praxistauglichen Umgang ermöglichen

Antrag
der Fraktion der CDU

Drucksache 6/1227

Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Ländliche Entwicklung,
Umwelt und Landwirtschaft

Drucksache 6/2460

Wir beginnen die Debatte. Es spricht zu uns die Abgeordnete 
Lieske für die SPD-Fraktion.

Frau Lieske (SPD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Verehrte - wie soll ich sagen? - Mitstreiter beim 
Thema Biber, das nicht nur in dieser Legislaturperiode eine ak-
tive Rolle bei uns gespielt hat, sondern für das schon in der 
letzten Legislaturperiode mit der Vorbereitung der Biberver-
ordnung die richtigen Weichen gestellt worden sind. 

Wir haben im letzten Plenum die Überweisung des Antrages 
der CDU-Fraktion, der bereits zitiert worden ist, in den Fach-
ausschuss besprochen. Dort hat eine sehr gute, breit gefächerte 
Anhörung zum Schutzstatus des Bibers mit zahlreichen Vertre-
tern stattgefunden, die die gesamte Spannbreite von „Schutz-
status erhalten“ bis zur totalen Abschaffung des Schutzstatus 
dargelegt haben. Wir hatten Vertreter der Europäischen Union 
hier, und es liegt ein Schreiben der Bundesministerin in der Sa-
che vor.

Unsere Fraktion hat die Ergebnisse der Anhörung ausgewertet. 
Wir waren uns in der letzten Legislaturperiode als Landtag 
Brandenburg über Möglichkeiten zur Entnahme des Bibers 
ziemlich einig. Wir kamen auch darin überein, dass die Popula-
tion in Brandenburg eine Auskömmlichkeit erreicht hat, die an 
mancher Stelle schon als Strafe betrachtet wird. Dazu zählt 
nicht nur meine Heimatregion, das Oderbruch. Viele Kollegen 
sind in dem Sinne betroffen, dass es ein Thema in ihrer Region 
ist: im Barnim, im Havelland, auch im südlichen Teil unseres 
Bundeslandes. Der Biber ist in Brandenburg wieder zu sehen. 
Für manche ist er nicht mehr zu übersehen, manche können ihn 
nicht mehr sehen.

(Heiterkeit bei SPD und DIE LINKE)

So sehr hat sich dieses Spannungsfeld aufgeladen. In meiner 
Heimat werde ich nicht nur mit Schildern beglückwünscht und 
begrüßt, wenn ich nach Hause fahre. Alle sprechen mich im-
mer wieder darauf an: Wie weit sind wir? Deswegen haben wir 
im Fachausschuss die Bundesratsinitiative thematisiert. Auch 
Frau Augustin weiß es, die aus der Region ist und als nächste 
Rednerin für die CDU sprechen wird: Wir lehnen derzeit - ich 
betone: derzeit - die Auflegung einer Bundesratsinitiative ab. 
Denn in der Anhörung ist deutlich geworden, dass unsere 
Brandenburger Biberverordnung ein wirksames Instrument ist, 
das zur Umsetzung gelangen muss. Wir brauchen Anträge aus 

der Fläche - unbesehen, ob FFH-Gebiete davon betroffen sind 
oder nicht. 

(Beifall des Abgeordneten Kurth [SPD])

Wir brauchen einen Lagebericht zum Biber. Wir bekommen 
ihn nur, wenn konkrete Anträge zur Entnahme, Vergrämung 
und - als Ultima Ratio - Tötung gestellt werden, die dann beur-
teilt werden. 

Die Biberverordnung mit ihren sieben Punkten wird nicht nur 
von der Bundesministerin als gutes Instrument betrachtet, son-
dern auch vom Vertreter der Europäischen Kommission, der in 
der Anhörung persönlich anwesend war. Er hat deutlich ge-
macht, dass weder die Europäische Kommission noch die Bun-
desministerin eine Initiative planen. Aus der Stimmungslage 
im Bundesrat weiß unser Minister zu berichten, dass auch sei-
ne Fachkollegen zurückhaltend sind, wenn es darum geht, sich 
an einer Bundesratsinitiative zu beteiligen. 

Wir haben im Moment auch gar keine Substanz, um eine sol-
che ordentlich zu unterfüttern. Wir brauchen praktische An-
wendungsbeispiele aus den Regionen. Es ist nicht das erste 
Mal, dass ich an alle Beteiligten in den Regionen appelliere, zu 
praktischen Lösungen zu kommen, den gesetzlichen Schutzsta-
tus nicht zu überziehen, sondern denjenigen, die fordern, den 
Schutzstatus des Bibers gänzlich abzuschaffen, zu zeigen: Es 
geht, wir können zu Lösungen kommen. Wo das Gut der Allge-
meinheit bedroht ist, wo es um Leben und Schutz von Gütern 
gehen kann, müssen wir endlich praktische Beispiele schaffen. 
Mit diesem Appell möchte ich enden und bitte um Zustimmung 
zu unserem Entschließungsantrag. Ich wünsche uns noch eine 
gute weitere Beratung zu diesem Thema. - Vielen Dank.

(Beifall SPD und DIE LINKE)

Präsidentin Stark:

Wir danken und setzen die Debatte fort. Zu uns spricht die Ab-
geordnete Augustin für die CDU-Fraktion.

Frau Augustin (CDU):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Liebe Gäste! Sehr geehrter Herr Minister Vogelsänger! Sie se-
hen, heute spricht nicht der umweltpolitische Sprecher der 
CDU-Fraktion zu Ihnen, sondern jemand aus dem Oderbruch. 
Ich darf herzliche Grüße aus dem Oderbruch übermitteln und 
kann mitteilen: Die Population des Bibers hat sich gut erholt - 
sie ist sogar explodiert. Aber das, Herr Minister, sind Fakten, 
die Sie eigentlich kennen.

	 (Beifall CDU)

Niemand zweifelt mehr daran - auch nicht Ihre SPD-Parteige-
nossin, Umweltministerin Hendricks -, dass der Erhaltungszu-
stand mittlerweile günstig ist. Das ist vorsichtig auszuspre-
chen, denn in den Ohren vieler Menschen vor Ort klingt es wie 
Hohn. Die Erholung der Art ist erfreulich und ein Erfolg des 
Naturschutzes. Andererseits führt genau dieser Erfolg zu den 
Problemen, die wir jetzt haben. Wir reden, Frau Lieske hat es 
erwähnt, seit Jahren über sie. Es geht um Schäden in der Land-, 
Forst- und Fischereiwirtschaft und - gerade beim Oderbruch 
wichtig - an Hochwasserschutzanlagen. Am Dienstag sahen 
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wir es in „Brandenburg aktuell“: Der Biber hat mittlerweile 
den BER erreicht. Wir müssen abwarten, welche Schäden  
daraus folgen; darauf möchte ich jetzt nicht eingehen. 

Mit dem Antrag „Schutzstatus des Bibers in Deutschland an-
passen“ schlagen wir, die CDU-Fraktion, parallel zum Sieben-
Punkte-Plan, für den ich Ihnen, Herr Minister,  dankbar bin, 
eine Bundesratsinitiative vor. Wir möchten der Bundesumwelt-
ministerin den Auftrag erteilen, sich für eine Anpassung der 
FFH-Richtlinie auf EU-Ebene einzusetzen.

	 (Beifall CDU)

Diese ist wichtig. Wenn der Biber aus den Anhängen II und IV 
der FFH-Richtlinie gestrichen und in Anhang V aufgenommen 
worden wäre, wäre auch in den sensiblen NATURA-2000-Ge-
bieten - also in 620 FFH-Gebieten, 27 Vogelschutzgebieten - 
der praxistaugliche und gerichtsfeste Umgang mit dem Biber 
möglich geworden. In diesen Gebieten stößt der Sieben-
Punkte-Plan an seine Grenzen; das wissen Sie auch. Das be-
trifft immerhin ein Drittel der Landesfläche Brandenburgs - 
und große Teile des Oderbruchs. 

Sie merken, ich spreche bei den Anpassungen im Konjunktiv - 
und warum? Weil Sie, meine Damen und Herren der Koaliti-
onsfraktionen, tun, was Sie immer tun: Sie warten ab und tun 
nichts. Frau Lieske, die Anhörung im Ausschuss hat eindeutig 
gezeigt, dass eine Änderung des europäischen Rechts dringend 
geboten ist. Dennoch ist in der von Ihnen vorgeschlagenen und 
im Ausschuss angenommenen Änderung nichts mehr von der 
eigentlichen Intention unseres Antrages - der unmittelbaren 
Hilfe vor Ort - übrig geblieben. 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Jutta Lieske, man kann 
das eine tun, ohne das andere zu lassen. Man kann einerseits 
den Vogelsänger-Plan im Land konsequent umsetzen und ande-
rerseits, sehr geehrter Herr Minister, eine Bundesratsinitiative 
starten. 

	 (Frau Lieske [SPD]: Dafür ist die Zeit nicht reif!)

Sie reisen doch nicht allein durchs Land und kümmern sich 
persönlich um jeden Nager. Da würde ich Sie bedauern - im 
Oderbruch hätten Sie viel zu tun. Seit letzter Woche kümmern 
sich auch zwei Bibermanager um das Problem. Ihre Aufgabe 
als Minister ist es aber, offensichtliche Probleme im Land an-
zupacken und Lösungen zu finden - darauf wurden Sie schließ-
lich vereidigt. Die K.-o.-Erklärung im Vorfeld des Ausschus-
ses, dass Sie den Erfolg einer Bundesratsinitiative jetzt nicht 
sähen, kann ich nicht nachvollziehen und akzeptieren. 

Frau Lieske erwähnte das Schreiben von Frau Hendricks. Da-
bei handelt es sich wirklich um ein Stück aus dem Tollhaus. Sie 
hat den guten Erhaltungszustand des Bibers anerkannt. Wenn 
sie dann aber formuliert, dass sie jetzt nicht bereit ist, wegen 
lediglich einer Tierart in Brüssel Änderungen zu erwirken, 
zweifle ich an der Kompetenz der Bundesumweltministerin.

	 (Beifall CDU)

Wozu haben wir ein Europäisches Artenschutzrecht, wenn Re-
alitäten und Entwicklungen komplett ignoriert und ausgeblen-
det werden? Wenn Arten in ihrem Bestand bedroht sind und 
geschützt werden müssen, gehören sie in genau diese Richtli-

nie. Genauso muss es betrachtet werden, wenn sich Arten er-
holt haben, und die praxistaugliche Regulierung - auch in NA-
TURA-2000-Gebieten - muss ermöglicht werden. Nur so las-
sen sich wirtschaftliche Schäden minimieren, Existenzen si-
chern und Gefahren vor Ort abwehren. Warum die Branden-
burger Koalitionsfraktionen die Biberpopulation bis Mitte 
2017 beobachten wollen, kann ich nicht nachvollziehen. Frau 
Lieske, wir können sie wirklich vom Fenster aus beobachten. 

Natur ist nicht statisch; sie verändert sich ständig. Entspre-
chend muss das Naturschutzrecht geändert und angepasst wer-
den. Sehr geehrte Damen und Herren, als Koalition tun Sie 
sich mit der Ablehnung unseres Antrages keinen Gefallen. Sie 
lassen sowohl die betroffenen Landnutzer als auch das Oder-
bruch 

	 (Zuruf von Ministerpräsident Dr. Woidke)

im Nassen stehen. - Danke, Herr Woidke. 

Die Biberverordnung und der Sieben-Punkte-Plan werden die 
Probleme mit dem Biber nicht lösen. Der Naturschutz stellt 
sich selbst ein Bein, wenn er auf die erfolgreiche Entwicklung 
nicht eingeht.

Präsidentin Stark:

Frau Kollegin, es gibt eine Zwischenfrage; möchten Sie sie zu-
lassen?

Frau Augustin (CDU):

Ich habe nur noch drei Sätze. 

Präsidentin Stark:

Drei Sätze, ja, aber dann sind Sie am Schluss - dies ist eine 
Zwischenfrage. - Gut, Frau Lieske, Sie haben das Wort.

Frau Lieske (SPD):

Ich glaube, es muss in die Fläche gespiegelt werden. Wir beide 
fahren heute wieder dahin zurück, wo der Biber eine große 
Rolle spielt. Wir sollten den Leuten keinen Kleister in die Au-
gen schmieren, sondern ihnen sagen, was geht und was nicht 
geht. 

Frau Augustin, was glauben Sie: Wie schnell wären wir mit der 
Umsetzung der Bundesratsinitiative so weit, dass der Schutz-
status des Bibers geringer als jetzt wäre, der Biber also in ande-
ren Anhängen eingestuft würde? Kann nicht die Biberverord-
nung zuerst und direkt vor Ort wirksam werden, um Entnahme, 
Vergrämung und als Ultima Ratio - ich traue mich immer fast 
nicht, es zu sagen - die Tötung dieses Tieres zu regeln?

Frau Augustin (CDU):

Frau Lieske, Sie erleben es selbst vor Ort: Es gibt Klagen. Es 
ist klageanfällig. Die Leute trauen sich nicht, die Entnahme zu 
beantragen. Das ist das Hauptproblem. Den Mut zur Bundes- 
ratsinitiative hätte ich mir von Ihnen gewünscht. Haben wir 
wirklich so wenig Einfluss?

(Beifall CDU)
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In den verbleibenden zehn Sekunden sage ich Ihnen noch: Wir 
kommen mit NATURA 2000 nicht weiter, wenn wir weiter so 
handeln wie bisher. Sie sehen die Frustration vor Ort. Die Men-
schen glauben nicht mehr an die wirkliche Unterstützung der 
Landesregierung. Das ist die Konsequenz von Abwarten und 
Nichthandeln. Deshalb können wir weiterem Abwarten nicht 
zustimmen. - Danke schön. 

(Beifall CDU sowie des Abgeordneten Königer [AfD])

Präsidentin Stark:

Die Aussprache wird vom Abgeordneten Domres von der Frak-
tion DIE LINKE fortgesetzt.

Domres (DIE LINKE):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Die Diskussion um den europäischen Schutzstatus 
des Bibers hat zwei Seiten: eine inhaltliche und eine prak-
tische. Inhaltlich stimme ich der Kritik zu, dass die geringe 
Flexibilität der Schutzbestimmung schwierig ist. Es sollte 
leichter möglich sein, den Schutzstatus dem Gefährdungsgrad 
anzupassen. Zunehmende Artenpopulationen sollten abgestuft, 
stärker gefährdete Arten in den FFH-Anhängen mit neuem 
Schutzstatus versehen werden. 

Auf dem Landesfischereitag in der vergangenen Woche wurde 
die Idee diskutiert, die FFH-Anhänge stärker zu regionalisie-
ren. Ich finde diesen Vorschlag sehr interessant. Wir sollten ge-
meinsam überlegen, wie wir ihn unterstützen können. Mögli-
cherweise können solche Überlegungen im Rahmen des Fit-
ness-Checks der EU-Umweltgesetzgebung eingebracht wer-
den. 

Beim CDU-Antrag ging es aber um eine mögliche Bundesratsi-
nitiative zur Abstufung des Bibers. Dabei spielt der pragma-
tische Gesichtspunkt eine Rolle. Brandenburg ist eines von drei 
oder maximal vier Bundesländern, die Probleme mit dem Biber 
haben. Eine entsprechende Initiative müsste durch den Bundes-
rat gehen und von der Bundesregierung aufgegriffen werden; 
der Brief von Frau Hendricks hat schon eine Rolle gespielt. Sie 
müsste vom EU-Rat - von allen 28 Mitgliedsstaaten - einstim-
mig beschlossen werden. Die Wahrscheinlichkeit, dass das 
funktioniert, geht gegen null. 

Das Land Brandenburg ist der denkbar schlechteste Akteur, um 
eine derartige Initiative durchzusetzen. Frau Augustin, bessere 
Karten hätte die Bundesregierung. Vielleicht können Sie ein-
mal mit der Frau Bundeskanzlerin reden und ihr den Hinweis 
geben, dass sie aktiv werden kann. Vielleicht kann auch der 
Kollege Dombrowski als umweltpolitischer Sprecher der 
Landtagsfraktion mit der CDU-CSU-Fraktion im Bund eine 
diesbezügliche Initiative starten, denn Sie regieren, glaube ich, 
im Bund.

(Beifall SPD - Zuruf von der CDU: Das ist doch unglaub-
lich!)

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich erinnere daran, 
dass 2013, als die Biberdiskussion den Landtag erreichte, die 
bayerische Regelung von den Landnutzerverbänden - aber 
auch von der CDU - als leuchtendes Vorbild hingestellt wurde, 
das wir anstreben sollten. Zwei Jahre später sind wir ihm sehr 

nahe gekommen. Wir haben eine Biberverordnung, die mit der 
bayerischen fast identisch ist: Wir stärken Prävention, verbes-
sern die Öffentlichkeitsarbeit und haben seit Kurzem zwei  
Bibermanager.

Präsidentin Stark:

Der Wunsch, eine Frage zu stellen, ist angezeigt worden; 
möchten Sie sie beantworten?

Domres (DIE LINKE):

Aber selbstverständlich. 

Frau Augustin (CDU):

Folgendes hat mich im Ausschuss stutzig gemacht: Es wird im-
mer argumentiert, drei Länder - auch Regionen in Branden-
burg  - seien betroffen, Regelungen fielen aber unter Bundes- 
oder EU-Recht. Darf ich davon ausgehen, dass wir Bundesrats-
initiativen nur noch anstoßen, wenn alle 16 Bundesländer be-
troffen sind?

Domres (DIE LINKE):

Frau Augustin, ich bin seit 1999 Mitglied des Landtages. Wis-
sen Sie, wie oft ich mir anhören musste, dass Bundesratsinitia-
tiven der Linken - damals der PDS - nicht möglich seien, weil 
sie keine Aussicht auf Erfolg hätten? - Man sollte Erfolgsaus-
sichten bewerten und dann politisch aktiv werden. Auch der 
Weg, den ich Ihnen beschrieben habe, kann erfolgversprechend 
sein.

	 (Widerspruch von der CDU)

Wir entlasten Wasser- und Bodenverbände bei biberbedingten 
Kosten. Wir haben seit neuestem Mittel für die Entschädigung 
bei Biberschäden in den Haushalt eingestellt - zugegeben, nur 
knapp ein Viertel der bayerischen Summe; aber wir haben auch 
nur ein Viertel der Biber. Jetzt heißt es, dieses Instrument wirk-
sam anzuwenden und den Maßnahmenplan auf seine Praxis- 
tauglichkeit zu prüfen.

	 (Beifall der Abgeordneten Lieske [SPD])

Dazu wird es, vor allem wenn es um Ausnahmegenehmigungen 
in FFH-Gebieten geht, notwendig sein, pragmatische Kompro-
misse zu finden. Ich bin sicher, dass Lösungen zu finden sind. 
Ich bin dafür, dass uns im Ausschuss regelmäßig über die Er-
fahrung mit dem Maßnahmenplan berichtet wird. Der Natur-
schutz wird akzeptieren müssen, dass Biber getötet werden, 
wenn es denn nötig ist. Umgekehrt, so ehrlich muss man auch 
sein, wird es nicht möglich sein, ganze Regionen biberfrei zu 
bekommen. Das ist weder praktisch noch rechtlich möglich; es 
sollte aus Sicht des Artenschutzes auch nicht gewollt sein. Das 
wäre es übrigens auch nicht bei Aufnahme des Bibers in An-
hang V der FFH-Richtlinie - der gute Erhaltungszustand müsste 
auch dann erhalten bleiben; das hat die Anhörung ergeben. 

Im April dieses Jahres hat meine Fraktion einen gemeinsamen 
Brief der großen Landnutzerverbände bekommen, in dem die 
Umstufung des Schutzstatus des Bibers gefordert wurde.

Als Ziel wurde in dem Brief formuliert:
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„Dabei sind sich die Landnutzer des Landes Brandenburg 
einig, dass es unser gemeinsames Ziel sein muss, unsere 
einheimischen Tierarten auch weiterhin in einem gün-
stigen Erhaltungszustand ihrer Art zu erhalten und gleich-
zeitig sicherzustellen, dass eine nachhaltige Bewirtschaf-
tung unserer Kulturlandschaft möglich ist.“

Ich bin überzeugt davon, dass wir dieses Ziel mit den ergrif-
fenen Maßnahmen erreichen können. Sollte das nicht so sein, 
können wir immer noch eine Initiative zur Absenkung des 
Schutzstatus ergreifen, dann aber mit besseren Argumenten. 
Deshalb unterstützen wir die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses. - Herzlichen Dank.

	 (Beifall DIE LINKE und SPD)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Es spricht zu uns der Abgeordnete Schröder für 
die AfD-Fraktion.

Schröder (AfD):*

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich fasse mich 
kurz, denn zum Biber ist schon eine ganze Menge gesagt wor-
den. Wir haben auch im Ausschuss angeregt darüber diskutiert. 

Angesichts des günstigen Erhaltungszustandes der Biberpopu-
lation in Brandenburg - das muss man natürlich sagen - sind 
auch wir als AfD-Fraktion dafür, dass unsere Landesregierung 
eine Bundesratsinitiative zur Überprüfung des Schutzstatus des 
Bibers ergreift. Die Biberverordnung muss man ja deswegen 
nicht außer Kraft setzen. Man kann das eine tun, ohne das an-
dere zu unterlassen. Wenn das parallel läuft, ist das völlig in 
Ordnung. Wir alle wissen, dass alles das, was mit Gesetzge-
bung, mit Veränderungen, mit Verordnungen zu tun hat - zumal 
man sich auch noch in die EU-Ebene hineinbewegt -, längere 
Zeit dauert. Dafür haben wir als Übergangszeit unsere Biber-
verordnung. Das ist völlig in Ordnung. 

Wir sollten aber nicht bis 2017 warten, um dann weitere Schrit-
te folgen zu lassen, sondern sollten das jetzt schon präventiv 
tun. Dafür stimmt die AfD-Fraktion im Gegensatz zum Aus-
schuss für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirt-
schaft in seiner Beschlussempfehlung. Wir werden die Be-
schlussempfehlung ablehnen, werden aber dem Antrag der 
CDU-Fraktion auf jeden Fall folgen. - Das soll auch schon das 
Ende meines Vortrages sein. Vielen Dank.

	 (Beifall AfD)

Präsidentin Stark:

Wir setzen die Aussprache fort. Zu uns spricht nun der Abge-
ordnete Raschke für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Raschke (B90/GRÜNE):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch 
wenn mir das nicht leichtfällt, ich muss unseren Umweltminis- 
ter heute einmal loben.

(Beifall SPD, DIE LINKE und des Abgeordneten Wich-
mann [CDU])

Er hatte eine wirklich anspruchsvolle Aufgabe. Er muss gleich-
zeitig den Biber schützen, weil der weltweit gesehen immer 
noch eine bedrohte Art ist, und er muss bei uns im Oderbruch, 
wo er besonders weit verbreitet ist, dafür sorgen, dass die 
Schäden nicht überhandnehmen und man im Einklang mit dem 
Biber leben kann. Das ist eine sehr anspruchsvolle Aufgabe. Er 
hat sie sehr gut gelöst und das, obwohl er wirklich zwischen 
den Stühlen sitzt.

Wenn man sich das einmal überlegt: Auf der einen Seite die 
Landwirte und die Fischer, die die Naturschutzverbände für 
ziemlich klagewütig halten, und auf der anderen Seite die Na-
turschutzverbände, die wiederum die Landwirte und die Fi-
scher für ziemlich schießwütig halten. 

(Heiterkeit der Abgeordneten Nonnemacher [B90/GRÜ-
NE])

Dazwischen hat er den wirklich mühevollen Weg des Ausba-
lancierens gefunden. Das hat er gut gemacht. Er hat in seinem 
Ministerium eine Biberverordnung - einen Sieben-Punkte-
Plan - ausarbeiten lassen, die sich wirklich sehen lassen kann. 
Da geht es erst einmal um Prävention und Schutz. Wenn das 
nicht funktioniert, wird der Biber vergrämt. Wenn das auch 
nicht funktioniert, wird er gefangen. Nur wenn das nicht geht, 
kann er im Ernstfall abgeschossen werden. Das ist vielleicht 
ein sehr kleinteiliger, mühevoller, etappenweiser Weg, aber 
man bekommt verschiedene Interessen unter einen Hut. Das ist 
ein sehr erfolgversprechender Weg.

Als wenn das nicht reichen würde, hat Minister Vogelsänger 
mit Ihrer Hilfe, liebe Kolleginnen und Kollegen von Rot-Rot, 
auch noch erkannt: Selbst die Weisheit eines Ministeriums, 
selbst die Weisheit eines Ministers sind nicht unbegrenzt. Man 
muss in zwei Jahren schauen, ob die Maßnahmen überhaupt 
gegriffen haben. Bis dahin gehen wir mit. Bis dahin sagen wir: 
Das ist gut. 

Was aber ist im Jahre 2017, wenn wir feststellen, die Maßnah-
men haben nicht alle gegriffen? Ich würde sagen: Dann setzen 
wir uns hin - am besten mit den Landwirten, den Fischern und 
den Naturschutzverbänden - und schauen uns an, was gut und 
was schlecht war: Welche Maßnahme hat funktioniert? Welche 
Maßnahme müssen wir vielleicht verbessern? Brauchen wir 
mehr Bibermanager? Ist der Ausgleichstopf nicht groß genug? 
Das wäre sinnvoll. Das ist mühevoll, kleinteilig und anspruchs-
voll, wäre aber sinnvoll.

Stattdessen sagt dieser Antrag: Wenn das 2017 nicht gut aus-
sieht, beantragen wir, den Schutzstatus des Bibers zu verändern. 
- Das ist inhaltlich nicht nur unplausibel - Kollege Domres hat 
aufgezeigt, dass es durchaus andere Möglichkeiten gibt -, es ist 
auch politisch der völlig falsche Weg. 

Sie versprechen damit den Landwirten und den Menschen im 
Oderbruch eine einfache Lösung. Sie heizen den Konflikt an, 
indem Sie eine einfache Lösung versprechen, die Sie über-
haupt nicht bieten können - weder heute noch 2017. Wie stel-
len Sie sich das vor? Ich überlege einmal: Jetzt schreibt, ange-
trieben von der CDU, ein SPD-Landwirtschaftsminister der 
Bundesumweltministerin von der SPD einen Brief, sie möge 
das doch bitte anstoßen. Sie sagt Nein. Auf welche politische 
Konstellation hoffen Sie eigentlich 2017? Träumt unsere rot-
rote Koalition davon, dass wir 2017 einen CDU-Landwirt-
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schafts- und Umweltminister haben? Schwarz-Alleinregierung? 
Ich glaube nicht. 

Sie versprechen etwas, was Sie gar nicht halten können - weder 
jetzt noch 2017. Das ist deswegen der völlig falsche Weg. Der 
richtige Weg ist - Bayern war schon als Vorbild genannt wor-
den -, diesen bisherigen Weg weiterzugehen, für einen Ausgleich 
zu sorgen, für Dialog zu sorgen und dafür, dass die Interessen-
gruppen miteinander reden. Vielleicht brauchen wir so etwas wie 
einen Runden Tisch schon jetzt, der die Biberverordnung beglei-
tet und ständig Gespräche darüber führt, was funktioniert und 
was nicht funktioniert, statt diesen Konflikt anzuheizen.

Wir sollten von den Bayern nicht nur den Text abschreiben - 
unsere Verordnung ist sogar schärfer geworden als die in Ba-
yern, das hat der Minister vorhin in den Raum gerufen -, son-
dern auch den Geist der Umsetzung betrachten. Wenn wir auf 
diesen Weg zurückkommen, statt den Konflikt mit einem lee-
ren Versprechen anzuheizen, was überhaupt nicht einzulösen 
ist, sind wir auf dem richtigen Weg. Dann gibt es auch wieder 
ein Lob von uns. Ich gestehe: So weh hat es mir gar nicht ge-
tan. - Vielen Dank.

	 (Beifall B90/GRÜNE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Zu uns spricht nun Herr Minister Vogelsänger 
für die Landesregierung.

Minister für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Land-
wirtschaft Vogelsänger:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordne-
te! Ich habe überhaupt kein Problem, wenn mich der Abgeord-
nete Raschke lobt. Es gehört auch einmal dazu, dass man einer 
Meinung ist.

(Heiterkeit - Zuruf des Abgeordneten Domres [DIE LIN-
KE])

Herr Raschke - er ist jetzt ein bisschen abgelenkt von Frau 
Lieske, das kann ich verstehen -

(Heiterkeit)

hat mich auch gelobt, als es um die Spreewaldfließe ging. Da 
versuchen wir auch gemeinsam, pragmatische Lösungen zu 
finden. Ich denke, in der Umweltpolitik gibt es mehr Gemein-
samkeiten, als der eine oder andere denkt. 

(Beifall des Abgeordneten Raschke [B90/GRÜNE])

Ich bin jetzt bei der CDU-Fraktion. Wem nützt eine Bundes- 
ratsinitiative, die keine Chance auf eine Mehrheit hat? Nie-
mandem: keinem Landnutzer, keinem Landwirt, keinem Fi-
scher und auch niemandem im Oderbruch. Eine solche Bun-
desratsinitiative ohne Chance auf Mehrheit nutzt zum derzei-
tigen Zeitpunkt keinem. 

Vielleicht zur Aufklärung: Es sind nicht nur grüne Umweltmi-
nister gegen eine solche Initiative, sondern auch schwarze Um-
weltminister. Insofern bringe ich so etwas nicht in den Bundes-
rat ein und streue den Menschen Sand in die Augen, dass man 
dieses mit einer Bundesratsinitiative ändern könnte.

Was wir mit Mitgliedern des Europäischen Parlamentes disku-
tieren sollten, ist die Frage des Schutzstatus von Tieren insge-
samt. Denn es werden immer neue Tiere aufgenommen, der 
Schutzstatus wird erhöht, aber es wird kein Schutzstatus zu-
rückgenommen. Das ist nicht nur beim Biber so. Das sollten 
wir einmal ganz offen diskutieren. Da gibt es entsprechenden 
Handlungsbedarf.

Präsidentin Stark:

Herr Minister, es gibt eine Frage. 

Minister Vogelsänger:

Selbstverständlich!

Präsidentin Stark:

Bitte.

Raschke (B90/GRÜNE):

Herr Minister, was ich nicht verstehe, ist Folgendes: Warum 
versprechen Sie, dass wir 2017 eine solche Initiative machen? 
Was wird sich 2017 substanziell so geändert haben, dass Sie 
irgendwie Chancen auf Erfolg sehen? Warum halten Sie nicht 
auch 2017 an der Biberverordnung fest? Das ist mir völlig 
schleierhaft.

Minister Vogelsänger:

Die Biberverordnung ist in Kraft gesetzt. Dazu muss ich eines 
zur CDU-Fraktion sagen: Diesen Sieben-Punkte-Plan haben 
wir gemeinsam aufgestellt. 2017 wird es von mir einen ent-
sprechenden Bericht im Ausschuss geben. Dann müssen wir 
prüfen, wie es weitergeht. 

Der Bund der Wasserwirtschaft ist hier im Landtag gewesen. 
Ich hatte ein Grußwort gesprochen. Wir haben uns über 
Hochwasserschutz unterhalten, über wasserwirtschaftliche 
Maßnahmen und selbstverständlich über den Biber. Der Ver-
treter aus Niedersachsen hat erklärt: Der Biber erobert jetzt 
Niedersachsen. Insofern müssen wir sehen, wie sich der Be-
stand bis 2017 weiterentwickelt und ob entsprechende Maß-
nahmen notwendig sein werden, auch was den Bundesrat be-
trifft. 

Ich habe hier gesagt, Herr Raschke: Ich halte eine Gesamtdis-
kussion für richtig, nicht nur was den Biber, sondern was die 
Arten insgesamt und den europäischen Schutzstatuts betrifft.

Ich komme noch einmal auf das Sieben-Punkte-Programm 
und damit auf das Oderbruch zu sprechen. Das Oderbruch ist 
gut vertreten hier im Landtag: Drei engagierte Abgeordnete 
machen das, also fest in Frauenhand. Ich sage eines: Im Oder-
bruch gibt es eine Arbeitsgruppe. Ich erwarte, dass die Ar-
beitsgruppe Ergebnisse erzielt. Ich erwarte auch, dass es 
dann, wenn es notwendig ist, Anträge nach der Biberverord-
nung auf Entnahme gibt. Das ist nun einmal so. Es wird doch 
wohl vor Ort festzustellen sein, wo der Biber vergrämt oder 
gefangen werden muss. Das ist die Sache, die vor Ort ge-
macht werden muss. Wir haben dafür die Instrumente. Ich als 
Minister kann das nicht machen, sondern das muss vor Ort 
erledigt werden. 
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In der Biberverordnung steht, dass die sieben Punkte umzuset-
zen sind. Die sind in Umsetzung. Es gibt jetzt zwei Biberbeauf-
tragte, die Ansprechpartner vor Ort sind. Ich hatte über 100 Be-
werbungen. Ich habe die beiden besten genommen - junge, en-
gagierte Menschen, die sich mit einem hohen Fachwissen ein-
bringen. Sie werden diese Maßnahmen begleiten. 

Die Wasser- und Bodenverbände werden unterstützt. Wenn der 
Biber einen notwendigen Mehraufwand verursacht, soll ein 
Antrag gestellt werden, dass dieser Mehraufwand ab der Baga-
tellgrenze zu 50 % erstattet wird. Ich habe die Antragsfrist von 
Ende September auf Ende Oktober verlängert. Mein Aufruf: 
Wenn diese Schäden da sind und wenn dieser Mehraufwand da 
ist, stellen Sie doch einen Antrag! Das Parlament hat das mit 
dem Haushalt mit beschlossen. Also muss das auch vor Ort ge-
macht werden.

(Beifall der Abgeordneten Lieske [SPD])

Ich möchte sagen: Es kann nur ein Maßnahmenpaket sein. Kei-
ner redet das Problem klein. Trotzdem müssen wir einmal zur 
Kenntnis nehmen, wo wir vor einem Jahr standen und wo wir 
jetzt stehen. Deshalb gilt es, gemeinsam mit den Verantwort-
lichen vor Ort und mit den Regionen dieses Problem anzuge-
hen. Wir brauchen ein funktionierendes Bewässerungs- und 
Entwässerungssystem, nicht nur im Oderbruch. Wir brauchen 
Hochwasserschutz und wir brauchen entsprechende Instru-
mente. Die habe ich an die Hand gegeben. Gemeinsam werden 
wir dieses Problem angehen. - Herzlichen Dank.

(Beifall SPD und DIE LINKE)

Präsidentin Stark:

Vielen Dank. - Damit sind wir am Ende der Aussprache und 
kommen zur Abstimmung über die Beschlussempfehlung und 
den Bericht, Drucksache 6/2460, Schutzstatus des Bibers für 
Deutschland anpassen und praxistauglichen Umgang ermögli-
chen.

Wer seine Zustimmung geben will, den bitte ich um sein Hand-
zeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit ist 
der Beschlussempfehlung mehrheitlich gefolgt.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 22. Wir gehen damit in die 
Mittagspause und treffen uns um 13 Uhr wieder.

	 (Unterbrechung der Sitzung: 12.27 Uhr)

	 (Fortsetzung der Sitzung: 13.04 Uhr)

Vizepräsident Dombrowski:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir setzen die Sitzung fort. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 23 auf:

Ein Pflegebeauftragter auch für Brandenburg 

Antrag
der Fraktion der CDU

Drucksache 6/2505

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort erhält die Kollegin  
Schier für die CDU-Fraktion. Bitte schön.

Frau Schier (CDU):*

Vielen Dank. - Ich denke, den Kollegen ist nicht entgangen, 
dass ich auch pünktlich bin, wenn ich nicht reden muss.

(Beifall SPD)

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Herausforderungen, vor denen wir bei der Absicherung der 
Pflege stehen, haben wir in diesem Hause wirklich schon oft 
diskutiert, und man muss kein Prophet sein, um zu sehen, dass 
der Pflegebedarf und vor allen Dingen die Fachkräftesicherung 
ein Dauerthema bleiben werden. 

Aktuelles Beispiel ist die Generalisierung der Ausbildung in 
Pflegeberufen; die Diskussion läuft, sie alle wissen von den 
Mails, die wir dazu bekommen haben. Vor dem Hintergrund 
der ohnehin schlechten Bezahlung in den neuen Bundesländern 
besteht die Angst, dass sich mehr Auszubildende für den Beruf 
des Krankenpflegers als für den des Altenpflegers entscheiden, 
und diese wenigen, die sich für die Altenpflege entscheiden, 
vermutlich dann auch noch abwandern, weil sie in anderen 
Bundesländern besser bezahlt werden. Das ist heute nicht un-
ser Thema, wir sollten es aber nicht außer Acht lassen. Wir 
werden uns jetzt im Sozialausschuss mit diesem Thema be-
schäftigen, und - ich will es einmal vorwegnehmen - auch hier 
würde uns zum Beispiel schon ein Pflegebeauftragter helfen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vor dem Hintergrund einer 
zunehmenden Zahl Pflegebedürftiger erscheint es uns sinnvoll, 
ebenso wie eine Integrationsbeauftragte und einen Landesbe-
hindertenbeauftragten einen Pflegebeauftragten zu installieren, 
und das, bevor es Vorkommnisse gibt, die dann sehr schnell 
nach Antworten verlangen würden. 

Wichtig ist uns die Unabhängigkeit des Pflegebeauftragten, 
denn sie schafft Vertrauen bei denen, die eine Anlaufstelle su-
chen, die nicht staatlicher Natur ist. Damit wird nicht die Kom-
petenz der Mitarbeiter im LASV angezweifelt, aber Behörden 
schrecken Menschen manchmal ab, wenn es um Verdachtsmo-
mente oder aber sehr persönliche Fragen geht - die Antwort auf 
unsere Kleine Anfrage 1025 nach Gewaltvorkommnissen in 
der Pflege zeigt, dass es diese sehr wohl gibt. 

Wenn in der Zeit von 2013 bis 2015 in elf Fällen Gewalthand-
lungen von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Leistungser-
bringer ausgehen, sind das, meine liebe Kolleginnen und Kol-
legen, elf Fälle zu viel. Menschen, die sich in einer Abhängig-
keit befinden, sind diesen Angriffen schutzlos ausgeliefert. 
Aber auch Übergriffe von Bewohnerinnen und Bewohnern un-
tereinander kommen laut der Antwort auf unsere Anfrage vor. 
Auch hier kann ein Pflegebeauftragter sicher schlichten und 
damit das Pflegepersonal entlasten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, insbesondere wenn 
Mitarbeiter einen Verdacht gegenüber Kollegen haben, kann 
ein Pflegebeauftragter ein erster Ansprechpartner sein, an den 
man sich vertrauensvoll wendet, ohne das Gefühl zu haben, 
dass die gesamte Einrichtung an den Pranger gestellt wird. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich lege sehr viel 
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Wert darauf, hier ausdrücklich zu sagen, dass das keine Vorver-
urteilung der Pflegekräfte in den Einrichtungen ist, sondern wir 
reden hier über ein zusätzliches Angebot und eine Hilfestel-
lung. 

Dass die Stelle nur jemand bekleiden kann, der entsprechende 
Fachkenntnisse aus seinem Berufsleben mitbringt, versteht 
sich von selbst. Wir wollen den Einsatz ausschließlich auf die 
Pflege beschränken, um die Wichtigkeit herauszustellen. Der 
Pflegebeauftragte ist also kein Patientenbeauftragter. Fragen 
der Patienten wurden und werden - hoffentlich - auch künftig 
von der Unabhängigen Patientenberatung wahrgenommen. 

Der Pflegebeauftragte soll allen Pflegebedürftigen und vor 
allem allen Pflegenden, egal, ob im ambulanten oder statio-
nären Bereich, für alle Belange der Pflege zur Verfügung ste-
hen und er soll bei Gesetzgebungsverfahren angehört werden. 
Durch die steigende Zahl der Pflegebedürftigen und das Weg-
brechen von familiären Strukturen sind jährliche Pflegekon-
gresse unabdingbar, um schnell auf Veränderungen reagieren 
zu können. Pflegebeauftragte anderer Bundesländer - wie des 
Saarlands oder Nordrhein-Westfalens - sind anerkannt und 
werden nicht als Konkurrenz zum Medizinischen Dienst der 
Krankenkassen oder der Landessozialämter angesehen, son-
dern als unverzichtbare Unterstützung der Pflege akzeptiert 
und geschätzt. 

Da auch wir, wie eingangs gesagt, etwas in der Pflege tun müs-
sen, wäre dies ein weiterer Baustein im System. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, ich freue mich auf Ihre Argumente und 
die Debatte. - Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Das Wort erhält jetzt die Abgeordnete Lehmann 
für die SPD-Fraktion. Bitte schön.

Frau Lehmann (SPD):*

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr 
verehrte Damen und Herren! Mit dem Antrag der CDU ist die 
Frage gestellt: Braucht Brandenburg einen Pflegebeauftragten? 
Vorsorglich weist uns die CDU darauf hin, in welchen Bundes-
ländern Pflegebeauftragte ernannt, berufen oder gewählt wor-
den sind. Oftmals haben Pflegeskandale mit schweren Folgen 
bis hin zu Fällen mit tödlichem Ausgang die Diskussion um 
das Für und Wider eines Pflegebeauftragten in einzelnen Bun-
desländern ausgelöst. 

Es ist schon so, wie Sie es in Ihrem Antrag formulieren: Ältere, 
hilfsbedürftige Menschen und Menschen mit Behinderungen, 
die ambulant, stationär oder privat gepflegt werden, sind be-
sonders schutzlos und können leicht zu Opfern von Gewalt 
werden. Da sie sich in einem Abhängigkeitsverhältnis befin-
den, sind sie dieser Gewalt meist schutzlos ausgesetzt. 

Der Begriff Gewalt in der Pflege ist rechtlich nicht definiert. 
Neben den strafrechtlich relevanten Gewaltformen werden 
unter diesem Begriff zum Beispiel auch Vernachlässigung, 
Einschüchterung, Missachtung und sexueller Missbrauch ver-
standen. Im Saarland zum Beispiel ist der Pflegebeauftragte 
Ansprechpartner für Pflegebedürftige sowie ihre Angehöri-

gen und auch für die Pflegekräfte. Er soll ihre Belange vertre-
ten und auf eine größere Wertschätzung hinwirken. Gleich-
zeitig obliegt ihm eine Weiterentwicklung und Optimierung 
der Pflege, und er soll Missstände entdecken und Pflegekon-
ferenzen durchführen. - Sehr viele Aufgaben für ein Ehren-
amt. 

Ob ein ehrenamtlicher Pflegebeauftragter wie im Saarland die 
Weiterentwicklung und Optimierung der Pflege umsetzen 
kann, möchten wir an dieser Stelle nicht bewerten. In dieser 
Frage jedenfalls halten wir unseren Landtagsbeschluss vom 
17.  Dezember 2014, eine Pflegeoffensive im Land zu entwi-
ckeln, für weitreichender und auch tragfähiger. 

	 (Beifall DIE LINKE)

Mit den Fachstellen Altern und Pflege im Quartier gibt es be-
reits erste Überlegungen und Vorhaben hierzu. Gewalt in der 
Pflege werden wir leider nicht hundertprozentig verhindern 
können, aber wir müssen sie aus der Grauzone herausholen 
und entsprechende Hilfestellung geben. In Brandenburg haben 
wir bereits gute Instrumente, drei möchte ich nennen. 

Erstens: Das Beratungstelefon Pflege in Not ist eine zentrale 
Beratungs- und Beschwerdestelle für Pflegebedürftige, deren 
Angehörige und Nachbarn, in der Pflege Beschäftigte und 
Pflegeeinrichtungen in Gänze. Man erhält hier kostenfreie Be-
ratung, Informationen und Hilfsangebote, wenn zum Beispiel 
Überforderung in der Pflege zu Aggression und Gewalt führt 
oder wenn sich Pflegende mit Schuldgefühlen quälen. 

Als Zweites sind die Pflegestützpunkte zu nennen: Derzeit gibt 
es in Brandenburg 19 Pflegestützpunkte, damit in jedem Land-
kreis und in jeder kreisfreien Stadt mindestens einen. Sie sind 
die erste Anlaufstelle für alle Fragen rund um die Pflege. 

Als Drittes möchte ich die Aufsicht für unterstützende Wohn-
formen, ehemals Heimaufsicht, nennen. Rechtliche Grundlage 
bildet das Brandenburgische Pflege- und Betreuungsgesetz, 
ehemals Heimgesetz. Alle Pflegeeinrichtungen werden jähr-
lich - auch unangemeldet - besucht. Das Aufsichtsteam ist mul-
tiprofessionell zusammengesetzt, von der Pflegekraft über den 
Diplom-Sozialpädagogen bis hin zum Bauingenieur. Beim Be-
suchen der Einrichtungen werden nicht nur die Pflege und Be-
treuung betrachtet, sondern auch die persönliche Wahrneh-
mung und das Erleben des Umgangs mit Würde, Selbstbestim-
mung und Lebensqualität. Die Aufsicht für unterstützende 
Wohnformen schätzt die Qualität der Pflege und Betreuung in 
den Einrichtungen im Land Brandenburg grundsätzlich als gut 
ein. Dennoch ist bei der Auswertung der Prüfergebnisse im Be-
richtszeitraum 2013/2014 ein beunruhigender Anstieg der fest-
gestellten Mängel in einigen Prüfdimensionen festzustellen, 
wie bei der Würde und Selbstbestimmung der Bewohner, dem 
Respekt und der Achtung vor ihnen. 

Unabhängig davon konnten meine Ausführungen, denke ich, 
deutlich machen, dass wir zum einen eine qualitativ sehr gute 
Fachaufsicht haben und darüber hinaus Pflegestrukturen, die 
die Pflege in Brandenburg offen und transparent gestalten. Wir 
kommen deshalb zu der Schlussfolgerung, dass wir - jedenfalls 
aus heutiger Sicht - einen Pflegebeauftragten nicht als notwen-
dig erachten. - Herzlichen Dank.

	 (Beifall SPD)
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Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Das Wort erhält jetzt der Abgeordnete Königer 
für die AfD-Fraktion. Bitte schön.

Königer (AfD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
Brandenburger! Der vorliegende Antrag der CDU, das Amt 
eines Pflegebeauftragten in Brandenburg einzuführen, findet 
die volle Zustimmung der AfD-Fraktion. 

Der Umgang mit Menschen ist in der Kinderbetreuung und in 
der Pflege im Alter eines der sensibelsten Themen in unserer 
Gesellschaft. Für die zu pflegenden Menschen, aber auch für 
deren Angehörige ist es eine dramatische Lebensumstellung, 
wenn jemand zum Pflegefall wird. 

(Domres [DIE LINKE]: Es wird niemand zum Pflege-
fall!)

In dieser Situation ist es besonders wichtig, Vertrauen zur Ein-
richtungsleitung und zum Pflegepersonal zu haben. 

- Natürlich wird jemand zum Pflegefall.

	 (Domres [DIE LINKE]: Nein!)

- Denken Sie einmal an die Schlaganfallpatienten! 

(Domres [DIE LINKE]: Sie benötigen Hilfe, aber werden 
nicht zum Fall!)

- Ja, genau.

Die Pflegebedürftigen müssen sich in einer ungewohnten Um-
gebung auf ihnen fremdes Pflegepersonal verlassen können, 
und ihre Angehörigen können nur darauf vertrauen, dass ihr 
geliebtes Familienmitglied in sicheren Händen ist. Leider sieht 
die Wirklichkeit manchmal anders aus. 

Die Menschen werden immer älter. Dies ist das eigentlich er-
freuliche Ergebnis unseres gesellschaftlichen Fortschritts. Die-
se Entwicklung stellt uns aber vor neue Herausforderungen, 
mit denen wir erst am Anfang stehen. Denn im Alter nehmen 
die Fälle zu, in denen sich Senioren nicht mehr allein helfen 
können. Das frühere Modell, dass die Kinder in dieser Situati-
on die Betreuung der Eltern übernehmen, ist in der modernen 
Welt leider eher die Ausnahme. Die aktuellen Rahmenbedin-
gungen sind dafür eben nicht mehr ausgelegt. Daher wächst 
auch ständig der Bedarf an Einrichtungen und Personal. 

Doch der Pflegeberuf ist - wie so viele soziale Berufe - nicht 
sehr attraktiv. Zum einen ist nicht jeder in der Lage, solch eine 
Tätigkeit auszuüben, denn sie erfordert auch körperliche Kraft. 
Zum anderen sind es gerade diese Berufe, die finanziell mehr 
als schlecht vergütet werden. Daher ist Personalmangel die Re-
gel. Der Belastungsdruck ist enorm. Die Vorgaben sind nur un-
ter höchstem persönlichen Einsatz zu erfüllen. 

In Brandenburg arbeiten Tausende Menschen sehr aufopfe-
rungsvoll in Pflegeberufen, teilweise bis an ihre Belastungs-
grenze. In diesen Situationen kommt es vor, dass diverses 
Fehlverhalten zum Nachteil der zu Pflegenden geschieht. Sie 

sprachen es gerade an: Fälle von Verwahrlosung und Miss-
handlung, ja sogar Mordfälle werden immer wieder bekannt. 
Aber das Personal wird teilweise auch von den Betreibern 
überfordert.

Eine neutrale Anlaufstelle gibt es bisher nicht. Sicher hätte be-
reits durch einen unabhängigen Ansprechpartner einiges ver-
hindert werden können. Das Saarland hat genau aus solcher 
Situation heraus gehandelt und einen Pflegebeauftragten beru-
fen. Dieser ist in seiner Funktion unabhängig von den kommu-
nalen Heimaufsichtsbehörden und den Trägern der Pflegeein-
richtung. Er ist an keine Weisung gebunden. Bereits im ersten 
Jahr wurde 290 Hinweisen nachgegangen und entsprechende 
Stellen wurden eingeschaltet. Es hat sich also bewährt und 
wird angenommen. 

Meine Damen und Herren, es spricht wirklich nichts gegen die 
Einsetzung eines ehrenamtlichen Pflegebeauftragten in Bran-
denburg, es sei denn, man möchte sich die Zustände schönre-
den, wie Sie das eben getan haben, Frau Kollegin Lehmann.

	 (Zuruf von der SPD: Sie haben nicht zugehört!)

Es spricht sehr viel dafür, eine solche Stelle einzurichten. Ma-
chen wir heute einen Schritt nach vorn in der Pflegepolitik 
Brandenburgs! Unsere Unterstützung in diesem Fall haben Sie, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von der Union. - Vielen 
Dank.

	 (Beifall AfD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Fraktion DIE LINKE spricht jetzt der 
Abgeordnete Wilke.

Wilke (DIE LINKE):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch 
wir haben uns mit diesem Antrag sehr gründlich auseinander-
gesetzt und sind nach der Abwägung zu der Schlussfolgerung 
gekommen, dass wir aktuell keinen Pflegebeauftragten benöti-
gen. 

Ich will gern begründen warum, aber zunächst auch klarstellen, 
dass das Thema Pflegepolitik gleichberechtigt neben den The-
men Armutsbekämpfung, gesundheitliche Versorgung und Asyl- 
und Flüchtlingspolitik ein Schwerpunkt im sozialen Arbeitsbe-
reich bei uns und auch bei Ihnen ist, dass wir an dieser Stelle 
aber auch schon einiges auf den Weg gebracht haben. 

Bei dieser Frage haben wir bei uns darüber diskutiert, inwie-
weit es jetzt notwendig ist, möglicherweise im Vorhinein Paral-
lelstrukturen zu schaffen, während andere Prozesse schon an-
gestoßen wurden, übrigens zum Teil auch gemeinsam. 

Ich möchte daher zum einen - wie meine Kollegin - die Pflege-
offensive nennen. Wir haben bei der Pflegeoffensive unter an-
derem beschlossen, dass wir dringend die lokalen Strukturen 
stärken wollen. 19 Pflegestützpunkte gibt es, wie Frau Leh-
mann bereits sagte. Diese Pflegestützpunkte sind genau die In-
stitutionen, die vor Ort sind, die lokal agieren und auch lokal 
ansprechbar sind. Wir halten es in der Abwägung auch für 
sinnvoller, die Strukturen zu stärken, die tatsächlich vor Ort 
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ansprechbar sind, als eine neue zentrale Stelle in Potsdam zu 
schaffen. 

An dieser Stelle unterstützen wir noch einmal den Ansatz un-
seres Antrages und wollen dies bekräftigen: Pflegeoffensive 
mit der Stärkung der lokalen Strukturen, insbesondere auch der 
Pflegestützpunkte. 

Punkt 2 ist die Pflegekammerdiskussion, die wir auch gerade 
gemeinsam führen. In der letzten Landtagssitzung haben wir 
beschlossen, dazu eine Umfrage und eine umfangreiche Infor-
mationskampagne durchzuführen, um dann zu der Entschei-
dung zu kommen, ob wir eine Pflegekammer wollen oder nicht. 

Als Koalitionsfraktionen haben wir vor kurzem eine Anhörung 
sowohl mit Befürwortern als auch mit Kritikern der Kammer 
durchgeführt. Bei dieser Anhörung war für mich besonders in-
teressant, dass die Befürworter der Pflegekammer gar nicht die 
Argumente vorgebracht haben, die im Wesentlichen von den 
Befürwortern in diesem Saal vorgetragen wurden, vor allem in 
Richtung Bezahlung und Arbeitsbedingungen, sondern dass 
die Befürworter gesagt haben, dass sie sehr wohl wissen, dass 
es andere Institutionen gibt, die dafür zuständig sind. Aber sie 
wollen mit einer Pflegekammer insbesondere - ich zitiere gern 
aus dem Protokoll - eine Anlaufstelle für die Beratung von 
Pflegekräften und Pflegebedürftigen schaffen. Sie wollen da-
mit die Qualitätssicherung in der Pflege verstärken, sie wollen 
die beruflichen Belange unter Beachtung der Interessen der 
Allgemeinheit wahrnehmen, und sie wollen eine Berufsord-
nung organisieren, Berufsethos definieren und Berufsaufsicht 
ausüben. Das sind die Aufgaben, die die Befürworter einer 
Pflegekammer insbesondere mit ihr verbinden. 

Wenn wir also nach dieser Umfrage zu dem Punkt kommen, 
dass eine Pflegekammer in Brandenburg initiiert wird - ob es 
so sein wird, werden wir sehen -, dann hätten wir eine Struktur, 
die in Teilen die Aufgaben, die Sie einem Pflegebeauftragten 
zuschreiben, ebenfalls erfüllen würde. Deswegen sagen wir: 
Lassen Sie uns diesen Prozess doch erst einmal abwarten, be-
vor wir im Vorhinein Parallelstrukturen schaffen!

Als Drittes: Sie haben in Ihrem Antrag auch auf andere Bundes-
länder und die Strukturen dort abgehoben und haben dann, aller-
dings etwas unvollständig, wie ich finde, ein Paradebeispiel her-
vorgehoben, das Saarland. Es ist für Sie ein Paradebeispiel, es ist 
aber auch das einzige Beispiel, das Sie hier nennen könnten. 
Denn in den anderen Bundesländern sieht es wie folgt aus: Im 
Saarland gibt es einen vom Parlament gewählten ehrenamtlichen 
Pflegebeauftragten. In Bayern gibt es einen Patienten- und Pfle-
gebeauftragten, er ist Mitglied des Landtags und ehrenamtlich 
tätig. In Berlin gibt es einen Patientenbeauftragten mit einer hal-
ben Stelle, der übrigens einen sehr umfangreichen Aufgabenka-
talog hat: Politikberatung, Vernetzung und Zusammenarbeit mit 
Verbänden Betroffener, Mitarbeit in Gremien, Anregungen zu 
Qualitätsverbesserungen und Leistungstransparenz, Dokumenta-
tion und Auswertung, Öffentlichkeitsarbeit usw. Er hat dafür 
auch ein Büro mit Büroleiter. In Nordrhein-Westfalen gibt es 
ebenfalls einen Patientenbeauftragten. In Hessen fordert ein Kri-
minologe aufgrund einer aktuellen Mordserie dort einen Pflege-
beauftragten. Man ist dazu gerade im Diskussionsprozess. 

Insofern zeigt sich, dass dies sehr unterschiedlich gehandhabt 
wird. Ich meine schon, dass man hier etwas gründlicher disku-
tieren müsste, gerade die Frage, ob es nicht doch sinnvoller ist, 

einen Patientenbeauftragten mit einem Pflegebeauftragten zu 
verbinden. Wenn man denn einen Pflegebeauftragten installie-
ren will, wäre eine Frage, die sich uns stellt, die der Ehrenamt-
lichkeit. Ist ein solches Volumen wirklich ehrenamtlich zu be-
wältigen? Eine andere Lösung wäre wiederum - das muss man 
ja auch sagen - haushaltsrelevant. 

Abschließend werbe ich sehr dafür, dass wir die angestoßenen 
Prozesse ernst nehmen, dass wir uns auch selbst ernst nehmen 
mit den Beschlüssen, die wir hier zum Teil gemeinsam gefasst 
haben, dass wir die Pflegeoffensive sehr intensiv in Angriff 
nehmen und dann schauen, wie die Umfrage und die Informati-
onskampagne bei der Pflegekammer ausgeht, ob dann tatsäch-
lich Parallelstrukturen aufgebaut werden müssen oder wir mit 
den bestehenden Strukturen nicht zurande kommen, die sehr 
gut arbeiten und sicherlich auch in Zukunft diese Aufgaben 
sehr gut wahrnehmen werden. - Vielen Dank. 

	 (Beifall DIE LINKE und vereinzelt SPD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
spricht jetzt die Abgeordnete Nonnemacher.

Frau Nonnemacher (B90/GRÜNE):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bereits seit 
einem Jahr führen wir hier im Landtag Debatten darüber, wie 
wir eine gute Pflege zukunftsfest gestalten können. Dabei spre-
chen wir über viele verschiedene Stellschrauben: über die Ar-
beitsbedingungen in der Pflege, über die Ausbildung der Pfle-
gekräfte, über das Dilemma der pflegenden Angehörigen, über 
die kommunale Infrastruktur und auch über die Finanzierung 
von Pflege. Viele Probleme sind uns bekannt, Lösungswege 
zum Teil auch.

Wir Bündnisgrünen erhoffen uns keine großen Lösungen durch 
die Bundesregierung. Die Pflegereform ist kein großer Wurf 
geworden. Deutlich ist, dass die Interessen von Pflegebedürf-
tigen, Angehörigen und Pflegekräften nicht im Zentrum der 
Neuerungen stehen. Einen neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff 
gibt es erst einmal auch nicht, stattdessen einen unsinnigen 
Pflegevorsorgefonds.

Für mich wird hier deutlich, dass Pflegebedürftige bisher keine 
eigenständige, unabhängige politische Stimme haben. Es wäre 
doch interessant zu hören, was sie zu den Reformen der Bun-
desregierung zu sagen haben. Keine unabhängige Interessen-
vertretung für Pflegebedürftige, das passt nicht zur selbstbe-
stimmten Teilhabe. Es passt auch rechnerisch nicht zu der 
großen Anzahl Pflegebedürftiger, von der in Zukunft zu erwar-
tenden hohen Zahl einmal ganz abgesehen.

Im April hat sich meine Fraktion für eine stärkere Stimme der 
Pflegekräfte ausgesprochen. Wir forderten, die Akzeptanz einer 
Pflegekammer rasch zu prüfen, weil wir wollen, dass die Pfle-
gekräfte ihre Interessen deutlicher aussprechen können. Herr 
Wilke ist auf die Idee der Pflegekammer ausdrücklich einge-
gangen. Pflegebedürftige können natürlich keine Kammer bil-
den, aber auch sie sollten ihre Interessen gut vertreten wissen. 

Deshalb finden wir die Idee eines Pflegebeauftragten prinzipi-
ell erst einmal gar nicht schlecht, aber wie sie hier ausgestaltet 
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ist, das finden wir nicht weitgehend genug. Die CDU-Fraktion 
nimmt die Missbrauchsfälle aus den anderen Bundesländern 
zum Anlass, einen Pflegebeauftragten oder eine Pflegebeauf-
tragte für Brandenburg zu fordern. Im Antragstext wird eine 
Ombudsperson beschrieben, an die sich die zu Pflegenden oder 
deren Angehörige vor allem bei Missbrauchsverdacht wenden 
können. Im Hinblick auf die zum Beispiel in Niedersachen auf-
getretenen Missstände ist dies natürlich wirklich eine wichtige 
Aufgabe.

Aus der Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 
der CDU-Fraktion zu Gewalt in der Pflege geht aber hervor, 
dass diese Aufgabe durch das Projekt „Pflege in Not“ in Bran-
denburg geleistet wird. Aus unserer Sicht gibt es deswegen, 
wenn wir über die Aufgabe einer oder eines Pflegebeauftragten 
sprechen, inhaltlich deutlich mehr Spielraum. 

Was ist mit den Ansprüchen, die heute und zukünftig Pflegebe-
dürftige an Qualität, Transparenz und Verbraucherschutz ha-
ben? Für diese Fragen hatte die Bundesregierung den Pflege-
TÜV gedacht, der, wie wir alle wissen, gescheitert ist. Ein ver-
bessertes und alternatives Angebot ist nicht in Sicht. 

Auch andere Fragen, die Pflegebedürftige oder ihre Angehöri-
gen haben, bestehen weiter: Wie wollen wir Pflegebedürftig-
keit vermeiden oder auf die letzten Wochen vor dem Lebensen-
de verschieben? Wie verstärken wir das Leitbild vom aktiven 
Alter? Denn Einsamkeit, fehlende Teilhabe und Inaktivität sind 
Risikofaktoren für Pflegebedürftigkeit. Wie unterstützen wir 
pflegende Angehörige? Welche Strategien entwickeln wir, um 
Fachkräfte zu sichern? Wie stärken wir Altern und Pflege im 
Sozialraum, in den Gemeinden und in den Quartieren? Wie ge-
lingt es, Nachbarschaftshilfe, Ehrenamt und professionelle An-
gebote zu vernetzen?

Glücklicherweise hat die Landesregierung mit der Fachkräfte-
studie Pflege einen fundierten inhaltlichen Aufschlag zu vielen 
der genannten Fragen gemacht, und viele Weichenstellungen 
vollziehen sich nicht über Nacht. Zu jeder Zeit am wichtigsten 
ist doch aber, die Belange der Pflegebedürftigen im Blick zu 
haben. Deswegen brauchen die Brandenburger Pflegebedürf-
tigen mehr als einen Kummerkasten. Sie brauchen eine oder 
einen Pflegebeauftragten, die oder der unabhängig agiert, aber 
politisch fest verankert ist und in alle Gesetzgebungsverfahren 
im Pflegebereich einbezogen wird, so wie es auch in einigen 
anderen Ländern mit gutem Erfolg gehandhabt wird. Einen 
solchen Pflegebeauftragten hielten wir für unterstützenswert.

Bei einem Antrag auf die Etablierung einer ehrenamtlichen 
Pflegeombudsperson, die vornehmlich Beschwerden entgegen-
nehmen soll, werden wir uns enthalten.

	 (Beifall B90/GRÜNE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Landesregierung spricht Frau Ministe-
rin Golze.

Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie Golze:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrte Frau Schier, Sie sprechen mit Ihrer For-

derung ein wirklich sehr wichtiges Thema an. Das macht, glau-
be ich, auch die sehr sachliche Debatte hier im Plenum deut-
lich. Denn ich denke, wir haben alle das gemeinsame Ziel, dass 
Menschen in Brandenburg im Alter und erst recht dann, wenn 
sie pflegebedürftig sind, so lange wie möglich dort leben kön-
nen, wo sie sich hingehörig fühlen, nämlich in ihrer eigenen 
Häuslichkeit oder wenigstens in ihrem vertrauten Umfeld.

Frau Nonnemacher hat soeben die Fachkräftestudie Pflege an-
gesprochen. Diese hat die Dimension und die Herausforderung 
noch einmal sehr deutlich gemacht. Sie geht davon aus, dass 
wir im Jahr 2030 etwa 160 000 Pflegebedürftige in Branden-
burg haben werden. Das wären zu diesem Zeitpunkt etwa 
7,3 % der Bevölkerung, wenn auch regional natürlich ungleich 
verteilt, also mit einer größeren Belastung und Schwierigkeit 
für einige Teile Brandenburgs. Das ist eine enorme Herausfor-
derung. Um trotzdem das Ziel zu erreichen, dass diese Pflege-
bedürftigen gut versorgt werden und in ihrer eigenen Häuslich-
keit verbleiben können, haben wir hier im Landtag eine Pflege-
offensive beschlossen, die viele der Punkte, die Frau Nonne-
macher gerade angesprochen hat, aufgenommen hat, unter an-
derem natürlich die Beratung der Angehörigen.

Entscheidend ist, dass Pflege zu einer gesamtgesellschaftlichen 
Aufgabe wird. Das ist mehr als nur eine Aufgabe für den Be-
reich der gesundheitlichen und direkten pflegerischen Versor-
gung, sondern natürlich geht es - das ist mindestens genauso 
wichtig - auch um die Frage des Wohnens. Ich wurde kürzlich 
von einer Kommune aus dem sogenannten Speckgürtel Berlins 
eingeladen, wo es um das altersgerechte Wohnen sowie um die 
Frage ging, wie wir es schaffen können, dass wir Investoren 
gewinnen, die beispielsweise Einrichtungen bauen, wenn die 
Stadt es selbst nicht kann. Es geht auch um die Gestaltung des 
Wohnumfeldes, damit es für alle Generationen nutzbar ist. Es 
geht um lebendige Nachbarschaft und darum, sich im Laufe 
des Lebens Netzwerke aufzubauen, auf die man dann auch 
zählen und auf die man sich stützen kann, wenn Pflegebedürf-
tigkeit eintritt - ein großes Thema für unser Bündnis „Gesund 
älter werden in Brandenburg“. Es geht um die Frage des Ehren-
amtes, es geht natürlich um Beratung und Unterstützung, es 
geht um den Zugang zu Einkaufsmöglichkeiten und vieles 
mehr.

Natürlich ist einer der zentralen Punkte die Beratung der Pfle-
gebedürftigen und ihrer Angehörigen sowie auch der Pflege-
kräfte selbst. Ich bin sehr froh, dass wir in Brandenburg ein 
gutes Netz von 19 Pflegestützpunkten und zehn Außenstellen 
haben. Diese Pflegestützpunkte haben Vertrauen aufgebaut. Sie 
wurden eingerichtet, weil eine kompetente Beratung auf einer 
guten Kenntnis der konkreten Bedarfe und Ressourcen vor Ort 
aufbauen muss. In aller Regel findet hier eine sehr wohnortna-
he Beratung, meist sogar in der eigenen Häuslichkeit der Pfle-
gebedürftigen, statt, weil dies dem Bedarf der Betroffenen am 
besten entspricht.

Als Gesundheitsministerium sind wir ja Aufsichtsbehörde über 
die landesunmittelbaren Pflegekassen, wie beispielsweise die 
AOK Nordost. Diesbezüglich bekommen wir viele Briefe von 
Betroffenen mit vielen Fragen und Anregungen. Viele der Fra-
gen können wir beantworten, manche jedoch nicht. Was wir 
aber immer mit auf den Weg geben können, ist die Bitte: Stel-
len Sie Kontakt zu Ihrem Pflegestützpunkt vor Ort her! Was 
ich an Signalen zurückbekomme, zeigt, dass die von dort orga-
nisierte Hilfe und Unterstützung wirkt und zielführend ist.
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Des Weiteren zeigt auch die Erfahrung, dass die Aufsicht für 
unterstützende Wohnformen - Frau Lehmann hatte es ange-
sprochen; früher wurde sie Heimaufsicht genannt, als die 
Kompetenz noch beim Bund lag, sie liegt jetzt beim Landes-
amt für Soziales und Versorgung - als sehr kompetente und 
vertrauenswürdige Ansprechstelle angenommen wird, und 
zwar sowohl von Pflegebedürftigen als auch von Pflegekräf-
ten, insbesondere deshalb, weil man dort anonym Hinweise ge-
ben und sich darauf verlassen kann, dass dann damit auch ent-
sprechend umgegangen wird.

Daneben gibt es seit 2008 auf Landesebene die Beratungsmög-
lichkeit „Pflege in Not“. Das ist auch schon angesprochen wor-
den. Das sind zwei Mitarbeiterinnen und von ihnen angeleitete 
ehrenamtliche Kräfte, die eine telefonische Beratung insbeson-
dere für Menschen leisten, die zu Hause gepflegt werden, oder 
Menschen, die selbst pflegen. Auch hier steht die Hilfe in Kon-
fliktsituationen im Zentrum. Die beiden Mitarbeiterinnen ver-
fügen auch über sehr viele Kompetenzen im Bereich Mediation 
und Supervision. Das wollen wir in Zukunft stärker nutzen. 
Wir haben uns dazu im Rahmen der Pflegeoffensive auch 
schon abgesprochen, dass wir dieses Angebot stärker mit der 
Arbeit der Pflegestützpunkte vernetzen, damit es hier einen 
besseren Austausch gibt, dass beispielsweise die Mitarbeite-
rinnen  von „Pflege in Not“ auch zu Fachveranstaltungen in die 
Region kommen und man sich dort enger abstimmen kann. 
Auch sollen Sprechstunden vor Ort in den Pflegestützpunkten 
durchgeführt werden.

Ich komme deshalb zu dem gleichen Schluss wie einige meiner 
Vorrednerinnen und Vorredner. Ich befürchte, dass ein zusätz-
licher Pflegebeauftragter, der einen Teil dieser Aufgaben auf 
die Landesebene hochziehen würde - zumal auch noch ehren-
amtlich -, mit dieser Aufgabe nicht nur überfordert wäre, son-
dern das auch zu einer Parallelstruktur führen würde, die, so 
glaube ich, nicht notwendig ist, da wir in diesem Bereich der 
Beratung in Brandenburg wirklich schon sehr gut aufgestellt 
sind. - Vielen Dank.

	 (Beifall SPD und DIE LINKE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Die Abgeordnete Schier von der CDU-Fraktion 
erhält noch einmal das Wort.

Frau Schier (CDU):*

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte 
mich ausdrücklich für die sachliche Diskussion bedanken. Dies 
ist kein Thema, mit dem sich der eine oder andere profilieren 
kann. Aber lassen Sie mich doch noch einiges sagen.

Frau Ministerin, es gibt wirklich sehr viele Initiativen im Land. 
Aber ich finde, es ist nichts so gut, dass es nicht noch besser 
werden könnte.

Frau Kollegin Lehmann, Sie sagten, zum jetzigen Zeitpunkt sä-
hen Sie die Etablierung eines Pflegebeauftragten als nicht nötig 
an. Wann ist er denn nötig? Wenn ich einmal daran denke, dass 
er in Niedersachsen vor einem ganz anderen Hintergrund ein-
geführt wurde, dann sage ich: Um Gottes willen, diesen Grund 
möchte ich nicht haben.

Herr Kollege Wilke, Pflegebeauftragter und Patientenbeauf-
tragter in einer Person ist, glaube ich, die falsche Konstellation. 
Wenn wir die Pflege aufwerten wollen, dann können wir das 
nicht vermischen. Der Patientenbeauftragte soll seine Arbeit 
tun und der Pflegebeauftragte soll explizit für die Belange der 
Pflege zuständig sein. Ich glaube, sonst würden wir einen 
Schritt zurück machen.

Frau Kollegin Nonnemacher, ich habe sehr wohl vernommen, 
dass Sie den Pflegebeauftragten gut finden würden, in ihm aber 
nicht nur den Kummerkasten sehen wollen. Das ist aber auch 
nicht unsere Intention. Unsere Intention wäre schon, dass er an 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt ist. Das machen andere Be-
auftragte wie der Integrationsbeauftragte oder der Behinderten-
beauftragte ganz genauso. Ich finde Ihre Argumentation trotz 
der Sachlichkeit sehr schade. Ich meine, die Achtung der Wür-
de und der Selbstbestimmung von Bewohnern, egal, ob sie in 
der Häuslichkeit oder in den Einrichtungen sind, sollte für uns 
Leitbild sein.

Für mich wäre das ein zusätzlicher Baustein und keine Paral-
lelstruktur gewesen.

Ich kann nur noch einmal für diesen Antrag werben, freue mich 
aber auch auf die weitere Diskussion, denn es wird eine dauer-
hafte Diskussion sein. - Vielen Dank.

(Beifall CDU sowie vereinzelt B90/GRÜNE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Wir sind damit am Schluss der Debatte.

Zur Abstimmung steht jetzt der Antrag in der Drucksa-
che 6/2505 - Ein Pflegebeauftragter auch für Brandenburg - der 
CDU-Fraktion. Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den 
bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimment-
haltungen? - Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 23 und rufe Tagesordnungs-
punkt 24 auf:

Höfeordnung in Brandenburg einführen und ortsan-
sässige Landwirte stärken

Antrag
der Fraktion der SPD
der Fraktion der CDU
der Fraktion DIE LINKE

Drucksache 6/2509

Die Aussprache wird mit dem Beitrag der SPD-Fraktion eröff-
net. Herr Abgeordneter Folgart, Sie haben das Wort.

Folgart (SPD):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Gäste! 
Die Übergabe von landwirtschaftlichen Betrieben an eine Fol-
gegeneration hat in Deutschland eine lange Rechtsgeschichte. 
Das gilt insbesondere für die Zeit, seit der Zweite Weltkrieg 
beendet wurde.
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Die Grundidee, einen Betrieb vor erbschaftsbedingter Zersplit-
terung zu schützen, zieht sich dabei wie ein roter Faden durch 
die Zeit. Dieser Sonderweg des Erbrechts wird in Deutschland 
als sogenannte Höfeordnung bezeichnet. Durch verschiedene 
Rechtsauffassungen der Alliierten in der Nachkriegszeit haben 
wir heute einen erbrechtlichen Flickenteppich in Deutschland. 
Die Höfeordnung gilt heute in Ländern wie Hamburg,  
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein. 
Wenn ich es richtig recherchiert habe, entspricht das dem Ge-
biet der ehemaligen britischen Besatzungszone - Bremen an 
dieser Stelle ausgenommen. Denn in Bremen, Baden-Württem-
berg, Hessen und Rheinland-Pfalz existieren landeseigene  
Hoferbenregelungen.

Kein vergleichbares Instrumentarium haben wir heute in den 
fünf neuen Bundesländern, in Berlin und ebenso wenig in  
Bayern. Vererbt wird hier nach den Regelungen des BGB und 
des Grundstückverkehrsgesetzes.

Um es vorwegzunehmen: Die Höfeordnung ist nicht dazu ge-
eignet, kraft des Gesetzes eine größere Gerechtigkeit unter den 
Erben herzustellen. Vielleicht, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, bewirkt sie sogar das Gegenteil. Aber mit der Höfeord-
nung kann zumindest der Versuch unternommen werden, einen 
landwirtschaftlichen Betrieb an die nächste Generation zu 
übergeben, ohne dass der Betrieb an Wirtschaftlichkeit, Wett-
bewerbsfähigkeit und Wertschöpfungskraft verliert.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, warum sollten wir uns in 
Brandenburg damit befassen? Fast die Hälfte der Brandenbur-
ger Betriebe ist familiengeführt - sogenannte Einzelunterneh-
men. Von den 5 400 Betrieben in Brandenburg sind insgesamt 
rund 1 600 als Einzelunternehmen im Haupterwerb aktiv. Eine 
erbschaftsbedingte Teilung von Betriebsvermögen dürfte den 
meisten familiengeführten Betrieben große Probleme bereiten; 
in der Konsequenz müssten die Interessen von Erben sogar 
über Notverkäufe ausgeglichen werden. Davor kann und will 
ich heute hier nur warnen. Deswegen bitte ich um Unterstüt-
zung für den gemeinsamen Antrag der Fraktion der SPD, der 
Fraktion DIE LINKE und der Fraktion der CDU.

	 (Frau Lieske [SPD]: Und die Grünen stimmen auch zu!)

Ich bitte um Unterstützung für die Aufforderung, dass die Lan-
desregierung sich erstens gegenüber der Bundesregierung da-
für einsetzt, dass die Höfeordnung so geändert wird, dass sie 
auch in unserem Bundesland Anwendung finden kann, und 
zweitens, sollte dies aus rechtlichen oder tatsächlichen Grün-
den nicht möglich sein, dem Landtag in ihrer Wirkung ver-
gleichbare landeseigene gesetzliche Regelungen vorlegt sowie 
drittens den zuständigen Behörden Vollzugshinweise zur 
rechtssicheren Anwendung des Grundstückverkehrsrechts zu-
gunsten ortsansässiger Landwirte zur Verfügung stellt.

Ich bitte um Zustimmung zu diesem Antrag und bedanke mich 
für die Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD und DIE LINKE sowie vereinzelt CDU und 
B90/GRÜNE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die CDU-Fraktion spricht der Abgeordnete 
Gliese.

Gliese (CDU):

Herr Präsident! Verehrte Damen und Herren! Zum Wesen und 
Ziel der Höfeordnung muss ich hier nicht mehr viele Worte 
verlieren; Udo Folgart ist schon ausführlich darauf eingegan-
gen.

Ich möchte vielmehr darauf eingehen, warum das landwirt-
schaftliche Sondererbrecht der Höfeordnung so wichtig für ei-
ne starke bäuerliche Landwirtschaft in Brandenburg ist. Der-
zeit steht in immer mehr Betrieben die Hofnachfolge an. Nach 
der Friedlichen Revolution 1989/90 und der vermögensrecht-
lichen Auflösung der durch Unrecht und Zwangskollektivie-
rung entstandenen LPGs haben viele im Alter von 30 bis 
40 Jahren den mutigen Schritt gewagt, sich eine eigene bäuer-
liche Existenz aufzubauen.

Heute, 25 Jahre später, ist es auch in diesen Betrieben an der 
Zeit, über die Hofnachfolge, also die Übergabe des Betriebes 
an die nächste Generation, nachzudenken. Diese junge Genera-
tion ist oftmals bereits auf den Höfen aktiv, hat aber noch nicht 
die Verantwortung übernommen.

Die im Erbrecht des Bürgerlichen Gesetzbuches vorgesehene 
Abfindung der weichenden Erben - also jener geschwister-
lichen Erben, die den Hof zwar nicht übernehmen, aber nach 
dem BGB mit einem Pflichtteil abgefunden werden müssen - 
kann zu einer enormen finanziellen Belastung für den Betrieb 
führen, ja, sie kann sogar die Existenz gefährden. Grund hier-
für ist, dass sich die Ausgleichsansprüche nach dem Verkehrs-
wert des Bodens bemessen, der in den letzten Jahren stark ge-
stiegen ist. Zwar bietet auch das BGB mit der Vererbung als 
Landgut eine Alternative und eine Option, den Verkehrswert 
durch den sogenannten Ertragswert zu ersetzen. Handelt es 
sich jedoch um einen ertragsstarken Betrieb und sind mehrere 
Geschwister abzufinden, geht es fast immer an die Substanz 
des bäuerlichen Betriebes, denn wir reden hier über Millionen-
beträge.

Auch ertragsärmere Betriebe erreichen diese Dimensionen, 
können mit den eingehenden Erlösen aber gerade einmal ihre 
Existenz sichern. Verschärft wird diese Ertragssituation noch, 
wenn eine hofeigene Tierhaltung durch die Feldwirtschaft 
quersubventioniert werden muss. Besonders prekär wird es bei 
den momentanen Milchpreisen, wenn Milchviehhalter ihre 
Milchproduktion beibehalten. Viele stehen momentan vor der 
Frage, ob sie die Milchviehhaltung überhaupt aufrechterhalten 
wollen. 

Zur Stärkung dieser bäuerlichen Landwirtschaft gibt es deshalb 
das landwirtschaftliche Sondererbrecht der Höfeordnung. 
Hierbei handelt es sich um ein Bundesgesetz, welches bislang - 
Udo Folgart hat es angesprochen - nur im Bereich der ehema-
ligen britischen Besatzungszone gilt, also in den Ländern Nie-
dersachsen, Hamburg, Schleswig-Holstein und Nordrhein-
Westfalen. Die Höfeordnung ermöglicht es dem Erblasser, den 
Betrieb an einen einzelnen Erben abzugeben und die wei-
chenden Erben so abzufinden, dass der Betrieb nicht in seiner 
Existenz bedroht wird, sondern auf solider wirtschaftlicher Ba-
sis weitergeführt werden kann.

Die Abfindung der Geschwister erfolgt bei Anwendung der 
Höfeordnung also nicht nach dem Verkehrs-, sondern nach 
einem wesentlich geringeren Einheitswert. Würde Branden-



1586� Landtag Brandenburg - 6. Wahlperiode - Plenarprotokoll 6/17 - 24./25. September 2015

burg diese Höfeordnung als erstes ostdeutsches Bundesland 
einführen, wäre dies endlich ein starkes Signal in Richtung  
leistungsstarke, bodenständige bäuerliche Landwirtschaft. 

Praktisch ist dies relativ einfach: Erstens muss die Landesre-
gierung bei der Bundesregierung beantragen, Brandenburg in 
den Geltungsbereich der Höfeordnung aufzunehmen. Ist dies 
erfolgt, muss die Änderung im Bundesgesetzblatt veröffentli-
cht werden. 

Zweitens muss der für die Bewertung von landwirtschaftlichem 
Vermögen in Ostdeutschland geltende Ersatzwirtschaftswert so 
angepasst werden, dass er dem Einheitswert in der Höfeord-
nung entspricht. Dies geht relativ einfach, indem man Pachtver-
träge heraus- und den Wert des Wohnhauses hinzurechnet.

Sehr geehrter Herr Minister Vogelsänger! Verehrte Damen und 
Herren! Meine Fraktion stimmt dem Antrag sehr gerne zu. Die 
Höfeordnung ist eigentümerfreundlich und ein wichtiger Bau-
stein gegen den nach wie vor stattfindenden Ausverkauf der 
brandenburgischen Landwirtschaft. Deshalb unterstützen auch 
die Berufsverbände - sowohl der Bauernverband, dessen Präsi-
dent Udo Folgart ist, als auch der Bauernbund, der sonst immer 
als dessen Gegenpart betrachtet wird - diesen Antrag. - Vielen 
Dank.

	 (Beifall CDU, SPD und B90/GRÜNE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Fraktion DIE LINKE spricht jetzt die 
Abgeordnete Schwarzenberg.

Frau Schwarzenberg (DIE LINKE):

Sehr geehrter Herr Vizepräsident! Sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Schon öfter haben wir in diesem Hause über 
Bodenpolitik gesprochen. Dabei ging es meistens um die Fra-
ge: Wie sichern wir ortsansässigen Landwirten und Jungland-
wirten den Vorrang beim Erwerb von landwirtschaftlichen Flä-
chen? Zweitens haben wir die Frage besprochen, wie die am 
Markt herrschenden Bodenpreise gedämpft werden können. 

Wir wissen, dass wir ein ganzes Bündel an Maßnahmen brau-
chen, die verschiedene Handlungsebenen betreffen - eine, die 
Senkung des Flächenverbrauchs, haben wir vor wenigen Wo-
chen beschlossen; eine Flächenstrategie wird erarbeitet. Eine 
zweite, die Sicherung der landwirtschaftlichen Flächen, ist eine 
Maßnahme, die man gut in den Teil „Freiraumentwicklung“ 
der Regionalplanung aufnehmen kann. Das ist ein gutes Instru-
ment, um diese Flächen zu sichern. 

Auf der gesetzlichen Ebene liegt uns heute der Antrag zur Erar-
beitung einer Höfeordnung vor. Damit soll der Generations-
wechsel in landwirtschaftlichen Familienbetrieben erleichtert 
werden, um das Familienunternehmen bzw. den Hof in seiner 
Gesamtheit weiter bewirtschaften zu können. 

In den Bundesländern Niedersachsen, Hamburg, Schleswig-
Holstein und Nordrhein-Westfalen gilt eine Höfeordnung aus 
dem Jahre 1947, sie ist Bundesrecht. In den Bundesländern 
Rheinland-Pfalz, Hessen, Bremen und Baden-Württemberg gel-
ten landesrechtliche Anerbengesetze. Insofern kann Branden-
burg mit dieser Höfeordnung eigene Regelungen festschreiben. 

Zu prüfen wäre dabei, welche Regelungen in der Höfeordnung 
genau notwendig sind; denn auch im jetzigen Erbrecht gibt es 
schon Regelungen, die die Vererbung an Hofnachfolger begün-
stigen. Egal, wie man die Höfeordnung ausgestalten will, das 
Ziel ist dasselbe: kleine Familienunternehmen in Brandenburg 
zu sichern. Auch wenn in Brandenburg im Vergleich zu Bayern 
weitaus weniger Höfe und Unternehmen betroffen sind, ist die-
se Höfeordnung wichtig. 

Im zweiten Teil des Antrages wird die Landesregierung aufge-
fordert, den zuständigen Behörden Vollzugshinweise für die 
rechtssichere Anwendung des Grundstückverkehrsrechts zu-
gunsten ortsansässiger Landwirte zur Verfügung zu stellen. In 
diesem Zusammenhang sei auf die zwei Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofes hingewiesen, die der Parlamentarische 
Beratungsdienst bewertet hat; die Bewertung wurde allen Ab-
geordneten zur Kenntnis gegeben.

Insofern sind das alles richtige Schritte. Wir begrüßen diese 
Maßnahmen ausdrücklich - aber: Aus unserer Sicht ist das 
noch nicht ausreichend. Wir brauchen auch verschiedene bun-
deseinheitliche Regelungen, wie die Genehmigung des Ver-
kaufs von Anteilen an landwirtschaftlichen Unternehmen. Oh-
ne eine solche Regelung wechseln Flächen den Besitzer am 
Grundstückverkehrsrecht vorbei. 

Mir ist auch klar, dass wir - auch in den anderen Bundeslän-
dern - noch viel Überzeugungsarbeit leisten müssen, bevor 
man das auf den Weg bringen kann, da die Agrarstrukturen 
sehr unterschiedlich sind.

Langfristig könnten wir uns auch ein Landesagrarstrukturge-
setz vorstellen.

	 (Beifall des Abgeordneten Raschke [B90/GRÜNE])

Im Unterschied zu Sachsen-Anhalt sollten wir aber ein umfas-
sendes Leitbild „Wie stellen wir uns Landwirtschaft vor?“ erar-
beiten. Das muss die Grundlage sein. Mit solch einem Leitbild 
könnten wir eine ganze Reihe juristischer Fragestellungen klä-
ren.

(Beifall DIE LINKE und des Abgeordneten Raschke 
[B90/GRÜNE])

Die Diskussion ist auch mit Beschlussfassung des Antrages 
nicht abgeschlossen. Dieses Thema wird uns noch eine Weile 
begleiten.

	 (Beifall DIE LINKE, B90/GRÜNE und vereinzelt SPD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die AfD-Fraktion spricht nun der Abgeord-
nete Schröder; bitte schön. 

Schröder (AfD):*

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Durch die aktuell 
gängige Praxis, dass Bauernhöfe dem allgemeinen Erbrecht 
unterliegen, kann es im ungünstigsten Fall zur Insolvenz von 
bäuerlichen Betrieben kommen. Lassen Sie mich zur Erläute-
rung ein praktisches Beispiel nennen:
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Es existieren mehrere Erbberechtigte; der Erblasser hat den äl-
testen Sohn zum Haupterben bestimmt, der den Hof fortführen 
soll. Die anderen Erbberechtigten können aber nicht leer aus-
gehen, deshalb muss der Haupterbe die anderen Erben anteil-
mäßig auszahlen. Ist nun nicht genug Kapital vorhanden, müs-
sen unter Umständen der gesamte Hof oder wesentliche Teile 
davon verkauft werden. Dies, meine Damen und Herren, soll 
die Höfeordnung verhindern bzw. regeln. Darauf beziehen sich 
SPD und LINKE im Wesentlichen in ihrem Antrag. Vorwie-
gend verwenden die Antragsteller jedoch den Begriff „ortsan-
sässiger Landwirt“ als Zentralbegriff einerseits und anderer-
seits den Begriff „einheimischer Landwirt“ oder „einheimische 
Landwirte“. Nun ist keiner dieser Begriffe definiert. Auch laut 
Parlamentarischem Beratungsdienst vom 10.07.15 sowie vom 
02.12.14 gibt es keine Definition des Begriffs „ortsansässiger 
Landwirt“. Ich zitiere aus der Ausarbeitung des Beratungs-
dienstes vom 02.12.14:

„Als problematisch wurde aber eine konkrete Definition 
des ortsansässigen Landwirts erkannt, die einerseits die 
gewünschte Folge ermöglicht, andererseits aber im Ein-
klang mit dem vorrangigen Gemeinschafts- und Verfas-
sungsrecht steht.“

Und Zitat aus der Ausarbeitung des Parlamentarischen Bera-
tungsdienstes vom 10.07.2014 zur Notwendigkeit einer landes-
rechtlichen Regelung zum Begriff „Ortsansässigkeit“ im land-
wirtschaftlichen Bodenrecht:

„Die Länder sprechen sich dagegen aus, den Begriff der 
Ortsansässigkeit in das GrdstVG aufzunehmen und dort 
entsprechend zu definieren. Sie sind der Auffassung, dass 
die höchstrichterliche Rechtsprechung in Auslegung des 
GrdstVG in ausreichendem Maße sicherstellt, dass das 
Erwerbsprivileg Landwirten nicht zusteht, die eine über-
mäßig weit von der Hofstelle liegende landwirtschaft-
liche Nutzfläche erwerben wollen.“

Was ist unter der allgemeinen Formulierung „übermäßig weit“ 
zu verstehen? Wie soll auf dieser eben beschriebenen Grundla-
ge Rechtssicherheit erworben werden? 

Im ersten Schritt sollten deshalb eindeutige Begriffsdefiniti-
onen vorgenommen werden. Darüber hinaus ergeben sich noch 
einige weitere Fragen. Sollen die betroffenen Landwirte ein 
Wahlrecht zwischen der Höfeordnung und dem allgemeingül-
tigen BGB-Erbrecht besitzen? Sollte die Höfeordnung auch für 
Gartenbau- und forstwirtschaftliche Betriebe bzw. Misch-
formen gelten? Weshalb gilt die Höfeordnung bislang nur in 
Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Schles-
wig-Holstein, also in lediglich vier von sechzehn Bundeslän-
dern? Welche Nachteile könnte die Höfeordnung unter Um-
ständen für die Landwirte mit sich bringen? 

Es ergeben sich mit Sicherheit noch mehr Fragen. Also ist der 
gesamte Antrag im Grunde eine klassische Ausschussaufgabe. 
Die AfD-Fraktion wird dem Antrag zur Bundesratsinitiative al-
lerdings zustimmen, weil eine grundsätzliche Notwendigkeit 
zur Erbfolgeregelung für bäuerliche Landwirtschaftsbetriebe 
durchaus als gegeben gesehen wird. Daneben müssen wir je-
doch unbedingt die erforderlichen Begriffsbestimmungen vor-
nehmen. Die Höfeordnung ist insofern im Agrarausschuss wei-
ter zu beraten. Deswegen bitte ich Sie: Stimmen Sie unserem 
Überweisungsantrag zu, damit wir dieses Thema im Agraraus-

schuss weiter beraten können und Schnellschüsse vermeiden, 
um sicher sein zu können, dass das, was wir hier tun, auch im 
Sinne der Landwirte ist und nicht nur im Sinne irgendwelcher 
politischer Maßnahmen der Parteien. - Vielen Dank.

	 (Beifall AfD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Landesregierung spricht jetzt Minister 
Vogelsänger. Bitte schön!

(Raschke [B90/GRÜNE]: Ich schätze ihn sehr, wollte 
aber auch noch sprechen!)

- Ich bitte um Entschuldigung! Zuerst kommt unser geschätzter 
Kollege Raschke vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Raschke (B90/GRÜNE):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Dieser An-
trag hat mir drei heftige Überraschungen beschert. Überra-
schung Nummer 1 kam von der SPD: dass es diesen Antrag 
überhaupt gibt. 

Sie wissen: Wir streiten uns mit der SPD immer: Soll es in 
Brandenburg eher bäuerliche Landwirtschaft sein oder große, 
zentralisierte industrielle Landwirtschaft?

(Frau Lieske [SPD]: Aber eine angenehme Überra-
schung! - Domres [DIE LINKE]: Vielfalt!)

- Eine angenehme Überraschung. - Was haben wir nicht alles 
versucht, um die SPD von diesem Kurs abzubringen, und 
plötzlich liegt da ein Antrag von SPD und Linkspartei vor, eine 
Höfeordnung in Brandenburg zu erlassen.

(Bretz [CDU]: Auf Druck der CDU!)

- Auf Druck der CDU?

(Heiterkeit bei SPD und der Fraktion DIE LINKE - Dom-
res [DIE LINKE]: Der war gut! - Zurufe bei der SPD)

In jedem Fall ist es, glaube ich, das stärkste Bekenntnis zu ei-
ner bäuerlichen Landwirtschaft, zu dem sich die SPD hat je-
mals hinreißen lassen, und ich denke, das hat wirklich etwas 
mit Druck aus der Opposition zu tun. Allerdings brauchen wir 
uns als Grüne - und vielleicht auch die CDU - nicht so sehr mit 
den Federn zu schmücken. Ich denke, das liegt vor allem an der 
guten Arbeit des Bauernbundes.

(Beifall B90/GRÜNE)

Die zweite Überraschung: Wir haben uns als Grüne selbst 
überrascht -

(Beifall B90/GRÜNE und CDU)

vor allem bezüglich dessen, in welch seltsame Konflikte man 
gestürzt wird, wenn man plötzlich so einen Antrag bekommt. 

Natürlich möchte ich aus vollem Herzen zustimmen, denn wir 
haben ja lange für ein solches Signal für die bäuerliche Land-
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wirtschaft gekämpft. Aber schaut man einmal in die Bundes-
Höfeordnung, sieht man: Darin stehen Norm- und Wertvorstel-
lungen von vorvorgestern. Nicht nur, dass Ehefrauen gegen-
über den Kindern systematisch benachteiligt werden - viel 
schlimmer: Die Höfeordnung kennt nur Ehegatten. Dass es 
moderne Formen des Zusammenlebens, so etwas wie Lebens-
partnerschaften geben könnte, berücksichtigt die Bundes-
Höfeordnung nicht. Und so etwas wollen wir jetzt in Branden-
burg einführen? Und plötzlich steht man vor solchen Kon-
flikten und denkt sich: Na klar möchte ich ein starkes Signal 
für die bäuerliche Landwirtschaft. Aber will ich hier tatsäch-
lich so etwas einführen? 

Und da kommen wir zur dritten Überraschung: Die dritte Über-
raschung war die CDU. Dieser Konflikt hat mich echt umge-
trieben. Ich habe viele Telefonate geführt, gestern auch mit un-
serer Grünen-Bundestagsfraktion, und ich stelle fest: Gestern 
war im Bundestag ein Gesetz in 1. Lesung, vorangetrieben 
durch die Bundesregierung, maßgeblich von der CDU, dass die 
eingetragene Lebenspartnerschaft in die Bundes-Höfeordnung 
einfließen soll. 

(Beifall B90/GRÜNE)

So weit sind wir also schon, dass unsere Genderprobleme von 
der CDU gelöst werden.

(Beifall B90/GRÜNE, CDU sowie von der Abgeordneten 
Lieske [SPD])

Sie sehen also: Viele Überraschungen, aber frohen Herzens 
können wir am Ende doch zustimmen, allerdings unter einem 
Vorbehalt - Udo Folgart hat es schon gesagt -: Sollte diese 
Höfeordnung von der Bundesebene nicht greifen, dann machen 
wir eine eigene Landes-Höfeordnung. Lassen Sie uns dann 
wirklich darüber nachdenken, ob die systematische Benachtei-
ligung von Ehefrauen oder eingetragenen Lebenspartnerinnen 
gegenüber den Kindern wirklich notwendig ist oder wir da 
nicht andere Regelungen finden können. Auf die Debatte freue 
ich mich, aber insgesamt stimmen wir dem Antrag gerne zu. - 
Herzlichen Dank.

(Beifall B90/GRÜNE, CDU, SPD sowie DIE LINKE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Als Nächster spricht jetzt tatsächlich Herr Mini-
ster Vogelsänger.

Minister für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Land-
wirtschaft Vogelsänger:

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Rasch-
ke, Brandenburg steht für Vielfalt in der Landwirtschaft, 

(Beifall der Abgeordneten Domres und Christoffers [DIE 
LINKE])

und selbstverständlich steht Rot-Rot dafür. Das wird auch so 
bleiben.

Der erste Impuls kam nicht nur vom Bauernbund, sondern 
auch vom Bauernverband. Wir hatten ein Gespräch, und dann 
habe ich ein Fünf-Punkte-Programm vorgelegt. Aus fester 

Überzeugung sage ich: Die Höfeordnung ist ein gutes Instru-
ment, ein Angebot, dafür zu sorgen, dass ein Familienbetrieb 
ein Familienbetrieb bleibt.

Ich sage auch ganz deutlich: Das ist kein Enterben - das ist ein 
Angebot -, sondern ein Familienbesitz bleibt im Familienbe-
sitz, und das ist doch etwas Gutes. Dafür setzen wir uns ge-
meinsam ein.

	 (Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Deshalb brauchen wir auch keinerlei Überweisung in den Aus-
schuss. Die Parlamentarischen Geschäftsführer werden - hof-
fentlich - schon entsprechend aufpassen; denn Ihr Abstim-
mungsverhalten sorgt ja für eine gewisse Dynamik.

	 (Heiterkeit)

Ich denke, wir sollten das möglichst schnell umsetzen; denn 
viele Betriebe stehen vor einem Generationswechsel. Deshalb 
sollte die Höfeordnung möglichst schnell in Brandenburg ein-
geführt werden.

Udo Folgart hat die Geschichte schon aufgezeigt. Es ist prak-
tisch in der britischen Besatzungszone entstanden. Wir haben in 
Deutschland Gott sei Dank keine Besatzungszonen mehr - das 
ist auch ein hoher Gewinn für uns alle -, wir haben aber ein fö-
derales System. Brandenburg geht selbstbewusst eigene Wege. 

Da bin ich noch einmal bei den Grünen: Brandenburg geht bei-
spielsweise mit der Abschaffung der Basisförderung eigene 
Wege. Da sind wir das vierte Bundesland. Brandenburg geht 
eigene Wege, indem es weiterhin die Ausgleichszulage für be-
nachteiligte Gebiete zahlt, damit wir eine flächendeckende 
Landwirtschaft haben. Damit gehen wir Wege, die andere Län-
der nicht gehen. 

Aber wir haben ein föderales System, und ich halte die Einfüh-
rung der Höfeordnung für ein starkes Signal für landwirtschaft-
liche Familienbetriebe. Ich bitte dringend um direkte Zustim-
mung. - Herzlichen Dank.

(Beifall SPD sowie vereinzelt DIE LINKE und CDU)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Es spricht jetzt noch einmal für die SPD-Frakti-
on der Abgeordnete Folgart.

Folgart (SPD):

Ich glaube, wir können feststellen, dass wir hier in dem Hohen 
Haus zu dem Antrag große Übereinstimmung haben. Dafür 
möchte ich mich recht herzlich bedanken.

Lieber Benjamin Raschke, ich habe von Jutta Lieske vorhin 
zwar den Zuruf bekommen, aber ich werde auch älter, ich habe 
ihn nicht verstanden. Sie hat mir gesagt, die Grünen hätten 
auch signalisiert, zuzustimmen. Wenn ich das vorhin gewusst 
hätte, hätte ich das eingeflochten. Das mache ich jetzt und be-
danke mich dafür. 

Ich will aber auch noch einmal herausstellen, dass wir uns in 
dieser Diskussion innerhalb der Berufsverbände und auch mit 
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den agrarpolitischen Sprechern - ich schaue zu Anke Schwar-
zenberg oder zu Andreas Gliese, wir haben auch den Bauern-
bund und den Bauernverband in der parlamentarischen Debatte 
erwähnt - sehr einig waren. Es wird wirklich unterschätzt, wie 
viele Mitgliedsbetriebe der Landesbauernverband aus den Ein-
zelunternehmen, aus dem Familienbereich heraus hat, nämlich 
deutlich mehr als der Bauernbund. Ich will das nur einmal sa-
gen. Wir hatten diese Diskussion auch innerhalb der Verbands-
diskussion auf Bauernverbandsebene. Die Austauschsituation 
hat der Minister beschrieben. Wir hatten gute Gesprächsrun-
den, sowohl Bauernverband als auch Landesbauernverband 
und, wie gesagt, auch auf der Ebene der agrarpolitischen Spre-
cher sind wir uns sehr schnell einig geworden. Dafür möchte 
ich mich bedanken. 

Ich werbe auch für die direkte Zustimmung. Wir werden in der 
Befassung heraushören, wie es weitergeht. - Danke schön.

(Beifall SPD, DIE LINKE, CDU und B90/GRÜNE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Ich schließe damit die Aussprache, und wir 
kommen zur Abstimmung.

Die AfD-Fraktion beantragt die Überweisung des Antrages in 
Drucksache 6/2509, Neudruck, der Fraktion der SPD, der 
Fraktion der CDU und der Fraktion DIE LINKE, „Höfeord-
nung in Brandenburg einführen und ortsansässige Landwirte 
stärken“, an den Ausschuss für Ländliche Entwicklung, Um-
welt und Landwirtschaft. Wenn Sie dieser Überweisung zu-
stimmen möchten, bitte ich um das Handzeichen.

(Nein! bei der SPD - Heiterkeit)

Ich sage jetzt nichts, außer, dass ich um die Gegenstimmen bitte. 

(Bischoff [SPD]: Das ist aber jetzt die Mehrheit!)

- Gibt es Enthaltungen? - Damit ist der Überweisungsantrag 
abgelehnt. 

Ich rufe den Antrag in Drucksache 6/2509, Neudruck, zur Ab-
stimmung in der Sache auf, und darf fragen: Wer möchte die-
sem Antrag zustimmen? - Gibt es Gegenstimmen? - Enthal-
tungen? - Das war im wahrsten Sinne des Wortes einstimmig. 
Damit ist dieser Antrag angenommen.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 24 und rufe Tagesordnungs-
punkt 25 auf:

Stopp dem Flächenraubbau in Mühlberg

Antrag 
der BVB/FREIE WÄHLER Gruppe

Drucksache 6/2559

Ich eröffne die Aussprache mit dem Beitrag der Abgeordneten 
Schülzke von der Gruppe BVB/FREIE WÄHLER. Bitte schön.

Frau Schülzke (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe):

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegen! Liebe 
Gäste! Vorausschicken möchte ich, dass es in diesem Antrag 

nicht darum geht, den Kiesabbau in Mühlberg zu stoppen, son-
dern darum, dem Raubbau Einhalt zu gebieten. 

In Mühlberg begann alles mit einer kleinen Grube am Schloss- 
teich, später entwickelte sich Elbekies, heute arbeiten dort  
EUROVIA und das Unternehmen Berger. Es sind ca. 400 Hek-
tar vom Flächenabbau betroffen, und weitere 400 Hektar sind 
beantragt. Das sind 800 Hektar, acht Quadratkilometer, das ist 
eine Fläche so groß wie der Müggelsee in Berlin, nur: Dort ist 
es Erholungsgebiet und in Mühlberg eine Mondlandschaft.

Es ist eine große Kahlfläche entstanden. Es gibt eine mangeln-
de Rekultivierung, eine riesige Kieshalde, die über 25 Meter 
hoch ist. 15 Meter waren dort erlaubt.

Es sind kleine Wasserflächen mit Inseln für die Vögel angelegt. 
Die Füchse haben dort ein Paradies, Vögel sind kaum vorhan-
den. Auch die Marderhunde fühlen sich sehr wohl. Es gibt 
kaum Begrünung, kaum Sträucher, kaum Bäume, nur am Au-
ßenrand etwas. Der Mutterboden ist zum Teil verkauft, ein 
kleiner Teil ist noch vorhanden.

Es ist unsere Forderung, sich mit diesem Thema intensiv zu 
beschäftigen und dort zu retten, was zu retten ist, dass man re-
kultiviert, dass man diese riesige Kieshalde, die dort an der 
Seite liegt, wieder einbaut, dass man den vorhandenen Mutter-
boden zum Abdecken nutzt, dass man zum Beispiel den Mut-
terboden in der Nähe der nun fast genehmigten Windkraftanla-
gen im Bereich Koßdorf - es sind nur kurze Entfernungen - 
zum Abdecken nimmt und dass man, wenn man nun in das 
nächste Verfahren geht, weitere Flächen zur Verfügung zu stel-
len, erst eine ordentliche Rekultivierung sichert, bestimmte 
Flächen wiederherstellt und zukünftig mit kleineren Schritten 
voranschreitet. Hier geht es um besonders gute Fläche in der 
Elbaue, Fläche, die für Zuckerrübenanbau und auch durch die 
Zuckerfabrik in Brottewitz genutzt wird.

Es ging - uns das zu zeigen war die Intention der Mühlberger, 
die uns zu einer Radtour eingeladen haben - nicht nur um Ab-
bau, sondern mehr um die Rekultivierung. Die Ängste der 
Mühlberger sind größer geworden. Sie sehen ihren Acker ver-
schwinden, sie sehen, wie die Zuckerrübenfabrik verschwin-
det, damit verschwinden auch viele Arbeitsplätze. Die Unter-
nehmen waren zwischendurch insolvent. Es wurde dann doch 
weitergearbeitet. Das vorhergehende Unternehmen hatte seine 
Rekultivierungsverpflichtung nicht erfüllt. 

Diesen Dingen muss Einhalt geboten werden. Darum bitte ich 
Sie, diesem Antrag zu folgen. Ich habe gehört, Sie wollen ihn 
in den Wirtschaftsausschuss überweisen, damit er sich damit 
beschäftigt. Das würde ich sehr begrüßen. - Vielen Dank. 

(Vereinzelt Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Das Wort erhält für die SPD-Fraktion der Abge-
ordnete Holzschuher.

Holzschuher (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit diesem Antrag 
wird der Fokus auf eine in der Tat wichtige Thematik gerichtet, 
die sich im Süden unseres Landes zeigt, in der schönen Stadt 
Mühlberg, die nicht nur ein schönes Stadtbild, sondern auch 
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außerordentlich große Kies- und Sandtagebaue aufzuweisen hat. 
Die damit verbundene Problematik nehmen wir durchaus ernst. 

Es ist gut, Frau Kollegin Schülzke, dass Sie sagen, dass es Ih-
nen trotz dieser Problematik, die mit Tagebauen verbunden ist, 
nicht darum geht, den weiteren Abbau grundsätzlich zu unter-
binden. In der Tat, es geht um heimische Rohstoffe. Und die 
Nutzung dieser heimischen Rohstoffe - in diesem Fall auch 
halbwegs klimaverträglich, da gibt es, glaube ich, keine Dis-
kussionen - sollte nicht per se unterbunden werden. 

Aber es gibt vor Ort Nutzungskonflikte; Sie haben darauf hin-
gewiesen. Die Landwirtschaft, deren Erzeugnisse auch unmit-
telbar in die Produktion vor Ort gehen - in eine Zuckerfabrik -, 
könnte in Konflikte geraten. Natürlich gibt es auch Probleme, 
die die Bevölkerung vor Ort aus anderen Gründen mit derarti-
gen Tagebauen haben kann. Akzeptanz spielt in der Tat nicht 
nur in der Lausitz, sondern auch hier, im Bereich der Stadt 
Mühlberg eine für uns ganz wichtige Rolle.

Dessen ungeachtet ist der Antrag so, wie er vorliegt, nicht ohne 
Weiteres zustimmungsfähig. Das hätte Sie jetzt, glaube ich, 
auch überrascht, wenn wir das täten. Denn er enthält Teile, die 
einfach unnötig sind oder deren Formulierung schlichtweg in 
die falsche Richtung geht.

Die Kontrolle der Einhaltung von Auflagen ist selbstverständ-
liche Pflicht rechtmäßigen Verwaltungshandelns. Wir als Land-
tag brauchen die Verwaltung - zumal die Landesregierung - 
nicht dazu anzuhalten, sich rechtmäßig zu verhalten. Das er-
warten wir schlichtweg, und das tut sie auch. 

Ob unter bestimmten Voraussetzungen Tagebaue zu stoppen 
sind, ergibt sich aus der Gesetzeslage oder den jeweiligen Auf-
lagen im Zusammenhang mit den Genehmigungen und kann 
nicht durch den Landtag konkret vorgegeben werden. 

Dessen ungeachtet - ich sagte es - sehen wir sehr wohl, dass 
derartige Flächeninanspruchnahmen, wie sie zumal in Zukunft 
noch geplant sind, Probleme vor Ort schaffen, und halten es für 
wichtig, dies fachlich fundiert in den zuständigen Ausschüssen 
zu diskutieren. Wir halten in diesem Fall in der Tat eine weitere 
vertiefte Diskussion im Fachausschuss für wichtig und nötig. 
Insofern ist es gut, dass die Thematik hier eine Rolle spielte. 
Das darf man anerkennend feststellen. Wir werden deshalb ei-
ner Überweisung zustimmen. - Vielen Dank.

(Beifall SPD und vereinzelt DIE LINKE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die CDU-Fraktion spricht der Abgeordnete 
Homeyer. Bitte schön.

Homeyer (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
„Stopp dem Flächenraubbau“ - so ist Ihr Antrag überschrieben, 
Frau Schülzke. Ich halte es für geboten, ein bisschen mehr 
Sachlichkeit in die Debatte zu bringen. 

(Vereinzelt Beifall CDU)

Raubbau bedeutet, dass alle staatlichen Instrumente und Über-
wachungen ausgefallen sind und vor Ort Dinge außerhalb der 

Rechtsstaatlichkeit laufen. Ich glaube, das meinen Sie auch 
nicht; Sie suchten eine plakative Überschrift für Ihren Antrag.

Ja, meine Damen und Herren, in Mühlberg wird Kies abgebaut, 
und das schon seit 1968. Im Übrigen darf ich darauf aufmerk-
sam machen: Kiesabbau hat in Brandenburg eine lange Traditi-
on und bildet einen wichtigen Wirtschaftszweig. Mit den in 
Brandenburg vorkommenden qualitativ hochwertigen Kiesen, 
Kiessanden, Quarzen und Quarzsanden sowie mit Kalk, auch 
Grauwacke, Ton und Torf wird die Basis für die Entwicklung 
weiterer Industriezweige in Brandenburg gebildet. 

Übrigens, meine Damen und Herren: ohne Kies kein Beton, 
ohne Beton kein Bauen, ohne Bauen keine Zukunft.

(Vereinzelt Beifall CDU und der Abgeordneten Nonne-
macher [B90/GRÜNE])

Aus der Kiesgrube in Mühlberg werden Rohstoffe für den Bau 
des Flughafens, des Potsdamer Platzes, für Gleis- und Auto-
bahnbau gewonnen und weiterverarbeitet. 58 Mitarbeiter pro-
duzieren dort jährlich rund 3 Millionen Tonnen Kies. Das Un-
ternehmen ist ein wichtiger Arbeitgeber in der Region. 

Insgesamt, meine Damen und Herren, werden im Land Bran-
denburg durch 160 Gewinnungsbetriebe ungefähr 20 Millionen 
Tonnen Kies gefördert; es ist also ein wichtiger Wirtschafts-
zweig. 

Darüber hinaus ist das Genehmigungsverfahren für den Kiesab-
bau in Brandenburg glasklar geregelt. Für die Bergbaubetriebe 
des Steine- und Erdenbergbaus werden alle Hauptabschlussson-
derbetriebspläne einschließlich deren Ergänzungen und Verän-
derungen als rechtliche Grundlage vom Landesbergamt bear-
beitet, überwacht und erteilt. Das Landesbergamt überwacht 
auch die Umsetzung der Betriebspläne durch Vor-Ort-Kontrol-
len. Die Durchführung von Rekultivierungsmaßnahmen, die Sie 
in Ihrem Antrag fordern, ist ausdrücklich Voraussetzung dafür, 
dass eine Fläche aus der Bergaufsicht entlassen werden kann. 
Das hat Ihnen die Landesregierung in der Antwort auf Ihre 
Kleine Anfrage zu dem Thema schon mitgeteilt. 

Sie fordern in Ihrem Antrag, dass die Folgen der Eingriffe 
durch Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen geheilt werden sol-
len. Das, meine Damen und Herren, ist geltendes Recht, das 
ständig von der Bergaufsicht überprüft wird. Sie fordern wei-
ter, dass alle umwelt-, naturschutz- und bodenschutzrecht-
lichen Auflagen und Vorgaben überprüft werden. 

Auch das ist geltendes Recht und findet statt. Das Landesberg-
amt bzw. die Landesregierung hat Ihnen auf Ihre Kleine Anfrage 
mitgeteilt, dass die Rekultivierungsmaßnahmen ungenügend 
umgesetzt worden sind. Frau Schülzke, wenn ich Sie richtig ver-
stehe, werfen Sie dem Landesbergamt Versagen vor. Sie werfen 
ihm vor, nicht ausreichend kontrolliert, überwacht bzw. bei der 
Vollstreckung nicht ordnungsgemäß gehandelt zu haben. Im 
Grunde werfen Sie dem Bergamt vor, dass es seine Arbeit nicht 
ordentlich gemacht hat. Das ist ein schwerwiegender Vorwurf. 

Ich vermisse in Ihrem Antrag etwas: Sie erwähnen mit keinem 
Wort die Aufgaben und Pflichten der Stadt Mühlberg, die letzt-
endlich auch Verantwortung für diese Region trägt. 

Kurzum: Ich habe bei Ihrem Antrag im Augenblick mehr Fra-
gezeichen, als dass ich wüsste, wo Sie hinwollen, was vernünf-
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tig und klug ist. Ich stimme der Überweisung in den Wirt-
schaftsausschuss zu, um Sachverhaltsaufklärung zu betreiben, 
also die Beteiligten - das Unternehmen, das Bergamt, die Stadt 
Mühlberg und die Bürgerinitiative - zu hören, um zu erfahren, 
worum es eigentlich geht. Wenn es dort Missstände gegeben 
hat oder gibt, so müssen diese beseitigt werden. Ich habe im 
Augenblick eher den Eindruck, dass die Kommunikation zwi-
schen allen Beteiligten nicht die beste ist und insofern Aufklä-
rungsbedarf besteht. Ich glaube aber nicht, Frau Schülzke, dass 
es für einen Untersuchungsausschuss reicht.

	 (Heiterkeit)

Es wäre mein fünfter.

	 (Beifall CDU)

Ich will es in keiner Weise ins Lächerliche ziehen, das liegt mir 
fern. Wir werden uns damit im Wirtschaftsausschuss sehr 
ernsthaft beschäftigen. Ich bedaure außerordentlich, dass Ihre 
Gruppe dort kein Mitglied hat. Vielleicht kommen Sie dennoch 
hinzu, dann erteilen wir Ihnen Rederecht und können das The-
ma gemeinsam behandeln. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall CDU und der Abgeordneten Nonnemacher [B90/
GRÜNE])

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Fraktion DIE LINKE spricht der Abge-
ordnete Loehr. Bitte schön.

Loehr (DIE LINKE):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Den Gedanken bezüglich eines Untersuchungsausschus-
ses brauchen wir nicht zu vertiefen. Die Energieregion Lausitz-
Spreewald verfügt über eine Menge Rohstoffe. In erster Linie 
denken wir an die Braunkohle, doch auch Torf, Kies, Sand, Ton 
und Hartgesteine sind zu finden, und sie sind - da bin ich bei 
meinem Kollegen Homeyer - Ausgangsstoff und bedeutende 
Produktionsfaktoren für vielfältige Wirtschaftszweige. 

In der Vergangenheit wurden auf einer Gesamtfläche von 
870  km2 Kiese und Kiessande kartiert, der geologische Ge-
samtvorrat beträgt mehr als 18 Milliarden m3. Die Verteilung 
dieser Lagerstätten ist jedoch innerhalb der Region sehr unter-
schiedlich. 90 % der qualitativ hochwertigen Kiese und Kies-
sande liegen im Bereich Elbe-Elster. Seit Jahrzehnten wird dort 
Kies abgebaut, und jährlich gehen mehrere Millionen Tonnen 
in den Verkauf. 

Für den Schutz der Umwelt vor den Auswirkungen des Steine- 
und Erdenbergbaus, über den wir heute sprechen, bis hin zur 
Rekultivierung der in Anspruch genommenen Flächen liegt die 
Verantwortung beim Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe, LBGR, in Cottbus als zuständiger Aufsichtsbehör-
de; das hörten wir bereits. 

Hintergrund Ihres Antrags sind Planungen der Firma Elbekies 
zur Erweiterung der bestehenden Abbaugebiete rund um den 
Ort Mühlberg. Gegenstand medialer Berichterstattung war un-
ter anderem das Vorhaben der Süderweiterung des Kiessandta-
gebaus Mühlberg II. Die Gesamtfläche des Vorhabens, ein-

schließlich aller Nebeneinrichtungen, wird dort nur ungefähr 
51 ha betragen. Bestandteil des Rahmenbetriebsplanes vom 
März 2015 sind auch die Rekultivierungsmaßnahmen. Entspre-
chend des Anfalls an Feinsanden werden die ausgekiesten Flä-
chen wiederhergestellt und der landwirtschaftlichen Nutzung 
wieder zugeführt. Es ist vorgesehen, die gesamte Fläche auf 
diese Art zu rekultivieren. Die ökologischen Bodenfunktionen 
sollen somit wiederhergestellt werden. 

Anders verhält es sich jedoch bei den bereits bestehenden 
Kiestagebauen. Die entstandenen Tagebaurestlöcher wurden 
mit Wasser gefüllt und sind zum Beispiel für eine touristische 
Nutzung bisher nicht freigegeben. Soweit mir bekannt ist, 
stammen die aktuell gültigen Rahmenbetriebspläne für den 
Kiesabbau in der Region um Mühlberg aus den Jahren 1996 
und 1997 mit den damals gültigen Umweltvorschriften. 

In Ihrem Antrag machen Sie vier Forderungen auf. Erstens: In 
Mühlberg und anderen Orten - Sie sagen aber nicht, welche 
Orte Sie meinen - soll die Aufsichtsbehörde die Erfüllung aller 
Auflagen und Vorgaben umfassend prüfen. Zweitens: Bei Ver-
stößen gegen Rekultivierungsauflagen ist die Rohstoffgewin-
nung zu stoppen. Drittens: Die in Anspruch genommenen Flä-
chen sollen ökologisch aufgewertet werden. Viertens: Die Si-
cherung der Rückstellung des Unternehmens soll bei der zu-
ständigen Behörde erfolgen, um die notwendigen Rekultivie-
rungsmaßnahmen sicher finanzieren zu können. 

Aufgrund der begrenzten Redezeit kann ich nur kurz auf Ihre 
vier Forderungen eingehen. Ihre erste Forderung ist etwas un-
scharf formuliert. Ich bin mir nicht sicher, was konkret Sie da-
mit meinen, ob Sie wirklich ernsthaft die mehr als 150 Bran-
denburger Betriebe tiefgehend prüfen wollen. Soweit mir be-
kannt ist, sind die Betriebe gehalten, in Berichten darzustellen, 
inwieweit sie sich an die Auflagen halten. Darüber können wir 
gern im Ausschuss reden. 

Was Ihre zweite Forderung, den Stopp des Kiesabbaus, angeht, 
stellt sich für mich die Frage nach der Verhältnismäßigkeit. 
Finden wir nicht andere Varianten, um dem Unternehmen auf 
die Finger zu schauen und zu überprüfen, ob es sich an die 
rechtlichen Bestimmungen hält? 

Ihrer dritten Forderung nach ökologischer Aufwertung der 
Ausgleichsflächen stimmen wir zu; Kollege Homeyer hat es 
bereits gesagt: Das ist geltendes Recht. 

Bei Ihrer vierten Forderung hinsichtlich der Rückstellung han-
delt es sich um Bundesrecht. Hierzu gibt es mit Blick auf den 
Rückbau der Atomkraftwerke bzw. die Rekultivierungskosten 
im Bereich des Braunkohlebergbaus intensive Gespräche in 
Berlin. Die Linke setzt sich dafür ein, dass Rückstellungen für 
Renaturierung und Sanierung unabhängig vom Eigentümer 
werthaltig gesichert werden, damit für diese Kosten nicht die 
öffentliche Hand aufkommen muss. 

Somit ergeben sich für die Linksfraktion aus Ihrem Antrag fol-
gende zu klärende Fragen: Welche Bürgerbeschwerden sind 
beim Landesbergamt vorgebracht worden und wie wurden die-
se bearbeitet? Welche Rekultivierungsmaßnahmen sind für den 
Kiesabbau in den gültigen Rahmenbetriebsplänen festgeschrie-
ben? In welchem Zeitraum sollen Ausgleichs- und Rekultivie-
rungsmaßnahmen stattfinden? Liegen Verstöße des Betreibers 
gegen Auflagen aus den Rahmenbetriebsplänen vor? 
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Um diese Fragen zu klären, werden wir den Antrag in den Aus-
schuss für Wirtschaft und Energie überweisen. - Ich danke für 
die Aufmerksamkeit. 

	 (Beifall DIE LINKE und SPD)

Vizepräsident Dombrowski:

Danke. - Für die AfD-Fraktion spricht der Abgeordnete Schrö-
der. Bitte schön. 

Schröder (AfD):*

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir haben es mit 
einem Antrag der Gruppe BVB/FREIE WÄHLER zum Kiesab-
bau in Mühlberg zu tun. Ich will mich kurzfassen, denn es wur-
de schon viel dazu gesagt. Ich möchte den Antrag der Gruppe 
BVB/FREIE WÄHLER nicht weiter kommentieren, weder po-
sitiv noch negativ, denn das sollte im Ausschuss geschehen, 
dorthin gehört der Antrag letzten Endes. 

538 ha Tagebaufläche sollen auf 707 ha vergrößert werden, 
83  ha sind für Bad Liebenwerda beantragt. Ausgekieste Flä-
chen wurden nicht oder nur ungenügend rekultiviert. Eventuell 
existieren Beeinträchtigungen der Anwohner. Wir kennen die 
Verträge, die zwischen der Elbekies GmbH und den Kommu-
nen bestehen, nicht. 

Wir müssen, weil sich tatsächlich noch viele Fragen auftun - 
das wurde von meinen Vorrednern erwähnt -, durch nähere Be-
fassung mit der Problematik für Erhellung sorgen, um dann 
entsprechende Maßnahmen ergreifen bzw. vorschlagen zu kön-
nen. Damit handelt es sich um eine klassische Ausschussaufga-
be. 

Die AfD-Fraktion beantragt allerdings auch die Überweisung 
an den Umweltausschuss, weil wir der Meinung sind, dass 
auch Umweltbelange betroffen und nicht nur wirtschaftliche 
Themen zu berücksichtigen sind. Wir schlagen vor, dass Mini-
ster Vogelsänger im Umweltausschuss über die Situation, was 
sich dort tut und welche Umweltbedingungen durch die ausge-
kiesten Tagebaue vorherrschen, berichtet und somit die Grund-
lage für eine sachlich fundierte Arbeit schafft. Nichtsdesto-
trotz: Wenn unserem Antrag auf Überweisung an den Umwelt-
ausschuss nicht zugestimmt wird, wovon ich einmal ausgehe, 
stimmen wir dem Antrag auf Überweisung an den Wirtschafts-
ausschuss dennoch zu, auch um den Freien Wählern, die an-
sonsten keine Stimme haben, entgegenzukommen. - Ich danke 
Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

	 (Beifall AfD)

Vizepräsident Dombrowski:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spricht die Ab-
geordnete Schinowsky. Bitte schön.

Frau Schinowsky (B90/GRÜNE):

Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Vorweg: 
Auch ich bin Frau Schülzke dankbar für die Klarstellung, dass 
es nicht um einen absoluten Stopp geht, sondern darum, sinn-
volle Rahmenbedingungen - so würde ich es einmal interpre-
tieren - für den Kiesabbau vor Ort zu schaffen. Tatsache ist, 

dass trotz umfänglicher Vorgaben und Auflagen, die die kiesab-
bauenden Unternehmen haben, bei der Rekultivierung einiges 
im Argen liegt. Das hat Frau Schülzke ausgeführt. 

Mit Frau Heinrich hatte ich mich neulich länger darüber unter-
halten. Die Landesregierung hat in ihrer Antwort auf die Klei-
ne Anfrage hierzu mehr oder weniger auch bestätigt, dass ei-
niges schiefgelaufen ist. Insofern stellt sich zu Recht die Frage: 
Wer trägt dafür die Verantwortung? In erster Linie sind die 
kiesabbauenden Betriebe dafür verantwortlich, die Auflagen zu 
erfüllen - das wurde schon gesagt -, zweitens trägt das Landes-
bergamt als Kontrollbehörde eine Verantwortung, wobei sich 
die Fragen stellen: Wurde genug kontrolliert? Welche Folgen 
hatte es? Drittens stellt sich die Frage - das hat Herr Loehr an-
gesprochen -: Reichen die Vorgaben aus, damit man die Flä-
chen hinterher freigeben kann? 

Es gibt also eine Menge Fragen. Deshalb begrüßen wir es, dass 
der Antrag in den Ausschuss überwiesen werden soll. Wir wür-
den dazu gern mit dem Landesbergamt sowie mit den betrof-
fenen Bürgerinnen und Bürgern, also den Anwohnern, ins Ge-
spräch kommen. Wichtig wäre uns - diesbezüglich müssen wir 
uns vielleicht noch mit dem Wirtschaftsausschuss verständi-
gen -, dass es einen ausführlichen Vorabbericht des Bergamtes 
zum Umsetzungsstand der Rekultivierungsmaßnahmen sowie 
der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen gibt, damit man sich 
sinnvoll darauf vorbereiten kann. Das würde uns freuen. Alle 
anderen Punkte sind schon angesprochen worden. - Vielen 
Dank. 

(Beifall B90/GRÜNE, vereinzelt DIE LINKE sowie der 
Abgeordneten Heinrich [CDU])

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Landesregierung spricht Minister Ger-
ber.

Minister für Wirtschaft und Energie Gerber:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor-
weg möchte ich darauf hinweisen - es ist schon gesagt wor-
den  -, dass die Kiessandlagerstätten im Raum Mühlberg mit 
Mächtigkeiten um die 50 Meter zu den größten Lagerstätten im 
Land Brandenburg gehören. Sie stellen damit eine der wich-
tigsten Ressourcen für die Baustoffindustrie in Brandenburg 
und Sachsen dar. Aufgrund der durch die Elbe vorgegebenen 
Grundwasserhorizonte wird der Rohstoff im Raum Mühlberg 
überwiegend durch die sogenannte Nassauskiesung gewonnen. 
Rekultivierungsmaßnahmen beanspruchen bei der Nassauskie-
sung im Vergleich zur Trockenauskiesung durch das natürliche 
Setzungsverhalten der Unterwasserböschung einen längeren 
zeitlichen Rahmen. Dadurch kann mitunter der Eindruck ent-
stehen, Rekultivierungsmaßnahmen würden nur schleppend 
oder unzureichend durchgeführt. Sie werden aber durch das 
Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe genauso 
überwacht und begleitet wie Projekte im Trockenabbau. 

Die derzeitige Problemsituation der Kiesgewinnung im Raum 
Mühlberg ist vom Landesbergamt bereits mit den örtlichen 
Entscheidungsträgern diskutiert und abgestimmt worden. Im 
Ergebnis wurde unter anderem mit einem Planänderungsver-
fahren zur Haldensituation begonnen. Die unter dem ersten 
Spiegelstrich im Antrag geforderte umfassende Überprüfung 
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aller 150 Steine- und Erdenbetriebe in Mühlberg und anderen 
Orten hinsichtlich erteilter umwelt-, natur- und bodenschutz-
rechtlicher Auflagen und Vorgaben würde alle Steine- und Er-
denbetriebe unter eine Art Generalverdacht stellen. Im Rechts-
staat dürfen Bürger und Unternehmen aber davon ausgehen, 
dass sie nach erteilter Genehmigung und bei Befolgung der 
Regeln und Auflagen nicht einer permanenten Kontrolle unter-
liegen. Flächendeckende Überprüfungen ohne einen konkreten 
Anfangsverdacht wären da aus meiner Sicht überzogen. Sie 
wären im Übrigen auch personell nicht vom Bergamt zu leis- 
ten. 

Bereits jetzt werden vom Bergamt Befahrungen und Kontrol-
len der Steine- und Erdenbetriebe in dem Umfang, wie es die 
Ressourcen erlauben, vorgenommen. Wenn Verstöße festge-
stellt werden, werden Rückstände dokumentiert und gegebe-
nenfalls durch ergänzende Auflagen oder Ordnungswidrig-
keitsverfahren bzw. Strafanzeigen geahndet. Sofern es erfor-
derlich ist, werden darüber hinaus Arbeitsgruppen zur Abarbei-
tung festgestellter Mängel und Probleme wie Staub- oder 
Schallbelastungen eingesetzt. Das Bergamt berichtet darüber 
hinaus regelmäßig und öffentlich im Rahmen von Versamm-
lungen über bergbauliche Maßnahmen und Projekte und schafft 
hierdurch Transparenz, insbesondere gegenüber den Gemein-
den und Initiativen.

Der unter dem zweiten Spiegelstrich vorgeschlagene Stopp der 
weiteren Rohstoffgewinnung bei ungenügender Rekultivierung 
kann insbesondere aufgrund bestehender vertraglicher Verein-
barungen zu einer Reihe von Auseinandersetzungen nicht zu-
letzt gerichtlicher Art führen. Die Frage der Verhältnismäßig-
keit muss man dann auch im Auge behalten, und zunächst ein-
mal gilt es auch für Verwaltungen, das Ziel von Rekultivierung 
durch ergänzende Auflagen zu schaffen, ohne gleich ein schar-
fes Schwert, nämlich den Abbaustopp, einzusetzen. 

Zu den Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen: Bereits im Jahre 
2000 hat das Infrastruktur- und Landesplanungsministerium 
ein Gutachten zur raumordnerischen Bewertung der gegenwär-
tigen Konzentrationsbelastung und der zukünftigen Belastbar-
keit durch Steine- und Erdenbergbau vorgelegt. Derzeit plant 
das MIL in Abstimmung mit dem Bergamt mit der sogenannten 
Raumbelastungsstudie ein aktuelles Gutachten, um dort die 
veränderten Rahmenbedingungen einfließen zu lassen.

Zu der weiteren Vorgehensweise und den Inhalten des ge-
planten Gutachtens besteht auch Einvernehmen mit der Stadt 
Mühlberg - das noch einmal zu betonen ist mir auch wichtig. 
Die Ergebnisse sollten wir abwarten, und wir werden dann 
auch bei Festlegungen zu zukünftigen Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen entsprechende Berücksichtigungen suchen.

Zu den unter dem vierten Spiegelstrich geforderten Sicher-
heitsleistungen: Diese können laut § 56 Absatz 2 Bundesberg-
gesetz schon jetzt gefordert werden, und das wird bei Vorliegen 
der dafür notwendigen Voraussetzungen auch durchgeführt.

Meine Damen und Herren! Ich finde es gut und richtig, dass 
sich die Bevölkerung in Mühlberg und im Kreis Elbe-Elster in-
tensiv mit dem Thema des Kiesabbaus beschäftigt, und wir 
können das im Wirtschaftsausschuss gern weiter vertiefen. - 
Vielen Dank.

	 (Beifall SPD und DIE LINKE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die BVB/FREIE WÄHLER Gruppe erhält 
die Abgeordnete Schülzke noch einmal das Wort. Bitte schön.

Frau Schülzke (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vielen Dank, das 
hört sich alles sehr gut an, aber so gut ist es einfach nicht. Die 
Dimensionen dieser Kiesgruben sind manchem wahrscheinlich 
gar nicht so richtig bewusst. Herr Minister Gerber, wenn Sie 
sagen, es werde regelmäßig berichtet, dann fragt man sich, wo-
rüber berichtet wird. In meinem Heimatort gibt es auch eine 
Kiesgrube, die überwacht wird und nicht rekultiviert wurde. 
Dort sind zwei Unternehmen in die Insolvenz gegangen, und 
nun prangt dort ein riesiges Loch - es ist eben so -, und im ver-
gangenen Jahr ist noch der Mutterboden verkauft worden. Wir 
als Amt und Gemeinde konnten das nicht stoppen. Genau darin 
liegt das Problem. 

Herr Homeyer, Sie sprechen die Arbeitsplätze an. Dort gibt es 
aber auch Arbeitsplätze in der Landwirtschaft. Die Menschen, 
die in der Landwirtschaft arbeiten, geben ihre Arbeitsplätze für 
den Kiesabbau auf. Dort werden die Arbeitsplätze also ausge-
tauscht. Unser Anliegen ist, dass man bestimmte Flächen wie-
derherstellt. Sicherlich dauert es im Nassabbau ein bisschen 
länger - dagegen ist gar nichts einzuwenden -, aber hier geht es 
um schon 25 Jahre, in denen ein bisschen etwas schiefgegan-
gen ist. 

	 (Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe und AfD)

Ich fordere Sie nachdrücklich auf, dieses Thema weiterzuver-
folgen. Hier ist viel geredet und auch sehr viel geschrieben 
worden. Wenn ich die Unterlagen für Lönnewitz, das Nachbar-
gebiet von Falkenberg, ansehe, stelle ich fest, dass es sich um 
einen riesigen Stapel Papier handelt: „es müsste“, „es sollte“, 
„es könnte“ - und zum Schluss ist da ein Loch und weiter 
nichts. 

Es gibt viele Möglichkeiten, die ich auch angesprochen habe. 
Ich wünsche mir sehr, dass das im Ausschuss sehr intensiv be-
trachtet und ein Teil der Flächen wiederhergestellt wird. Es 
kann auch nicht schwer sein, dort mit angepassten Pflanzen - 
Ginster und Robinien - die Flächen wieder zu begrünen. Das 
ist alles kein großes Problem, es muss nur veranlasst werden, 
und darum geht es uns. - Danke schön.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe und AfD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Die Aussprache ist damit beendet, und wir kom-
men zur Abstimmung.

Wir stimmen über den Überweisungsantrag der AfD-Fraktion 
an den Ausschuss für Ländliche Entwicklung, Umwelt und 
Landwirtschaft ab. Wer dem zustimmt, den bitte ich um sein 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Bei einer 
Enthaltung ist der Überweisungsantrag abgelehnt.

Wir stimmen über den Überweisungsantrag der SPD-Fraktion 
und der Fraktion DIE LINKE an den Ausschuss für Wirtschaft 
und Energie ab. Wer dem zustimmt, den bitte ich um sein 
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Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Bei einer 
Enthaltung ist der Antrag überwiesen.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 25. Bezüglich Tagesordnungs-
punkt 26 teile ich mit, dass die antragstellende Gruppe BVB/
FREIE WÄHLER ihren Antrag zurückgezogen hat.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 27 auf:

Polizeistrukturreform 2020 gescheitert - wie weiter?

Antrag
der Fraktion der CDU

Drucksache 6/2581

Dazu liegt in Drucksache 6/2666 ein Entschließungsantrag der 
AfD-Fraktion vor. Die Aussprache wird vom Abgeordneten 
Lakenmacher für die CDU-Fraktion eröffnet.

Lakenmacher (CDU):

Herr Vizepräsident! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter 
Herr Innenminister, kurz nach Beginn der Sommerpause haben 
Sie den Bericht zur Evaluation der Polizeistrukturreform vor-
gestellt. Dieser Bericht fällt sehr eindeutig aus. Der Tenor des 
Berichts ist schlicht und ergreifend: Die Polizeistrukturreform 
ist komplett gescheitert.

	 (Beifall CDU - Minister Schröter: Stimmt nicht!)

Die Evaluation bestätigt, was ich Ihnen und Ihren Vorgängern 
schon immer gesagt und prognostiziert habe: Ihre neue Struk-
tur passt nicht zu den vorgesehenen Stellenzielzahlen, nicht zu 
7 000, nicht zu 7 400 und eben auch nicht zu 7 800 Stellen. Die 
neue Struktur passt auch nicht zu den Anforderungen an eine 
effiziente und wirksame Kriminalitätsbekämpfung im fünft-
größten Flächenland der Republik. Schlussendlich zeigt der 
Bericht auch: Mit einem Personalbestand von 7 800 Polizeibe-
amten kann innere Sicherheit in Brandenburg nicht gewährleis- 
tet werden.

Herr Minister Schröter, ich erinnere mich an vieles, was mir 
hier im Laufe von vielen Debatten in den letzten Monaten und 
Jahren seitens der Innenminister Brandenburgs entgegengehal-
ten wurde - das waren in den letzten Jahren nicht wenige. Im-
mer, wenn ich beispielsweise gesagt habe, dass es nicht über-
zeugt, wenn Sie behaupten, sinkende Einwohnerzahlen würden 
automatisch zu weniger Kriminalität führen, immer dann, 
wenn ich gesagt habe, es sei falsch, die Grenz- und grenzüber-
schreitende Kriminalität bei der Reform und beim Personalbe-
stand völlig auszublenden und darauf zu setzen, dass sich das 
schon irgendwie über Maßnahmen der Prävention erledigt - 
Herr Woidke, Sie hatten diesem Parlament einmal versprochen, 
Sie würden geeignete Konzepte gegen Grenz- und grenzüber-
schreitende Kriminalität vorlegen; ich sage Ihnen, wir warten 
bis heute auf diese Konzepte; sie liegen nicht vor -, 

	 (Beifall CDU, AfD und BVB/FREIE WÄHLER Gruppe)

immer dann, wenn ich gesagt habe, dass Sie keine Teilzeitre-
viere einführen sollen und die Polizeireviere als Anker der in-
neren Sicherheit gerade in der Fläche Brandenburgs rund um 
die Uhr offenlassen sollen, immer dann, wenn ich gesagt habe, 

dass der Kriminaldauerdienst zwar theoretisch eine gute Idee 
ist, aber eben auch personaluntersetzt werden muss und es im 
Land Brandenburg de facto so ist, dass Opfer von Kriminalität 
stundenlang auf die Spurensicherung warten, immer dann, 
wenn ich gesagt habe, der Wach- und Wechseldienst sowie der 
Streifendienst seien personell unterbesetzt und die Interventi-
onszeiten würden ansteigen - ich könnte die Beispiele endlos 
fortführen -, haben Sie, Herr Woidke, Herr Holzschuher, alle 
Warnungen und alle Fakten nicht hören wollen und einfach in 
den Wind geschlagen. Das war die Realität. 

Übrigens, Herr Holzschuher - wo ist er denn? - war einmal In-
nenminister in diesem Land, und er hat diesem Parlament vor 
wenigen Monaten zu Wahlkampfzeiten ein Versprechen gege-
ben. Er hat gesagt, dass die Zahl der durchschnittlich einsatz-
bereiten Funkstreifenwagen wieder auf die gleiche Anzahl wie 
vor der Reform angehoben würde, er werde das schaffen. Die-
ses Versprechen habe ich noch im Ohr. Was ist aus diesem Ver-
sprechen geworden? Das Versprechen ist gebrochen. Wir ha-
ben gegenwärtig manche Tage in diesem Land, an denen wir 
sehr weit von 124 einsatzbereiten Funkstreifenwagen am Tag 
entfernt sind und sogar in den zweistelligen Bereich rutschen. 
Das Versprechen ist leider gebrochen - es war eben nur Wahl-
kampf.

Gegenwärtig hat sich Herr Holzschuher neuen Versprechen ge-
widmet. Wir als CDU-Fraktion - auch ich - sind sehr gespannt, 
wie lange und wie weit er sich für die Kreisfreiheit von Bran-
denburg an der Havel einsetzen wird. 

	 (Beifall CDU, AfD und BVB/FREIE WÄHLER Gruppe)

Aber zurück zum ersten gescheiterten Reformprojekt aus dem 
Hause Innenministerium, zurück zur Polizeireform: Herr In-
nenminister Schröter, seit Jahren fordert die CDU-Fraktion, 
dass die deutlich nach oben zu korrigierende Stellenzielzahl 
bei der Polizei nicht nur rein fiskalisch, rein haushalterisch be-
gründet wird, sondern eine fachbasierte Aufgaben- und Sicher-
heitsanalyse erfolgt und so der tatsächliche Stellenbedarf er-
mittelt wird. Das ist übrigens auch ein Grund, aus dem der Ent-
schließungsantrag der AfD abzulehnen ist - Sie operieren auch 
nur mit aus der Luft gegriffenen Zahlen. 

Da war es für mich eine Wohltat - das muss ich sagen -, dass 
Sie, Herr Innenminister Schröter, nicht nur ein deutliches Stel-
lenplus um 300 Stellen angekündigt - das war allerdings An-
fang dieses Jahres und ist somit schon eine Weile her -, sondern 
auch den Versuch einer fachlichen Begründung unternommen 
haben. Bei Ihnen heißt das dann in Anbetracht 800 Beamter, 
die im Schnitt täglich krankheitsbedingt nicht für den Polizei-
dienst in Brandenburg zur Verfügung stehen, Krankheitsreser-
ve.

Der Evaluationsbericht zeigt deutlich, dass die im rot-roten 
Koalitionsvertrag vereinbarte Anzahl von 7 800 Stellen in An-
betracht der gegenwärtigen und der zukünftigen Anforderun-
gen an die Polizei und die innere Sicherheit nicht nur zu ge-
ring, sondern  viel zu gering ist. 

Selbst bei dem im Evaluationsbericht formulierten Stellenbe-
darf von 8 216 Bediensteten - den Bedarf des BER klammere 
ich hier aus - ist eines noch nicht berücksichtigt, das aber ohne 
Wenn und Aber Berücksichtigung finden muss, wenn man den 
Stellenbedarf in Brandenburg ernsthaft ermitteln will: Wenn 
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Sie, Innenminister Schröter, nicht wollen, dass die Feststellung 
des tatsächlichen Stellenbedarfs bei der Polizei unter Ihrer 
Führung nur die Fortsetzung der Fehlgriffe Ihrer Amtsvorgän-
ger bedeutet, müssen Sie die veränderte aktuelle Lage einbe-
ziehen. Die veränderte Lage bedeutet, dass 90 Gemeinschafts-
unterkünfte für Asylbewerber und Flüchtlinge polizeilich be-
wacht und bestreift werden müssen. Nicht zuletzt die abscheu-
liche Brandstiftung in Nauen zeigt uns: Der anhaltende Flücht-
lingsstrom und die Unterbringung der Flüchtlinge bedeuten 
eben auch einen zusätzlichen Bedarf an Polizeibediensteten 
und einsatzbereiten Funkstreifenwagen.

	 (Beifall CDU und AfD)

Mit anderen Worten: Herr Minister Schröter, Sie haben zum 
Stellenbedarf bei der Polizei im Haushaltsausschuss einmal ge-
sagt: Alles fließt. - Ich sage Ihnen: Genauso ist es. Wir befin-
den uns nunmehr in einer Lage, in der festgestellt werden 
muss, dass auch 8 216 Stellen nicht dem tatsächlichen und dem 
zukünftigen Bedarf entsprechen. Ich habe das gegenüber Herrn 
Holzschuher, als er Innenminister war, einmal folgendermaßen 
formuliert: Ein Innenminister, der seine Verantwortung ernst 
nimmt, muss nicht nur in der Lage leben, er muss immer versu-
chen, vor die innenpolitische Lage zu kommen. - Herrn Holz-
schuher ist das leider nicht gelungen. 

Herr Minister Schröter, ich fordere Sie auf: Machen Sie das 
besser und setzen Sie sich nun endlich im Kabinett und auch 
gegen Widerstände in der Staatskanzlei - ich weiß, dass es die 
gibt - durch! Ich weiß, dass in der Staatskanzlei meist sehr ver-
nünftige Verantwortliche sitzen, aber auch, dass dort Verant-
wortliche sitzen, die sogar einmal gesagt haben, 6 000 Stellen 
würden ausreichen. Herr Minister, passen Sie ganz genau auf, 
wer wem was erzählt. Solch eine innenpolitische Geisterfahrt 
darf es nicht mehr geben.

	 (Beifall CDU und AfD)

Herr Schröter, die volle Unterstützung der CDU-Fraktion für 
ein deutliches Plus bei der Polizei ist Ihnen sicher, das wissen 
Sie. Sie müssen nun aber auch schnell und wirksam gegensteu-
ern. Mit bloßen Ankündigungen in Pressegesprächen -  die hat-
ten wir, das ging im Januar dieses Jahres los - ist es lange nicht 
getan. 

Wir werden wegen der verfehlten rot-roten Innenpolitik der 
letzten Jahre demnächst unter 7 800 und auch unter 7 600 Stel-
len bei der Brandenburger Polizei rutschen, das ist leider so. 
Deshalb bitte ich darum, dass Sie einem Maßnahmenpaket zu-
stimmen, um schnell gegenzusteuern. Deshalb bitte ich um Zu-
stimmung zu unserem Antrag. - Vielen Dank.

	 (Beifall CDU, AfD und BVB/FREIE WÄHLER Gruppe)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die SPD-Fraktion spricht jetzt der Abgeord-
nete Kosanke. Bitte schön.

Kosanke (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Lakenmacher, ich glaube, ich muss einmal mit unserem Innen-

minister schimpfen, weil er Ihnen ein anderes Exemplar des 
Evaluationsberichtes gegeben hat als mir.

	 (Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Herr Schröter, was soll das? Ich erwarte, als Mitglied der SPD-
Fraktion zumindest die gleichen Unterlagen zu bekommen wie 
die Opposition.

	 (Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Und wenn im Rahmen dieser Evaluation auf einmal zu Tage 
tritt, dass diese Reform ein Griff in die Kiste war, dann möchte 
ich diese Unterlagen haben. Aber, meine Damen und Herren, 
es tut mir wirklich leid, ich habe sie nicht.

	 (Homeyer [CDU]: Sie lesen das anders!)

Ich habe aber einen Evaluationsbericht bekommen, der wurde 
mir übergeben. Über diesen Bericht habe ich mich mit vielen 
unterhalten, unter anderem mit der Belegschaft der Polizei, die 
nicht im Verdacht steht, diese Reform immer besonders wohl-
wollend begleitet zu haben. Herr Minister, unterbrechen Sie 
mich, wenn ich mich irre.

	 (Heiterkeit bei der SPD)

Selbst die Gewerkschaft der Polizei war bei uns und hat gesagt: 
Wir müssen jetzt genau das tun, was im Evaluationsbericht 
steht.

	 (Bommert [CDU]: Toll!)

Wir müssen gucken ...

	 (Zuruf von der CDU: Gucken?)

- Ja, ihr guckt doch auch.

	 (Heiterkeit bei der CDU)

Ihr guckt halt immer in irgendwelche Kugeln und irgendwel-
che Papiere, die euch einer durchsticht, und manchmal sind das 
Dinge, die gar nicht aktuell und nicht autorisiert sind. Manch-
mal sind es auch irgendwelche Entwürfe.

	 (Heiterkeit der Abgeordneten Lehmann [SPD])

Ich habe auch das Gefühl: Bevor ihr in die Berichte schaut, 
schaut ihr in die Pressemitteilung, die irgendeiner schon ein 
halbes Jahr vorher - „auf Halde“ - geschrieben hat. Das ist ja 
auch immer ganz praktisch, dann kommt man nicht so ins 
Schlingern, wenn man schnell seine Botschaften auspacken 
will. 

	 (Zuruf des Abgeordneten Bretz [CDU])

Aber manchmal passen die dann einfach nicht mehr zur Lage, 
und dann muss man aufpassen, lieber Kollege Bretz. Man muss 
aufpassen, dass man nicht mit alten Pressemitteilungen auf 
neue Entwicklungen reagiert.

	 (Beifall SPD)
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Der Evaluationsbericht sagt, die Reform hat sich im Wesent-
lichen bewährt. Dass sie sich im Wesentlichen bewährt hat, 
sagt auch der Innenausschuss einstimmig. Mensch, Herr La-
kenmacher, da haben Sie wieder mal nicht aufgepasst. Sie wa-
ren wahrscheinlich gerade dabei, Ihre nächste Pressemitteilung 
zu schreiben oder zu lesen, je nachdem.

Wir haben im Innenausschuss einmütig festgestellt: Die Re-
form hat sich im Wesentlichen bewährt, und natürlich gibt es 
bei so einem riesigen Personalkörper und so einer riesigen Auf-
gabe Dinge, bei denen man immer wieder nachsteuern muss, 
und genau das sagt der Evaluationsbericht. Ich muss ehrlich 
sagen: Ich habe nicht nur vom aktuellen Innenminister, son-
dern auch von den vorherigen Innenministern immer wieder 
gehört: Natürlich müssen wir nachsteuern. Kriminalität ist ja 
kein fester Block, sondern sie bewegt sich. 

	 (Petke [CDU]: Welchen meinen Sie denn?)

Die Verbrecher kommen doch immer wieder auf neue Ideen. 
Sie sind sehr kreativ, deshalb machen die doch diese ganzen 
Geschichten. Da muss man nachsteuern und immer wieder mal 
etwas verändern.

	 (Heiterkeit der Abgeordneten Lehmann [SPD])

Natürlich gibt es Prinzipien - die kommen aus ganz alten Zeiten, 
da haben Sie noch Innenpolitik machen dürfen - also nicht nur 
über Innenpolitik meckern -, da wurde „Führung auf Distanz“ 
eingeführt. Es wurde auch eingeführt, dass man, um Familie 
und Beruf - was ja richtig ist - besser in Einklang zu bringen, 
andere Modelle der Arbeitsorganisation schafft. Nur passen die 
leider nicht immer zusammen, und leider muss man dort nach-
steuern. Genau das ist jetzt in Auftrag gegeben worden. Es gibt 
Arbeitsgruppen bei der Polizei, die sich darum kümmern.

All dies geschieht jetzt, und ich muss mich ehrlich fragen: Der 
Innenminister ist vom Innenausschuss beauftragt, im Dezem-
ber entsprechende Überlegungen darzulegen. Dies haben wir 
getan. Der Innenminister hat den einstimmigen Beschluss vom 
Innenausschuss mitbekommen, dass wir dem Bericht zustim-
men, und darin steht: Die Reform hat sich im Wesentlichen be-
währt. - An dieser Einschätzung muss man hier heute nichts 
ändern. Deshalb werden wir Ihren Antrag ablehnen, ganz klar. 
Wir sind aber froh, dass Sie zum Entschließungsantrag der AfD 
die gleiche Einschätzung wie wir haben. Diesen können wir 
dann gemeinschaftlich ablehnen. - Vielen Dank.

	 (Beifall SPD und DIE LINKE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Als Nächster spricht für die AfD-Fraktion der 
Abgeordnete Jung.

Auf der Besuchertribüne begrüßen wir die Landesverkehrs-
wacht und Schülerlotsen. Das passt ja zum Thema. Herzlich 
willkommen!

	 (Allgemeiner Beifall)

Jung (AfD):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Verehrte Gä-
ste! Uns liegt ein Antrag bezüglich des Scheiterns der Poli-

zeistrukturreform 2020 vor. Diesem Antrag der CDU werden 
wir zustimmen, denn bei Tageslicht betrachtet ist sie längst ge-
scheitert. Dass die Reform zum Scheitern verurteilt ist, war für 
die AfD-Fraktion von Anfang an klar.

	 (Domres [DIE LINKE]: Da gab es sie noch gar nicht!)

Wir haben schon seit Beginn der Legislaturperiode mehr Poli-
zei für Brandenburg gefordert. Immer wieder haben wir die 
Landesregierung darauf hingewiesen, dass ein Stellenabbau 
bei der Polizei ein schlechter Plan ist.

Jetzt hat der Bericht des Lenkungsausschusses bestätigt: Die 
Polizeistrukturreform der rot-roten Landesregierung hat sich 
nicht bewährt. Vor allem die Annahme, dass mit sinkender Ein-
wohnerzahl auch die Kriminalität und die Zahl der Einsätze 
abnehmen würden, hat sich als falsch erwiesen. In Anbetracht 
der steigenden Zahl von Diebstählen und ausufernder Grenz- 
und mittlerweile auch Transitkriminalität - fragen Sie zum Bei-
spiel die Handwerkskammer Cottbus - müsste die rot-rote Lan-
desregierung schon lange gegensteuern.

Die Reformpläne bestehen den Realitätstest nicht. Nicht ein-
mal die versprochenen 124 Streifenwagen hat die Landesregie-
rung umsetzen können. Es sind knapp unter 100 Streifenwa-
gen, die im fünftgrößten Bundesland der Bundesrepublik un-
terwegs sind. Die rot-rote Landesregierung scheint es mit der 
inneren Sicherheit im Land Brandenburg nicht so ernst zu neh-
men.

Wir möchten Ihnen noch einige Anstöße zur polizeilichen Aus-
bildung geben.

	 (Dr. Redmann [CDU]: Nicht anstößig werden!)

Warum ist es eigentlich nicht möglich, einen Teil der theore-
tischen kriminalistischen Ausbildung zum Beispiel an der Uni 
Potsdam durchzuführen und über einen solchen Weg Studenten 
vielleicht dazu zu bewegen, Polizist zu werden? Oder um den 
sächsischen Ansatz aufzunehmen: Wieso ist es nicht möglich, 
550 Wachpolizisten einzustellen, wie das jetzt in Sachsen gep-
lant ist? Diese Damen und Herren kommen immerhin schon 
aus einem ähnlichen Terrain und können sehr schnell für den 
mittleren Dienst fit gemacht werden.

Aber solche Überlegungen - mit Ausnahme der Feldjäger; das 
finde ich richtig gut, Herr Innenminister, Respekt! - hat man in 
einem Bundesland, in dem es wichtiger ist, die Polizei abzu-
bauen, als neue Polizisten einzustellen, bisher anscheinend 
noch nicht angestellt.

In Anbetracht der momentanen Völkerwanderung nach Mittel-
europa möchte ich Ihnen ein Zitat des früheren Chefs der Ver-
fassungsbehörde Österreichs, Gert Polli, vorlesen:

„Obwohl öffentlich nie angesprochen, gehen auch die Si-
cherheitsbehörden davon aus, dass terroristische Aktivi-
täten auf deutschem oder österreichischem Territorium 
bald Realität werden könnten. Ein Sammelsurium aus 
Sympathisanten von IS, al-Nusra-Front, schiitischen Mi-
lizen und desertierten irakischen oder syrischen Soldaten 
stellt eine Mischung dar, mit der die europäischen Sicher-
heitsbehörden schlichtweg überfordert sind.“ 
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Spätestens jetzt muss etwas geschehen. Unterstützen Sie des-
halb unseren Initiativantrag sowie den CDU-Antrag. - Vielen 
Dank.

	 (Beifall AfD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Fraktion DIE LINKE spricht nun der 
Abgeordnete Dr. Scharfenberg. Bitte schön.

Dr. Scharfenberg (DIE LINKE):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Lakenmacher, 
Sie sind nicht nur rechthaberisch und selbstverliebt - so viel 
„ich“ habe ich schon lange nicht mehr in einer Rede gehört -, 
Sie sind auch vergesslich.

	 (Heiterkeit der Abgeordneten Lehmann [SPD])

Ich erinnere daran, dass die CDU dem Vorschlag der Landesre-
gierung für eine Polizeireform einen eigenen Vorschlag entge-
gengesetzt hat. Das waren zwar nicht Sie, Herr Lakenmacher, 
sondern Herr Petke, der heute einmal da ist. Dieser Vorschlag 
war, eine Zielzahl von 8 000 Polizisten anzuvisieren. Darüber 
sind Sie lange hinweg. Sie sind jetzt offensichtlich auf dem 
Weg zu 8 500 oder 9 000, wie Sie angedeutet haben, Herr La-
kenmacher. Ich weiß nicht, wo Sie da hinwollen.

(Petke [CDU]: Mindestens 8 000!)

- Herr Petke, was haben Sie gerade gesagt?

(Petke [CDU]: Da stand „mindestens 8 000“! Vielleicht 
hat man das in der russischen Übersetzung weggelassen! 
Mindestens 8 000!)

- Herr Petke, ich sehe, Sie haben sich den Bedingungen ange-
passt. Das haben Sie gut hinbekommen. Darin sind Sie sowieso 
Meister.

	 (Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Aber ganz offen: Es ärgert mich schon ein wenig, diesen CDU-
Antrag vor mir zu sehen. Ich möchte gern mal aus dem Näh-
kästchen plaudern.

	 (Beifall SPD)

Ich hatte den Vorschlag gemacht - jetzt sage ich auch einmal 
„ich“ -, zur Umsetzung der Evaluierung der Polizeireform ei-
nen Antrag in die Plenarsitzung einzubringen. Wir haben uns 
dann in der Koalition auf einen anderen Weg geeinigt. Durch 
unseren Antrag im Innenausschuss, auf den Sören Kosanke be-
reits aufmerksam gemacht hat, haben wir uns für den schnellst-
möglichen und direkten Weg entschieden. Ich bin mir sicher, 
wenn wir das nicht getan hätten, wäre Herr Lakenmacher im 
Innenausschuss anders aufgetreten.

Jetzt ist es die Variante, die wir hier zu sehen bekommen ha-
ben, und zu diesem Antrag kann ich nur sagen: Sie übertiteln 
diesen Antrag mit der Behauptung, dass die Polizeireform ge-
scheitert sei. Das haben Sie bei den verschiedensten Gelegen-
heiten immer wieder behauptet, und Sie bezeichnen sich als 

Insider beim Thema Polizei. Für Sie war die Reform ja schon 
gescheitert, bevor sie überhaupt begonnen worden ist.

	 (Dr. Redmann [CDU]: Das ist Weitblick!)

Wenn die Reform gescheitert wäre, müsste man sie rückgängig 
machen. Davon spricht überhaupt niemand; das ist nicht der 
Fall. Das versuchen Sie mit Ihrem Antragstext auch überhaupt 
nicht zum Ausdruck zu bringen. Überschrift und Inhalt Ihres 
Antrages passen nicht zusammen, aber mit solchen Feinheiten 
haben Sie es ja auch nicht so.

	 (Einzelbeifall bei der Fraktion DIE LINKE)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sprechen über eine Re-
form, die eine langfristig funktionierende Polizeistruktur zum 
Ziel hat. Heute können wir mit Fug und Recht sagen, dass es 
richtig war, eine Evaluierung durchzuführen, und das zu einem 
Zeitpunkt, zu dem man auf den Verlauf der Reform noch Ein-
fluss nehmen kann. Ich erinnere daran, dass das ein Antrag der 
Koalitionsfraktionen war.

Der jetzt vorliegende Evaluierungsbericht ist entgegen den 
Vorhersagen der CDU - Sie haben ja auch behauptet, die Eva-
luierung werde nicht viel bringen - kritisch und mit weitrei-
chenden Schlussfolgerungen versehen. Dabei geht es einerseits 
um eine Nachsteuerung, da sich einige Prognosen nicht als rea-
listisch erwiesen haben. Andererseits geht es aber auch um eine 
konsequente Umsetzung der Reform, die mit dem Evaluie-
rungsbericht eingefordert wird. Dazu hat der Innenausschuss in 
seiner Sitzung am 10. September auf Antrag der Koalitions-
fraktionen einen Beschluss gefasst; Sören Kosanke hat das hier 
sehr anschaulich dargestellt.

Wir haben damit den Auftrag ausgelöst, dass ein Konzept zur 
Umsetzung der Handlungsempfehlungen dieses Evaluie-
rungsberichtes erarbeitet werden soll. Auch wenn man es 
nicht so genau sehen kann, gehe ich davon aus, dass Sie, Herr 
Lakenmacher, die Diskussion im Innenausschuss aufmerk-
sam verfolgen konnten. In jedem Fall waren Sie körperlich 
anwesend, deshalb wundert mich der vorliegende Antrag 
schon sehr.

Das, was Sie mit diesem Antrag wollen, ist vor 14 Tagen defi-
nitiv ausgelöst worden. Der einzig erkennbare Unterschied be-
steht darin, dass wir unseren Antrag eben nicht unter das Vor-
zeichen einer gescheiterten Reform gestellt haben, da dies - 
wie Ihnen offensichtlich klar ist - nicht zutrifft. Damit nichts 
offenbleibt: Es wäre auch nicht klug, nun einzelne Handlungs-
empfehlungen herauszugreifen und vorzugeben, so wie Sie es 
machen wollen. Wir wollen im Dezember ein abgestimmtes 
Konzept ...

	 (Petke [CDU]: Welches Jahr?)

- Das können Sie stecken lassen, Herr Petke. Können Sie nicht 
lesen?

	 (Zuruf des Abgeordneten Petke [CDU])

Wir wollen ein abgestimmtes Konzept, in dem die Handlungs-
empfehlungen gewichtet werden und die schrittweise Umset-
zung dargestellt wird. Dafür sehen wir natürlich nicht nur den 
Innenminister, sondern die ganze Landesregierung in der Ver-
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antwortung. Deshalb bleibt mir nur die Feststellung: Der An-
trag der CDU-Fraktion ist schlichtweg überflüssig.

	 (Beifall DIE LINKE und SPD)

Vizepräsident Dombrowski:

Danke schön. - Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
spricht nun die Abgeordnete Nonnemacher. Zuvor begrüßen 
wir noch Mitglieder der Kreishandwerkerschaft Teltow-Flä-
ming auf der Tribüne. Sie kommen zum letzten Tagesord-
nungspunkt. - Herzlichen willkommen!

(Allgemeiner Beifall)

Frau Nonnemacher (B90/GRÜNE):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Verehrte Gä-
ste! Ich wollte mich zunächst bei den Kollegen der CDU-Frak-
tion dafür bedanken, dass sie am Ende dieses dreitägigen Ple-
nums die Polizeistrukturreform nochmals auf die Tagesord-
nung gesetzt haben. Ich glaube, ich wäre heute Nachmittag mit 
einem schlechten Gewissen und einem Gefühl mangelnder 
Pflichterfüllung aus dem Landtag gegangen, wenn wir darüber 
nicht noch einmal geredet hätten.

(Beifall B90/GRÜNE, SPD und DIE LINKE)

Der Ausschuss für Inneres und Kommunales hat in seiner Sit-
zung am 10. September mit sieben Ja- und ohne Gegenstim-
men beschlossen, dass das Ministerium dem zuständigen Fach-
ausschuss bis Ende des Jahres ein Konzept zur Umsetzung der 
Handlungsempfehlungen des Evaluierungsberichtes vorlegt. 
Dabei sollen die erheblichen Nachsteuerungsbedarfe sowohl 
strukturell als auch besonders hinsichtlich des künftigen Perso-
nalbedarfes dargestellt werden.

Nichts anderes fordern Sie in Ihrem Antrag: nämlich den fest-
gestellten Nachbesserungs- und Veränderungsbedarf zu kon-
kretisieren und ein Maßnahmenpaket zur Reformkorrektur vor-
zulegen. Über die vier Wochen Zeitdifferenz zwischen dem 
01.12.2015 und Ende des Jahres wollen wir jetzt nicht reden - 
geschenkt. 

Worum geht es Ihnen wirklich? Im Ausschussantrag der SPD-
Fraktion und der Fraktion DIE LINKE heißt es, dass sich die 
Neuorganisation der Polizei zum 01.11.2011 im Wesentlichen 
bewährt hat. In Ihrem Antrag ist von der gescheiterten Poli-
zeistrukturreform die Rede; genau darum geht es Ihnen. Die 
Sichtweise des grundsätzlichen Scheiterns impliziert, dass es 
sich bei der Polizeistrukturreform um einen Akt handelt, den 
man mit einem Schalter an- oder abstellen kann. Es handelt 
sich jedoch um einen Prozess über längere Zeit.

Ich bin nun wirklich unverdächtig bzw. weit davon entfernt, 
den Prozess als gelungen zu bezeichnen. Die Frage „Scheitern 
oder Bewährung im Wesentlichen?“ ist jedoch rein akade-
misch, da wir alle wissen, dass Korrektur und Nachbesserung 
im Prozess nötig sind. Auch Sie fordern nicht, dass wir das 
brandenburgische Polizeipräsidium auflösen, die Direktionen 
abschaffen und zu den Polizeiwachen zurückkehren.

(Beifall B90/GRÜNE, SPD und vereinzelt DIE LINKE)

Die schrittweise Umsetzung von Handlungsempfehlungen aus 
dem Evaluierungsbericht wird dazu führen, dass die Perso-
nalbedarfsplanung 2020 von derzeit 7 855 Stellen nach oben 
korrigiert wird. Darüber haben wir in den Haushaltsberatungen 
ausführlich diskutiert. 

(Vereinzelt Beifall DIE LINKE)

Wir werden erleben, dass dies über die 8 000 Kräfte hinausge-
hen wird, die die CDU in ihrem Alternativkonzept zur Poli-
zeistrukturreform 2010 vorgestellt hat. Hat sich Ihr damaliger 
Ansatz im Wesentlichen bewährt, muss er nachgebessert wer-
den oder sollte man ihn als gescheitert ansehen?

Da uns philosophische Betrachtungen dieser Art nicht weiter-
führen, halte ich Ihren Antrag für einen entbehrlichen Zweit-
aufguss dessen, was der Innenausschuss dem Ministerium mit 
auf den Weg gegeben hat.

(Vereinzelt Beifall SPD und DIE LINKE)

Wir Grünen wollen, dass unrealistische Prognosen, die den Or-
ganisationsentscheidungen zugrunde lagen, korrigiert werden 
und dass an den zahlreichen aufgedeckten Schwachstellen 
nachgebessert wird. Wir wollen aber auch, dass Führungs- und 
Fehlerkultur in unserer Polizei verbessert werden und nicht vor 
einem Krankenstand kapituliert wird, der als Ausdruck der Re-
signation und des Ganges in die innere Emigration verstanden 
werden muss.

(Beifall des Abgeordneten Jung [AfD])

Gesundheitsmanagement kann sich nicht in gemeinsamen 
gymnastischen Übungen erschöpfen. Die Notwendigkeit, Per-
sonal, Führung und Betriebsklima zu optimieren, wird auch 
nicht durch die Forderung nach weiterer Hochkorrektur der 
Zielzahlen gegenstandslos. - Vielen Dank und einen schönen 
Nachmittag!

(Beifall B90/GRÜNE, SPD und DIE LINKE)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die Gruppe BVB/FREIE WÄHLER spricht 
der Abgeordnete Schulze; bitte schön.

(Der Abgeordnete Schulze schiebt eine Sackkarre mit 
einem Stapel Akten vor das Rednerpult. - Zuruf von der 
Fraktion DIE LINKE: Herr Schulze möchte umziehen!)

Schulze (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe):* 

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich 
denke, der Antrag der CDU-Fraktion ist gerechtfertigt und not-
wendig.

(Beifall CDU sowie des Abgeordneten Jung [AfD])

Das Thema betrifft ca. 8 000 Bedienstete bei der Polizei und 
weitere 2,4 Millionen Brandenburger. Es mal eben so im In-
nenausschuss abzuhandeln halte ich nicht für richtig. Man hat 
das auch an der Resonanz in der Öffentlichkeit bemerkt. Es ist 
versucht worden, das Thema unter der Decke zu halten.
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Zunächst muss man dem Innenminister danken, dass er nach 
der Landtagswahl den Mut hatte, das verquaste Projekt „Poli-
zeireform“ anzufassen. Ich will unsere persönlichen Gespräche 
hier nicht resümieren; das gehört sich nicht. Aber der Bericht 
bestätigt, was die Kritiker in den Jahren 2010 und 2011 im In-
nenausschuss und in der SPD gesagt haben.

Ich habe Ihnen hier den kleinen Aktenvorhalt zur Polizeireform 
aus dem Jahr 2010 mitgebracht. Herr Kosanke, wenn Sie sa-
gen, es gebe überhaupt keine Probleme, dann frage ich mich, 
warum auf der Internetseite der Landespolizei steht: 

„Der Bericht hält Verstärkungen ‚in nahezu allen wesent-
lichen Aufgabenfeldern‘ der Polizei für unabdingbar (…).“

Weiter heißt es dort, die „Führung und Distanz“ habe sich nicht 
bewährt; die Stärkung des Streifendienstes auf 2 218 Dienst- 
posten sei geboten; vier Einsatzhundertschaften seien alter-
nativlos; im Bereich Kriminalpolizei seien Sachbearbeitung, 
Kriminaldauerdienst und Kriminaltechnik zu verstärken; die 
Fahndungskräfte reichten nicht aus; der polizeiliche Staats-
schutz sei zu verstärken; die Bekämpfung von Wirtschafts-
kriminalität und Korruption sei mit dem Stellenansatz nicht 
zu leisten; im Landeskriminalamt müsse ein Kompetenzzen-
trum gegen Internet- und Cyberkriminalität eingerichtet wer-
den; es gebe Anpassungsbedarf bei der Fachhochschule der 
Polizei.

Meine Damen und Herren, wie man angesichts dieser Ausfüh-
rungen auf der Internetseite der Landespolizei zu Aussagen wie 
denen von Herrn Kosanke kommt, ist mir nicht klar - haben Sie 
Drogen oder irgendetwas genommen?

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe sowie vereinzelt 
CDU und AfD)

Die reale Lage im Land Brandenburg sieht doch so aus, dass 
kurz vor der Landtagswahl in bestimmten, ausgewählten Be-
reichen des Landes Sonderkontingente zusammengezogen 
wurden, um bestimmten Politikern im Land Rückhalt zu ge-
ben; ich sage nur: Guben und Forst. Ich weiß ziemlich genau, 
wie die Situation dort und in Peitz ist, weil Verwandte von mir 
dort wohnen. 

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe und AfD)

Meine Damen und Herren, das war unverantwortlich. Daran 
hat sich nichts geändert. Ich sehe Kopfnicken von Kollegen der 
Linksfraktion. Die reale Lage ist nicht zu beschönigen. Des-
halb, Herr Innenminister, haben Sie mit dem Evaluationsbe-
richt eine gute Tat vollbracht. Ich bin der ziemlich festen Über-
zeugung, dass das Festmachen der Polizei für die Zukunft bei 
Ihnen in den richtigen Händen ist.

Ich möchte nur um eines bitten, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wenn wir das neu angehen und den Streit von damals hin-
tenansetzen: dass wir uns darauf einigen, nicht wieder auf Kan-
te zu nähen, sondern für bestimmte Situationen eine Reserve 
zu lassen - egal ob es Krankmeldungen sind oder besondere 
Situationen, wie sie uns jetzt gerade ereilen.

Meine Damen und Herren, die Polizeireform 2010 war weder 
sachlich noch fachlich notwendig und geeignet. Sie war das 
Vorhaben eines Ex-Finanzministers, der meinte, in seiner neu-

en Funktion als Innenminister eine Sparpolitik durchsetzen zu 
müssen, die er anderen nicht zutraute. Das hat dem Land Bran-
denburg und seiner Polizei sehr geschadet. Wer anderes be-
hauptet, den lade ich herzlich zu einer Bürgerversammlung ein; 
dann diskutieren wir darüber vor Ort.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe, AfD und ver-
einzelt CDU)

Wir haben es hier mit der vorsätzlichen Beschädigung einer 
Landesbehörde zu tun. Das festzustellen ist keine Rechthaberei 
oder Ideologie. Frau Nonnemacher, ich will auf das zu spre-
chen kommen, was Sie gesagt haben: Es sind keine Mängel, 
die im Laufe des Verfahrens aufgedeckt wurden! Im Jahr 2010 
ist Punkt für Punkt gesagt worden: Wenn Sie dieses machen, 
wird dieses passieren; wenn Sie jenes machen, wird jenes pas-
sieren. Es sind keine aufgedeckten Mängel.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe, AfD sowie des 
Abgeordneten Bretz [CDU])

Jetzt passiert das, was vorhergesagt wurde. Wenn man je-
manden ins Wasser wirft, wird er nass. Wenn man so handelt 
wie bei der Polizeireform, konnte nur dies das Ergebnis sein. 
Das einzig Gute an der Sache ist, dass jetzt offensichtlich alle 
eingesehen und verstanden haben, dass man so nicht weiterma-
chen kann. Schauen wir, wie wir das Kind aus dem Brunnen 
holen; hineingefallen ist es schon. 

Kollege Lakenmacher hat die Entwicklung bei den Polizeibe-
diensteten nachgezeichnet. Polizisten kann man sich nicht ba-
cken. Es wäre gut, wenn wir - besser heute als morgen - anfan-
gen und nicht kleckern, sondern klotzen. Die Frage der inneren 
Sicherheit sollte man nicht leichtfertig behandeln. 

Wenn Ihnen etwas passiert und die Polizei nicht kommt, dann, 
meine Damen und Herren, ist das Geschrei groß. Ich möchte 
hier nur einmal aus dem Süden des Landkreises Teltow-Flä-
ming berichten: In Oehna, Jüterbog oder Dahme ruft keiner 
mehr bei der Polizei an, wenn irgendetwas passiert. Sie wissen: 
Die Polizei kommt ohnehin nicht.

(Frau Lieske [SPD]: Woher wissen Sie das?)

- Entschuldigung, weil ich das von den Ortsbürgermeistern, 
Bürgermeistern, Kreistagsabgeordneten und Bürgern höre; da-
her weiß ich das.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe, AfD und ver-
einzelt CDU)

Reden Sie doch selbst einmal mit ihnen! Fragen Sie doch ein-
mal Herrn Barthel!

Vizepräsident Dombrowski:

Herr Kollege, Ihre Redezeit ist um.

Schulze (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe): 

Vielen Dank. Ich hoffe, dass wir aus dem Scherbenhaufen noch 
etwas zusammenkitten können.

(Beifall BVB/FREIE WÄHLER Gruppe)
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Vizepräsident Dombrowski:

Herr Kollege, und ich hoffe, dass Sie sich künftig ein bisschen 
mehr bemühen, sich an die Geschäftsordnung zu halten. Das 
betrifft sowohl die Redezeit als auch Ihr Gepäck. Ich habe es 
geräuschlos entfernen lassen, weil ich die gelöste Stimmung 
nicht belasten wollte; alle freuen sich auf das morgige Fest.

	 (Beifall SPD und DIE LINKE)

Als nächsten Redner rufe ich den Innenminister auf; bitte schön.

Minister des Innern und für Kommunales Schröter:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren Ab-
geordnete! Bekanntermaßen hat der Erfolg viele Väter; nur der 
Misserfolg ist ein Waisenkind. Ich denke, wir alle konstatieren, 
dass der vorgelegte Evaluierungsbericht ein Erfolg ist. 

(Beifall des Abgeordneten Schulze [BVB/FREIE WÄH-
LER Gruppe])

Er ist ein Erfolg für die Polizei, aber ich bin leider keiner der 
Väter dieses Berichtes - wenn, dann höchstens ein Stiefvater. 
Ich habe das sozusagen übernommen. Es war eine kluge Ent-
scheidung des Landtages, die Polizeistruktur zu evaluieren, um 
gegebenenfalls, so Mängel erkannt werden, rechtzeitig gegen-
steuern zu können.

Verehrter Kollege Lakenmacher, ich bin Ihnen für Ihre abgerü-
stete Rhetorik dankbar; ich hatte anderes erwartet. Aber ange-
sichts des Berichtes, über den man durchaus geteilter Meinung 
sein kann - nicht aber über seine Grundaussage -, ist mir Ihre 
Rhetorik nun auch begreiflich. Jeder, der den mir bekannten 
Bericht gelesen hat, kommt zu der Überzeugung: Die Struktur 
funktioniert. 

Vizepräsident Dombrowski:

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Minister Schröter:

Aber selbstverständlich, von Herrn Wichmann besonders gern.

Vizepräsident Dombrowski:

Bitte schön.

Wichmann (CDU):

Sie haben ausgeführt, der Evaluationsbericht sei ein Erfolg. Ist 
es richtig, dass wir nach heutigem Stand mittlerweile unter 
8 000 Polizeibeamte im Land Brandenburg haben? 

Minister Schröter:

Das ist falsch. Wir haben zurzeit - Stichtag 1. September, weil 
immer der Erste des Monats der Erfassungszeitpunkt ist - 
8 040 Polizeibeamtinnen und -beamte. Aber egal, wie viele wir 
haben: Ich sprach vom Evaluierungsbericht. Dieser ist ganz 
unstreitig ein Erfolg.

(Unmut bei der CDU - Petke [CDU]: Die SPD hat Recht, 
muss Recht haben!)

Meine Damen und Herren, der Evaluierungsbericht enthält et-
was, worüber wir sicher noch verstärkt reden werden: eine 
erstmals fachlich fundierte Aussage über die Stellenausstattung 
der einzelnen Gliederungen der Polizei. Dass der Bericht an ei-
nigen Stellen zu dem Ergebnis kommt, dass die neue Sicher-
heitslage Nachsteuerungen notwendig macht, halte ich für ein 
völlig normales Ergebnis.

Im Übrigen, Herr Jung: Eine Partei, die zum Zeitpunkt der Po-
lizeistrukturreform noch nicht einmal existierte, muss über 
mehr als hellseherische Fähigkeiten verfügen, wenn sie schon 
damals wusste, dass das alles völliger Blödsinn ist.

(Beifall SPD und DIE LINKE)

Sie könnten Ihr Geld auch leichter verdienen, zum Beispiel mit 
der Voraussage der Lottozahlen oder anderen einträglichen 
Dingen.

(Unmut bei der AfD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte nicht auf 
Einzelheiten des Berichtes eingehen. Der, den ich kenne, liegt 
allen vor und kann im Internet eingesehen werden. Den von 
Herrn Lakenmacher werde ich suchen lassen; ich habe ein paar 
Kriminalisten, denen ich diese Aufgabe übertragen kann.

(Heiterkeit bei der SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt heute - fest-
gemacht am Beschluss des Innenausschusses - in der Tat einen 
neuen Sachstand. Der Innenausschuss sprach nämlich mit sei-
nem Beschluss eine klare Aufforderung in Richtung MIK aus. 
Ich bin aufgefordert, bis zum Ende des Jahres eine Konzeption 
vorzulegen, wie die Ergebnisse der Evaluierung vernünftig in 
Polizeiarbeit einfließen können. Diese Aufgabe werde ich 
selbstverständlich erfüllen. Ich kann nicht erkennen, an wel-
cher Stelle der Antrag der CDU-Fraktion über das Ergebnis des 
Innenausschusses hinausgeht. Ich stelle lediglich fest, dass es 
im Haus einen breiten Konsens darüber gibt,  dass wir uns den 
Ergebnissen zuwenden und sie vernünftig in neue Konzepte 
einarbeiten müssen.

(Beifall SPD und des Abgeordneten Domres [DIE LIN-
KE])

Ich will abschließend den Ministerpräsidenten zitieren, der 
sagte: Wir sind gut beraten, die Sicherheitslage neu zu bewer-
ten. - Dem will ich nichts hinzusetzen, außer dass ich Ihnen ein 
wunderschönes Wochenende und morgen ein schönes Fest 
wünsche. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, DIE LINKE und des Abgeordneten Rasch-
ke [B90/GRÜNE])

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Für die CDU-Fraktion spricht noch einmal der 
Abgeordnete Lakenmacher. - Bitte schön.

Lakenmacher (CDU):

Herr Vizepräsident! Meine Damen und Herren! Lieber Sören, 
„Führen auf Distanz“ - dazu empfehle ich dir eine Kleine An-
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frage von mir aus dem Jahr 2011. Dort habe ich abgefragt, wo 
„Führung auf Distanz“ erprobt wurde - nicht nur in der Wirt-
schaft, sondern auch im öffentlichen Dienst. Null Auskunft. 
Nirgendwo. Das war ein Scheitern mit Ansage bei der „Füh-
rung auf Distanz“. Es diente nur dazu, diese Personalzielzahlen 
zu rechtfertigen. Das sage ich dir einmal.

(Beifall CDU - Zuruf des Abgeordneten Kosanke [SPD])

- Du kannst die Kleine Anfrage gern von mir bekommen. 

Herr Dr. Scharfenberg, ich war nicht - ich denke, Sie schon - 
auf so einer „Parteisprachschule“. 

(Heiterkeit bei der CDU und des Abgeordneten Schulze 
[BVB/FREIE WÄHLER Gruppe])

Sie sagen hier, die Prognosen hätten sich nicht als realistisch 
erwiesen. Ich sage Ihnen einmal, was die Wirklichkeit ist: Die 
Wirklichkeit ist, dass diese Reform von Grenzkriminalität, von 
grenzüberschreitender Kriminalität, von Eigentumskriminali-
tät, von Diebesbanden und Einbruchsbanden eingeholt wurde. 
So sieht es aus. Das ist das, was sich hier als unwahr erwiesen 
hat.

(Zuruf der Abgeordneten Mächtig [DIE LINKE])

Ich nenne Ihnen nur ein Beispiel aus der „Lausitzer Rund-
schau“ von dieser Woche. Da sagte ein Polizeibeamter als Zeu-
ge vor Gericht - vor dem Amtsgericht Senftenberg war ein Be-
schuldigter wegen Betäubungsmitteldelikten angeklagt -: Ich 
kann meine Fälle nicht mehr abarbeiten, denn ich habe über 
60 Fälle zu bearbeiten; ich bekomme es nicht mehr hin. - In der 
Folge wurde der Beschuldigte nicht verurteilt. Das ist die Rea-
lität. 

(Beifall CDU, AfD und BVB/FREIE WÄHLER Gruppe)

Dahin hat uns diese Polizeireform geführt. Hören Sie doch, 
was der Vorsitzende des Bundes der Staatsanwälte hier in 
Brandenburg sagt. 

Vizepräsident Dombrowski:

Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Lakenmacher (CDU):

Okay, ich komme zum Schluss. - Stimmen Sie einfach unserem 
Antrag zu, tun Sie der Polizei Brandenburg etwas Gutes! - 
Danke.

(Beifall CDU und AfD)

Vizepräsident Dombrowski:

Vielen Dank. - Wir sind damit am Ende der Debatte. Wir kom-
men zur Abstimmung über den Antrag der CDU-Fraktion, 
Drucksache 6/2581, Polizeistrukturreform 2020 gescheitert - 
wie weiter? 

Ich darf Sie fragen: Wer möchte diesem Antrag zustimmen? - 
Gegenstimmen? - Gibt es Enthaltungen? - Damit ist dieser An-
trag abgelehnt.

Ich rufe jetzt zur Abstimmung über den Entschließungsantrag 
der AfD-Fraktion, Drucksache 6/2666, auf. Wer möchte die-
sem Entschließungsantrag zustimmen? - Gegenstimmen? - 
Gibt es Enthaltungen? - Damit ist dieser Entschließungsantrag 
abgelehnt.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 27 und beende die 17. Ple-
narsitzung. 

Ich würde mich freuen, wenn morgen möglichst viele Kolle-
ginnen und Kollegen an dem tollen Bürgerfest anlässlich 
25 Jahre Land Brandenburg teilnehmen würden. - Danke schön. 
Einen guten Nachhauseweg. 

Ende der Sitzung am 25. September 2015: 15.19 Uhr
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Anlagen

Gefasste Beschlüsse

Betreuungsgeld für Kita-Qualität nutzen!

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 17. Sitzung am 24. Sep-
tember 2015 zum TOP 2 folgenden Beschluss gefasst:

„Das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 21. Juli 
2015 zum Betreuungsgeld stellt unmissverständlich klar, 
dass die §§ 4a bis 4d Bundeselterngeld- und Elternzeitge-
setz in der Fassung des Gesetzes zur Einführung eines 
Betreuungsgeldes (Betreuungsgeldgesetz) vom 15. Fe-
bruar 2013 mit Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes 
unvereinbar und nichtig sind. Die nun seitens der Bun-
desregierung bereits im Bundeshaushalt für das Betreu-
ungsgeld eingeplanten Mittel können nun nicht mehr ih-
rer eigentlich geplanten Verwendung zugeführt werden. 
Verbesserungen im Bereich der frühkindlichen Bildung 
sind jedoch in allen Bundesländern dringend erforderlich. 
Darum sollten die bereits eingeplanten Mittel an die Bun-
desländer verteilt und für die Verbesserung im Bereich 
Kita genutzt werden. 

Der Landtag fordert die Landesregierung auf, sich im 
Bundesrat und gegenüber der Bundesregierung dafür ein-
zusetzen, dass

a)	 der Bund sicherstellt, dass die im Bundeshaushalt 
für das Betreuungsgeld eingeplanten und durch das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 21. Juli 
2015 zum Betreuungsgeld nun zur Verfügung ste-
henden finanziellen Mittel nicht dem allgemeinen 
Bundeshaushalt zugeführt werden,

b)	 der Bund durch gesetzliche Regelungen sicherstellt, 
dass die im Bundeshaushalt für das Betreuungsgeld 
eingeplanten und durch das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichtes vom 21. Juli 2015 zum Betreu-
ungsgeld nun zur Verfügung stehenden finanziellen 
Mittel nach dem jeweils gültigen Königsteiner 
Schlüssel auf die Länder verteilt werden, mit der 
Maßgabe, dass diese Mittel für Verbesserungen im 
Bereich Kita eingesetzt werden sollen.“

Organstreitverfahren der AfD-Fraktion - VfGBbg 57/15

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 17. Sitzung am 24. Sep-
tember 2015 zum TOP 10 beschlossen, im Organstreitverfah-
ren der AfD-Fraktion - VfGBbg 57/15 - folgende Stellungnah-
me abzugeben:

„Organstreitverfahren der AfD-Fraktion - VfGBbg 57/15

In dem o. g. Verfahren möchte der Landtag Brandenburg 
die ihm vom Gericht eingeräumte Gelegenheit zur Stel-
lungnahme dazu nutzen, zu dem von der Antragstellerin 
dargelegten Sachverhalt einige Klarstellungen und Er-
gänzungen vorzunehmen.

1.

Der Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass 

der Landtag den Kandidaten der Antragstellerin für die 
Parlamentarische Kontrollkommission (PKK), den Abge-
ordneten Galau, nicht zwei Mal, wie von der Antragstel-
lerin dargelegt, sondern im April 2015 noch ein drittes 
Mal abgelehnt hat: 

Mit Antrag vom 21. April 2015 schlug die Antragstellerin 
erneut vor, den Abgeordneten Galau als Mitglied der 
PKK zu wählen (Drs. 6/1221 - Anlage A). Auch diesen 
Antrag lehnte der Landtag in seiner 10. Sitzung am 
29. April 2015 in geheimer Wahl ab (PlPr 6/10, S. 723 f., 
TOP 10 - Anlage B).

2.

Angesichts der Ausführungen der Antragstellerin und zur 
Vermeidung von Missverständnissen erscheint es aus hie-
siger Sicht notwendig, in diesem Verfahren noch einmal 
ausdrücklich klarzustellen, dass der Landtag der Antrag-
stellerin zu keinem Zeitpunkt das Recht abgesprochen 
hat, ein Mitglied in die PKK zu entsenden. Dies kommt 
insbesondere in dem von der Antragstellerin selbst zi-
tierten Beschluss des Landtages über die „Bildung der 
Parlamentarischen Kontrollkommission“ deutlich zum 
Ausdruck. Durch ihn wird der Antragstellerin das Vor-
schlagsrecht für ein Mitglied in der PKK eingeräumt.

Die Bereitschaft, auf Vorschlag der Antragstellerin ein 
Mitglied in die PKK zu wählen, wurde auch im Präsidi-
um nachdrücklich erklärt. Beim Präsidium, dessen Mit-
glieder gemäß Artikel 69 Absatz 1 LV vom Landtag ge-
wählt werden, handelt es sich um ein Gremium, das - ne-
ben weiteren Aufgaben - die Präsidentin des Landtages 
bei der Führung der Geschäfte unterstützt und die Ver-
ständigung zwischen den Fraktionen herbeiführt (§ 15 
Absatz 1 Satz 1 GOLT). In ihm sind die Fraktionen regel-
mäßig durch ihre Fraktionsvorsitzenden und/oder ihre 
Parlamentarischen Geschäftsführer vertreten.

In der 4. Sitzung des Präsidiums am 14. Januar 2015 gab 
der Vorsitzende der Fraktion der SPD, der Abgeordnete 
Ness, zu Protokoll, dass die Koalitionsfraktionen, das 
heißt die Fraktion der SPD und die Fraktion DIE LINKE, 
dem Wahlvorschlag der Antragstellerin nicht zustimmen 
würden. Das Recht der Antragstellerin, einen Vertreter in 
die PKK zu entsenden, werde nicht infrage gestellt. Die 
Antragstellerin werde aber gebeten, dem Plenum eine 
Person vorzuschlagen, bei der eine rechtsextreme Ver-
gangenheit ausgeschlossen sei. Die Parlamentarische Ge-
schäftsführerin der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, die Abgeordnete Nonnemacher, schloss sich diesen 
Ausführungen an; für die CDU-Fraktion erläuterte deren 
Parlamentarischer Geschäftsführer, der Abgeordnete 
Dr. Redmann, seine Fraktion werde sich bei der Abstim-
mung enthalten (Präsidiumsprotokoll 6/4, S. 8 - Anlage C).

Somit sprachen Vertreter aller anderen Fraktionen im 
Präsidium übereinstimmend der Antragstellerin das Recht 
zu, ein Mitglied in die PKK zu entsenden. Da das Präsidi-
umsmitglied der Antragstellerin, ihre Parlamentarische 
Geschäftsführerin, die Abgeordnete Bessin, in der maß-
geblichen Sitzung nicht anwesend war, konnten diese 
Äußerungen nur zu Protokoll gegeben werden (Präsidi-
umsprotokoll 6/4, S. 8 - Anlage C). Das Protokoll wurde 
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sämtlichen Mitgliedern des Präsidiums zugeleitet, also 
auch der Abgeordneten Bessin, die auf diese Weise von 
der Diskussion im Präsidium Kenntnis erhielt bzw. 
Kenntnis hätte nehmen können. An ihr wäre es gewesen, 
die Antragstellerin hierüber zu informieren.

3.

Die sich wiederholenden Vorschläge der Antragstellerin 
für die Wahl eines Mitglieds der PKK wurden auch in den 
informellen Beratungen der Parlamentarischen Geschäfts-
führer aller Fraktionen angesprochen. Die Parlamenta-
rischen Geschäftsführer treffen sich regelmäßig, um je-
weils die Tagesordnungen des Plenums für das Präsidium 
vorzubereiten. Anlässlich einer solchen Beratung wurden 
auch die Ablehnung des Wahlvorschlags der Antragstelle-
rin und die Wiederholung dieses Wahlvorschlags themati-
siert. Der Parlamentarische Geschäftsführer der Fraktion 
der SPD äußerte sich in dieser Runde gegenüber der an-
wesenden Parlamentarischen Geschäftsführerin der An-
tragstellerin dahin gehend, dass die Koalitionsfraktionen 
nicht bereit seien, den Kandidaten der Antragstellerin, 
den Abgeordneten Galau, zu wählen. Auch er bezog sich 
dabei auf dessen politische Vergangenheit.

4.

Es ist angesichts des geschilderten Sachverhalts nicht 
nachvollziehbar, wenn die Antragstellerin vorträgt, der 
Landtag habe seine ablehnenden Wahlentscheidungen 
ohne jede parlamentsinterne Begründung durchgesetzt 
und lediglich in Presseverlautbarungen die parteipoli-
tische Vergangenheit des von der Antragstellerin vorge-
schlagenen Kandidaten als Begründung für die Nicht-
wahl vorgebracht. Tatsächlich wurde die Frage der Wahl 
bzw. die Ablehnung des Kandidaten in dem für solche 
Fragen zuständigen Gremium des Landtages, dem Präsi-
dium, erörtert, das gerade auch der Verständigung zwi-
schen den Fraktionen dienen soll. 

Die Vertreter der Fraktionen brachten erkennbar zum 
Ausdruck, weshalb aus ihrer Sicht eine Wahl des von der 
Antragstellerin vorgeschlagenen Kandidaten für die PKK 
nicht in Betracht kommt, bei der es sich nicht um einen 
Fachausschuss des Landtages handelt, sondern um ein 
spezielles Gremium, das nach Gesetz vom Landtag gebil-
det wird und das eine herausgehobene Aufgabe hat, näm-
lich die Landesregierung in Angelegenheiten des Verfas-
sungsschutzes zu kontrollieren.“

Landesaufnahmeprogramm verlängern und verbessern

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 17. Sitzung am 24. Sep-
tember 2015 zum TOP 13 folgenden Beschluss gefasst:

„Der Landtag stellt fest: 

Das Landesaufnahmeprogramm ist ein wichtiges Instru-
ment in der humanitären Verantwortung des Landes 
Brandenburg, da es syrischen Geflüchteten ermöglicht, 
im Wege einer Verpflichtungserklärung durch Angehöri-
ge oder Dritte vor den kriegerischen Auseinanderset-
zungen und dem Terror in ihrem Heimatland bei uns 
Schutz zu suchen.

Die Landesregierung wird aufgefordert,

1.	 das Landesaufnahmeprogramm über die bisher gül-
tige Befristung vom 30. September 2015 hinaus 
schnellstmöglich zu verlängern,

2.	 die bisherige Stichtagsregelung, nach der syrische 
Staatsangehörige sich bereits seit dem 1. Januar 
2013 im Bundesgebiet aufhalten müssen, insoweit 
zu ändern, dass diese Regelung künftig flexibel ge-
staltet ist,

3.	 bei der Verlängerung des Landesaufnahmepro-
grammes die Möglichkeit der Abgabe einer soge-
nannten Verpflichtungserklärung durch Dritte zu re-
geln und die Notwendigkeit eines Fortbestandes der 
Verpflichtungserklärungen zu prüfen, die im Rah-
men der Landesaufnahmeanordnung für die sy-
rischen Flüchtlinge abgegeben wurden beziehungs-
weise werden, wenn ein späteres Asylverfahren er-
folgreich durchgeführt wird,

4.	 die Aufnahme aus Anrainerstaaten Syriens, Syrien 
selbst und Ägypten zu ermöglichen,

5.	 bei Verwandten ersten Grades die Ergänzung um 
‚mitreisende‘ Ehegatten und minderjährige Kinder 
vorzusehen,

6.	 die Herausnahme der Kosten für Leistungen bei 
Krankheit, Schwangerschaft, Geburt, Pflegebedürf-
tigkeit und Behinderung im Sinne der §§ 4, 6 Asyl-
bewerberleistungsgesetz aus den abzugebenden 
Verpflichtungserklärungen beizubehalten.“

Regionale Wachstumskerne - gut für das ganze Land!

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 17. Sitzung am 25. Sep-
tember 2015 zum TOP 20 folgenden Beschluss gefasst:

„Der Landtag stellt fest:

Die Politik der Stärkung Regionaler Wachstumskerne 
(RWK) hat das ganze Land Brandenburg vorangebracht, 
indem es gelungen ist, die wirtschaftlich starken Stand-
orte im Land infrastrukturell, wirtschaftlich, aber auch 
politikfeldübergreifend zu unterstützen. Die Abstimmung 
und Zusammenarbeit in der Strukturpolitik zwischen 
kommunaler und Landesebene wurde durch den Wachs-
tumskernansatz weiter verbessert. Auch die Zusammen-
arbeit zwischen den Wachstumskernen und ihrem Um-
land erhielt durch den RWK-Ansatz entscheidende Im-
pulse. 

Grundlegende sozioökonomische und demografische 
Rahmenbedingungen können auch durch den RWK-An-
satz nur teilweise beeinflusst werden. Alle RWK haben 
jedoch eine deutlich überdurchschnittliche Arbeitsplatz-
dichte und stellen Wachstumsmotoren für das gesamte 
Land dar. Dies wird auch an den in den letzten Jahren 
kontinuierlich positiven Pendlersalden sichtbar. Deswe-
gen begrüßt der Landtag die Fortführung des RWK-Pro-
zesses in der 6. Legislaturperiode.



1604� Landtag Brandenburg - 6. Wahlperiode - Plenarprotokoll 6/17 - 24./25. September 2015

Der Landtag fordert die Landesregierung auf,

•	 die RWK in der jetzigen Zusammensetzung beizu-
behalten,

•	 weiterhin auch für Standorte außerhalb der RWK 
für Gespräche zu strategischen Kernthemen zur 
Verfügung zu stehen, sofern ein qualifiziertes Stand-
ortentwicklungskonzept vorliegt,

•	 regionale und sektorale Strukturpolitik noch enger 
miteinander zu verzahnen,

•	 die Städte als Wirtschaftsstandorte zu stärken, unter 
anderem durch die Verzahnung von integrierten 
Stadtentwicklungskonzepten mit dem strategischen 
Ansatz der RWK (in Bekräftigung seines entspre-
chenden Beschlusses vom 23. Januar 2013; Druck-
sache 5/6646-B, Nummer 1 Buchstabe b),

•	 den Stadt-Umland-Wettbewerb auch als Instrument 
der Strukturpolitik zu begreifen und in diesem Rah-
men sicherzustellen, dass - unter Nutzung aller drei 
EU-Fonds - die förderfähigen RWK-Maßnahmen 
umgesetzt werden können,

•	 die infrastrukturellen Voraussetzungen für die Sub-
stanzpflege und weitere Entwicklung innovativer 
und zukunftsfähiger Unternehmen in den RWK und 
ihrem Umland zu schaffen, unter anderem durch die 
Breitbandförderung sowie die Gemeinschaftsaufga-
be ‚Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur‘ (GRW-Infrastruktur),

•	 die vom Bund eingeräumte Möglichkeit der Förde-
rung von Regionalbudgets im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgabe ‚Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur‘ auch weiterhin zu nutzen, um die 
Umlandfunktion der RWK sowie die Zusammenar-
beit zwischen RWK und den sie umgebenden/an-
grenzenden Landkreisen zu stärken und um klar de-
finierte, komplexe und langwierige Aufgaben/Pro-
jekte zu managen.

Das bewährte Steuerungsinstrument der interministeriel-
len Arbeitsgruppe Integrierte Standortentwicklung ist 
fortzuführen und weiterzuentwickeln. Dabei sollten in 
Zukunft die Themen Wissens- und Technologietransfer, 
Fachkräftesicherung und die Verzahnung mit der Cluster-
Strategie im Mittelpunkt stehen.

Dem Landtag ist bis Sommer 2017 über den Stand der 
Umsetzung dieser Punkte zu berichten.“

Volksinitiative nach Artikel 76
der Verfassung des Landes Brandenburg

„Volksinitiative für größere Mindestabstände 
von Windrädern sowie keine Windräder im Wald“

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 17. Sitzung am 25. Sep-
tember 2015 zum TOP 21 folgenden Beschluss gefasst:

„1.	 Die Volksinitiative wird abgelehnt.

2.	 Die Landesregierung wird aufgefordert, die Ener-
giestrategie 2030 im Jahr 2016 zu evaluieren und 
dabei insbesondere

a)	 zu überprüfen, ob die energiepolitischen Ziele 
auch mit einem geänderten Flächenziel bei der 
Nutzung der Windkraft erreicht werden kön-
nen,

b)	 Instrumente zur Förderung lokaler Energie-
konzepte zu entwickeln, durch die die Partizi-
pation von Bürgerinnen und Bürgern an der 
Energiewende erweitert wird und 

c)	 die Fortschreibung der Energiestrategie trans-
parent zu gestalten und dabei zum Erzielen ei-
ner möglichst hohen Akzeptanz Vertreterinnen 
und Vertreter von Volks- und Bürgerinitiati-
ven, Kammern, Wirtschafts- und Umweltver-
bänden sowie Gewerkschaften frühzeitig ein-
zubeziehen. 

3.	 Die Landesregierung wird aufgefordert,

a)	 die Regionalen Planungsgemeinschaften (RPG) 
bei der zügigen Aufstellung der Regionalpläne 
weiterhin zu unterstützen,

b)	 die Waldfunktionenkartierung zeitnah zu aktu-
alisieren und den RPG als Grundlage für die 
Planung von Windeignungsgebieten im Wald 
zur Verfügung zu stellen und

c)	 in den Leitfaden für Planung, Genehmigung 
und Betrieb von Windkraftanlagen im Wald 
vom Mai 2014 forstfachliche Empfehlungen 
zu den Waldfunktionen neu aufzunehmen, die 
bei der Abwägung durch die Regionalplanung 
berücksichtigt werden sollen.

4.	 Die Landesregierung wird aufgefordert, dem Land-
tag einen Gesetzentwurf zur Änderung des Gesetzes 
zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sa-
nierungsplanung vorzulegen, mit dem die Mitwir-
kungsrechte kleiner Kommunen in den Regional-
versammlungen gestärkt werden.“

Schutzstatus des Bibers für Deutschland anpassen und
praxistauglichen Umgang ermöglichen

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 17. Sitzung am 25. Sep-
tember 2015 zum TOP 22 folgenden Beschluss gefasst:

„Bibermanagement konsequent umsetzen und
weitere Maßnahmen zur Schadensabwendung prüfen

Die Landesregierung wird aufgefordert, das im Frühjahr 
2015 verabschiedete Maßnahmenpaket zur Abwendung 
erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonsti-
ger erheblicher wirtschaftlicher Schäden durch die gestie-
gene Biberpopulation konsequent und vollständig umzu-
setzen. Dazu zählen insbesondere die präventiven Schutz-
maßnahmen zur nachhaltigen Vermeidung von Biber-
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schäden sowie die in der Brandenburgischen Biberver-
ordnung vorgesehenen Möglichkeiten zur Beseitigung 
von Biberbauen und -burgen an Deichen und sonstigen 
Hochwasserschutzanlagen, an Dämmen von Kläranlagen 
und an Fischteichanlagen sowie in bestimmten Fällen 
auch die Entnahme, Vergrämung und Tötung von Einzel-
tieren durch die Landkreise und kreisfreien Städte.

Sollte nach einer gründlichen Evaluation spätestens Mitte 
2017 keine deutliche Verbesserung der insbesondere im 
Osten Brandenburgs durch die Biberpopulation bestehen-
den Problemlagen festzustellen sein, wird die Landesre-
gierung aufgefordert, sich mit einer Initiative im Bundes-
rat für eine Anpassung des Schutzstatus des Bibers in der 
Bundesrepublik Deutschland beziehungsweise in einzel-
nen Regionen Deutschlands einzusetzen. Der Bundesre-
gierung soll damit der Auftrag erteilt werden, in den ent-
sprechenden europäischen Gremien zu erwirken, dass 
Deutsche Biberpopulationen von den Anhängen II und IV 
der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 
zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 
wildlebenden Tiere und Pflanzen (FFH-Richtlinie) aus- 
und gleichzeitig in den Anhang V aufgenommen werden. 
Damit könnte gegebenenfalls die Anwendung weiterer 
Instrumente zur Abwehr von Schäden und von Gefahren 
in hochwassergefährdeten Gebieten ermöglicht werden, 
ohne hierbei den günstigen Erhaltungszustand des Bibers 
zu gefährden.“

Höfeordnung in Brandenburg einführen und
ortsansässige Landwirte stärken

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 17. Sitzung am 25. Sep-
tember 2015 zum TOP 24 folgenden Beschluss gefasst:

„Der Landtag stellt fest:

In Brandenburg haben sich vielfältige landwirtschaftliche 
Besitzstrukturen etabliert. Von den rund 5 400 landwirt-
schaftlichen Betrieben (2013) sind rund 700 Personenge-
sellschaften, 1 000 juristische Personen, 2 100 Einzelun-
ternehmen im Nebenerwerb und rund 1 600 Einzelunter-
nehmen im Haupterwerb.

Mit Blick auf die Einzelunternehmen im Haupterwerb ist 
festzustellen, dass diese Betriebe in den vergangenen 
25  Jahren eine gute Entwicklung genommen haben. In-
zwischen steht in Brandenburg bei vielen dieser Betriebe 
der Generationswechsel an. Um diese Betriebe in ihrer 
Struktur und Leistungsfähigkeit zu erhalten, soll mit der 
Einführung der Höfeordnung oder vergleichbarer landes-
rechtlicher Regelungen ein geschlossener Übergang die-
ser Betriebe von einer auf die nächste Generation ermög-
licht werden. 

Ziel soll es sein, rechtliche Voraussetzungen für den Er-
halt der generationenübergreifenden landwirtschaftlichen 
Einzelbetriebe zu schaffen und damit letztlich die ortsan-
sässigen Landwirte zu stärken. Die Betriebe sollen im 
Besitz der Eigentümerfamilien verbleiben. Der Verkaufs-
druck wegen der bisher bestehenden gesetzlichen Erbfol-
genregelungen soll reduziert werden. 

Darüber hinaus sollen ortsansässige Landwirte beim Bo-
denerwerb gestärkt werden. 

Die Landesregierung wird aufgefordert,

1.	 sich gegenüber der Bundesregierung dafür einzuset-
zen, dass die Höfeordnung so geändert wird, dass 
sie auch in Brandenburg anwendbar ist,

2.	 sollte dies aus rechtlichen oder tatsächlichen Grün-
den nicht möglich sein, dem Landtag in ihrer Wir-
kung vergleichbare landeseigene gesetzliche Rege-
lungen vorzulegen,

3.	 den zuständigen Behörden Vollzugshinweise zur 
rechtssicheren Anwendung des Grundstücksver-
kehrsrechts zugunsten ortsansässiger Landwirte zur 
Verfügung zu stellen.“

Anwesenheitsliste - Donnerstag, 24. September 2015

Frau Augustin (CDU) 
Frau Bader (DIE LINKE) 
Herr Barthel (SPD) 
Herr Dr. Bernig (DIE LINKE) 
Frau Bessin (AfD)
Herr Bischoff (SPD) 
Herr Bommert (CDU) 
Herr Bretz (CDU) 
Herr Christoffers (DIE LINKE) 
Frau Dannenberg (DIE LINKE) 
Herr Dombrowski (CDU) 
Herr Domres (DIE LINKE) 
Herr Eichelbaum (CDU) 
Frau Fischer (SPD) 
Herr Galau (AfD)
Herr Genilke (CDU) 
Frau Geywitz (SPD) 
Herr Gliese (CDU) 
Frau Gossmann-Reetz (SPD) 
Frau Große (DIE LINKE) 
Herr Günther (SPD) 
Herr Hein (fraktionslos)
Frau Heinrich (CDU) 
Herr Hoffmann (CDU)
Herr Holzschuher (SPD) 
Herr Homeyer (CDU) 
Frau Johlige (DIE LINKE) 
Herr Jungclaus (B90/GRÜNE) 
Herr Kalbitz (AfD)
Frau Kircheis (SPD) 
Herr Königer (AfD)
Herr Kosanke (SPD) 
Frau Koß (SPD) 
Herr Kurth (SPD) 
Herr Lakenmacher (CDU) 
Frau Lehmann (SPD) 
Herr Liebehenschel (CDU) 
Frau Dr. Liedtke (SPD) 
Frau Lieske (SPD) 
Herr Loehr (DIE LINKE) 



1606� Landtag Brandenburg - 6. Wahlperiode - Plenarprotokoll 6/17 - 24./25. September 2015

Herr Ludwig (DIE LINKE) 
Frau Dr. Ludwig (CDU) 
Herr Lüttmann (SPD) 
Frau Mächtig (DIE LINKE) 
Frau Muhß (SPD) 
Frau Müller (SPD) 
Frau Dr. Münch (SPD) 
Herr Ness (SPD) 
Frau Nonnemacher (B90/GRÜNE) 
Herr Nowka (CDU) 
Herr Petke (CDU) 
Herr Raschke (B90/GRÜNE) 
Herr Dr. Redmann (CDU) 
Frau Richstein (CDU) 
Herr Roick (SPD) 
Herr Rupprecht (SPD)
Frau Schade (AfD)
Herr Dr. Scharfenberg (DIE LINKE) 
Frau Schier (CDU) 
Herr Prof. Dr. Schierack (CDU) 
Frau Schinowsky (B90/GRÜNE) 
Herr Schmidt (SPD) 
Herr Dr. Schöneburg (DIE LINKE) 
Herr Schröder (AfD)
Herr Schulze (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe)
Frau Schülzke (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe)
Frau Schwarzenberg (DIE LINKE)  
Herr Senftleben (CDU) 
Frau Stark (SPD) 
Herr Stohn (SPD)
Frau Tack (DIE LINKE) 
Frau Vandre (DIE LINKE) 
Herr Vida (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe)
Herr Vogel (B90/GRÜNE) 
Herr Vogelsänger (SPD) 
Frau von Halem (B90/GRÜNE) 
Herr Wichmann (CDU) 
Herr Wilke (DIE LINKE) 

Anwesenheitsliste - Freitag, 25. September 2015

Frau Augustin (CDU) 
Herr Baaske (SPD) 
Frau Bader (DIE LINKE) 
Herr Barthel (SPD) 
Herr Dr. Bernig (DIE LINKE) 
Frau Bessin (AfD)
Herr Bischoff (SPD) 
Herr Bommert (CDU) 
Herr Bretz (CDU) 
Herr Christoffers (DIE LINKE)  
Frau Dannenberg (DIE LINKE) 
Herr Dombrowski (CDU) 
Herr Domres (DIE LINKE) 
Herr Eichelbaum (CDU) 
Herr Folgart (SPD) 
Herr Genilke (CDU) 
Frau Geywitz (SPD) 

Herr Gliese (CDU) 
Frau Gossmann-Reetz (SPD) 
Frau Große (DIE LINKE) 
Herr Günther (SPD) 
Herr Hein (fraktionslos)
Frau Heinrich (CDU) 
Herr Holzschuher (SPD) 
Herr Homeyer (CDU) 
Frau Johlige (DIE LINKE) 
Herr Jung (AfD)
Herr Kalbitz (AfD)
Frau Kircheis (SPD) 
Herr Königer (AfD)
Herr Kosanke (SPD) 
Frau Koß (SPD) 
Herr Kurth (SPD) 
Herr Lakenmacher (CDU) 
Frau Lehmann (SPD) 
Herr Liebehenschel (CDU) 
Frau Dr. Liedtke (SPD) 
Frau Lieske (SPD) 
Herr Loehr (DIE LINKE) 
Herr Ludwig (DIE LINKE) 
Herr Lüttmann (SPD) 
Frau Mächtig (DIE LINKE) 
Frau Muhß (SPD) 
Frau Müller (SPD) 
Frau Dr. Münch (SPD) 
Herr Ness (SPD) 
Frau Nonnemacher (B90/GRÜNE) 
Herr Nowka (CDU) 
Herr Petke (CDU) 
Herr Raschke (B90/GRÜNE) 
Herr Dr. Redmann (CDU) 
Frau Richstein (CDU) 
Herr Roick (SPD) 
Herr Rupprecht (SPD)
Frau Schade (AfD)
Herr Dr. Scharfenberg (DIE LINKE) 
Frau Schier (CDU) 
Herr Prof. Dr. Schierack (CDU) 
Frau Schinowsky (B90/GRÜNE) 
Herr Schmidt (SPD) 
Herr Dr. Schöneburg (DIE LINKE) 
Herr Schröder (AfD)
Herr Schulze (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe)
Frau Schülzke (BVB/FREIE WÄHLER Gruppe)
Frau Schwarzenberg (DIE LINKE) 
Herr Senftleben (CDU) 
Frau Stark (SPD) 
Herr Stohn (SPD) 
Frau Tack (DIE LINKE)
Frau Vandre (DIE LINKE) 
Herr Vogel (B90/GRÜNE) 
Herr Vogelsänger (SPD) 
Frau von Halem (B90/GRÜNE)
Herr Wichmann (CDU) 
Herr Wilke (DIE LINKE) 
Herr Dr. Woidke (SPD) 


